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Vorwort
Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz im Sinne des § 14 SGB VIII hat die Aufgabe, 
aktuelle Gefährdungen für die Entwicklung junger Menschen zu benennen, persönlich-
keitsstärkende Ansätze zum Umgang damit zu entwickeln und diese durch professionelle 
Bildungs- und Sensibilisierungsangebote für alle Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern zur 
Wirkung zu bringen. Die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) Nordrhein-
Westfalen e.V. unterstützt diese fachliche Praxis im Land mit Informationsangeboten, 
Handlungskonzepten und methodischen Anregungen. Ebenso fördert sie auf Landesebe-
ne den Austausch und die fachliche Kooperation der zuständigen Strukturen. 

Im Themengebiet Gewaltprävention blickt die AJS auf eine jahrzehntelange fachliche 
Praxis zurück. Im Jahr 1979 wurde die Geschäftsstelle in Köln um das Fachgebiet „Delin-
quenzprophlaxe, Jugendkriminalität und Gewaltprävention“ erweitert. Jan Lieven als 
AJS-Geschäftsführer und vor allem Carmen Trenz als Fachreferentin etablierten in den Fol-
gejahren die Gewaltprävention als zentrales Themenfeld des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes in Nordrhein-Westfalen. Inhaltlich, aber auch im Hinblick auf zahlreiche 
Kooperationen und Vernetzungen. 

Anlässlich der bevorstehenden Pensionierung von Carmen Trenz entstand aus dem Team 
der AJS vor zwei Jahren die Idee, eine Sammlung ihrer wichtigsten Beiträge in unserer 
Zeitschrift AJS FORUM zusammen zu stellen. Schnell wurde klar, dass der Wert dieser 
Sammlung über einen Rückblick weit hinausgeht. Es lassen sich über die Jahre auch für 
die heutige Praxis interessante Entwicklungslinien darstellen, sowohl im Hinblick auf ge-
fährdende Faktoren für junge Menschen, als auch auf methodische Ansätze zum Umgang 
damit. Zudem zeigt sich beispielsweise, dass viele vermeintlich neue Phänomene in Wahr-
heit – wenn auch in etwas anderem Gewand – bereits lange bestehen. Das Rad muss nicht 
immer neu erfunden werden. 

Somit entstand die Idee dieser Publikation. Sie hat das Ziel, Erfahrungen der Vergangen-
heit für die heutige Praxis nutzbar zu machen. Und zum Weiterdenken, Weiterkooperieren 
und vor allem zum Weiter-Machen anzuregen. Präventionsarbeit braucht Macher - aktive, 
offene Menschen mit klarer Haltung, die nah an den sich immer wieder wandelnden Le-
benswelten junger Menschen sind. 

Ich danke allen beteiligten Kolleginnen und Kollegen im Team der AJS und unserem lang-
jährigen Partner Drei-W-Verlag in Essen für ihr Machen und ihre Mitwirkung. Ganz beson-
ders aber Dimitria Bouzikou, die dieses spannende wie umfangreiche Projekt inhaltlich 

geleitet und geprägt hat. 

Sebastian Gutknecht

Geschäftsführer der AJS
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Einleitung
Als AJS-Fachreferentin und langjährige Trainern für Gewaltprävention freue ich mich ganz 
besonders, den Reader Gewaltprävention in NRW mit Beiträgen der AJS von 1982 bis heute 
vorzustellen. Der Reader dokumentiert die 35-jährige Gewaltpräventionsarbeit der AJS 
in NRW und stellt insbesondere für die Fachpraxis eine Bereicherung dar. Es finden sich 
nahezu alle theoretischen und praxisrelevanten Aspekte von Gewaltprävention und Inter-
vention in dieser Sammlung. Die Artikel sind überwiegend von AJS Mitarbeiter*innen 
verfasst und im AJS FORUM veröffentlicht worden. Das heißt, der Reader bündelt in den 
chronologisch und thematisch übersichtlich angeordneten Texten Informationen zu Er-
scheinungsformen, Ausmaß und Ursachen von Gewalt. Gleichermaßen weckt die Be-
schäftigung mit dem komplexen Thema Gewalt die Neugier und motiviert, sich mit be-
stimmten Fragestellungen tiefgründiger auseinanderzusetzen.

Welche Gewalt- und Kriminalitätspräventionsmaßnahmen sind wirksam und welche sind 
womöglich schädlich? Welche Faktoren erhöhen und welche Faktoren senken die Gewalt-
bereitschaft von Kindern und Jugendlichen? Wie sieht Prävention von Cyber-Mobbing 
aus? Was können Eltern tun, um ihre Kinder vor sexualisierter Gewalt zu schützen?  
Wie sinnvoll sind Sanktionen? Woran erkenne ich gute Gewaltpräventionskonzepte?  
Was bedeutet Opferschutz? Wie können Counter Speech Methoden gegen Hate Speech in 
der Arbeit mit Jugendlichen aussehen? Wie lässt sich traditionell religiöses Verhalten von 
Radikalisierung unterscheiden? 

Kurz gesagt: Wer auf der Suche nach fundiertem Fachwissen und praxisnahen Hand-
lungsansätzen zu bestimmten Gewaltphänomenen ist, erhält einen umfassenden 
historischen und themenspezifischen Überblick.

Mit dem in NRW besorgniserregenden Anstieg der Straftaten von Jugendlichen in den 
1980er Jahren fand die Präventionsarbeit der AJS ihren Einstieg. Zu dieser Zeit erregte 
etwa die reißerische Berichterstattung über randalierende, gewaltbereite Jugendliche 
Fußballfans das Interesse der Öffentlichkeit. Sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene entstanden Initiativen, um der Gewaltausübung und Kriminalitätssteigerung ent-
gegenzuwirken. In diesem Kontext erhielt die Landesstelle den Auftrag, sich des Themas 
anzunehmen und Arbeitshilfen für pädagogische Fach- und Lehrkräfte zu erstellen. 
Damit war ein Meilenstein im Rahmen des Kinder- und Jugendschutzes gesetzt. Was von 
wenigen Pionier*innen als kriminalpräventive Notwendigkeit angestoßen wurde, ent-
wickelte sich mit den Jahren zu dem in der breiten Öffentlichkeit wahrgenommenen 
Themenkomplex Gewaltprävention. 

Das Thema Gewaltprävention zu etablieren, hätte ohne die politische Unterstützung 
wesentlich mehr Zeit in Anspruch genommen. Neue gesetzliche Regelungen in den ver-
gangenen 35 Jahren haben das Themenfeld entscheidend vorangebracht. Vor allem das 
im Jahr 2000 im Bürgerlichen Gesetzbuch verankerte Gesetz zur Ächtung von Gewalt, 
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das 2002 in Kraft getretene Gewaltschutzgesetz, das 2012 verabschiedete Bundeskinder-
schutzgesetz und die Verschärfungen des Sexualstrafrechts 2014 und 2016 haben weit-
reichende Auswirkungen auf die öffentliche Wahrnehmung von Gewalt gegenüber Kindern 
und Jugendlichen und häuslicher Gewalt bewirkt. 

Die erhöhte gesellschaftliche Aufmerksamkeit und Auseinandersetzung mit den ver-
schiedenen Gewaltphänomenen führten zu der Erkenntnis, dass ein gesamtgesellschaft-
liches Engagement gefordert ist, um Gewalt einzudämmen. Das hatte wiederum zur 
Folge, dass vielerlei Konzepte und Maßnahmen entwickelt, in der Praxis erprobt und 
implementiert wurden. Die Expansion von Gewaltpräventionsmaßnahmen hält er-
freulicherweise bis heute an. Wobei die Fachwelt zu Recht darauf hinweist, dass der Be-
griff Gewaltprävention im Laufe dieser Entwicklungen an Kontur verloren hat, in der Praxis 
instrumentalisiert und inflationär benutzt wird. 

Die Selbstverständlichkeit, mit der heute über die Gewaltphänomene gesprochen wird, 
trügt über die Tatsache hinweg, dass Präventionsarbeit eine nicht immer leichte Auf-
gabe darstellt. Vor allem bei tabubehafteten Themen wie sexualisierter Gewalt gab und 
existieren nach wie vor Widerstände, die es abzubauen gilt. Auch die in den Kommunen 
des Landes enge Zusammenarbeit von Jugendhilfe, Schule und Polizei bedurfte viel 
Engagement, Vorurteilsabbau und Vermittlungsarbeit. Die AJS trug maßgeblich dazu 
bei, die Kommunikation und Kooperation zwischen den unterschiedlichen Akteuren zu 
fördern. Der daraus seit 1984 erwachsene Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei, Schule 
ist bis heute bestrebt, die Gewaltprävention zu fördern und die Kinder- und Jugend-
kriminalität zu reduzieren.

Mittlerweile stehen landes- und bundesweit Gewalt- und Kriminalitätsprävention auf 
der Agenda von Politik und Wissenschaft, Polizei und Justiz, Schule, Kinder- und Jugend-
hilfe. Die Gewaltprävention ist in NRW auf einem guten Weg. Gewalt ist allgegenwärtig, hat 
multikausale Gründe und kann nicht vollständig verhindert werden. Deshalb gehört es zur 
zentralen Aufgabe pädagogischer Arbeit, Kinder- und Jugendliche für Gewaltphänomene 
frühzeitig zu sensibilisieren und ihnen einen angemessenen Umgang damit zu vermitteln. 
Aktuell gilt es vor allem, mit vereinter Kraft der anwachsenden ideologisch, weltanschaulich 
und fremdenfeindlich motivierten Gewalt entgegenzuwirken. Dieser Herausforderung stellt 
sich die AJS und greift auf bewährte Strategien zurück. Im Fokus stehen dabei der enge Aus-
tausch mit der Fachpraxis über pädagogische Belange, die interdisziplinäre Zusammenarbeit 
innerhalb der AJS und natürlich die Erstellung von Publikationen wie die des Readers.

Mit Blick in die Zukunft bleibt zu wünschen, dass die vorliegende Sammlung an Fach-
artikeln eine weite Verbreitung findet und Akteurinnen und Akteure einen Mehrwert für ihre 
praktische Arbeit im Sinne des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes daraus ziehen. 

Dimitria Bouzikou (AJS)
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Thema                AJS FORUM  SEITE

1. GEWALTPHÄNOMENE

Jugendkriminalität

Zahlen zur (Jugend-) Kriminalitätsentwicklung 1982 in NW 5/1983  30

Aktuelle Fakten, Zahlen und Stand der Jugendkriminalität,   4/1986    31 
Statistische Angaben zur Jugendkriminalität 1984 

Ausländerkriminalität – Konstrukt und Wirklichkeit  2/1998  32 
Stellungnahme der AJS-Mitarbeiterin Carmen Trenz zu Ausmaß, Hintergründen und   
Prävention der Kriminalität junger Zuwanderer auf die Anhörung des Landtags NRW 

Kinder- und Jugendkriminalität    34 
Begrifflichkeiten, Datenlage, Handlungsansätze (2017) 

Jugendgewalt 

Jugend und Gewalt  4/2000  40 
Anmerkungen aus kriminologischer Sicht von Frank J. Robertz 

Gewaltbereitschaft unter Jugendlichen ist primär ein Erziehungsproblem  3/2003   42

Forschung und Statistik zur Jugendgewalt in Deutschland  4/2006   43

Alkoholkonsum und Jugendgewalt   4/2010  44 
Wie ist die Situation? Was kann/sollte dagegen getan werden?

Sexualisierte Gewalt 

Sexueller Missbrauch von Mädchen  1/1987  47
Problemdarstellung sowie konzeptionelle Überlegungen zur Vorbeugung und Hilfe 

Prävention gegen sexuellen Missbrauch    48 
Kinder schützen im pädagogischen Alltag (60 Jahre AJS Festschrift: Jugendschutz, 2013) 

Sexueller Missbrauch in Institutionen    56 
Interventionen und Perspektiven (60 Jahre AJS Festschrift: Jugendschutz, 2013)   

Gewalt in Medien 

Ist der Fernsehkonsum Schuld am Ausmaß der Gewalt?  4/2002  64

Pädosexuelle im Netz 1/2009  66  
Täter gehen dort hin, wo sie Kinder treffen – im Internet treffen sie alle      

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW
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Computerspiele in der Kritik  2-3/2009  70 
Jugendschutz zwischen kindlicher Faszination und elterlicher Sorge 

Sexualisierte Gewalt im Internet 2-3/2009  72 
Präventionsmodellprojekt SMART USER

Der Umgang mit Medien im Wandel der Zeit. Aus Bewahren wird Stärken    74 
(60 Jahre AJS Festschrift: Jugendschutz, 2013) 

Filter alleine reichen nicht  2/2013  80 
Jugendschutzprogramme erfassen neuerdings Internetangebote ab 18 Jahren 

Würden Sie auf mich schießen?  3/2014  82 
Lasertag und Jugendschutz – eine Frage der Haltung

Lasertag – Ein Fall für den Jugendschutz?  3/2015   84

Löschung von WhatsApp!  3/2016  86

Mobbing / Cyber-Mobbing

Mobbing ist unter Kindern und Jugendlichen weit verbreitet  4 /2004  89 
Experten diskutierten auf einer Tagung in Köln über professionelle Hilfen für Mobbing-Opfer 

Mobbing unter Kindern und Jugendlichen  1/2005  90 
Ein Überblick über das Phänomen und Hinweise zum Umgang mit Mobbing 

Nur ein paar Klicks und du bist gemobbt  2-3/2010  92 
Gezielte Aufklärung hilft beim Eindämmen von Mobbing-Attacken

Cyber-Mobbing – wahrnehmen, bewerten, handeln  4/2012  96 
Fachtagung diskutiert die „digitale Tyrannei“ unter Heranwachsenden

Forschungsbedarf zum Thema Cyber-Mobbing  4/2012  98 
Aktuelle Studien auf dem Prüfstand  

Spannungsfeld zwischen Faszination und Gefahr  2/2013  100 
Cyberlife – eine Studie zu Cybermobbing bei Schülerinnen und Schülern

Was hilft gegen Cyber-Mobbing? 3/2016  102

Hate Speech

#mundaufmachen gegen Hate Speech  3/2015  104 
Warum wir uns mit Hassreden auseinandersetzen müssen 

Hass im Netz – Wie gehen wir damit um?  1/2016  106 
Ein Überblick über Initiativen, Projekte und Materialien gegen Hate Speech  

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW



12 13

Thema                AJS FORUM  SEITE

#nohatespeech – Vielfalt statt Einfalt   3/2016  108 
Eindrücke von der Hate Speech Fachtagung in Köln

Rechtsextremismus

Aggression ist ansteckend wie Cholera  3/2000   111 
Die Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalt muss auf drei Ebenen ansetzen 

Rechtsextremismus – nein danke!  2/2001  112 
Fachforum in Duisburg

Rechtextremismus als Herausforderung für die Jugendpolitik  3/2003  114 
Bilanz und Perspektiven der vorbeugenden Jugendarbeit

Das Aussteigerprogramm gegen Rechtsextremismus  3/2003   116 
Bericht über den Aufbau des Fachkräftepools und über die Auswertung  
der Betreuungsfälle 

Zwischen Bratwurst und Sitzblockade 2/2014  118 
Tagung von AJS, IDA-NRW und Landesjugendring zu Protestformen gegen Recht 

Das Wollknäuel entwirren  1/2015  119 
Verstrickungen zwischen institutionellen Strukturen und rassistischem Handeln 

„Rassismus – War da was?“   1/2016  120 
Eindrücke von der Rassismus-Fachtagung in Münster 

Salafistische Radikalisierung

Von frommen Muslimen und Dschihadisten  4/2014  123 
Wie gehen wir mit der Herausforderung des Salafismus um? 

Salafistischer Radikalisierung gemeinsam begegnen – Aber wie?  4/2015  124

Plan P, Jugend stark machen gegen salafistische Radikalisierung  1/2016  126

ERKENNEN und HANDELN VOR ORT  
Plan P. – Jugend stark machen gegen salafistische Radikalisierung  2/2016   127

Gewalt in Fankulturen 

Zuschauerkrawalle Jugendlicher bei Sportveranstaltungen  5/1983   128 
Situationsbeschreibung und mögliche Gegenmaßnahmen

Ausschreitungen jugendlicher Fußballfans, eine Aufgabe für Jugendarbeit  3/1984  132 
und Sportvereine?  
Bericht über eine Fachtagung der AJS 

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW
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Jugend, Fußball und Krawall –  5-6/1985  133 
Möglichkeiten der Jugendhilfe bei der Eindämmung von Fan-Ausschreitungen 

2. BASISTHEMEN DER GEWALTPRÄVENTION
Werteerziehung

Prävention durch Werteerziehung  1/2003  136 
Welche Möglichkeiten gibt es und welche Grenzen müssen wir sehen? Siegried Uhl

Gewalt aus Leidenschaft 1/2011  138 
Der Spaß an der Grausamkeit ist größer als alle Hemmungen. Drei Studien gehen dem  
Ursprung des Bösen und der Neigung der Öffentlichkeit nach, das Übel zu verharmlosen 

Kinder und Eltern sind besser als Ihr Ruf  4/2014  140 
Eine Zusammenfassung des Zeit-Dossiers „Wir sind keine Sorgenkinder!“

Bindung
Was hat Bindung mit Prävention zu tun? 1/2015   142  
Oder: Was Pädagoginnen und Pädagogen aus der Bindungsforschung lernen können 

Resilienz 
Resilienz – Kinder für die Krise stärken  1/2016  144 
Möglichkeiten der praktischen Umsetzung 

3. PRÄVENTIONSFELDER 
Jugendhilfe und Jugendschutz

Kriminalitätsprophylaxe im Rahmen des Jugendschutzes  4/1984   148

Sozialarbeit und Polizei 1/1987   151

Straßensozialarbeit/Mobile Jugendarbeit und Jugendschutz vor dem Hintergrund 2/1991   152 
des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

Freiräume sind Schutzräume!  4/2015  156 
Eindrücke vom 27. Kinder- und Jugendschutzforum in Dortmund 

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW
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Schule

Gewalt in der Schule  3/1990  158 
Aggressionen in der Schule aus Sicht von LehrerInnen 

Welchen Beitrag können Schule und Jugendhilfe zum Abbau von Gewalt leisten?  1/1993  160 
Stellungnahme der AJS auf der Anhörung des Landtages NRW am 4. März 1993 

Streitschlichtung  3/2000  163  
Alibi für schulische Gewaltprävention oder Motor für schulische Veränderung  

Projekte gegen Rassismus und Gewalt sollen Schule machen  3/2000  166

Gewaltminderung in der Schule  2/2002  167 
Der Göttinger Wissenschaftler Hans Peter Nolting stellt unterschiedliche Strategien  
zur Prävention vor 

„Bis zur Rohheit wild und ungebärdet“   3/2003  170  
Schon vor 100 Jahren spiegelte die Literatur das Thema von Schule und Gewalt

Internetmobbing in der Schule  1/2012  172 
Welche Möglichkeiten der Prävention und Intervention gibt es? 

4. INTERVENTION UND SANKTIONEN 
Erziehung, Strafe oder Wiedergutmachung  6/1988  176 
Neue Konzepte zum Umgang mit Jugendkriminalität 

Große Mehrheit gegen Senkung der Strafmündigkeit  3/1997  181 
Expertengespräch zum Thema „Jugendkriminalität“ 

Prävention statt Strafe  1/1998    182 
AJS und das Amt für Kinder, Jugendliche und Familie der Stadt Krefeld wenden sich  
gegen Strafverschärfung bei jugendlichen Straftätern 

Schon auf Kleinigkeiten übertrieben reagieren  2/2000   183

Was ist abschreckend, was ist rückfallverhütend?  2/2002    184 
Nicht die Straffälligkeit ist für die Jugendhilfe Anlass der Intervention, sondern die   
Erziehungsbedürftigkeit der Jugendlichen. Carmen Trenz (AJS) plädiert für eine  stärkere  
Anwendung der Unterstützungsangebote nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) 

„Ich lerne, dass ich eine Wahl habe“  3/2002  186 
Ein Besuch in der holländischen Glenn Mills School (GMS) in Wezep/Niederlande 

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW
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5. QUALITÄTSKRITERIEN 
Qualitätsmerkmale von Gewaltprävention  1/2004  190 
Erkenntnisse aus der Evaluationsforschung 

Präventionskette vom Kindes- zum Jugendalter  1/2011  193 
NRW-Enquetekommission „Prävention“ legt Empfehlungen vor 

Was verhindert Gewalt? Welche Prävention ist erfolgreich?  4/2011   195 
Das 26. Kinder- und Jugendschutzforum gab Antworten auf Fragen der Gewaltprävention 

Die „Wiederentdeckung des Opfers“  2/2013    196 
18. Deutscher Präventionstag in Bielefeld 

Wirksame Ansätze zur Gewaltprävention  4/2013  197 
Praxis-Leitfaden zur Qualitätssicherung gewaltpräventiver Programme 

Den Blick für das Leid der Opfer schärfen  2/2015  198 
Fachtagung des LAK Jugendhilfe, Polizei und Schule NRW zum Thema Opferschutz 

6. ANSÄTZE, PRÄVENTIONS- UND  
 INTERVENTIONSPROGRAMME
Jugend und Gewalt  1/1992  202 
Maßnahmen und Konzepte zur Gewaltbekämpfung in Nordrhein-Westfalen 

Konflikt-KULTUR  2/2003  207 
Die Vermittlung von sozialer Kompetenz und Prävention stellt Thomas Grüner in einem  
besonderen Projekt vor

Erfahrungen mit dem „No Blame Approach“  1/2008  210 
Gegen Mobbing und Bullying  

„Hier konnte ich wieder Kind sein“  4/2008  211 
Eindrücke von einem Besuch im Modellprojekt „Chance“ für junge Straftäter

Gewaltprävention bei Kindern und Jugendlichen in NRW  4/2009  212 

Vielversprechendes Instrument oder Irrweg der Kriminalprävention?  2-3/2011  214 
Das Projekt „Kurve kriegen“ der nordrhein-westfälischen Polizei 

Was Menschen verbindet und Konflikte löst.  3/2015  216 
Das Konzept der „Gewaltfreien Kommunikation“

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW
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7. KOOPERATIONEN, NETZWERKE UND  
 GOOD PRACTICE BEISPIELE
Sozialarbeit und Polizei – Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit  1/1984  220 
Bericht über eine Fachtagung der AJS

Sozialarbeiter und Polizeibeamte fordern Verbesserung der Kooperation auf  6/1984  221  
örtlicher Ebene  
Bericht über eine Tagung

Gewaltprävention in der Kommune  4/1994   222 
Beispiele aus der Praxis

„Dein Freund und Pädagoge“  2/1999  226  
Kann die Polizei den öffentlichen Sozialarbeiter spielen? 

Der lange Weg zu einer modernen Kriminalprävention  3/1999  227 
Nicht in Konkurrenz, sondern als Ergänzung zur Jugendhilfe sieht die Polizei ihre  
präventive Tätigkeit

Gemeinsam gegen Gewalt  4/2000  228 
Deutsch-Niederländisches Seminar in Bocholt befasste sich mit Programmen  
gegen Jugendgewalt

Über ein besonderes Verhältnis  1/2004  229 
20 Jahre Zusammenarbeit Jugendhilfe und Polizei in NRW

Die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und Polizei  3/2005  232 
Wie sieht sie aus? Welche rechtlichen Grundlagen sind vorhanden?  
Wo sind  Verbesserungen notwendig? Eine Einschätzung der Landesstelle AJS – NRW  

Polizeierlass, Schulerlass?  4/2007  234 
Der neue Runderlass sorgt für Zündstoff. Bekämpfung der Jugendkriminalität 

Hinweis auf den aktuellen Runderlass:    234 
Ministerialblatt (MBl. NRW.), Ausgabe 2014 Nr. 25 vom 5.9.2014 Seite 485 bis 510 

Netzwerke können verhindern, was Kinder straffällig macht  2-3/2012  236 
„Frühe Hilfen statt später später Strafen – was tun mit unter 14-Jährigen?“    
Fachtagung thematisierte Kinder unter der Strafmündigkeitsgrenze

Vorurteile und Berührungsängste abbauen  4/2014  238 
30 Jahre Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei und Schule NRW

Gemeinsam gegen Gewalt in Marl  1/2016  240 
„Präventions- und Handlungskonzept gegen Gewalt in Marl“ wird fortgeschrieben

Aufstellung von AJS Artikeln zum Thema: Gewaltprävention in NRW



17



18 19

38

Die Prävention von Jugenddelinquenz 
und Gewalt gehörte lange Zeit nicht zu 
den „klassischen“ Jugendschutzthemen 
wie Jugendmedienschutz oder Suchtprä-
vention. Die wachsende Ablehnung von 
Gewalt in der Gesellschaft hat dazu ge-
führt, dass der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz gewaltpräventive Maßnah-
men inzwischen zu seinen Kernaufgaben 
zählt. Kinder und Jugendliche zu selbst- 
und sozial verantwortlichen Persönlich-
keiten zu erziehen, ist ein Gewinn für alle. 
Gewaltpräventive Angebote haben sich 
immer breiter etabliert und genügen zu-
nehmend qualitativen Ansprüchen.

Kriminalitätsentwicklung und  
Problemeinschätzung 

In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre alar-
mierte der Anstieg der registrierten Straf-
taten von Jugendlichen Politik und Öf-
fentlichkeit. Jugendkriminalität wurde als 
„schwerwiegendes gesellschaftliches Pro-
blem“1 gesehen. Dies veranlasste die Inter-
ministerielle Arbeitsgruppe zur Verhütung 
und Bekämpfung der Jugendkriminalität 
(IAK) in Nordrhein-Westfalen, die Schulen 
und Jugendhilfeeinrichtungen für die Prä-
vention von Jugendkriminalität zu gewin-
nen und ihnen dazu geeignete Materialien 
zur Verfügung zu stellen. Die Aktion Ju-
gendschutz NRW – heute Arbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V. – 
wurde beauftragt, eine Arbeitshilfe für pä-
dagogische Fachkräfte zu entwickeln. Eine 
interdisziplinäre Projektgruppe bei der 
AJS erstellte die Arbeitsmappe Jugend-
kriminalität – Wir diskutieren mit über 40 
Unterrichtsbausteinen zu allen kinder- 
und jugendrelevanten Deliktsbereichen, 

1 Erlass des Kultusministers NRW 
v. 12.12.1979.

Carmen Trenz

Von	der	Kriminalprävention	
zur	Förderung		
der	Sozialkompetenz
Jugendkriminalität	und	Gewaltprävention

„Sie	steigt,		
sie	steigt	nicht,		

sie	steigt	...“
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mit zahlreichen didaktisch aufbereiteten 
Fallbeispielen, Daten und Fakten zur Ju-
gendkriminalität. Die sog. Blaue Mappe 
erschien 1979 erstmalig und erreichte bis 
2002 acht Auflagen mit insgesamt rund 
140.000 Exemplaren. Mit der Veröffent-
lichung der Unterrichtsbausteine eta-
blierte sich der Arbeitsschwerpunkt Ju-
gendkriminalitätsprävention bei der AJS 
und stellt bis heute einen wichtigen The-
menbereich dar.

In den 1970er und 1980er Jahren galt die 
öffentliche Aufmerksamkeit vor allem den 
jugendtypischen Massendelikten Laden-
diebstahl, Schwarzfahren, Vandalismus 
an Schulen oder Mofa-Frisieren. Nach 
1990 spielten Eigentums- und Vandalis-
musdelikte in der öffentlichen Diskussion 
und in der Jugendkriminalitätspräven-
tion eine nur noch untergeordnete Rolle. 
Der Fokus richtet sich seit dieser Zeit fast 
ausschließlich auf die Reduzierung von 
Gewalt, die zunächst vor allem im Um-
feld des Fußballsports wahrgenommen 
wurde.

Ausschreitungen  
jugendlicher Fußballfans

So sorgten Anfang der 1980er Jahre ver-
mehrt Ausschreitungen jugendlicher Fuß-
ballfans für Schlagzeilen. Die Fachdiskus-
sion machte deutlich, dass repressive 
Maßnahmen allein das Problem nicht lö-
sen können, und so wurde 1981 in Bremen 
das erste Fußballfanprojekt gegründet, 
das das Interesse der Jugendlichen am 
Fußballsport mit sozialpäda-
gogischen Zielsetzungen ver- 
bindet. Die AJS schlug 1983 in 
einer Stellungnahme die Ein-
richtung und Finanzierung von 
sozialpädagogischen Fanpro- 
jekten auch in den nordrhein-westfä-
lischen Bundesligastädten vor und führte 
1984 dazu eine Tagung mit Vertretern 
des Landessportbundes NRW, des Fuß-
ballclubs Arminia Bielefeld und sozial-
pädagogischen Fachkräften durch, bei 
der ebenfalls die Schaffung von Fanpro-
jekten gefordert wurde. Allerdings stan-
den damals die Fußballvereine, der Deut-
sche Fußballbund (DFB) und auch die 
Spitze des Landessportbundes NRW Fan-
projekten kritisch bis ablehnend gegen-

Fanprojekte		
inzwischen			
akzeptiert

Carmen Trenz

Von	der	Kriminalprävention	
zur	Förderung		
der	Sozialkompetenz
Jugendkriminalität	und	Gewaltprävention

Zum Thema „Ausschrei-
tungen jugendlicher Fuß-
ballfans“ wurde 1985 aus 
aktuellem Anlass eine Ar-
beitshilfe in der Reihe „AJS-
Dokumentation“ veröffentli-
cht. Dies war die Nummer 19 
der AJS Dokumentationen. 
Die Nummer 1 erschien 1982, 
inzwischen liegen 31 Aus-
gaben vor, in der Regel als 
Arbeitshilfe zu einem ak-
tuellen Thema oder als Ta-
gungsdokumentation.

▼

60 Jahre AJS Finale.indd   39 12.10.13   17:27

38

Die Prävention von Jugenddelinquenz 
und Gewalt gehörte lange Zeit nicht zu 
den „klassischen“ Jugendschutzthemen 
wie Jugendmedienschutz oder Suchtprä-
vention. Die wachsende Ablehnung von 
Gewalt in der Gesellschaft hat dazu ge-
führt, dass der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz gewaltpräventive Maßnah-
men inzwischen zu seinen Kernaufgaben 
zählt. Kinder und Jugendliche zu selbst- 
und sozial verantwortlichen Persönlich-
keiten zu erziehen, ist ein Gewinn für alle. 
Gewaltpräventive Angebote haben sich 
immer breiter etabliert und genügen zu-
nehmend qualitativen Ansprüchen.

Kriminalitätsentwicklung und  
Problemeinschätzung 

In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre alar-
mierte der Anstieg der registrierten Straf-
taten von Jugendlichen Politik und Öf-
fentlichkeit. Jugendkriminalität wurde als 
„schwerwiegendes gesellschaftliches Pro-
blem“1 gesehen. Dies veranlasste die Inter-
ministerielle Arbeitsgruppe zur Verhütung 
und Bekämpfung der Jugendkriminalität 
(IAK) in Nordrhein-Westfalen, die Schulen 
und Jugendhilfeeinrichtungen für die Prä-
vention von Jugendkriminalität zu gewin-
nen und ihnen dazu geeignete Materialien 
zur Verfügung zu stellen. Die Aktion Ju-
gendschutz NRW – heute Arbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V. – 
wurde beauftragt, eine Arbeitshilfe für pä-
dagogische Fachkräfte zu entwickeln. Eine 
interdisziplinäre Projektgruppe bei der 
AJS erstellte die Arbeitsmappe Jugend-
kriminalität – Wir diskutieren mit über 40 
Unterrichtsbausteinen zu allen kinder- 
und jugendrelevanten Deliktsbereichen, 

1 Erlass des Kultusministers NRW 
v. 12.12.1979.

Carmen Trenz

Von	der	Kriminalprävention	
zur	Förderung		
der	Sozialkompetenz
Jugendkriminalität	und	Gewaltprävention

„Sie	steigt,		
sie	steigt	nicht,		

sie	steigt	...“

60 Jahre AJS Finale.indd   38 12.10.13   17:27

1

 
	 Grundlagen
	 	 	 	 Strukturen

Handlungsformen

•60	Jahre	Kinder-	und	Jugendschutz	in	Nordrhein-Westfalen

Jugendschutz

Ju
ge

nd
sc

hu
tz

				

Arbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V.

				
				

Gr
un

dl
ag

en
		•

		S
tr

uk
tu

re
n	

	•
		H

an
dl

un
gs

fo
rm

en



19

39

mit zahlreichen didaktisch aufbereiteten 
Fallbeispielen, Daten und Fakten zur Ju-
gendkriminalität. Die sog. Blaue Mappe 
erschien 1979 erstmalig und erreichte bis 
2002 acht Auflagen mit insgesamt rund 
140.000 Exemplaren. Mit der Veröffent-
lichung der Unterrichtsbausteine eta-
blierte sich der Arbeitsschwerpunkt Ju-
gendkriminalitätsprävention bei der AJS 
und stellt bis heute einen wichtigen The-
menbereich dar.

In den 1970er und 1980er Jahren galt die 
öffentliche Aufmerksamkeit vor allem den 
jugendtypischen Massendelikten Laden-
diebstahl, Schwarzfahren, Vandalismus 
an Schulen oder Mofa-Frisieren. Nach 
1990 spielten Eigentums- und Vandalis-
musdelikte in der öffentlichen Diskussion 
und in der Jugendkriminalitätspräven-
tion eine nur noch untergeordnete Rolle. 
Der Fokus richtet sich seit dieser Zeit fast 
ausschließlich auf die Reduzierung von 
Gewalt, die zunächst vor allem im Um-
feld des Fußballsports wahrgenommen 
wurde.

Ausschreitungen  
jugendlicher Fußballfans

So sorgten Anfang der 1980er Jahre ver-
mehrt Ausschreitungen jugendlicher Fuß-
ballfans für Schlagzeilen. Die Fachdiskus-
sion machte deutlich, dass repressive 
Maßnahmen allein das Problem nicht lö-
sen können, und so wurde 1981 in Bremen 
das erste Fußballfanprojekt gegründet, 
das das Interesse der Jugendlichen am 
Fußballsport mit sozialpäda-
gogischen Zielsetzungen ver- 
bindet. Die AJS schlug 1983 in 
einer Stellungnahme die Ein-
richtung und Finanzierung von 
sozialpädagogischen Fanpro- 
jekten auch in den nordrhein-westfä-
lischen Bundesligastädten vor und führte 
1984 dazu eine Tagung mit Vertretern 
des Landessportbundes NRW, des Fuß-
ballclubs Arminia Bielefeld und sozial-
pädagogischen Fachkräften durch, bei 
der ebenfalls die Schaffung von Fanpro-
jekten gefordert wurde. Allerdings stan-
den damals die Fußballvereine, der Deut-
sche Fußballbund (DFB) und auch die 
Spitze des Landessportbundes NRW Fan-
projekten kritisch bis ablehnend gegen-

Fanprojekte		
inzwischen			
akzeptiert

Carmen Trenz

Von	der	Kriminalprävention	
zur	Förderung		
der	Sozialkompetenz
Jugendkriminalität	und	Gewaltprävention

Zum Thema „Ausschrei-
tungen jugendlicher Fuß-
ballfans“ wurde 1985 aus 
aktuellem Anlass eine Ar-
beitshilfe in der Reihe „AJS-
Dokumentation“ veröffentli-
cht. Dies war die Nummer 19 
der AJS Dokumentationen. 
Die Nummer 1 erschien 1982, 
inzwischen liegen 31 Aus-
gaben vor, in der Regel als 
Arbeitshilfe zu einem ak-
tuellen Thema oder als Ta-
gungsdokumentation.

▼

60 Jahre AJS Finale.indd   39 12.10.13   17:27

38

Die Prävention von Jugenddelinquenz 
und Gewalt gehörte lange Zeit nicht zu 
den „klassischen“ Jugendschutzthemen 
wie Jugendmedienschutz oder Suchtprä-
vention. Die wachsende Ablehnung von 
Gewalt in der Gesellschaft hat dazu ge-
führt, dass der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz gewaltpräventive Maßnah-
men inzwischen zu seinen Kernaufgaben 
zählt. Kinder und Jugendliche zu selbst- 
und sozial verantwortlichen Persönlich-
keiten zu erziehen, ist ein Gewinn für alle. 
Gewaltpräventive Angebote haben sich 
immer breiter etabliert und genügen zu-
nehmend qualitativen Ansprüchen.

Kriminalitätsentwicklung und  
Problemeinschätzung 

In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre alar-
mierte der Anstieg der registrierten Straf-
taten von Jugendlichen Politik und Öf-
fentlichkeit. Jugendkriminalität wurde als 
„schwerwiegendes gesellschaftliches Pro-
blem“1 gesehen. Dies veranlasste die Inter-
ministerielle Arbeitsgruppe zur Verhütung 
und Bekämpfung der Jugendkriminalität 
(IAK) in Nordrhein-Westfalen, die Schulen 
und Jugendhilfeeinrichtungen für die Prä-
vention von Jugendkriminalität zu gewin-
nen und ihnen dazu geeignete Materialien 
zur Verfügung zu stellen. Die Aktion Ju-
gendschutz NRW – heute Arbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V. – 
wurde beauftragt, eine Arbeitshilfe für pä-
dagogische Fachkräfte zu entwickeln. Eine 
interdisziplinäre Projektgruppe bei der 
AJS erstellte die Arbeitsmappe Jugend-
kriminalität – Wir diskutieren mit über 40 
Unterrichtsbausteinen zu allen kinder- 
und jugendrelevanten Deliktsbereichen, 

1 Erlass des Kultusministers NRW 
v. 12.12.1979.

Carmen Trenz

Von	der	Kriminalprävention	
zur	Förderung		
der	Sozialkompetenz
Jugendkriminalität	und	Gewaltprävention

„Sie	steigt,		
sie	steigt	nicht,		

sie	steigt	...“

60 Jahre AJS Finale.indd   38 12.10.13   17:27

1

 
	 Grundlagen
	 	 	 	 Strukturen

Handlungsformen

•60	Jahre	Kinder-	und	Jugendschutz	in	Nordrhein-Westfalen

Jugendschutz

Ju
ge

nd
sc

hu
tz

				

Arbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V.

				
				

Gr
un

dl
ag

en
		•

		S
tr

uk
tu

re
n	

	•
		H

an
dl

un
gs

fo
rm

en



20 21

40

über. Mittlerweile zählen Fanprojekte in 
Deutschland zu den sozialpädagogischen 
Standardangeboten. Allein in Nordrhein-
Westfalen gibt es in 13 Bundesligastädten 
(1. bis 3. Liga) Fanprojekte, die gemein-
sam vom Land Nordrhein-Westfalen, den 
Kommunen, der Deutschen Fußball-Liga 
und dem Deutschen Fußballbund finan-
ziert werden.

Das Problem Jugendgewalt

Mitte der 1980er Jahre begann ein brei-
ter gesellschaftlicher Diskurs über Ge-
waltphänomene in der Gesellschaft allge-
mein und besonders unter Kindern und 

Jugendlichen. In politischen 
Gremien, in den Medien, aber 
auch von pädagogischen Fach-
kräften wurde eine wachsende 
Aggressionsbereitschaft bei 
Kindern und Jugendlichen fest-

gestellt. Eine zentrale fachwissenschaft-
liche Grundlage für die Diskussion und für 
die Entwicklung von gewaltpräventiven 
Maßnahmen stellte der Bericht der sog. 
„Gewaltkommission“ dar. Diese „Unab-

hängige interdisziplinäre Regierungskom-
mission“ veröffentlichte 1990 vier Bände 
mit Analysen und Handlungsvorschlägen 
zu den Themen „Ursachen, Prävention 
und Kontrolle von Gewalt“2 sowie zahl-
reiche Einzelgutachten (u. a. zur Gewalt in 
der Familie, in der Schule, im Stadion, auf 
Straßen und Plätzen und zu politisch mo-
tivierter Gewalt).

Schule und Gewalt

Im Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit 
standen lange Zeit vor allem massive Ge-
walttaten an Schulen. Typische Schlagzei-
len aus dieser Zeit:

„Tyrannen in Turnschuhen“  
(SPIEGEL SPEZIAL 12/1997)

„Schule brutal. Erpressung, Prü-
gel, Terror – an deutschen Schulen 
ist die Hölle los“ (FOKUS 10/1998)

„Der Krieg der Jugendlichen“  
(Süddeutsche Zeitung 23.03.1998)

Immer	jünger,		
immer	brutaler,	

immer	…?

Plakat von Rolf F. Müller, Gera  
1. Preis des Wettbewerbes „Plakat gegen Gewalt und Fremdenhass“ veranstaltet von: 
Allianz deutscher Designer (AGD) e.V., Bund Deutscher Grafik-Designer (BSG) e. V., 
Verein für Kommunalwissenschaften e. V., Verein für Kommunalwissenschaften 
e. V. Berlin, unterstützt vom: Bundesministerium für Frauen und Jugend (1993).
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Nachdem es bis dahin kaum nennens-
werte Studien zur Gewalt an Schulen in 
Deutschland gab, wurden in den 1990er 
Jahren mehrere groß angelegte empi-
rische Untersuchungen durchgeführt, u. a. 
von der Ruhr Universität Bochum (1993), 
der Universität Bielefeld in hessischen 
Schulen (1994) und dem Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen (1998), 
sowie kleinere regionale Befragungen. Di-
ese ergaben übereinstimmend, dass ent-
gegen vieler Medienberichte massive Ge-
walttaten die Ausnahme, andere Formen 
der Gewalt, vor allem verbaler und psy-
chischer Art, aber durchaus verbreitet 
sind.

Allerdings fühlten sich viele schulische 
und sozialpädagogische Fachkräfte zu 
wenig darauf vorbereitet, mit Verhaltens-
auffälligkeiten, Delinquenz und Gewalt-
vorkommnissen professionell umzugehen. 
Daher stießen Fortbildungsangebote zur 
Aggressionsbewältigung und zur präven-
tiven Vermittlung sozialer Kompetenzen, 
so auch entsprechende Veranstaltungen 
der AJS, auf großes Interesse. Im Zuge 
der Gewaltdebatte erschienen außerdem
viele Fachbücher und Arbeitshilfen mit 
Analysen, Konzepten und Methoden der 
Gewaltprävention. Um den Fachkräften ei-
nen kompakten Überblick über einschlä-
gige Literatur, Studien, Analysen und Pro-
jekte zu bieten, gab die AJS 1994 in der 
Reihe AJS-Dokumentationen den Mate-
rialienband Gewalt und Gewaltprävention 
(2. erweiterte Auflage 2000) heraus.

Eine besondere Brisanz bekam das The-
ma Gewalt an Schulen durch mehrere 
schwere Amokvorfälle mit Toten und Ver-
letzten (Erfurt 2002, Emsdetten 2006, Win-
nenden 2009). Diese Taten machten noch-
mals deutlich, dass Schulen sich mit den 

Problemen von Kindern und Jugendlichen 
auseinandersetzen müssen und auf allen 
Ebenen – Schule, Klasse und beim Ein-
zelnen – darauf hingewirkt werden muss, 
dass Schülerinnen und Schüler ihre Kon-
flikte und Probleme konstruktiv und ohne 
Gewalt lösen. Verbindliche Normen und 
Regeln sowie ein positives wertschät-
zendes Schulklima haben sich als zen-
trales Fundament für gelingende Gewalt-
prävention erwiesen.

Lange unterschätzte Gewaltphäno-
mene: Mobbing und Cyber-Mobbing

Anfang der 2000er Jahre wurde zunehmend 
deutlich, dass vor allem psychische Schi-
kanen, versteckte körperliche Übergriffe 
und Ausgrenzung im Schulalltag präsent 
sind. Mobbing ist extrem weit verbreitet 

Jugendkriminalität
und	Gewaltprävention

2 Schwind, Hans/Baumann, Jür-
gen u. a. (Hrsg., 1999): Ursa-
chen, Prävention und Kontrolle 
von Gewalt. Analysen und Vor-
schläge der Unabhängigen Re-
gierungskommission zur Verhin-
derung und Bekämpfung von 
Gewalt (Gewaltkommission), Dun-
cker & Humblot, Berlin, Bde. I-IV.
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und wurde lange Zeit zu wenig wahrge-
nommen oder bagatellisiert. Im Rahmen 
von Fortbildungsveranstaltungen, Publi-
kationen und Öffentlichkeitsarbeit hat die 
AJS erheblich zur Sensibilisierung von El-

tern, Fachkräften und der brei-
ten Öffentlichkeit für Mobbing 
und seine oft schwerwiegenden 
Folgen für die Betroffenen bei-
getragen. Da Mobbing meist 
verdeckt stattfindet, müssen 

Erwachsene darin geschult werden, Mob-
bing zu erkennen, und sie müssen geeig-
nete Strategien und Methoden beherr-
schen, mit denen sie Mobbing vorbeugen 
und beenden können. Forschungen ha-
ben belegt, dass mangelnde Sensibilität 
für Mobbing und unzureichende Interven-
tionen das Problem verstärken. Die Infor-

mation von Eltern und Fachkräften3 sowie 
die Qualifizierung von Lehrkräften und 
Mitarbeitern der Kinder- und Jugendhilfe 
war daher ein besonderes Anliegen der 
Anti-Mobbingarbeit der AJS. Da sich der 
No Blame Approach (NBA) als ein erfolg-
reicher und gut implementierbarer Inter-
ventionsansatz an Schulen erwiesen hat, 
hat die AJS diese Methode seit 2006 in ei-
ner Vielzahl von Workshops in Zusam-
menarbeit mit dem Fortbildungsteam der 
Praxis für Konfliktberatung, Mediation, Su-
pervision und Weiterbildung („Fairaend“), 
die den NBA in Deutschland eingeführt 
hat, vermittelt.

Seit der rasanten Verbreitung moderner 
Kommunikationsmittel und vor allem der 
Sozialen Netzwerke ist zum traditionellen 
Mobbing das sogenannte Cyber-Mobbing 
hinzugekommen. Die besonderen Merk-
male des digitalen Mobbens – mögliche 
Anonymität, permanente Belästigung, ra-
sche, weite und dauerhafte Verbreitung – 
hat viele Fachkräfte noch mehr verunsi-
chert und ratlos gemacht. Die Nachfrage 
nach Aufklärung und Handlungsansätzen 
war und ist deshalb sehr groß. Die AJS hat 
in bewährter Weise die Fachkräfte mit In-
formationen, Fortbildungen und Broschü-
ren4 unterstützt.

Frühe Prävention

Lange Zeit galt die Aufmerksamkeit vor-
wiegend den aggressiv auffälligen Jugend-
lichen, und demzufolge richten sich gewalt-
präventive Maßnahmen hauptsächlich an 
diese Altersgruppe. Heute weiß man, dass 
eine früh auftretende erhebliche Aggressi-
vität eine äußerst stabile Persönlichkeits-
eigenschaft ist, die die Entstehung einer 
„Gewaltkarriere“ begünstigt und mit zu-
nehmendem Alter relativ schwer zu ver-

3 AJS (2010): Mobbing unter 
Kindern und Jugendlichen.  
Drei-W-Verlag, Köln/Essen.
4 AJS (2012): Cyber-Mobbing.
Drei-W-Verlag, Köln/Essen.
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ändern ist. Je früher Kinder mit hoher 
Aggressionsbereitschaft geeignete Unter-
stützung bekommen, desto eher können 
sie ein stabiles Selbstwertgefühl entwi-
ckeln und desto nachhaltiger lernen sie, 
Probleme und Konflikte konstruktiv und 
ohne Gewalt zu lösen. Deshalb hat sich in 
Fachöffentlichkeit und Politik die Einsicht 
durchgesetzt, dass die Unterstützung el-
terlicher Erziehung und die Förderung 
von Sozialkompetenz in Kindergärten und 
Grundschulen besonders erfolgverspre-
chend sind. Die AJS hat im Rahmen von 
Veröffentlichungen und Fortbildungsver-
anstaltungen die pädagogischen Fach-
kräfte über Ansätze und Programme im 
Kita- und Grundschulbereich und im Rah-
men der Elternarbeit informiert und ge-
schult.

Im Rahmen der „Frühen Hilfen“ wurden 
in den letzten Jahren viele Initiativen und 
Projekte gestartet, mit denen Familien 
mit psycho-sozialen Belastungsfaktoren 
schon im Vorfeld möglicher Probleme Hil-
fen angeboten werden. Solche primärprä-
ventiven Programme sind zum Beispiel 
Hebammenprogramme und Elternwill-

kommensbesuche, in denen junge Fami-
lien bei Bedarf niedrigschwellige und un-
komplizierte Unterstützung bekommen.

Eine Präventionsbewegung 

Die gewachsene Sensibilität gegenüber
allen Gewaltformen und die zunehmen-
de Ächtung von Gewalt haben zu einer 
großen Zahl präventiver Initiativen und 
Projekte in Schulen und in der Kinder- 
und Jugendhilfe geführt. Es gibt Eltern-
trainings, gewaltpräventive Programme 
in Kindertagesstätten, in der Kinder- und 
Jugendhilfe, in Sportvereinen und Ver-
bänden. Während noch vor we-
nigen Jahren Schulen und Ju- 
gendeinrichtungen oftmals ab-
stritten, ein Gewaltproblem zu 
haben, gilt es heute eher als 
Qualitätsmerkmal einer guten 
Schule, Jugendeinrichtung oder 
Kita, Gewalt zu thematisieren und Präven-
tionsmaßnahmen zu etablieren. Die Insti-
tutionen werben mit ihren Angeboten der 
sozialen Kompetenzförderung, verbind-
lichen Regeln gegen Mobbing und Ge-
walt, mit Sozialen Trainingsprojekten oder 

Jugendkriminalität	
und	Gewaltprävention

Gewalt-	
prävention		
ist	Qualitäts-	
kriterium

„Diese Kinder-Kriminalität wird ja auch immer schlimmer!“   aus: Neugebauers Neurosen, stern-Buch 1983
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Schüler-Streitschlichtung. Viele Experten 
vermuten, dass die zurückgehende Ge-
walt unter Kindern und Jugendlichen, die 
sich in den Kriminalstatistiken wie auch in 
Dunkelfeldstudien zeigt, wahrscheinlich 
auch eine Folge der vielfältigen Maßnah-
men ist. 

Von der Defizitorientierung zum  
Ressourcenansatz

Dennoch: Die Prävention von Jugend-
kriminalität und Gewalt als Ziel pädago-
gischer Arbeit ist in der Kinder- und Ju-
gendhilfe nie unumstritten gewesen. 
Prävention orientiert sich zwangsläufig 

an den Defiziten und dem Pro-
blemverhalten von jungen Men-
schen, denen man mit geeig-
neten Maßnahmen vorbeugen 
möchte. Das trifft besonders 
auf die Primärprävention zu, die 

sich an alle Kinder und Jugendliche rich-
tet und somit Kindheit und Jugend gene-
rell dem Generalverdacht der Gewaltaffi-
nität aussetzt.

Nicht zuletzt aus diesem Grund möchten 
viele Fachkräfte heute den Begriff Gewalt-
prävention vermeiden und stattdessen 
die Förderung der Persönlichkeitsentwick-
lung und der sozialen Kompetenzen – also 
Empathie, Konfliktfähigkeit, Kommunika-
tion und Kooperation – in den Vordergrund 
stellen. Diese Ziele korrespondieren auch 
mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz, 
das – positiv formuliert – beschreibt, dass 
Kinder und Jugendliche das Recht haben, 
zu eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten erzogen 
zu werden. Die jungen Menschen sollen 
Verantwortung für ihr eigenes Wohlerge-
hen und für die Gemeinschaft überneh-
men. Voraussetzungen hierfür sind emo-
tionale und soziale Kompetenzen. Der 
erzieherische Kinder- und Jugendschutz 
(§ 14 SGB VIII) unterstützt und fördert sie 
und ihre Eltern bei dieser Entwicklung.

In diesem Zusammenhang ist unter Pä-
dagogen wie auch unter Kriminologen 
ein Paradigmenwechsel zu beobachten: 
Hatte man früher in erster Linie Risikofak-

Emotionale		
und	soziale	
Kompetenz

Gewalt wird gestrichen  
aus: WEISSER RING direkt 3/95 
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toren für die Entwicklung von Verhaltens-
problemen ausfindig gemacht, hält man 
es heute für effektiver, Faktoren zu iden-
tifizieren und zu stärken, die den jungen 
Menschen gegenüber Gefährdungsein-
flüssen immunisieren bzw. ihm helfen, ein 
Problemverhalten zu vermeiden oder ab-
zubauen. Solche „Schutzfaktoren“ sind 
vor allem stabile Beziehungen zu minde-
stens einem Erwachsenen, der das Kind 
mag, fördert und ihm Orientierung gibt, 
oder auch ein von Respekt geprägtes Wer-
tesystem in Kita, Schule oder Jugendfrei-
zeitheim.

Damit im Zusammenhang steht die Orien-
tierung der pädagogischen Arbeit an den 
Potenzialen und Ressourcen der jungen 
Menschen und ihrer Eltern und nicht die 
Fokussierung auf Defizite. Jeder Mensch 
hat das Bedürfnis nach Anerkennung und 
Wertschätzung seiner Person und sei-
ner Fähigkeiten. Nur wenn diese Grund-
bedürfnisse akzeptiert und ernstgenom-
men werden, besteht auch die Chance 
einer Veränderung von problematischem 
Verhalten. Die Partizipation der Adres-
saten der Sozialen Arbeit und eine ver-

trauensvolle Kooperation zwischen ihnen 
und den Fachkräften fördert den Erfolg 
von Programmen. Beide sollten gemein-
sam daran arbeiten, die Fähigkeiten und 
Kompetenzen der betroffenen Kinder, Ju-
gendlichen oder Familien zu stärken und 
auszubauen. Dieses heute verbreitete 
Konzept wird in der Sozialen Arbeit als Em-
powerment-Ansatz bezeichnet,
der zum Beispiel beim Antimob-
bingansatz No Blame Approach 
zum Tragen kommt, indem 
den mobbenden Jugendlichen 
zugetraut wird, ihre „Anfüh-
rer-Qualitäten“ bei der Unter-
stützung von „Opfern“ positiv 
einzusetzen. 

Entwicklung von  
Qualitätskriterien

Im Hinblick auf die rasant ge-
stiegene Zahl von Präventions-
programmen wird inzwischen 
zunehmend die Frage nach der 
Qualität und Effektivität der 
Maßnahmen gestellt. Während 
in vielen europäischen und an-
gloamerikanischen Ländern kri-
minalitäts- und gewaltpräven-
tive Maßnahmen schon seit 
vielen Jahren evaluiert wurden, 

begann die systematische Auswertung 
von Programmen in Deutschland erst 
mit Beginn der 2000er Jahre. Die erste 
Zusammenstellung von Evaluations-
ergebnissen aus 61 internationalen 
Studien lieferte 2002 das Düsseldor-

fer Gutachten.5 Inzwischen wurden 
auch in Deutschland viele 

Programme überprüft und 
die Ergebnisse veröffentlicht, 
sodass wir heute die Wirksam-
keit einzelner Ansätze und Pro-

Jugendkriminalität	
und	Gewaltprävention

5 Landeshauptstadt Düsseldorf 
(2002): Düsseldorfer Gutachten: 
Empirisch gesicherte Erkennt-
nis über kriminalpräventive Wir-
kungen. Düsseldorf, www.dues-
seldorf.de/download/dg.pdf.

Nicht	überall,	
wo	Prävention	
draufsteht,		
ist	auch		
Prävention	drin	

Was hilft 
gegen Gewalt?
 Qualitätsmerkmale 
für Gewaltprävention 

Übersicht über Programme
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aus:  
„SPOTLIGHT –  
Theater gegen Mobbing“
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gramme besser einschätzen können. Erst 
kürzlich hat die Stiftung Deutsches Forum 
für Kriminalprävention6 dazu einen Leit-
faden herausgegeben, der einen Quali-
tätskriterienkatalog für die Auswahl und 
Durchführung wirksamer Programme zur 
Gewaltprävention enthält. Die Grüne Liste 
Prävention7 des Landespräventionsrates 
Niedersachsen listet fortlaufend kon-
krete Programme auf, deren Wirksamkeit 
nachgewiesen oder zumindest plausibel 
gemacht wurde. Die AJS hat ebenfalls in 
einer Broschüre gewaltpräventive Pro-
gramme und Qualitätsmerkmale zusam-
mengestellt.8 Auf der Grundlage dieser 
Erkenntnisse haben inzwischen einige 
Kommunen fachliche Qualitätsstandards 
festgelegt, die sie bei der Förderung von 
Programmen zugrunde legen. Als gesi-
chert gelten heute u. a. folgende Ergeb-
nisse:

Gewaltprävention ist dann besonders wirk-
sam, wenn sie auf mehreren Ebenen einer 
Einrichtung angesiedelt ist (sogenannte 
Mehr-Ebenen-Ansätze). Gewaltpräventive 
Schulprogramme beispielsweise sollen ei-
nerseits alle Zielgruppen – Schülerschaft, 
das Schulpersonal und die Eltern – aktiv 
einbeziehen und außerdem Maßnahmen 
unterschiedlicher Art enthalten. Ziel ist ein 
positives gewaltfreies Schulklima, wobei 
die Voraussetzung für jedes Gewaltpräven-
tionsprogramm das Vorbildverhalten der 
Erwachsenen ist. Diese müssen Respekt, 
Fairness und konstruktive Konfliktaustra-
gung glaubwürdig vorleben. Empfohlen 
werden folgende Programminhalte: 

■ ein verbindliches, gemeinsam mit al-
len entwickeltes Regelwerk 
zum respektvollen Umgang, 

■		geeignete Konsequenzen bei Verstö-
ßen, 

■	 eine gute Pausenaufsicht, 

■		die nachhaltige Förderung emotionaler
und sozialer Kompetenzen, 

■	 Konfliktlösungsstrukturen (wie z. B. 
Schüler-Streitschlichterprogramme),

■	 Ansprechpartner bei Problemen, eine
vertrauensbildende Elternarbeit.

6 Stiftung Deutsches Forum für Kri-
minalprävention (Hrsg., 2013): Ent-
wicklungsförderung und Gewalt-
prävention für junge Menschen, 
Impulse des DFK-Sachverstän-
digenrates für die Auswahl & Durch-
führung wirksamer Programme. 
Ein Leitfaden für die Praxis. Bonn.
7 www.gruene-liste-praevention.de.
8 AJS (2009): Was hilft gegen Gewalt?
Qualitätsmerkmale für Gewalt- 
prävention. Übersicht über Pro-
gramme. Drei-W-Verlag, Köln/Essen. 
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Jugendkriminalität	
und	Gewaltprävention

Innovative Programme und Projekte in 
Jugendeinrichtungen, Kitas und Schulen 
können Impulse geben. Die daraus ge-
wonnenen Erfahrungen müssen aber in 
die Regeldienste übernommen und in den 
Einrichtungen fest verankert werden, da-
mit sie auch nachhaltig wirken.

In jüngster Zeit bemühen sich immer mehr 
Kommunen und Einrichtungen darum, 
gewaltpräventive Maßnahmen struktu-
rierter zu planen, durchzuführen und aus-
zuwerten. Um die Wirksamkeit und Nach-
haltigkeit zu sichern, wird es in Zukunft 
noch mehr als bisher darauf ankommen, 
die verschiedenen Institutionen zu vernet-
zen und kommunale Präventionsketten zu 
bilden. Alle müssen daran mitwirken, die 
Lebensbedingungen der Kinder so zu ge-
stalten, dass diese ihr Recht auf eine gelin-
gende Persönlichkeitsentwicklung einlö-
sen können.

Ausblick

Gewalt und Kriminalität in der Ge-
sellschaft ist ein uraltes Thema der 
Menschheit und verursacht viel Leid. 
Der Kinder- und Jugendschutz will dazu 
beitragen, dass Kinder und Jugendli-
che weder Opfer von Straftaten und Ge-
walt noch Täter werden. Mit seinen Mit-
teln – Information, Sensibilisierung und 
Pädagogik – kann der Kinder- und Ju-
gendschutz Haltungen und Werte wie 
Respekt, Fairness und den gewaltfreien 
Umgang mit Konflikten vermitteln und 
fördern. Es ist bereits eine breite Prä-
ventionsbewegung in der Kinder- und 
Jugendhilfe und in Schulen entstan-
den. Eltern konnten beraten, Fachkräfte 
geschult und junge Menschen pädago-
gisch begleitet werden. Wie die Verbrei-
tung gerade auch von Mobbing und 
Cyber-Mobbing unter Kindern und Ju-
gendlichen zeigt, müssen die Bemü-
hungen und Aktivitäten aufrechterhal-
ten und weiter intensiviert werden.

Carmen Trenz
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de

60 Jahre AJS Finale.indd   47 12.10.13   17:27

1

 
	 Grundlagen
	 	 	 	 Strukturen

Handlungsformen

•60	Jahre	Kinder-	und	Jugendschutz	in	Nordrhein-Westfalen

Jugendschutz

Ju
ge

nd
sc

hu
tz

				

Arbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V.

				
				

Gr
un

dl
ag

en
		•

		S
tr

uk
tu

re
n	

	•
		H

an
dl

un
gs

fo
rm

en

Dieser Artikel ist entnommen aus:
Jugendschutz – Grundlagen • Strukturen • Handlungsformen

AJS • 60 Jahre Kinder- und Jugendschutz in Nordrhein-Westfalen 



28 29



29

1. Gewaltphänomäne
 
 Jugendkriminalität

 Jugendgewalt 

 Sexualisierte Gewalt

 Gewalt in Medien 

 Mobbing / Cyber-Mobbing

 Hate Speech

 Rechtsextremismus

 Salafistische Radikalisierung

 Gewalt in Fankulturen
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Kinder- und Jugendkriminalität 2017
Begrifflichkeiten, Datenlage, Handlungsansätze

Kinder und Jugendliche wachsen in einer immer kom-
plexer werdenden Lebenswelt auf. Trotz vielfältiger 
Risikofaktoren, denen sie ausgesetzt sind, gelingt es 
ihnen, einen gesunden Entwicklungsverlauf zu neh-
men. Die Mehrheit durchläuft einen Sozialisationspro-
zess, in dem die Normen weitestgehend eingehalten 
werden. Zu wirkungsvollen Schutzfaktoren der jungen 
Menschen gehören soziale Kompetenzen, Empathie-
fähigkeit, eine positive Einstellung und kognitive Fä-
higkeiten, Probleme zu lösen. Hilfreich sind ebenfalls 
eine emotionale Bindung zu mindestens einer Person, 
Unterstützung durch normkonforme Personen (Lehr-
kräfte), ein klarer Erziehungsstil, angemessene Kon-
trolle durch Erwachsene sowie ein erfolgreich ausge-
führtes Hobby. 

An diesen Schutzfaktoren arbeiten pädagogische 
Fachkräfte tagtäglich. Sie gehören zum Alltagsgeschäft 
und sind angestrebte pädagogische Ziele in der Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen. Das bedeutet, Fach-
kräfte betreiben bereits eine Art Kriminalitätspräven-
tion. Denn auch die Konfrontation mit einem Kind, 
das im Supermarkt klaut, mit einer Jungenclique, die 
einen Radfahrer vom Rad schubst und verprügelt, mit 
Jugendlichen, die im Park einen Mülleimer anzünden, 
mit einem Heranwachsenden, der eine Häuserfassade 
besprüht, gehören zum Alltagsgeschäft der Fachkräf-
te. Diese Situationen lösen bei den Erwachsenen Ver-
unsicherung und Bestürzung bis hin zu Ratlosigkeit 
aus. Meist drängt sich unmittelbar die Frage nach der 
angemessenen Reaktion und Sanktion auf. Auch die 
Schuldfrage steht schnell im Raum. Was ist schief ge-

laufen, was haben wir falsch gemacht? Liegt eine Ge-
fährdungslage vor? All diese Überlegungen schwirren 
durch die Köpfe. Der junge Mensch und die Erwachse-
nen stecken plötzlich in einer Krise. 

Wird die Arbeit durch hinreichendes Fachwissen zum 
Phänomen der Jugendkriminalität ergänzt, trägt dies 
zu mehr präventiver und interventiver Handlungs-
sicherheit bei und bewahrt alle Beteiligten vor Über-
forderung. Die Reaktion der Fachkräfte auf kriminelle 
Taten erfolgt angemessener und schützt somit Kinder 
und Jugendliche vor Kriminalisierung und erneutem 
Delinquenzverhalten. 

Begrifflichkeiten
Im Kontext von Jugendkriminalität werden die Begrif-
fe abweichendes Verhalten, Devianz, Delinquenz und 
Kriminalität oftmals synonym verwendet. Was aber 
unterscheidet diese voneinander und wie sind sie zu 
verstehen? Zur Unterscheidung von Kriminalität und 
abweichendem Verhalten ist der Begriff der sozialen 
Norm wesentlich. Dieser wird mehrdeutig verwendet 
und im Zusammenhang mit Kriminalität und abwei-
chendem Verhalten als Richtschnur oder Regel aufge-
fasst. In der Kriminalität können soziale Normen sozia-
ler, moralischer und kodifizierter Natur sein und stellen 
Regeln dar, die das Verhalten von Menschen in unter-
schiedlichen Situationen bestimmen. 

Abweichendes Verhalten bezeichnet einen Verstoß 
gegen die sozialen Normen, dieser kann auch straf-
rechtlich relevant sein.

Devianz und abweichendes Verhalten synonym zu 
benutzen, ist sinnvoll, denn aus dem lateinischen Ur-
sprung deviare (= abweichen) lässt sich die Gleichartig-
keit verdeutlichen.
 
Delinquenz (lat. delinquentia: Verbrechen, Vergehen) 
hingegen wird mehr dem Kriminalitätsbegriff zugeord-
net. Bei Kindern und Jugendlichen wird von Delinquenz 
im Sinne von Vergehen gesprochen. Kinder (unter 14 
Jahre) sind strafunmündig und somit kann ihr Verhal-
ten nicht als kriminell bezeichnet werden. Bei Jugend-
lichen werden Vergehen im Jugendstrafrecht nicht als 
Verbrechen, sondern als Sozialisationsdefizit gesehen.

Kriminalität (lat. crimen: Verbrechen, Vergehen, Be-
schuldigung) ist abweichendes Verhalten, jedoch ist 
damit nur ein Verstoß gegen einen Teilbereich der so-
zialen Normen gemeint. Hat der Verstoß strafrechtliche 
Rechtsfolgen, so wird von strafrechtlicher oder formel-
ler Kriminalität gesprochen. Kriminalität ist demnach 
menschliches Verhalten, das einen anderen oder die 
Gemeinschaft schädigt und deshalb unter Strafe ge-
stellt ist. Erst vor dem Hintergrund rechtlicher Normen 
erhalten die Taten die Qualität von Straftaten.

Abb 1: Tatverdächtigenbelastungszahlen nach Alter und Geschlecht

Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik (https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-04/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf)  
für NRW 2016, Seite 41, Abb. 9, Onlinezugriff 29.11.2017. 

https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-04/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf
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Kinder- und Jugendkriminalität 2017
Begrifflichkeiten, Datenlage, Handlungsansätze

Jugendkriminalität
Kriminalität tritt in erster Linie bei jungen, hauptsächlich 
männlichen jungen Menschen auf. Dabei tragen sie sowohl 
ein höheres Risiko der Täterschaft als auch der Viktimisie-
rung. Die Kriminalität beginnt in der Spätphase der Kind-
heit, steigt dann im Jugendalter stark an, um dann mit 
zunehmendem Alter wieder rückläufig zu werden (siehe 
Abbildung 1).

Delinquenz im Jugendalter ist eine allgegenwärtig (ubi-
quitär), in allen sozialen Schichten auftauchende, vorü-
bergehende Erscheinung. Sie gehört zur Lebensphase der 
Jugend, hat meist episodenhaften Charakter und endet in 
der Regel nach Erreichen des Erwachsenenalters. Die Grün-
de dafür sind vielfältig. Sie liegen in der Reifung der jungen 
Menschen, dem Eintreten in gesellschaftliche, soziale Struk-
turen wie Lehre und Arbeitsplatz oder auch der Bildung 
einer eigenen Familie. Delinquentes Verhalten gehört dem-
zufolge entwicklungspsychologisch zum Aufwachsen dazu 
und stellt nicht zuletzt eine Form der Auseinandersetzung 
von jungen Menschen mit der eigenen Entwicklung dar. 

Die Jugendkriminalität findet als soziales Phänomen be-
sondere Berücksichtigung, da sie als Gradmesser gesell-
schaftlicher Zustände dient. Junge Menschen sind den 
in einer Gemeinschaft vorherrschenden kulturellen und 
politischen Einflüssen in besonderem Maße ausgesetzt. 
So kann ein besonders hoher Jugendkriminalitätsanteil 
auf einen Werteverfall hindeuten. Ebenso können die De-
liktarten aufschlussreiche Hinweise über Gefährdungs-
tendenzen in der Gesellschaft geben. Es gibt keine spe-
zifischen Jugenddelikte, das heißt Delikte, die nur von 
jungen Menschen begangen werden. Vielmehr gibt es 
Delikte wie zum Beispiel Diebstahl, die quantitativ öfter 
von jungen Menschen als von Erwachsenen begangen 
werden. Unterrepräsentiert sind dagegen bei Jugendli-
chen schwerwiegende Delikte wie Mord und Totschlag. 
Den Statistiken zufolge fällt bei der Jugendkriminalität 
auf, dass Kinder und Jugendliche häufig Straftaten bege-
hen, die sich im Bereich von Bagatelldelikten wie Sach-
beschädigungen, Diebstahlsdelikten und Graffiti an Ge-
bäudefassaden bewegen und geringe Schadenssummen 
beinhalten (siehe Abbildung 2). Gewalttaten wie schwere 
Körperverletzung oder Raub machen nur einen kleinen 
Teil der Delikte aus. 

Jugendkriminalität ist dadurch gekennzeichnet, dass sie 
in der Öffentlichkeit, auf Straßen und Wegen stattfindet. 
Gelegenheiten im sozialen und örtlichen Umfeld begüns-
tigen spontan ausgeführte Taten, die weder geplant, noch 
besonders durchdacht sind. Der Gleichaltrigengruppe 
(Peergroup) fällt in diesem Kontext eine wesentliche Rolle 
zu. Diese beeinflusst sowohl im positiven wie im negativen 
Sinne und prägt das Verhalten junger Menschen in der sen-
siblen Jugend- und Heranwachsendenphase in besonde-
rem Maße. Oft stellen die Taten Mutproben dar, entsprin-
gen dem Drang nach Abenteuer und dem Wunsch, Grenzen 

auszutesten. Ferner entsteht delinquentes Verhalten 
häufig aus Gruppendruck und aus der Gruppe heraus.

Die Begriffsbildung Jugend und Kriminalität bedeutet, 
dass es sich hier um einen speziellen Teil der Kriminali-
tät handelt. Die Bezeichnung des Kriminalitätskomple-
xes als Jugendkriminalität wird durch das Alter der Täter 
definiert. Ab dem vollendeten 14. Lebensjahr beginnt die 
Strafmündigkeit. Der Gesetzgeber hat jedoch für die bis 
zu 21-Jährigen eine besondere Regelung vorgesehen. Sie 
werden nach dem Jugendstrafrecht beurteilt und sanktio-
niert. Dessen Grundlage bildet das Jugendgerichtsgesetz. 
 

Jugendgerichtsgesetz (JGG)
§ 1 Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugendlicher oder 
ein Heranwachsender eine Verfehlung begeht, die 
nach den allgemeinen Vorschriften mit Strafe be-
droht ist.

(2) Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, 
aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender, wer 
zur Zeit der Tat achtzehn, aber noch nicht einund-
zwanzig Jahre alt ist.

Abb 2: Dunkelfeldkriminalität – Selbstberichtete Delinquenz von Jugendlichen

Quelle: Baier et al.: Jugendliche in Deutschland als Opfer und Täter von Gewalt, Hannover 2009, S. 69, Abb. 5.6; Lizenz: Creative Com-
mons by-ny-nd/3.0/de, © Wolfgang Heinz – Konstanzer Inventar Kriminalitätsentwicklung. Aus: Bundeszentrale für politische Bildung 
(http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/gangsterlaeufer/203562/zahlen-und-fakten?p=all), Onlinezugriff 29.11.2017.
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Deutschlandweit repräsentative Schülerbefragung 2007/2008 9. Jahrgangsstufe. 44.610 Befragte. Mehrfachnennung der Delikte möglich.
*Schwere Gewalt: Raub, sexuelle Gewalt, schwere Körperverletzung;

**Gewaltdelikte: Raub, sexuelle Gewalt, Körperverletzung und schwere Körperverletzung, Erpressung

Freiwillige Angaben zur persönlichen Straffälligkeit von Jugendlichen, in den vergangenen 12 Monaten, nach Geschlecht 
(gewichtete Daten, in % der Befragen)

http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/gangsterlaeufer/203562/zahlen-und-fakten?p=all
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Personen zwischen dem 18. und 21. Lebensjahr kön-
nen sowohl unter das Erwachsenenstrafrecht als auch 
unter das Jugendstrafrecht fallen. Nach dem Gesetz 
haben erzieherische Maßnahmen vor sanktionieren-
den zu stehen. Es gilt der Grundsatz Erziehung statt 
Strafe. Der Stand der Persönlichkeitsentwicklung, der 
Fähigkeit zur Verantwortungsübernahme und die Reife 
der Jugendlichen und Heranwachsenden soll beson-
ders berücksichtigt werden, um insbesondere stigma-
tisierende Effekte zu vermeiden. Schnelle Reaktionen 
mit normverdeutlichenden Maßnahmen, die von einer 
weiteren Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft ab-
sehen, werden bevorzugt. 

Kinder unter 14 Jahren sind (§ 19 StGB) strafunmündig 
und werden auf institutioneller Ebene seitens der Kin-
der- und Jugendhilfe unterstützt. Neben der Staatsan-
waltschaft ist die Kinder- und Jugendhilfe die einzige 
Institution, die von der Polizei über Vorkommnisse in 
der Altersgruppe unter 14 Jahren in Kenntnis gesetzt 
wird. Die Justiz ist an der Stelle nicht weiter zuständig 
(vgl. Bernd Holthusen/Sabrina Hoops, 2015). 

Der größte Teil der tatverdächtigen jungen Menschen 
wird nur mit einer Straftat auffällig und nur wenige mit 
mehreren. Bei mehrmaligen Strafvergehen handelt es 
sich dann meist um schwerwiegendere Delikte. In dem 
Kontext weisen die Delinquenten dann Multiproblem-
lagen auf, beispielsweise Gewalterfahrungen in der Fa-
milie, mangelnde Erziehungskompetenzen der Eltern, 
geringe Bindung, Alkohol- und Drogenkonsum, delin-
quentes Milieu, Vernachlässigung. 

Datenlage in NRW

Mit Blick auf die Polizeiliche Kriminalstatistik in NRW 
lag 2015 der Anteil der unter 21-Jährigen an allen 
Tatverdächtigen bei 106.497 (21,6 Prozent) und stieg 
damit seit 2001 erstmalig an. Die Tendenz setzte sich 
2016 mit 107.238 Tatverdächtigen fort (21,7 Prozent). 
Das heißt, es gab insgesamt 741 (+ 0,7 Prozent) mehr 
Tatverdächtige als im Vorjahr (siehe Abbildung 3). Der 
Anteil der unter 21-Jährigen an allen Tatverdächti-
gen ist seit über 40 Jahren auf dem zweitniedrigsten 
Stand.

Polizeiliche Kriminalstatistik PKS 

In der PKS werden die polizeilich registrierten Straftaten wieder-
gegeben (ohne Verkehrsdelikte, Staatsschutzdelikte). Sie enthält 
insbesondere Angaben über Art und Anzahl der erfassten Straf-
taten, Tatort und Tatzeit, Opfer und Schäden, Aufklärungsergeb-
nisse, Alter, Geschlecht, Nationalität und andere Merkmale der 
Tatverdächtigen.

In der Kriminalstatistik werden strafbare Handlungen ausgewie-
sen, die bei der Polizei angezeigt, von ihr entdeckt und ermittelt 
werden (Hellfeld). Bei Abgabe des Vorgangs an die Staatsanwalt-
schaft erfolgt die Aufnahme in die PKS. Statistische Daten über 
die Kriminalität enthalten sowohl die Polizeiliche Kriminalsta-
tistik als auch die Strafverfolgungsstatistik (Verurteilungssta-
tistik). Natürlich weisen diese große Diskrepanzen aufgrund der 
Einstellung von Ermittlungsverfahren seitens der Staatsanwalt-
schaft auf. 

Nicht angezeigte Delikte tauchen entsprechend in der Statistik 
nicht auf. Ändern sich die Zahlen in der PKS, ist bei der Inter-
pretation aus verschiedenen Gründen Vorsicht geboten. Eine 
veränderte Anzeigebereitschaft, beispielsweise aufgrund einer 
gewachsenen Sensibilität in der Bevölkerung, kann zu einem 
Anstieg der registrierten Deliktzahlen führen und dadurch eine 

Verschiebung vom Dunkelfeld ins Hellfeld bewirken. Ebenso hat 
eine Erhöhung der Sicherheitsvorkehrungen oder eine intensive-
re Verfolgungsintensität der Polizei, Auswirkungen auf die statis-
tischen Ergebnisse. Die PKS stellt keine verlässliche Verbrechens-
wirklichkeit dar, sondern zeigt Tendenzen auf. Die Bewertung der 
absoluten Zahlen haben eine begrenzte Aussagekraft, sinnvoller 
ist das Heranziehen der erhobenen Tatverdächtigenbelastungs-
zahlen (= deutsche Tatverdächtige ab 8 Jahren der jeweiligen Per-
sonengruppe auf je 100.000 Einwohner derselben Altersgruppe). 
Die Tatverdächtigenbelastungszahlen können nur für deutsche 
Personengruppen berechnet werden, da bei den Personen ohne 
Staatsangehörigkeit die Grundgesamtheit nicht bekannt ist. 

Die PKS enthält keine Informationen zu Motiven, Kausalitäten, 
Auswirkungen oder Sozialschädlichkeit von Kriminalität. Für 
eine passende Einschätzung der quantitativen und qualitativen 
Entwicklung der Jugendkriminalität ist nur das Hinzuziehen der 
PKS wenig geeignet. Mehr Aufschluss geben Dunkelfeldbefragun-
gen zur Kriminalität. Nichtsdestotrotz ist die PKS eine hilfreiche 
Unterstützung beispielsweise bei der Installation vorbeugender 
Maßnahmen, für strategische Überlegungen in der Justiz, bei so-
zial-kriminalpolitischen Planungen oder gar der Analyse gesell-
schaftlicher, sozialer Schieflagen. 

Abb. 3: Prozentuale Verteilung aller  
Tatverdächtigen in NRW nach Alter

Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik (https://www.bka.de/DE/AktuelleInforma-
tionen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2016/Inter-
aktiveKarten/01StraftatenInsgesamt/01_StraftatenInsgesamt_node.html)  
für BRD 2016 - Straftaten insgesamt/Übersicht nach Bundesländern, S. 1.

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/PKS2016/InteraktiveKarten/01StraftatenInsgesamt/01_StraftatenInsgesamt_node.html
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Tabelle 1: Übersicht Straftaten insgesamt
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Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik (https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-04/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf)  
für NRW 2016, Seite 21, Tabelle 5

Von den jungen Tatverdächtigen unter 21 Jahren wa-
ren 27.135 (25,3 Prozent) weiblich und 80.103 (74,7 
Prozent) männlich.

Die Anzahl der tatverdächtigen Kinder unter 14 Jah-
ren ist um 1.027 auf 14.916 im Vergleich zum Vorjahr 
(2015: 13.889) gestiegen. Ebenso stieg die Zahl der tat-
verdächtigen Kinder von 8 bis unter 14 Jahren um 342 
(2,6 Prozent) auf 13.293 (2015: 12.951, siehe Tabelle 1).

Im Zehnjahresvergleich (siehe Tabelle 2) stehen die 
Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ) der unter 
14-Jährigen auf dem zweitniedrigsten Stand. 

Nach einem rückläufigen Trend haben sich die TVBZ 
bei den Jugendlichen seit 2010 erstmalig im Jahr 2015 
erhöht. Dieser Trend setzt sich 2016 fort. Die Anzahl 
unter den Heranwachsenden (18 bis unter 21 Jahre) 
unterliegt leichten Schwankungen, im Jahr 2016 ist 
die Zahl der TVBZ auf 7.772 gesunken. 

Handlungsansätze

Der Umgang mit Jugenddelinquenz stellt pädago-
gische Fachkräfte und Erziehende vor große Her-
ausforderungen. Es gibt keine einfachen Lösungen. 
Hinreichend bekannt ist, dass früh eintretendes delin-
quentes Verhalten die Wahrscheinlichkeit einer spä-

Aus: Polizeiliche Kriminalstatistik (https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf)
für NRW 2016, S. 20, Tabelle 4. Erläuterung: Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ) = Zahl der ermittelten Tatverdächtigen ab 8 Jahren, errechnet auf 100.000 Einwohner des entsprechenden Bevölkerungsanteils 

Tabelle 2: Jugendkriminalität im Zehnjahresvergleich

teren „kriminellen Karriere“ begünstigt. Da Jugend-
kriminalität episodenhaft und vorübergehend auftritt 
und eine Form der Auseinandersetzung der jungen 
Menschen mit der Erwachsenenwelt darstellt, greift 
der Ansatz zu kurz, Delinquenz im Jugendalter nur mit 
Verboten und Sanktionen entgegenzuwirken. Zumal 
die abschreckende Wirkung von Sanktionen nach wis-
senschaftlichen Erkenntnissen sehr eingeschränkte 
Erfolge aufweist. Kriminelle Handlungen lassen sich 
eher verhindern, wenn die Ursachen dafür frühzeitig 
erkannt werden und es geeignete Unterstützungsan-
gebote gibt. 

Besonders schwer ist es, die Gefahrenlage adäquat 
einzuschätzen. Ist das delinquente Verhalten alters-
typisch und vorübergehend oder ist es bereits ein In-
dikator für eine Gefährdung? Nicht zu unterschätzen 
ist das Risiko für schwerwiegende Gesundheitsschädi-
gungen, das junge Menschen im Zuge von Straftaten 
eingehen. So können beispielsweise bei Verkehrs-
delikten, Körperverletzungen, Überfällen oder beim 
Konsumieren von Drogen unkalkulierbare und gefähr-
liche Situationen entstehen. 

Erfolgt eine Meldung delinquenter Verhaltensweisen 
seitens der Ordnungsbehörden, gilt es sorgfältig zu 
prüfen, ob es Hinweise für eine Gefährdung gibt. Über-
reaktionen können kontraproduktive Auswirkungen 
haben und zu Stigmatisierungseffekten führen. Des-

https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-04/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf
https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-/170330_PKS_Jahrbuch_2016.pdf
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halb ist ratsam  – wie bei allen Kriseninterventionen – 
in erster Linie besonnen und ruhig zu reagieren. 

Im Entwicklungsalter werden die Weichen für das ge-
samte Leben gestellt. Das pädagogische Ziel muss 
darin liegen, delinquent gewordenen Kindern, Ju-
gendlichen und Heranwachsenden den Zugang zur 
Gemeinschaft zu sichern und ihnen zeitgleich die so-
zialen Normen zu vermitteln. Im Sinne des Kinder- und 
Jugendschutzes geht es darum, junge Menschen zu 
unterstützen, ihr Leben in Zukunft straffrei und verant-
wortungsvoll als Mitglied der Gesellschaft zu gestalten. 

Die Jugendkriminalitätsprävention ist ein gesamtge-
sellschaftliches Querschnittsthema. Neben den Kennt-
nissen über die Hintergründe von Jugendkriminalität 

gehört es im Sinne der primären Prävention dazu, die 
Lebensbedingungen von jungen Menschen zu verbes-
sern. Die Aufgabe aller Akteure besteht darin, Kindern, 
Jugendlichen und Heranwachsenden zu ermöglichen, 
dass sie sich in ihrer Persönlichkeit entwickeln können, 
sie zu stärken und sie zu befähigen, mit Gefahren an-
gemessen umzugehen. Besonders gefördert werden 
sollten alle Sozialisationsinstanzen wie Familie, Schu-
le und Ausbildungsstätte. Ebenso müssen Themen wie 
Chancengleichheit, Integration, geeignete Freizeitan-
gebote und städtebauliche Aspekte bei Maßnahmen 
zur Prävention von Jugendkriminalität mit berücksich-
tigt werden. Vor allem eine gelungene soziale Anbin-
dung an die Gesellschaft erhöht die Bereitschaft junger 
Menschen, soziale Normen anzuerkennen und sich an 
diese zu halten. 

Abb 4: Jugendkriminalität im Zehnjahresvergleich

Der Gruppenschlüssel 220000 beinhaltet Gefährliche und schwere Körperverletzung, Verstümmelung weiblicher Genitalien, aus PKSNRW 2016, 101-Grundtabelle (Onlinezugriff 22.11.2017)
Aus: Jugendkriminalität und Jugendgefährdung (https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-08/2017-08-21%20Jugendkriminalit%C3%A4t%20Lagebild%202016%20NRW%20v.1.8.pdf), Lagebild für NRW 
2016, S. 3, Onlinezugriff 22.11.2017.

https://polizei.nrw/sites/default/files/2017-08/2017-08-21%20Jugendkriminalit%C3%A4t%20Lagebild%202016%20NRW%20v.1.8.pdf
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Jugend und Gewalt
Anmerkungen aus kriminologischer Sicht von Frank J. Robertz 

Straftaten werden am weitaus häu-
figsten von jungen Männern in großen 
Städten begangen. Dabei stellt die 
Gewaltkriminalität einen relativ geringen 
Anteil an der Gesamtzahl der Straftaten 
dar, während der Anteil der Eigentums-
delikte groß ist.

Fest steht, daß Jugendliche und 
Heranwachsende im Vergleich zu an-
deren Bevölkerungsaltersgruppen bei 
allgemeiner Kriminalität (und auch bei 
Gewaltkriminalität) überrepräsentiert 
sind und ihr Anteil zudem tendenziell 
zunimmt.

Selbst wenn man die eingeschränkte 
Aussagekraft der Polizeilichen Krimina-
litätsstatistik (PKS) berücksichtigt – so 
führt zum Beispiel eine höhere gesell-
schaftliche Sensibilisierung gegenüber 
Gewalt zu mehr Anzeigen – bleibt der 
Eindruck, daß die Gewaltkriminalität 
Jugendlicher (wenn auch nicht in dem-
selben Maße wie oft behauptet) tatsäch-
lich ansteigt (vgl. Kürzinger 1993, 173). 
Selbst wenn sie das nicht täte, gäbe 
es aber einen (sozial‑)pädagogischen 
Handlungsbedarf, der nicht wegdiskutiert 
werden kann. Auch bei nur geringem 
Vorkommen dieser Delikte leiden Men-
schen, und es ist unsere Aufgabe, Lö-
sungen zu finden, um Opferwerdungen – 
gerade durch Gewaltdelikte – möglichst 
vorzubeugen.

Was können wir tun?
Als Kriminologe und Sozialpädago-

ge habe ich zahlreiche Theorien und 
Ansatzpunkte zum Umgang mit Gewalt 
kennengelernt. Es gibt beispielswei-
se in der Literatur vielversprechende 
Ansatz‑ punkte, die sich mit dem ge-
samtgesellschaftlichen Gewaltklima, 
dem Einfluß der Massenmedien, psy-
chopathologischen Einflüssen und neu-
robiologischen und triebtheoretischen 
Konzepten beschäftigen. Sicherlich 
treffen viele dieser Ansatzpunkte auch 
in unterschiedlichem und individuell 
zu betrachtendem Ausmaß auf Kinder 
und Jugendliche, denen wir in unserer 
Arbeit begegnen, zu. Für uns ist es aber 
nicht nur wesentlich, ob diese Theorien 
greifen, sondern auch, ob sie tatsächlich 
von uns als Handelnden in unserem 
Aktionsfeld umsetzbar sind. Die meisten 
von uns werden nicht ausgebildet sein, 
um psychotherapeutisch zu arbeiten und 
nicht in der Lage sein, viel gegen den 

gesamtgesellschaftlichen Umgang mit 
Gewalt zu tun. 

Ich möchte Ihnen deshalb heute eine 
Theorie bzw. Theoriengruppe vorstellen, 
die ich für besonders greifend und be-
sonders umsetzbar halte: Travis Hirschis 
“Soziale Kontrolltheorie”.

Wie kann die 
Kriminologie helfen?

Der Begriff “Kontrolle” bedeutet für 
Hirschi mehr als nur ,Überwachungʼ   
oder ,Prüfungʼ. Er steht vielmehr stell-
vertretend für ein theoretisches Konzept, 
das im deutschen vielleicht besser mit 
,Integrationstheorieʼ oder ,Theorie des 
sozialen Bandesʼ umschrieben worden 
wäre. Dennoch hat sich der Begriff ‚So-
ziale Kontrolltheorieʼ in der wissenschaft-
lichen Literatur durchgesetzt.

Hirschi  betrachtete die Verletzung ei-
ner Norm nicht als Abweichung, sondern 
als normalen Zustand und glaubte, daß 
es eine Kraft geben müsse, die Men-
schen von diesem, quasi natürlichen Zu-
stand des instrumentellen Normbruches 
abhält (vgl. Hirschi 1969, 34).

Er suchte also nicht nach der Ursa-
che, warum Menschen straffällig bzw. 
‚gewalttätigʼ, werden, sondern warum 
die meisten Menschen eben dies nicht 
tun. Er fragte, worin die Ursachen für 
normkonformes Verhalten liegen.

Die Antwort sah er in einem Band an 
Konformität (social bond), das Menschen 
an die soziale Ordnung der Gesellschaft 
bindet. Dieses Band verhindert, daß 
die Begrenzungen strafrechtlicher Nor-
men verlassen werden. Dabei ist diese 
Bindung an die Gesellschaft nicht als 
eintönige Einschränkung des Lebensall-
tags zu sehen – Menschen können das 
Leben innerhalb des Konformitätsban-
des interessant, vielseitig und erfreulich 
gestalten.

Je stärker dieses soziale Band ist, 
umso geringer ist nach Hirschi die Wahr-
scheinlichkeit von deviantem Verhalten. 
Das führt natürlich zu der Frage, wo‑raus 
denn nun dieses Band besteht:

Hirschi fand vier verschiedene Va-
riablen, die er mit attachment, com-
mitment, involvement und belief be-
zeichnete.

Unter attachment verstand er emotio-
nale Bindungen zu Personen oder Grup-
pen, die sich selbst normkonform verhal-
ten und dem betreffenden Jugendlichen 
das Gefühl geben, von deren Meinungen 
abhängig zu sein. Je stärker dieses at-
tachment ausgeprägt ist, desto stärker 
wird auch das Band zur Gesellschaft 
und desto normkonformer wird sich der 
Betreffende verhalten. Besonders wich-
tig ist dabei ein starkes attachment zu 
Eltern, Freunden und Schule.
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Beispiel: Ein Jugendlicher, der sich 
Sorgen macht, was seine Eltern von ihm 
denken, wird mit großer Wahrscheinlich-
keit nach Hirschis Theorie nicht seinen 
Lehrer bedrohen oder schlagen, wenn 
ihm dessen Unterrichtsstil nicht paßt. 
Dies würde mit Sicherheit seinen Eltern 
zugetragen werden und das Bild von 
ihm in deren Augen verändern.

Die zweite Variable des sozialen 
Bandes, das commitment beinhaltet, 
daß ein Jugendlicher die Konsequen-
zen seiner Handlungen für sich selbst 
bedenkt, bevor er handelt. Erachtet 
er nämlich seinen bislang erreichten 
Status quo als gefährdet, indem er 
sich normverletzend verhält, so ist die 
Wahrscheinlichkeit einer Normverlet-
zung nach Hirschis Ansicht geringer 
(vgl. Hirschi 1969, 20‑21).

Beispiel: Hat sich ein Jugendlicher 
mühevoll einen gewissen Besitz, Ruf 
o.ä. in der Gesellschaft erarbeitet, 
dann wird er diesen eher nicht aufs 
Spiel setzen, indem er jemanden mit 
übertriebener Gewalt angreift und dabei 
das Risiko eingeht, als staatlich und so-
zial definierter Gewalttäter gravierende 
Einbußen seines Status quo hinnehmen 
zu müssen.

Mit involvement, der dritten Variab-
len, bezeichnete Hirschi das Ausmaß, 
in dem ein Jugendlicher mit der Aus-
übung konventioneller Tätigkeiten, wie 
bspw. Arbeit, Hobbys, Verpflichtungen 
usw., beschäftigt ist. Für die Dauer, 
die diese Tätigkeiten in Anspruch neh-
men, hat er, analog zu dem deutschen 
Sprichwort ,Müßiggang ist aller Laster 
Anfangʼ, schlicht keine Zeit übrig, sich 
abweichend zu verhalten (Vgl. Hirschi 
1969, 21‑23).

Beispiel: Ist ein Jugendlicher den 
ganzen Tag lang mit Beruf und Lei-
stungssport beschäftigt, so hat er 
wenig Gelegenheit und Muße darüber 
nachzudenken, wie es wäre, einem 
Mitschüler die Jacke ,abzuziehenʼ oder 
ihn zu erpressen.

Mit belief beschreibt Hirschi schließ-
lich die Akzeptanz, welche ein Jugendli-
cher einem gemeinsam mit dem Umfeld 
geteilten konventionellen Wertesystem 
entgegenbringt. Seiner Ansicht nach 
werden Menschen zwar in ein gemein-
sam geteiltes Normsystem sozialisiert, 
doch unterscheidet sich die Intensität 
des Glaubens an die Verbindlichkeit 
dieser Normen.

Beispiel: Glaubt ein Jugendlicher an 
die absolute Verbindlichkeit des christli-

chen Gebotes, nicht zu töten, dann wird 
er sich auch eher daran halten.

Neben Hirschis eigenen Forschun-
gen stützen viele weitere empirische 
Untersuchungen von Kriminologen 
seine Annahmen. Es finden sich aber 
auch Kritikpunkte an seiner Theorie. 
Schwachpunkte liegen demnach in der 
von Hirschi propagierten Universalität 
dieser Theorie, denn geschlechts‑ und 
altersabhängige Untersuchungen haben 
gezeigt, daß die vier Kontrollvariablen 
besser weibliches als männliches Ver-
halten vorhersagen und daß sich die 
Stärke des sozialen Bandes von der 
Kindheit zum Erwachsenenalter in Ef-
fektivität und Ausrichtung ändert.

Zusammenfassend kann festgestellt 
werden, daß die Bedeutung von Hirschis 
vier Elementen des sozialen Bandes 
zwar möglicherweise geschlechts‑, 
alters‑ und auch deliktspezifisch diffe-
riert, daß seine Annahmen aber, bei 
vorausgesetzter Bindung an ein sich 
normgetreu verhaltendes Umfeld, ein 
sehr ernstzunehmender und gut umsetz-
barer Ansatzpunkt sind.

Ein wenig überspitzt formuliert ließe 
sich also formulieren: Gebt den Jugend-
lichen erwachsene Bezugspersonen 
(attachment), etwas zu verlieren (com-
mitment) etwas zu tun (involvement) 
und etwas, woran sie glauben, das sie 
nachvollziehen können (belief), und 
wir haben weniger Probleme mit der 
Jugendgewalt.

Bevor wir jetzt genauer auf die prä-
ventive Umsetzung dieser Theorie ein-
gehen, möchte ich Ihre Aufmerksamkeit 
noch einmal kurz auf eine Studie des 
Krimonlog. Forschungsinstitutes Nieder-
sachsen (KFN) lenken:

Unter dem Eindruck dieser Studie 
wurden auf dem letzten Deutschen 
Jugendgerichtstag in Hamburg (1998) 
sieben Thesen zur Jugendgewalt (Pfeif-
fer/Wetzels 1998 und Pfeiffer et al. 1998) 
verteilt. Aus ihnen geht ein extrem rele-
vanter Eckpunkt, der von Hirschi nicht 
explizit herausgestellt wird, hervor:

Dabei handelt es sich um die starke 
Relevanz elterlicher Mißhandlung für 
die Gewalttätigkeit junger Menschen. 
Gleichwohl dieser Zusammenhang 
vorwiegend aus angloamerikanischen 
Studien belegt ist, hat das KFN nun auch 
für Deutschland hochsignifikante Zu-
sammenhänge festgestellt in Bezug auf 
die Abhängigkeit von Gewalterfahrungen 
in der Kindheit zu eigener Gewaltbefür-

wortung, Feindseligkeitszuschreibungen 
und Konfliktkompetenz.

Was tun? –  
Wege zur Prävention

Wir müssen uns von der Vorstellung 
befreien, daß es Allheilmittel gibt. Keine 
Präventionsstrategie verläuft für alle 
Jugendlichen erfolgreich oder erreicht 
diese auch nur. Leider werden präventi-
ve Maßnahmen aber gerade an spekta-
kulären und in der Presse hochstilisier-
ten Fehlschlägen bewertet. Begeht ein 
Jugendlicher, der  eine entsprechende 
Maßnahme durchläuft, eine aufsehener-
regende Tat, dann wird in der Regel die 
ganze Maßnahme nicht weiter finanziert, 
die Sozialarbeiter versetzt oder aber der 
politische Wirbel genutzt, um, anstelle 
des bestehenden Projektes, eine neue 
und natürlich viel bessere Maßnahme zu 
finanzieren, für die vorher keine Gelder 
zur Verfügung standen.

Um Fehlinterpretationen vorzubeu-
gen, erscheint es sinnvoll, Arbeitszeit in 
eine begleitende Auswertung bzw. Doku-
mentation der eigenen Erfolge zu inve-
stieren (vgl. auch Cornell 1999, 2). Gibt 
es keine Probleme, dann kann man mit 
diesen Daten immerhin das existierende 
Programm beständig verbessern bzw. 
den Sinn von Neuerungen überprüfen.

Versucht man nun Hirschis Gedanken 
in eine praktische Gewaltprävention 
umzusetzen, dann stellt man verblüfft 
fest, wie einfach das ist. Zur Erhöhung 
des attachement sollte man den Ju-
gendlichen über eine längere Zeitspanne 
erwachsene Vertrauenspersonen zur 
Seite stellen. Commitment wird erreicht, 
wenn es gelingt, daß Jugendliche sich 
als selbstwirksam und verantwortlich 
erleben, Zukunftsperspektiven für sich 
sehen und somit etwas zu verlieren 
haben. Involvement ist mit attraktiven 
Freizeitangeboten zu erreichen und 
belief durch das Vorleben von sinnbrin-
genden Regeln und durch Gespräche 
über gesellschaftliche Themen, die die 
Jugendlichen bewegen. An diesen Pro-
zessen können sich alle Berufsgruppen, 
die mit Kindern und Jugendlichen arbei-
ten, beteiligen.

Frank J. Robertz
Kriminologe an der Universität Hamburg 

(Der Text stellt einen Auszug aus seinem Refe-
rat auf der Deutsch‑Niederländischen Tagung 
„Gewaltprävention“ dar. Die Dokumentation 
der Tagung, in der u. a. auch der folgende Text 
über die Glen Mills School abgedruckt ist, ist ab 
Februar 2001 bei der AJS zu beziehen.) 
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chen Gebotes, nicht zu töten, dann wird 
er sich auch eher daran halten.

Neben Hirschis eigenen Forschun-
gen stützen viele weitere empirische 
Untersuchungen von Kriminologen 
seine Annahmen. Es finden sich aber 
auch Kritikpunkte an seiner Theorie. 
Schwachpunkte liegen demnach in der 
von Hirschi propagierten Universalität 
dieser Theorie, denn geschlechts‑ und 
altersabhängige Untersuchungen haben 
gezeigt, daß die vier Kontrollvariablen 
besser weibliches als männliches Ver-
halten vorhersagen und daß sich die 
Stärke des sozialen Bandes von der 
Kindheit zum Erwachsenenalter in Ef-
fektivität und Ausrichtung ändert.

Zusammenfassend kann festgestellt 
werden, daß die Bedeutung von Hirschis 
vier Elementen des sozialen Bandes 
zwar möglicherweise geschlechts‑, 
alters‑ und auch deliktspezifisch diffe-
riert, daß seine Annahmen aber, bei 
vorausgesetzter Bindung an ein sich 
normgetreu verhaltendes Umfeld, ein 
sehr ernstzunehmender und gut umsetz-
barer Ansatzpunkt sind.

Ein wenig überspitzt formuliert ließe 
sich also formulieren: Gebt den Jugend-
lichen erwachsene Bezugspersonen 
(attachment), etwas zu verlieren (com-
mitment) etwas zu tun (involvement) 
und etwas, woran sie glauben, das sie 
nachvollziehen können (belief), und 
wir haben weniger Probleme mit der 
Jugendgewalt.

Bevor wir jetzt genauer auf die prä-
ventive Umsetzung dieser Theorie ein-
gehen, möchte ich Ihre Aufmerksamkeit 
noch einmal kurz auf eine Studie des 
Krimonlog. Forschungsinstitutes Nieder-
sachsen (KFN) lenken:

Unter dem Eindruck dieser Studie 
wurden auf dem letzten Deutschen 
Jugendgerichtstag in Hamburg (1998) 
sieben Thesen zur Jugendgewalt (Pfeif-
fer/Wetzels 1998 und Pfeiffer et al. 1998) 
verteilt. Aus ihnen geht ein extrem rele-
vanter Eckpunkt, der von Hirschi nicht 
explizit herausgestellt wird, hervor:

Dabei handelt es sich um die starke 
Relevanz elterlicher Mißhandlung für 
die Gewalttätigkeit junger Menschen. 
Gleichwohl dieser Zusammenhang 
vorwiegend aus angloamerikanischen 
Studien belegt ist, hat das KFN nun auch 
für Deutschland hochsignifikante Zu-
sammenhänge festgestellt in Bezug auf 
die Abhängigkeit von Gewalterfahrungen 
in der Kindheit zu eigener Gewaltbefür-

wortung, Feindseligkeitszuschreibungen 
und Konfliktkompetenz.

Was tun? –  
Wege zur Prävention

Wir müssen uns von der Vorstellung 
befreien, daß es Allheilmittel gibt. Keine 
Präventionsstrategie verläuft für alle 
Jugendlichen erfolgreich oder erreicht 
diese auch nur. Leider werden präventi-
ve Maßnahmen aber gerade an spekta-
kulären und in der Presse hochstilisier-
ten Fehlschlägen bewertet. Begeht ein 
Jugendlicher, der  eine entsprechende 
Maßnahme durchläuft, eine aufsehener-
regende Tat, dann wird in der Regel die 
ganze Maßnahme nicht weiter finanziert, 
die Sozialarbeiter versetzt oder aber der 
politische Wirbel genutzt, um, anstelle 
des bestehenden Projektes, eine neue 
und natürlich viel bessere Maßnahme zu 
finanzieren, für die vorher keine Gelder 
zur Verfügung standen.

Um Fehlinterpretationen vorzubeu-
gen, erscheint es sinnvoll, Arbeitszeit in 
eine begleitende Auswertung bzw. Doku-
mentation der eigenen Erfolge zu inve-
stieren (vgl. auch Cornell 1999, 2). Gibt 
es keine Probleme, dann kann man mit 
diesen Daten immerhin das existierende 
Programm beständig verbessern bzw. 
den Sinn von Neuerungen überprüfen.

Versucht man nun Hirschis Gedanken 
in eine praktische Gewaltprävention 
umzusetzen, dann stellt man verblüfft 
fest, wie einfach das ist. Zur Erhöhung 
des attachement sollte man den Ju-
gendlichen über eine längere Zeitspanne 
erwachsene Vertrauenspersonen zur 
Seite stellen. Commitment wird erreicht, 
wenn es gelingt, daß Jugendliche sich 
als selbstwirksam und verantwortlich 
erleben, Zukunftsperspektiven für sich 
sehen und somit etwas zu verlieren 
haben. Involvement ist mit attraktiven 
Freizeitangeboten zu erreichen und 
belief durch das Vorleben von sinnbrin-
genden Regeln und durch Gespräche 
über gesellschaftliche Themen, die die 
Jugendlichen bewegen. An diesen Pro-
zessen können sich alle Berufsgruppen, 
die mit Kindern und Jugendlichen arbei-
ten, beteiligen.

Frank J. Robertz
Kriminologe an der Universität Hamburg 

(Der Text stellt einen Auszug aus seinem Refe-
rat auf der Deutsch‑Niederländischen Tagung 
„Gewaltprävention“ dar. Die Dokumentation 
der Tagung, in der u. a. auch der folgende Text 
über die Glen Mills School abgedruckt ist, ist ab 
Februar 2001 bei der AJS zu beziehen.) 
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Gewaltbereitschaft unter Jugendlichen
ist primär ein Erziehungsproblem

NRW-Justizminister Wolfgang Gerhards äußerte sich anläßlich 
der Vorstellung der nordrhein-westfälischen Strafverfolgungssta-
tistik 2002 besorgt über die steigende Gewalt bei Kindern und 
Jugendlichen. Als Ursache vermutet er Erziehungsprobleme in 
den Familien und vor allem die Unfähigkeit, Konflikte gewaltfrei 
zu lösen. Auch Gewaltdarstellungen im Fernsehen schließt er als 
Grund nicht aus. Die Gesellschaft fordert Gerhards auf, Gewalt 
zu tabuisieren. Eine Verschärfung des Strafrechts, etwa eine Her-
absetzung der Strafmündigkeitsgrenze, könne angesichts dieser 

Ursachen nicht 
weiterhelfen, so 
Gerhards.

An der Ein-
schätzung des 
Justizministers 
ist vieles richtig. 
Es ist zu begrü-
ßen, dass er sich 
gegen (unwirk-
same) Straf-
verschärfungen 
ausspricht. In 

der Tat entsteht Gewalt dort, wo Menschen es nicht gelernt haben, 
offen miteinander zu kommunizieren und Konflikte konstruk-
tiv zu lösen. Diese Unfähigkeit ist weit verbreitet und nicht nur 
in Problemfamilien anzutreffen. Es gibt aber mittlerweile viele 
gute Ansätze und Programme, die sich an Familien, Schulen und 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe richten. Sie geben 
den Erwachsenen Anregungen für ihr Erziehungsverhalten.  
Kinder und Jugendliche lernen in sozialen Trainingskursen, 
Streitschlichter-Projekten, Anti-Aggressivitäts-Trainings und oder 
Selbstbehauptungskursen, wie sie sich angemessen behaupten und 
Konflikte fair und konstruktiv lösen können. Diese Angebote sind 
nicht zum Nulltarif zu haben. Aber auch in Zeiten angespannter 
Haushaltslagen müssen sich Politiker der Frage stellen, welche 
Folgen Einsparungen in gesellschaftlich zentralen Bereich wie der 
Familien- und Jugendpolitik haben.

Eines sei zum Schluß noch angemerkt: die Lage der Jugend-
gewalt ist ernst, aber nicht hoffnungslos: Die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik zeigt seit einigen Jahren einen leichten Abwärtstrend 
bei den jungen Tatverdächtigen, und auch der Anteil der strafun-
mündigen Kinder, die wegen einer Gewaltstraftat aufgefallen ist, 
ist rückläufig. Und das, obgleich vermutet wird, dass heutzutage 
Gewalt eher angezeigt wird als noch vor einigen Jahren.

aus: WEISSER RING direkt
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Forschung und Statistik zur 
Jugendgewalt in Deutschland

1. Jugendgewalt ist ein unscharfer Begriff. 
Die offizielle PKS versteht unter Jugendgewalt 
schwere bis mittelschwere körperliche Straf-
taten von jungen Menschen zwischen 14 und 
18 Jahren (Jugendliche) bzw. bis zu 21 Jahren 
(Heranwachsende). Die Jugendlichen begehen 
vor allem gefährliche Körperverletzung und 
Raub. Vergewaltigung, Mord und Totschlag 
sind zahlenmäßig äußerst gering.

2. In der Bevölkerung werden aber meist auch 
weniger heftige aggressive Handlungen von 
jungen Menschen als Jugendgewalt bezeichnet. 
Das reicht von der leichten Körperverletzung 
über Beleidigungen bis hin zu den vielfältigen 
Formen des Mobbings. In meinem Beitrag 
werde ich auf die ganze Bandbreite von Aggres-
sivität und Gewalt bei Jugendlichen eingehen. 

3. Meine Hauptquellen sind:

- Die offizielle Polizeiliche Kriminalstatistik
(PKS), die über die angezeigten und damit 
bekannt gewordenen Straftaten von Minder-
jährigen informiert. 

- Mehrere Forschungsinstitute haben Dunkel-
felduntersuchungen in Form von repräsen-
tativen Schülerbefragungen durchgeführt. 
Besonders umfangreiche Studien wurden 
in den letzten Jahren vom Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN), 
Hannover, unter Leitung von Prof. Pfeiffer 
und vom Institut für Psychologie der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg unter Leitung 
von Prof. Lösel veröffentlicht. 

- Im Sommer 2001 hat die Bundesregie-
rung erstmals einen Periodischen Sicher-
heitsbericht vorgelegt, in den neben den 
offiziellen Statistiken auch Dunkelfeld-
forschung und Opferbefragungen und 
wissenschaftliche Analysen eingegangen 
sind. Soeben ist der 2. Periodische Sicher-
heitsbericht erschienen.

4.  Aus der Polizeistatistik geht hervor, dass 
die Zahl der tatverdächtigen jungen Menschen 
seit 1998 stagniert bzw. leicht zurückgeht, 
nachdem es in den 1990er Jahren stete Anstiege 
gab. Besonders stark ist die Zahl der Kinder 
gesunken. Gegenüber der Gesamtkriminalität 
nimmt allerdings die registrierte Gewaltkri-
minalität bei den Minderjährigen kontinuier-
lich zu. Einen Anstieg gibt es vor allem bei 
schweren Körperverletzungen. Raubdelikte 

nehmen zwar etwas ab, aber Straßenraub (zum 
Beispiel das „Abziehen“ von Handys, Geld, 
Uhren u. ä.) und Handtaschenraub sind noch 
immer eine Domäne der Tatverdächtigen unter 
21 Jahren. Und auch die Zahl der Kinder, die 
einer Gewaltstraftat verdächtigt werden, hat in 
den letzten zehn Jahren um etwa 38 Prozent 
(in NRW) zugenommen. Allerdings sind die 
absoluten Zahlen noch immer gering und die 
Taten der Kinder meist weniger gefährlich. 

Außerdem nehmen die Anteile der Mädchen 
und jungen Frauen an der registrierten Gewalt-
kriminalität zu. Zwar werden immer noch etwa 
vier Fünftel (83 %) der Gewaltstraftaten von 
jungen Männern begangen, aber die Tatver-
dächtigenbelastungszahlen der Mädchen und 
jungen Frauen bei der schweren und auch bei 
der leichten Körperverletzung haben sich seit 
1993 verdreifacht. 

Nach wie vor sind die Täter in erster Linie 
Jungen und junge Männer, aber auch die Opfer 
sind meist männlich. Jugendgewalt findet meis-
tens unter Gleichaltrigen statt. Das Opferrisiko 
für ältere Menschen ist nicht besonders groß. 

Bei der registrierten Gewaltkriminalität 
haben überdurchschnittlich viele Tatverdäch-
tige nicht die deutsche Staatsbürgerschaft. 
Allerdings geht der Anteil der ausländischen 
Jugendlichen etwas zurück. Bei Raub und 
schwerer Körperverletzungen ist der Anteil der 
ausländischen Schüler/Studenten auffallend. Es 
sind vor allem die aus der Türkei stammenden 
männlichen Jugendlichen, die bei der Gewalt-
kriminalität stärker in Erscheinung treten. 

Die Gewaltkriminalität findet in Deutsch-
land vor allem in den Großstädten und Stadt-
staaten (an der Spitze Berlin) statt. Regelrechte 
kriminelle Gangs sind in Deutschland aber eher 
die Ausnahme.

Der Anstieg bei der registrierten Gewalt-
kriminalität sorgt in Deutschland regelmäßig 
für Aufregung. Allerdings sind viele Krimino-
logen der Auffassung, dass die Zunahme der 
offiziellen Statistik zumindest zu einem Teil 
darauf beruht, dass in den letzten Jahren immer 
mehr angezeigt wird, also Straftaten aus dem 
Dunkelfeld ins Hellfeld rücken. Die öffentliche 
Debatte um Jugendgewalt hat nämlich u. a. 
dazu geführt, dass vor allem in den Schulen viel 
mehr über Gewalt gesprochen wird. Vielerorts 
gehen Polizisten regelmäßig in Schulen und 
raten den Jugendlichen, Anzeige zu erstatten.

l  Standardisierte Trainingsprogramme soll-
ten auf die Bedürfnisse der jeweiligen 
Schule zugeschnitten werden und Lehrer, 
Eltern und Schüler an der Umsetzung be-
teiligt werden. 

Angebote der Jugendhilfe   
und Polizei

Die öffentlichen und freien Träger der 
Jugendhilfe, die Polizei und kommerzielle 
Träger bieten eine Vielzahl von Trainings an, 
die allerdings meist sehr punktuell sind und oft 
unkontrolliert und ohne Wirksamkeitskontrol-
le durchgeführt werden. Die meisten Kurse, 
Workshops, Trainings u.ä. werden für und 
in Zusammenarbeit mit Schulen angeboten. 
Einige Trainings werden auch in der außer-
schulischen Jugendarbeit, in Erziehungsheimen 
u.ä. durchgeführt. Die Trainings richten sich an 
verschiedene Zielgruppen:

Für Jugendliche mit Gewaltneigungen oder 
verurteilte Gewalttäter gibt es: Anti-Gewalt-
Trainings entweder ambulant im Rahmen der 
erzieherischen Sanktionen oder im Jugendge-
fängnis, Coolnesstraining für gewaltgefährdete 
Jugendliche im Rahmen von Jugendarbeit oder 
in der Schule. Potentiellen oder bereits betrof-
fenen Opfern werden Selbstbehauptungs- und 
Selbstverteidigungtrainings angeboten.

Deeskalations- und Zivilcouragetrainings 
richten sich meist an jugendliche Zuschauer, 
die zum Eingreifen und zur Zivilcourage er-
muntert werden sollen.

Die Methoden der verschiedenen Trainings 
ähneln sich oft. Fast alle arbeiten mit angelei-
teten Übungen und insbesondere mit Rollen-
spielen. Bei den auf Konfrontation angelegten 
Anti-Gewalt-Trainings spielt der sogenannte 
“Heiße Stuhl” eine große Rolle.

Tatsache ist, dass viele Anbieter sich auf 
diesem Feld tummeln und die Qualität der An-
gebote höchst unterschiedlich ist. Sie reichen 
von sehr professionell bis nicht empfehlenswert 
und manche sind sogar kontraproduktiv. Bis-
lang gibt es kaum Qualitätsstandards, die aber 
dringend notwendig sind, bedenkt man, dass 
die Trainings zum Teil massiv in die private 
Sphäre und Persönlichkeitsentwicklung   junger 
Menschen eingreifen. 

  Carmen Trenz (AJS)

Dieser wie auch der nebenstehende Text 
stellt den Beitrag der Autorin für den  

Jubliläumskongress „Anti-Gewalt“ An-
fang November in Amsterdam dar.
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Forderung nach einem Herstellungsverbot von
„Killerspielen“ lenkt von den wirklichen Problemen ab
Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (BAJ)

5. Die breite Diskussion um Gewalt an Schulen 
hat dazu geführt, dass seit 1990 viele große und 
kleinere Umfragen an Schulen durchgeführt 
wurden. Vor allem die großen repräsentativen 
Befragungen von Schüler/innen erlauben 
wichtige Aufschlüsse über den Umfang der 
Gewalt unter Kindern und Jugendlichen, über 
die Formen und Ursachen.

6. Hier die wichtigsten Ergebnisse aus einer 
Befragung von 1100 Jugendlichen der 7. und 
8. Klassen aus dem Jahr 2003 von Prof. Lösel, 
Universität Erlangen-Nürnberg und Prof. Blie-
sener, Universität Kiel. Die Ergebnisse decken 
sich im wesentlichen mit denen anderer Studien:

- Schulische Gewalt spielt sich meist im Be-
reich der leichteren physischen und verbalen 
Aggressivität ab. Etwa ein Drittel der Jun-
gen treten oder schlagen gelegentlich zu. 
Schwere körperliche Gewalt ist die große 
Ausnahme.

- Im Gegensatz zur polizeilichen Kriminal-
statistik sind ausländische Jugendliche bei 
der schulischen Gewalt nur etwas häufiger 
vertreten.

- Mädchen zeigen weniger oft aggressives Ver-
halten und werden auch seltener Opfer von 
Gewalt.

- Etwa 5 Prozent der Schüler/innen sind sog.
Bullies bzw. Mobber, das heißt sie schika-
nieren ihre Mitschüler/innen regelmäßig. 
Diese Jugendlichen werden mit größerer 
Wahrscheinlichkeit später zu Intensivtätern.

7. Im Hinblick auf die Ursachen von Gewalt 
geben die wissenschaftlichen Studien über-
einstimmend folgendes Bild: Risikofaktoren 
liegen in der Familie, in der Persönlichkeits-
struktur, in der Schule, in der Peergroup, im 
Konsum von Alkohol/illegalen Drogen und im 
Medienverhalten. Kommen mehrere Risikofak-
toren zusammen, steigt das Risiko massiv, dass 
Kinder kriminell und gewalttätig werden. Die 
wichtigsten Risikofaktoren sind:

-  Ein kaltes familiäres Klima, Gewaltanwen-
dung, Misshandlung, Vernachlässigung, zu 
strenge oder widersprüchliche Erziehung, 
kriminelles Vorbild, Armut und Arbeitslo-
sigkeit der Eltern

- Hyperaktivität, hohes Maß an Impulsivität,
niedriges Selbstwertgefühl, die Umwelt 
wird als feindselig erlebt

- Ein schlechtes sozial-emotionales Schulkli-
ma, Anonymität und einseitiger Leistungs-
druck

- Aggressive Jugendliche gehören oft Cli-
quen an, die die familiären Defizite (Aner-

kennung, Mangel an Geborgenheit) auffan-
gen sollen, aber gleichzeitig das aggressive 
dissoziale Verhalten verstärken. In der Frei-
zeit wird vorwiegend „rumgehangen“.

- Gewalttätige Medieninhalte verstärken vor-
handene, oft in der Familie erworbene Ge-
waltakzeptanz.

- Auch der Konsum von Alkohol und illega-
len Drogen steht eindeutig in Zusammen-
hang mit aggressivem und delinquentem 
Verhalten.

8. Es gibt offensichtlich auch Schutzfakto-
ren, die Gewaltentstehung verhindern, selbst 
wenn mehrere Risikofaktoren vorhanden sind. 
Geschützt sind Jugendliche nach Lösel dann, 
wenn sie differenzierte Handlungsmöglich-
keiten kennen, die Fähigkeit zur Selbstkont-
rolle haben und wenig Alkohol oder illegale 
Drogen konsumieren. Diese Erkenntnisse 
sind in mehrere soziale Trainingsprogramme 
für Jugendliche eingegangen (u. a. Denkzeit-
Training, Berlin; Eltern- und Kinder-Training 
EFFEKT, Erlangen).

Carmen Trenz (AJS)

  Anlässlich der Reaktionen auf den 

Amoklauf eines 18-Jährigen in einer 

Realschule in Emsdetten warnt die 

Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und 

Jugendschutz (BAJ) vor hilflosen Schnell-

schüssen. Soweit bekannt, hat der junge 

Täter schon vor längerer Zeit auf sich 

aufmerksam gemacht, ohne dass ihm 

adäquate Hilfe zugekommen ist. Die in 

der Jugendhilfe Tätigen, aber auch die 

Schule und die Nachbarschaften, letzt-

lich die gesamte Gesellschaft, müssen 

sich daher fragen, wie Hilfesysteme auf 

derartige instabile und augenscheinlich 

sozial isolierte Jugendliche und junge 

Erwachsene reagieren müssten. 

Schon am Tage der Bluttat wurde das 

Verbot von „Killerspielen“ als Reaktion 

gefordert. Die Verbreitung von Gewalt 

verherrlichenden Computerspielen ist 

bereits jetzt gemäß § 131 StGB strafbar. 

Solche Spiele dürfen nicht an Jugendli-

che weitergegeben werden, ebenso wie 

die Spiele, die von der Bundesprüfstelle 

für jugendgefährdende Medien indiziert 

wurden. Dass Kinder und Jugendliche 

dennoch für ihre Altersstufe nicht freigege-

bene oder indizierte Spiele nutzen, weist 

nicht auf rechtliche Defizite sondern auf 

unzureichende Kontrollen und mangelnde 

Aufmerksamkeit hin. 

Die Forderung nach einem Herstel-

lungsverbot für sogenannte „Killerspiele“ 

lenkt von den wirklichen Problemen ab. 

Auf Frustration und Perspektivlosigkeit, 

z.B. verursacht durch fehlende Schulab-

schlüsse und Arbeitslosigkeit, die auch 

beim Amoklauf in Emsdetten eine Rolle 

spielten, müssen wir Antworten finden, 

die die gesamte Gesellschaft mit in die 

Verantwortung nimmt. 

Ein Verbot von „Killerspielen“ würde 

an der Problemlage wenig ändern. Und 

auch das Infragestellen der Organisati-

on, die sich mit den Altersfreigaben für 

Computerspiele beschäftigt, der Unter-

haltungssoftware-Selbstkontrolle (USK), 

ist nicht zielführend. Die Einstufungen, die 

bei der USK von unabhängigen Gutach-

tern vorgenommen werden, werden erst 

durch die Bestätigung eines Vertreters 

der Bundesländer bindend, stehen also 

unter staatlicher Aufsicht. Zensur ist in 

Deutschland nach Artikel 5 Grundgesetz 

verboten. 

Die BAJ fordert, in diesem Bereich 

auf die Umsetzung der bestehenden 

gesetzlichen Regelungen Wert zu legen, 

vor allem aber Medienpädagogik, Infor-

mation und Aufklärung zu stärken. Hier 

müssen die Jugend- und Kultusminister 

offensiv werden und ein deutliches Signal 

geben, ebenso wie die Medienanbieter. 

Eltern, die Fachkräfte in der Kinder- und 

Jugendhilfe, die Lehrerinnen und Lehrer 

und andere pädagogisch Tätige müssen 

stärker sensibilisiert werden und auch das 

nötige Handwerkszeug bekommen, um 

mit Kindern und Jugendlichen über auf-

fälliges Verhalten und die problematischen 

Seiten ihres Medienkonsums sprechen zu 

können.                              BAJ 23.11.2006
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Forschung und Statistik zur 
Jugendgewalt in Deutschland

1. Jugendgewalt ist ein unscharfer Begriff. 
Die offizielle PKS versteht unter Jugendgewalt 
schwere bis mittelschwere körperliche Straf-
taten von jungen Menschen zwischen 14 und 
18 Jahren (Jugendliche) bzw. bis zu 21 Jahren 
(Heranwachsende). Die Jugendlichen begehen 
vor allem gefährliche Körperverletzung und 
Raub. Vergewaltigung, Mord und Totschlag 
sind zahlenmäßig äußerst gering.

2. In der Bevölkerung werden aber meist auch 
weniger heftige aggressive Handlungen von 
jungen Menschen als Jugendgewalt bezeichnet. 
Das reicht von der leichten Körperverletzung 
über Beleidigungen bis hin zu den vielfältigen 
Formen des Mobbings. In meinem Beitrag 
werde ich auf die ganze Bandbreite von Aggres-
sivität und Gewalt bei Jugendlichen eingehen. 

3. Meine Hauptquellen sind:

- Die offizielle Polizeiliche Kriminalstatistik
(PKS), die über die angezeigten und damit 
bekannt gewordenen Straftaten von Minder-
jährigen informiert. 

- Mehrere Forschungsinstitute haben Dunkel-
felduntersuchungen in Form von repräsen-
tativen Schülerbefragungen durchgeführt. 
Besonders umfangreiche Studien wurden 
in den letzten Jahren vom Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN), 
Hannover, unter Leitung von Prof. Pfeiffer 
und vom Institut für Psychologie der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg unter Leitung 
von Prof. Lösel veröffentlicht. 

- Im Sommer 2001 hat die Bundesregie-
rung erstmals einen Periodischen Sicher-
heitsbericht vorgelegt, in den neben den 
offiziellen Statistiken auch Dunkelfeld-
forschung und Opferbefragungen und 
wissenschaftliche Analysen eingegangen 
sind. Soeben ist der 2. Periodische Sicher-
heitsbericht erschienen.

4.  Aus der Polizeistatistik geht hervor, dass 
die Zahl der tatverdächtigen jungen Menschen 
seit 1998 stagniert bzw. leicht zurückgeht, 
nachdem es in den 1990er Jahren stete Anstiege 
gab. Besonders stark ist die Zahl der Kinder 
gesunken. Gegenüber der Gesamtkriminalität 
nimmt allerdings die registrierte Gewaltkri-
minalität bei den Minderjährigen kontinuier-
lich zu. Einen Anstieg gibt es vor allem bei 
schweren Körperverletzungen. Raubdelikte 

nehmen zwar etwas ab, aber Straßenraub (zum 
Beispiel das „Abziehen“ von Handys, Geld, 
Uhren u. ä.) und Handtaschenraub sind noch 
immer eine Domäne der Tatverdächtigen unter 
21 Jahren. Und auch die Zahl der Kinder, die 
einer Gewaltstraftat verdächtigt werden, hat in 
den letzten zehn Jahren um etwa 38 Prozent 
(in NRW) zugenommen. Allerdings sind die 
absoluten Zahlen noch immer gering und die 
Taten der Kinder meist weniger gefährlich. 

Außerdem nehmen die Anteile der Mädchen 
und jungen Frauen an der registrierten Gewalt-
kriminalität zu. Zwar werden immer noch etwa 
vier Fünftel (83 %) der Gewaltstraftaten von 
jungen Männern begangen, aber die Tatver-
dächtigenbelastungszahlen der Mädchen und 
jungen Frauen bei der schweren und auch bei 
der leichten Körperverletzung haben sich seit 
1993 verdreifacht. 

Nach wie vor sind die Täter in erster Linie 
Jungen und junge Männer, aber auch die Opfer 
sind meist männlich. Jugendgewalt findet meis-
tens unter Gleichaltrigen statt. Das Opferrisiko 
für ältere Menschen ist nicht besonders groß. 

Bei der registrierten Gewaltkriminalität 
haben überdurchschnittlich viele Tatverdäch-
tige nicht die deutsche Staatsbürgerschaft. 
Allerdings geht der Anteil der ausländischen 
Jugendlichen etwas zurück. Bei Raub und 
schwerer Körperverletzungen ist der Anteil der 
ausländischen Schüler/Studenten auffallend. Es 
sind vor allem die aus der Türkei stammenden 
männlichen Jugendlichen, die bei der Gewalt-
kriminalität stärker in Erscheinung treten. 

Die Gewaltkriminalität findet in Deutsch-
land vor allem in den Großstädten und Stadt-
staaten (an der Spitze Berlin) statt. Regelrechte 
kriminelle Gangs sind in Deutschland aber eher 
die Ausnahme.

Der Anstieg bei der registrierten Gewalt-
kriminalität sorgt in Deutschland regelmäßig 
für Aufregung. Allerdings sind viele Krimino-
logen der Auffassung, dass die Zunahme der 
offiziellen Statistik zumindest zu einem Teil 
darauf beruht, dass in den letzten Jahren immer 
mehr angezeigt wird, also Straftaten aus dem 
Dunkelfeld ins Hellfeld rücken. Die öffentliche 
Debatte um Jugendgewalt hat nämlich u. a. 
dazu geführt, dass vor allem in den Schulen viel 
mehr über Gewalt gesprochen wird. Vielerorts 
gehen Polizisten regelmäßig in Schulen und 
raten den Jugendlichen, Anzeige zu erstatten.

l  Standardisierte Trainingsprogramme soll-
ten auf die Bedürfnisse der jeweiligen 
Schule zugeschnitten werden und Lehrer, 
Eltern und Schüler an der Umsetzung be-
teiligt werden. 

Angebote der Jugendhilfe   
und Polizei

Die öffentlichen und freien Träger der 
Jugendhilfe, die Polizei und kommerzielle 
Träger bieten eine Vielzahl von Trainings an, 
die allerdings meist sehr punktuell sind und oft 
unkontrolliert und ohne Wirksamkeitskontrol-
le durchgeführt werden. Die meisten Kurse, 
Workshops, Trainings u.ä. werden für und 
in Zusammenarbeit mit Schulen angeboten. 
Einige Trainings werden auch in der außer-
schulischen Jugendarbeit, in Erziehungsheimen 
u.ä. durchgeführt. Die Trainings richten sich an 
verschiedene Zielgruppen:

Für Jugendliche mit Gewaltneigungen oder 
verurteilte Gewalttäter gibt es: Anti-Gewalt-
Trainings entweder ambulant im Rahmen der 
erzieherischen Sanktionen oder im Jugendge-
fängnis, Coolnesstraining für gewaltgefährdete 
Jugendliche im Rahmen von Jugendarbeit oder 
in der Schule. Potentiellen oder bereits betrof-
fenen Opfern werden Selbstbehauptungs- und 
Selbstverteidigungtrainings angeboten.

Deeskalations- und Zivilcouragetrainings 
richten sich meist an jugendliche Zuschauer, 
die zum Eingreifen und zur Zivilcourage er-
muntert werden sollen.

Die Methoden der verschiedenen Trainings 
ähneln sich oft. Fast alle arbeiten mit angelei-
teten Übungen und insbesondere mit Rollen-
spielen. Bei den auf Konfrontation angelegten 
Anti-Gewalt-Trainings spielt der sogenannte 
“Heiße Stuhl” eine große Rolle.

Tatsache ist, dass viele Anbieter sich auf 
diesem Feld tummeln und die Qualität der An-
gebote höchst unterschiedlich ist. Sie reichen 
von sehr professionell bis nicht empfehlenswert 
und manche sind sogar kontraproduktiv. Bis-
lang gibt es kaum Qualitätsstandards, die aber 
dringend notwendig sind, bedenkt man, dass 
die Trainings zum Teil massiv in die private 
Sphäre und Persönlichkeitsentwicklung   junger 
Menschen eingreifen. 

  Carmen Trenz (AJS)

Dieser wie auch der nebenstehende Text 
stellt den Beitrag der Autorin für den  

Jubliläumskongress „Anti-Gewalt“ An-
fang November in Amsterdam dar.
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Forderung nach einem Herstellungsverbot von
„Killerspielen“ lenkt von den wirklichen Problemen ab
Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (BAJ)

5. Die breite Diskussion um Gewalt an Schulen 
hat dazu geführt, dass seit 1990 viele große und 
kleinere Umfragen an Schulen durchgeführt 
wurden. Vor allem die großen repräsentativen 
Befragungen von Schüler/innen erlauben 
wichtige Aufschlüsse über den Umfang der 
Gewalt unter Kindern und Jugendlichen, über 
die Formen und Ursachen.

6. Hier die wichtigsten Ergebnisse aus einer 
Befragung von 1100 Jugendlichen der 7. und 
8. Klassen aus dem Jahr 2003 von Prof. Lösel, 
Universität Erlangen-Nürnberg und Prof. Blie-
sener, Universität Kiel. Die Ergebnisse decken 
sich im wesentlichen mit denen anderer Studien:

- Schulische Gewalt spielt sich meist im Be-
reich der leichteren physischen und verbalen 
Aggressivität ab. Etwa ein Drittel der Jun-
gen treten oder schlagen gelegentlich zu. 
Schwere körperliche Gewalt ist die große 
Ausnahme.

- Im Gegensatz zur polizeilichen Kriminal-
statistik sind ausländische Jugendliche bei 
der schulischen Gewalt nur etwas häufiger 
vertreten.

- Mädchen zeigen weniger oft aggressives Ver-
halten und werden auch seltener Opfer von 
Gewalt.

- Etwa 5 Prozent der Schüler/innen sind sog.
Bullies bzw. Mobber, das heißt sie schika-
nieren ihre Mitschüler/innen regelmäßig. 
Diese Jugendlichen werden mit größerer 
Wahrscheinlichkeit später zu Intensivtätern.

7. Im Hinblick auf die Ursachen von Gewalt 
geben die wissenschaftlichen Studien über-
einstimmend folgendes Bild: Risikofaktoren 
liegen in der Familie, in der Persönlichkeits-
struktur, in der Schule, in der Peergroup, im 
Konsum von Alkohol/illegalen Drogen und im 
Medienverhalten. Kommen mehrere Risikofak-
toren zusammen, steigt das Risiko massiv, dass 
Kinder kriminell und gewalttätig werden. Die 
wichtigsten Risikofaktoren sind:

-  Ein kaltes familiäres Klima, Gewaltanwen-
dung, Misshandlung, Vernachlässigung, zu 
strenge oder widersprüchliche Erziehung, 
kriminelles Vorbild, Armut und Arbeitslo-
sigkeit der Eltern

- Hyperaktivität, hohes Maß an Impulsivität,
niedriges Selbstwertgefühl, die Umwelt 
wird als feindselig erlebt

- Ein schlechtes sozial-emotionales Schulkli-
ma, Anonymität und einseitiger Leistungs-
druck

- Aggressive Jugendliche gehören oft Cli-
quen an, die die familiären Defizite (Aner-

kennung, Mangel an Geborgenheit) auffan-
gen sollen, aber gleichzeitig das aggressive 
dissoziale Verhalten verstärken. In der Frei-
zeit wird vorwiegend „rumgehangen“.

- Gewalttätige Medieninhalte verstärken vor-
handene, oft in der Familie erworbene Ge-
waltakzeptanz.

- Auch der Konsum von Alkohol und illega-
len Drogen steht eindeutig in Zusammen-
hang mit aggressivem und delinquentem 
Verhalten.

8. Es gibt offensichtlich auch Schutzfakto-
ren, die Gewaltentstehung verhindern, selbst 
wenn mehrere Risikofaktoren vorhanden sind. 
Geschützt sind Jugendliche nach Lösel dann, 
wenn sie differenzierte Handlungsmöglich-
keiten kennen, die Fähigkeit zur Selbstkont-
rolle haben und wenig Alkohol oder illegale 
Drogen konsumieren. Diese Erkenntnisse 
sind in mehrere soziale Trainingsprogramme 
für Jugendliche eingegangen (u. a. Denkzeit-
Training, Berlin; Eltern- und Kinder-Training 
EFFEKT, Erlangen).

Carmen Trenz (AJS)

  Anlässlich der Reaktionen auf den 

Amoklauf eines 18-Jährigen in einer 

Realschule in Emsdetten warnt die 

Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und 

Jugendschutz (BAJ) vor hilflosen Schnell-

schüssen. Soweit bekannt, hat der junge 

Täter schon vor längerer Zeit auf sich 

aufmerksam gemacht, ohne dass ihm 

adäquate Hilfe zugekommen ist. Die in 

der Jugendhilfe Tätigen, aber auch die 

Schule und die Nachbarschaften, letzt-

lich die gesamte Gesellschaft, müssen 

sich daher fragen, wie Hilfesysteme auf 

derartige instabile und augenscheinlich 

sozial isolierte Jugendliche und junge 

Erwachsene reagieren müssten. 

Schon am Tage der Bluttat wurde das 

Verbot von „Killerspielen“ als Reaktion 

gefordert. Die Verbreitung von Gewalt 

verherrlichenden Computerspielen ist 

bereits jetzt gemäß § 131 StGB strafbar. 

Solche Spiele dürfen nicht an Jugendli-

che weitergegeben werden, ebenso wie 

die Spiele, die von der Bundesprüfstelle 

für jugendgefährdende Medien indiziert 

wurden. Dass Kinder und Jugendliche 

dennoch für ihre Altersstufe nicht freigege-

bene oder indizierte Spiele nutzen, weist 

nicht auf rechtliche Defizite sondern auf 

unzureichende Kontrollen und mangelnde 

Aufmerksamkeit hin. 

Die Forderung nach einem Herstel-

lungsverbot für sogenannte „Killerspiele“ 

lenkt von den wirklichen Problemen ab. 

Auf Frustration und Perspektivlosigkeit, 

z.B. verursacht durch fehlende Schulab-

schlüsse und Arbeitslosigkeit, die auch 

beim Amoklauf in Emsdetten eine Rolle 

spielten, müssen wir Antworten finden, 

die die gesamte Gesellschaft mit in die 

Verantwortung nimmt. 

Ein Verbot von „Killerspielen“ würde 

an der Problemlage wenig ändern. Und 

auch das Infragestellen der Organisati-

on, die sich mit den Altersfreigaben für 

Computerspiele beschäftigt, der Unter-

haltungssoftware-Selbstkontrolle (USK), 

ist nicht zielführend. Die Einstufungen, die 

bei der USK von unabhängigen Gutach-

tern vorgenommen werden, werden erst 

durch die Bestätigung eines Vertreters 

der Bundesländer bindend, stehen also 

unter staatlicher Aufsicht. Zensur ist in 

Deutschland nach Artikel 5 Grundgesetz 

verboten. 

Die BAJ fordert, in diesem Bereich 

auf die Umsetzung der bestehenden 

gesetzlichen Regelungen Wert zu legen, 

vor allem aber Medienpädagogik, Infor-

mation und Aufklärung zu stärken. Hier 

müssen die Jugend- und Kultusminister 

offensiv werden und ein deutliches Signal 

geben, ebenso wie die Medienanbieter. 

Eltern, die Fachkräfte in der Kinder- und 

Jugendhilfe, die Lehrerinnen und Lehrer 

und andere pädagogisch Tätige müssen 

stärker sensibilisiert werden und auch das 

nötige Handwerkszeug bekommen, um 

mit Kindern und Jugendlichen über auf-

fälliges Verhalten und die problematischen 

Seiten ihres Medienkonsums sprechen zu 

können.                              BAJ 23.11.2006
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Jugendschutz (BAJ) vor hilflosen Schnell-

schüssen. Soweit bekannt, hat der junge 

Täter schon vor längerer Zeit auf sich 

aufmerksam gemacht, ohne dass ihm 

adäquate Hilfe zugekommen ist. Die in 

der Jugendhilfe Tätigen, aber auch die 

Schule und die Nachbarschaften, letzt-

lich die gesamte Gesellschaft, müssen 

sich daher fragen, wie Hilfesysteme auf 

derartige instabile und augenscheinlich 

sozial isolierte Jugendliche und junge 

Erwachsene reagieren müssten. 

Schon am Tage der Bluttat wurde das 

Verbot von „Killerspielen“ als Reaktion 

gefordert. Die Verbreitung von Gewalt 

verherrlichenden Computerspielen ist 

bereits jetzt gemäß § 131 StGB strafbar. 

Solche Spiele dürfen nicht an Jugendli-

che weitergegeben werden, ebenso wie 

die Spiele, die von der Bundesprüfstelle 

für jugendgefährdende Medien indiziert 

wurden. Dass Kinder und Jugendliche 

dennoch für ihre Altersstufe nicht freigege-

bene oder indizierte Spiele nutzen, weist 

nicht auf rechtliche Defizite sondern auf 

unzureichende Kontrollen und mangelnde 

Aufmerksamkeit hin. 

Die Forderung nach einem Herstel-

lungsverbot für sogenannte „Killerspiele“ 

lenkt von den wirklichen Problemen ab. 

Auf Frustration und Perspektivlosigkeit, 

z.B. verursacht durch fehlende Schulab-

schlüsse und Arbeitslosigkeit, die auch 

beim Amoklauf in Emsdetten eine Rolle 

spielten, müssen wir Antworten finden, 

die die gesamte Gesellschaft mit in die 

Verantwortung nimmt. 

Ein Verbot von „Killerspielen“ würde 

an der Problemlage wenig ändern. Und 

auch das Infragestellen der Organisati-

on, die sich mit den Altersfreigaben für 

Computerspiele beschäftigt, der Unter-

haltungssoftware-Selbstkontrolle (USK), 

ist nicht zielführend. Die Einstufungen, die 

bei der USK von unabhängigen Gutach-

tern vorgenommen werden, werden erst 

durch die Bestätigung eines Vertreters 

der Bundesländer bindend, stehen also 

unter staatlicher Aufsicht. Zensur ist in 

Deutschland nach Artikel 5 Grundgesetz 

verboten. 

Die BAJ fordert, in diesem Bereich 

auf die Umsetzung der bestehenden 

gesetzlichen Regelungen Wert zu legen, 

vor allem aber Medienpädagogik, Infor-

mation und Aufklärung zu stärken. Hier 

müssen die Jugend- und Kultusminister 

offensiv werden und ein deutliches Signal 

geben, ebenso wie die Medienanbieter. 

Eltern, die Fachkräfte in der Kinder- und 

Jugendhilfe, die Lehrerinnen und Lehrer 

und andere pädagogisch Tätige müssen 

stärker sensibilisiert werden und auch das 

nötige Handwerkszeug bekommen, um 

mit Kindern und Jugendlichen über auf-

fälliges Verhalten und die problematischen 

Seiten ihres Medienkonsums sprechen zu 

können.                              BAJ 23.11.2006
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5. Die breite Diskussion um Gewalt an Schulen 
hat dazu geführt, dass seit 1990 viele große und 
kleinere Umfragen an Schulen durchgeführt 
wurden. Vor allem die großen repräsentativen 
Befragungen von Schüler/innen erlauben 
wichtige Aufschlüsse über den Umfang der 
Gewalt unter Kindern und Jugendlichen, über 
die Formen und Ursachen.

6. Hier die wichtigsten Ergebnisse aus einer 
Befragung von 1100 Jugendlichen der 7. und 
8. Klassen aus dem Jahr 2003 von Prof. Lösel, 
Universität Erlangen-Nürnberg und Prof. Blie-
sener, Universität Kiel. Die Ergebnisse decken 
sich im wesentlichen mit denen anderer Studien:

- Schulische Gewalt spielt sich meist im Be-
reich der leichteren physischen und verbalen 
Aggressivität ab. Etwa ein Drittel der Jun-
gen treten oder schlagen gelegentlich zu. 
Schwere körperliche Gewalt ist die große 
Ausnahme.

- Im Gegensatz zur polizeilichen Kriminal-
statistik sind ausländische Jugendliche bei 
der schulischen Gewalt nur etwas häufiger 
vertreten.

- Mädchen zeigen weniger oft aggressives Ver-
halten und werden auch seltener Opfer von 
Gewalt.

- Etwa 5 Prozent der Schüler/innen sind sog.
Bullies bzw. Mobber, das heißt sie schika-
nieren ihre Mitschüler/innen regelmäßig. 
Diese Jugendlichen werden mit größerer 
Wahrscheinlichkeit später zu Intensivtätern.

7. Im Hinblick auf die Ursachen von Gewalt 
geben die wissenschaftlichen Studien über-
einstimmend folgendes Bild: Risikofaktoren 
liegen in der Familie, in der Persönlichkeits-
struktur, in der Schule, in der Peergroup, im 
Konsum von Alkohol/illegalen Drogen und im 
Medienverhalten. Kommen mehrere Risikofak-
toren zusammen, steigt das Risiko massiv, dass 
Kinder kriminell und gewalttätig werden. Die 
wichtigsten Risikofaktoren sind:

-  Ein kaltes familiäres Klima, Gewaltanwen-
dung, Misshandlung, Vernachlässigung, zu 
strenge oder widersprüchliche Erziehung, 
kriminelles Vorbild, Armut und Arbeitslo-
sigkeit der Eltern

- Hyperaktivität, hohes Maß an Impulsivität,
niedriges Selbstwertgefühl, die Umwelt 
wird als feindselig erlebt

- Ein schlechtes sozial-emotionales Schulkli-
ma, Anonymität und einseitiger Leistungs-
druck

- Aggressive Jugendliche gehören oft Cli-
quen an, die die familiären Defizite (Aner-

kennung, Mangel an Geborgenheit) auffan-
gen sollen, aber gleichzeitig das aggressive 
dissoziale Verhalten verstärken. In der Frei-
zeit wird vorwiegend „rumgehangen“.

- Gewalttätige Medieninhalte verstärken vor-
handene, oft in der Familie erworbene Ge-
waltakzeptanz.

- Auch der Konsum von Alkohol und illega-
len Drogen steht eindeutig in Zusammen-
hang mit aggressivem und delinquentem 
Verhalten.

8. Es gibt offensichtlich auch Schutzfakto-
ren, die Gewaltentstehung verhindern, selbst 
wenn mehrere Risikofaktoren vorhanden sind. 
Geschützt sind Jugendliche nach Lösel dann, 
wenn sie differenzierte Handlungsmöglich-
keiten kennen, die Fähigkeit zur Selbstkont-
rolle haben und wenig Alkohol oder illegale 
Drogen konsumieren. Diese Erkenntnisse 
sind in mehrere soziale Trainingsprogramme 
für Jugendliche eingegangen (u. a. Denkzeit-
Training, Berlin; Eltern- und Kinder-Training 
EFFEKT, Erlangen).
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Jugendhilfe, die Lehrerinnen und Lehrer 

und andere pädagogisch Tätige müssen 

stärker sensibilisiert werden und auch das 

nötige Handwerkszeug bekommen, um 

mit Kindern und Jugendlichen über auf-

fälliges Verhalten und die problematischen 

Seiten ihres Medienkonsums sprechen zu 

können.                              BAJ 23.11.2006

54/2006

Forschung und Statistik zur 
Jugendgewalt in Deutschland

1. Jugendgewalt ist ein unscharfer Begriff. 
Die offizielle PKS versteht unter Jugendgewalt 
schwere bis mittelschwere körperliche Straf-
taten von jungen Menschen zwischen 14 und 
18 Jahren (Jugendliche) bzw. bis zu 21 Jahren 
(Heranwachsende). Die Jugendlichen begehen 
vor allem gefährliche Körperverletzung und 
Raub. Vergewaltigung, Mord und Totschlag 
sind zahlenmäßig äußerst gering.

2. In der Bevölkerung werden aber meist auch 
weniger heftige aggressive Handlungen von 
jungen Menschen als Jugendgewalt bezeichnet. 
Das reicht von der leichten Körperverletzung 
über Beleidigungen bis hin zu den vielfältigen 
Formen des Mobbings. In meinem Beitrag 
werde ich auf die ganze Bandbreite von Aggres-
sivität und Gewalt bei Jugendlichen eingehen. 

3. Meine Hauptquellen sind:

- Die offizielle Polizeiliche Kriminalstatistik
(PKS), die über die angezeigten und damit 
bekannt gewordenen Straftaten von Minder-
jährigen informiert. 

- Mehrere Forschungsinstitute haben Dunkel-
felduntersuchungen in Form von repräsen-
tativen Schülerbefragungen durchgeführt. 
Besonders umfangreiche Studien wurden 
in den letzten Jahren vom Kriminologischen 
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN), 
Hannover, unter Leitung von Prof. Pfeiffer 
und vom Institut für Psychologie der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg unter Leitung 
von Prof. Lösel veröffentlicht. 

- Im Sommer 2001 hat die Bundesregie-
rung erstmals einen Periodischen Sicher-
heitsbericht vorgelegt, in den neben den 
offiziellen Statistiken auch Dunkelfeld-
forschung und Opferbefragungen und 
wissenschaftliche Analysen eingegangen 
sind. Soeben ist der 2. Periodische Sicher-
heitsbericht erschienen.

4.  Aus der Polizeistatistik geht hervor, dass 
die Zahl der tatverdächtigen jungen Menschen 
seit 1998 stagniert bzw. leicht zurückgeht, 
nachdem es in den 1990er Jahren stete Anstiege 
gab. Besonders stark ist die Zahl der Kinder 
gesunken. Gegenüber der Gesamtkriminalität 
nimmt allerdings die registrierte Gewaltkri-
minalität bei den Minderjährigen kontinuier-
lich zu. Einen Anstieg gibt es vor allem bei 
schweren Körperverletzungen. Raubdelikte 

nehmen zwar etwas ab, aber Straßenraub (zum 
Beispiel das „Abziehen“ von Handys, Geld, 
Uhren u. ä.) und Handtaschenraub sind noch 
immer eine Domäne der Tatverdächtigen unter 
21 Jahren. Und auch die Zahl der Kinder, die 
einer Gewaltstraftat verdächtigt werden, hat in 
den letzten zehn Jahren um etwa 38 Prozent 
(in NRW) zugenommen. Allerdings sind die 
absoluten Zahlen noch immer gering und die 
Taten der Kinder meist weniger gefährlich. 

Außerdem nehmen die Anteile der Mädchen 
und jungen Frauen an der registrierten Gewalt-
kriminalität zu. Zwar werden immer noch etwa 
vier Fünftel (83 %) der Gewaltstraftaten von 
jungen Männern begangen, aber die Tatver-
dächtigenbelastungszahlen der Mädchen und 
jungen Frauen bei der schweren und auch bei 
der leichten Körperverletzung haben sich seit 
1993 verdreifacht. 

Nach wie vor sind die Täter in erster Linie 
Jungen und junge Männer, aber auch die Opfer 
sind meist männlich. Jugendgewalt findet meis-
tens unter Gleichaltrigen statt. Das Opferrisiko 
für ältere Menschen ist nicht besonders groß. 

Bei der registrierten Gewaltkriminalität 
haben überdurchschnittlich viele Tatverdäch-
tige nicht die deutsche Staatsbürgerschaft. 
Allerdings geht der Anteil der ausländischen 
Jugendlichen etwas zurück. Bei Raub und 
schwerer Körperverletzungen ist der Anteil der 
ausländischen Schüler/Studenten auffallend. Es 
sind vor allem die aus der Türkei stammenden 
männlichen Jugendlichen, die bei der Gewalt-
kriminalität stärker in Erscheinung treten. 

Die Gewaltkriminalität findet in Deutsch-
land vor allem in den Großstädten und Stadt-
staaten (an der Spitze Berlin) statt. Regelrechte 
kriminelle Gangs sind in Deutschland aber eher 
die Ausnahme.

Der Anstieg bei der registrierten Gewalt-
kriminalität sorgt in Deutschland regelmäßig 
für Aufregung. Allerdings sind viele Krimino-
logen der Auffassung, dass die Zunahme der 
offiziellen Statistik zumindest zu einem Teil 
darauf beruht, dass in den letzten Jahren immer 
mehr angezeigt wird, also Straftaten aus dem 
Dunkelfeld ins Hellfeld rücken. Die öffentliche 
Debatte um Jugendgewalt hat nämlich u. a. 
dazu geführt, dass vor allem in den Schulen viel 
mehr über Gewalt gesprochen wird. Vielerorts 
gehen Polizisten regelmäßig in Schulen und 
raten den Jugendlichen, Anzeige zu erstatten.

l  Standardisierte Trainingsprogramme soll-
ten auf die Bedürfnisse der jeweiligen 
Schule zugeschnitten werden und Lehrer, 
Eltern und Schüler an der Umsetzung be-
teiligt werden. 

Angebote der Jugendhilfe   
und Polizei

Die öffentlichen und freien Träger der 
Jugendhilfe, die Polizei und kommerzielle 
Träger bieten eine Vielzahl von Trainings an, 
die allerdings meist sehr punktuell sind und oft 
unkontrolliert und ohne Wirksamkeitskontrol-
le durchgeführt werden. Die meisten Kurse, 
Workshops, Trainings u.ä. werden für und 
in Zusammenarbeit mit Schulen angeboten. 
Einige Trainings werden auch in der außer-
schulischen Jugendarbeit, in Erziehungsheimen 
u.ä. durchgeführt. Die Trainings richten sich an 
verschiedene Zielgruppen:

Für Jugendliche mit Gewaltneigungen oder 
verurteilte Gewalttäter gibt es: Anti-Gewalt-
Trainings entweder ambulant im Rahmen der 
erzieherischen Sanktionen oder im Jugendge-
fängnis, Coolnesstraining für gewaltgefährdete 
Jugendliche im Rahmen von Jugendarbeit oder 
in der Schule. Potentiellen oder bereits betrof-
fenen Opfern werden Selbstbehauptungs- und 
Selbstverteidigungtrainings angeboten.

Deeskalations- und Zivilcouragetrainings 
richten sich meist an jugendliche Zuschauer, 
die zum Eingreifen und zur Zivilcourage er-
muntert werden sollen.

Die Methoden der verschiedenen Trainings 
ähneln sich oft. Fast alle arbeiten mit angelei-
teten Übungen und insbesondere mit Rollen-
spielen. Bei den auf Konfrontation angelegten 
Anti-Gewalt-Trainings spielt der sogenannte 
“Heiße Stuhl” eine große Rolle.

Tatsache ist, dass viele Anbieter sich auf 
diesem Feld tummeln und die Qualität der An-
gebote höchst unterschiedlich ist. Sie reichen 
von sehr professionell bis nicht empfehlenswert 
und manche sind sogar kontraproduktiv. Bis-
lang gibt es kaum Qualitätsstandards, die aber 
dringend notwendig sind, bedenkt man, dass 
die Trainings zum Teil massiv in die private 
Sphäre und Persönlichkeitsentwicklung   junger 
Menschen eingreifen. 

  Carmen Trenz (AJS)

Dieser wie auch der nebenstehende Text 
stellt den Beitrag der Autorin für den  

Jubliläumskongress „Anti-Gewalt“ An-
fang November in Amsterdam dar.
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Thema

Alkoholkonsum und Jugendgewalt
Wie ist die Situation? Was kann/sollte dagegen getan werden?

1 AG im Auftrag der IMK: „Eindämmung des Alkoholmiss-
brauchs zur Gewaltprävention und konsequente Durchset-
zung des Jugendschutz- und Gaststättengesetzes“

2 So ist die entsprechende Zahl in Rheinland-Pfalz von 10,6 
% im Jahr 2000 auf 23 % in 2008 gestiegen; in Bayern von 
10,8 % (1996) auf 28,2 % (2008). In Brandenburg erhöhte 
sich der Anteil von Jugenddelikten, die unter Alkoholeinfluß 
begangen wurden, in den Jahren 2000 bis 2008 von 9,6% auf 
20,1%, in Niedersachsen im gleichen Zeitraum von 16,7% 
auf 21% (siehe Die Welt v. 2.2.2010)

3 Zum Vergleich: Die Zahl der erwachsenen Tatverdächtigen 
unter Alkoholeinfluss hat sich im gleichen Zeitraum um 
73,3% erhöht (2000 – 26 845; 2009 – 46 512). Siehe Poli-
zeiliche Kriminalstatistik NRW www.lka.nrw.de

I.
Das Thema „Jugendliche und Alkohol“ 

steht seit einigen Jahren wieder stärker in der 
öffentlichen Diskussion. Die Gründe dafür sind 
Auswüchse des Alkoholkonsums wie Koma-/
Rauschtrinken, Krankenhauseinlieferungen 
nach exzessivem Alkoholkonsum und Gewalt 
unter Alkoholeinwirkung bei Jugendlichen. 
Besonders der Anstieg von Straftaten nach 
hohem Alkoholkonsum stellt eine besondere 
Herausforderung dar.

Eine Arbeitsgruppe der Innenminister-
konferenz stellte schon 2007 fest, dass die 
Polizei „in hohem Maße mit gewalttätigen 
Auseinandersetzungen konfrontiert ist, bei 
denen Alkohol eine erhebliche Rolle spielt“. 
Massiver Alkoholkonsum sei ein Katalysator 
für Gewalt (siehe Bericht vom 24.10.2007, 
S. 7,  IM Baden-Württemberg).1

Die Entwicklung wird von den offiziellen 
Polizeistatistiken bestätigt. Nach Angaben 
von elf der 16 Landeskriminalämter nahm der 
Anteil von Alkoholisierten unter den jugend-
lichen Tatverdächtigen bei Körperverletzungen 
und Gewalttaten in den vergangenen Jahren zu 
(Die Welt 2.2.2010).2

Eine ähnliche Entwicklung ist auch in NRW 
zu beobachten. Hier lag der Anteil der unter 
21-jährigen Tatverdächtigen unter Alkoholein-
fluss im Jahr 2009 bei 28,1% gegenüber 20,6% 
im Jahre 2000. Das LKA NRW selbst spricht 
von einer „besorgniserregenden“ Entwicklung. 
Im Zehn-Jahres-Vergleich hat sich nämlich die 
Zahl der Tatverdächtigen unter 21 Jahren, die 
zum Zeitpunkt der Tatbegehung unter Alkoho-
leinfluss standen, mehr als verdoppelt (2000: 
8.004; 2009: 18.157 + 127%).3

Wichtig für besondere Maßnahmen unter 
dem Gesichtspunkt „Jugendschutz“ ist die 

Feststellung, dass 2009 fast Zweidrittel der 
alkoholisierten jungen Menschen Heranwach-
sende waren (18- bis unter 21 Jahre): 11 598 
(63,1%) gegenüber 6471 Jugendlichen (35,6%) 
und 88 Kindern (0,5%). Die meisten der unter 
21-jährigen alkoholisierten Tatverdächtigen 
traten mit Körperverletzung (8371), Sachbe-
schädigung (4786) und Diebstählen (3006) in 

Erscheinung.

In den NRW-Kommunen wird das Problem 
Alkoholkonsum und delinquentes Verhalten 
generell bestätigt, wenn auch das Ausmaß 
unterschiedlich als belastend angesehen wird. 
Eine telefonische Umfrage der AJS bei 15 
Jugendämtern im Sommer 2010 ergab ein 
Großstadt-/Kleinstadtgefälle: Je größer die 
Kommune desto mehr beklagen Mitarbeiter 
des Jugendschutzes eine Zunahme des Pro-
blems von jugendlichen Tatverdächtigen unter 
Alkoholeinfluß.

Bei den Recherchen fiel auf, dass es in 
den kontaktierten Kommunen offensichtlich 
weder ein Konzept noch eine längerfristige 
Strategie gibt. Es wird zwar das Phänomen der 
Steigerung von Delikten unter Alkoholeinfluss 
konstatiert (dem Phänomen treten die Städte im 
allgemeinen mit stärkeren Jugendschutzkon-
trollen entgegen), eine besondere Maßnahme 
in Bezug auf alkoholisierte Jugendliche, die 
Straftaten begehen, wird in der Regel nicht 
ergriffen. Allerdings erfuhren wir, dass in zwei 
Kommunen (Köln und Dortmund) in der Ver-
gangenheit Jugendliche, die im alkoholisierten 
Zustand Straftaten begangen hatten, aufgesucht 
worden sind, in Köln durch die Polizei, in Dort-
mund durch spezielle ausgebildete „Scouts“ 
(Gefährderansprache). Die Mitarbeiter aus 
beiden Jugendämtern bedauern, dass die Maß-
nahmen nicht fortgeführt worden sind.

II.
Zu klären ist auch und besonders die Frage, 

was die Gründe für die Steigerungsrate sind, 
um daraus Schlüsse für ein zielgerichtetes 
Handeln zu ziehen. Hat sich das Anzeigen-
verhalten erhöht (wenn ja, warum)? Finden 
mehr Kontrollen als in früheren Jahren statt? 
Spiegeln sich in den Zahlen einmalige Taten 
und/oder Mehrfachtaten alkoholisierter Ju-
gendlicher wider?

Und dann steht da noch die Frage nach der 
Kausalität im Raum: Ist der Alkoholkonsum 
ein eigenständiger Einflussfaktor von Ge-
waltverhalten oder handelt es sich um einen 
Selektionseffekt, nach dem bestimmte Personen 
mit bestimmten Risikofaktoren sowohl zum 
(übermäßigen) Alkoholkonsum als auch zu 
Gewalt neigen?

Was diese Frage betrifft, so kann man 
sicherlich sagen, dass der exzessive Alko-
holkonsum die Hemmschwelle zum Begehen 
ungesetzlicher Taten herabsetzt – die rationale 
und moralische Urteilsfähigkeit wird getrübt, 
und es kann dadurch zu unüberlegten, impul-
siven Handlungen kommen (siehe Baier und 
Rabold in Zeitschrift für Jugendkriminalrecht 
und Jugendhilfe – ZJJ 4/09).

Die Autoren weisen daraufhin, dass „phar-
makologisch betrachtet besonders beim 
Alkohol die Wirkung erhöhter Aggressivität, 
Enthemmung und Reizbarkeit belegt ist“ 
(ebenda). Andererseits ist Gewaltkriminalität 
auch häufig auf Bedingungsfaktoren zurück-
zuführen, die den Persönlichkeitseigenschaften 
und damit eng verbunden der Herkunft aus 
bestimmten sozialen Milieus (gewaltbereit, 
alkoholkonsumierend) zuzurechnen ist. Zum 
Letztgenannten ist sicherlich das Elternhause 
zu zählen, in dem ein gering ausgeprägtes el-
terliches Kontrollverhalten gegenüber Alkohol 
vorherrscht.

Quelle: Büro der Drogenbeauftragten der Bundesregierung

Wie ist die Lage beim Rauschtrinken?
Alkoholvergiftungen zwischen 10 und 20 Jahre
(Einlieferungen ins Krankenhaus)

 2008  2007 2000

Bundesweit   25.700 22.900 9.500 (Anstieg  2000 – 2008: 270%)

NRW 5.800 5.200 (Anstieg 12%)

Mädchen (10 – 15 Jahre) 570 460 (Anstieg 24%)     
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(Gefährderansprachen). Dabei sollte mit zwei 
Interventionsansätzen reagiert werden: zum 
einen mit einer individuell-pädagogischen 
Ansprache an die Jugendlichen und Ab-
schreckungsmaßnahmen, wie Mitnahme zur 
Wache, Jugendschutzstelle; Benachrichtigung 
der Eltern, ggf. des Jugendamtes; ggf. weitere 
Reaktionen nach § 27 ff. SGB VIII: – Hilfen zur 
Erziehung. Zum anderen soll generalpräventiv 
mit Deeskalationsmaßnahmen im Umfeld der 
Tatorte alkoholisierter, randalierender Jugend-
licher (Discos, Kneipen, Straßen und Plätze 
etc.) reagiert werden. Außerdem sollen beste-
hende und bewährte Präventionsmaßnahmen 
(Kontrollen, Öffentlichkeitsarbeit) weiterhin 
berücksichtigt werden. Auch ist im Einzelfall 
zu klären, ob zur Einhaltung des Jugendschutz-
gesetzes jugendliche Testkäufe angebracht sind.

Letztendlich werden besondere Aktivitäten 
auf diesem Gebiet umso erfolgreicher sein, 
desto größer die Bereitschaft der Kommunen 
ist, sie mit Interesse zu unterstützen. Eine 
solche Unterstützung ist wiederum davon 
abhängig, wie positiv folgende Fragen der

Kommunen beantwortet werden können: 
Wie effizient wird das Projekt am Ende sein, 
welchen Nutzen werden die Kommunen 
davon haben? Wie kann der Mehraufwand 
in der jeweiligen Kommune bewältigt wer-
den? Welche Ressourcen stehen diesen zur 
Verfügung? Welche Unterstützung erhalten 
die Gemeinden von den Ländern?  (jl/AJS)

Hinweise
● Mit dem Zusammenhang „Alkoholkonsum und 
Jugendgewalt“ beschäftigen sich auch mehrere 
Autoren/-innen in der Zeitschrift für Jugendkri-
minalrecht und Jugendhilfe – ZJJ, Heft 4/09 
(Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen: www.dvjj.de/zjj

● Das Thema „Komasaufen/Rauschtrinken“ wird 
in dem Dossier Jugend und Allkohol – Immer 
jünger, immer härter, immer mehr? ausführlich 
thematisiert. Herausgegeben von der Bundesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (BAJ), 
Berlin, www.bag-jugendschutz.de

4/2010 5

III.
Vor dem Hintergrund der oben geschilderten 

Situation ist festzustellen, dass es in verschie-
denen Ländern und Kommunen Überlegungen 
gibt, besondere Maßnahmen zu ergreifen, um 
dem Problem „nachhaltig und effektiv entge-
genzuwirken“. Das bekannteste und bisher am 
weitesten umgesetzte Modell ist die „Intensi-
vierung der Kontrollmaßnahmen zur Verhinde-
rung von Straftaten durch alkoholbeeinflusste 
minderjährige Personen“ (ALKOMIN) in 
Niedersachsen bzw. in der Region Hannover. 
Ziel ist es dort, durch eine frühzeitige und 
abgestimmte Intervention der Behörden (vor 
allem der Polizei in Zusammenarbeit mit 
Ordnungs- und Jugendämtern), durch eine 
erhöhte Präsenz an bekannten Brennpunkten 
und durch verstärkte Jugendschutzkontrollen 
den Alkoholmissbrauch von Minderjährigen (in 
der Öffentlichkeit) und den damit zusammen-
hängenden Straftaten zu verhindern.

Zu den Einzelmaßnahmen, zum Beispiel 
in der Region Hannover, gehören ein nied-
rigschwelliges ordnungsrechtliches Vorgehen 
gegen jugendschutz- und gaststättenrechtliche 
Verstöße sowie gegen Ordnungsstörungen und 
Straftaten. Außerdem werden die Kontrollen 
von Minderjährigen an einschlägigen Treff-
punkten intensiviert. Dies erfolgt in enger 
Kooperation der Behörden, teilweise auch mit 
Beratungsstellen und anderen Jugendhilfeein-
richtungen.

Ein ganz wichtiger Punkt neben einer „Zu-
führung“ der Kinder und Jugendlichen zu ihren 
Eltern oder das Abholen der Minderjährigen 
durch die Eltern sind die „normverdeutli-
chenden“ Gespräche mit auffälligen oder 
gefährdeten Kindern und Jugendlichen und 
deren Erziehungsberechtigten. Zur Nachsorge 
kann auch das Jugendamt informiert werden, 
damit von dort weitere Maßnahmen erfolgen. 

Wichtig ist auch die Klärung der Frage, ob 
und bei welchen Verstößen Bußgelder ver-
hängt werden. Dies kann sowohl gegenüber 
den Eltern oder anderen volljährigen Begleit-
personen erfolgen – bei unerlaubter Abgabe 
von alkoholischen Getränken an Jugendliche 
bzw. Konsumgewährung –, als auch bei den 
Jugendlichen selbst, dann aber nicht wegen des 
eigenen Alkoholkonsums, der nicht bußgeld-
bewehrt ist, sondern wegen anderer Verstöße, 
zum Beispiel Ruhestörung, Belästigung oder 
Sachbeschädigung.
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IV.
Mittlerweile sind Überlegungen auch in 

anderen Kommunen und Bundesländern im 
Gange, auf das Problem „alkoholbedingte 
Gewalt von Jugendlichen “ zu reagieren. 
Dabei sollte bedacht werden, dass sich alle 
diese Maßnahmen konkret auf die Gruppe 
delinquenter Jugendlicher beziehen müssen, 
deren Alkoholkonsum als wesentliche Ursa-
che für das kriminelle Verhalten gilt. Hier ist 
vorab zu klären, ob und wo es Lücken in der 
Prävention gibt, aufgrund derer die besondere 
Gruppe schwer alkoholisierter Jugendlicher 
bisher kaum täteradäquat erreicht worden ist.

Da der Alkoholmissbrauch und dessen Fol-
gen in Bezug auf die Begehung von Straftaten 
bei Jugendlichen gesellschaftliche Ursachen 
und Auswirkungen haben, können Problem-
lösungen und Handlungsvorschläge nicht 
von einer Gruppe alleine, wie Polizei oder 
Jugend- oder Ordnungsamt, gelöst werden. 
Sie müssen grundsätzlich von einem breiten 
gesamtgesellschaftlichen Ansatz getragen 
werden und andere Lebensfelder, wie Schule, 
Vereinsleben, Medien 
und Beruf/Ausbildung 
sowie Freizeitgestal-
tung, mit einbeziehen.

Berücksichtigt wer-
den muss auch, dass 
die Zusammenarbeit 
der drei Stellen Jugend-
amt, Ordnungsamt, 
Polizei nicht immer 
reibungslos verläuft. 
Vordringlich zu klären-
de Fragen wären: Wer 
übernimmt zu welchem 
Zeitpunkt welche Auf-
gaben? Wie erfolgt die 
Abstimmung untereinander? Wer gibt wann 
welche Information an wen? Von welcher Stelle 
lassen sich Jugendliche/Heranwachsende direkt 
ansprechen, so dass eine Verhaltensänderung 
zu erwarten ist?

Im Hinblick auf die Gefährderansprache 
ist zu prüfen, ob geschulte Mitarbeiter/-innen 
aus der Suchtberatung mitwirken sollen, die 
Erfahrungen in motivierender Kurzberatung bei 
Alkohol konsumierenden Jugendlichen haben.

Auch wenn die Frage, mit welchen Maß-
nahmen auf das Problem reagiert werden soll, 
jeweils vor Ort unterschiedlich beantwortet 
werden muss, ist es generell wichtig, schnell, 
unmittelbar auf jugendliche Täter einzuwirken 
(von der ersten Ansprache bis hin zu möglichen 
strafrechtlichen Konsequenzen).

Im Mittelpunkt soll die direkte Reaktion 
auf auffällig gewordene Jugendliche stehen 
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2 So ist die entsprechende Zahl in Rheinland-Pfalz von 10,6 
% im Jahr 2000 auf 23 % in 2008 gestiegen; in Bayern von 
10,8 % (1996) auf 28,2 % (2008). In Brandenburg erhöhte 
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begangen wurden, in den Jahren 2000 bis 2008 von 9,6% auf 
20,1%, in Niedersachsen im gleichen Zeitraum von 16,7% 
auf 21% (siehe Die Welt v. 2.2.2010)
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unter Alkoholeinfluss hat sich im gleichen Zeitraum um 
73,3% erhöht (2000 – 26 845; 2009 – 46 512). Siehe Poli-
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I.
Das Thema „Jugendliche und Alkohol“ 

steht seit einigen Jahren wieder stärker in der 
öffentlichen Diskussion. Die Gründe dafür sind 
Auswüchse des Alkoholkonsums wie Koma-/
Rauschtrinken, Krankenhauseinlieferungen 
nach exzessivem Alkoholkonsum und Gewalt 
unter Alkoholeinwirkung bei Jugendlichen. 
Besonders der Anstieg von Straftaten nach 
hohem Alkoholkonsum stellt eine besondere 
Herausforderung dar.

Eine Arbeitsgruppe der Innenminister-
konferenz stellte schon 2007 fest, dass die 
Polizei „in hohem Maße mit gewalttätigen 
Auseinandersetzungen konfrontiert ist, bei 
denen Alkohol eine erhebliche Rolle spielt“. 
Massiver Alkoholkonsum sei ein Katalysator 
für Gewalt (siehe Bericht vom 24.10.2007, 
S. 7,  IM Baden-Württemberg).1

Die Entwicklung wird von den offiziellen 
Polizeistatistiken bestätigt. Nach Angaben 
von elf der 16 Landeskriminalämter nahm der 
Anteil von Alkoholisierten unter den jugend-
lichen Tatverdächtigen bei Körperverletzungen 
und Gewalttaten in den vergangenen Jahren zu 
(Die Welt 2.2.2010).2

Eine ähnliche Entwicklung ist auch in NRW 
zu beobachten. Hier lag der Anteil der unter 
21-jährigen Tatverdächtigen unter Alkoholein-
fluss im Jahr 2009 bei 28,1% gegenüber 20,6% 
im Jahre 2000. Das LKA NRW selbst spricht 
von einer „besorgniserregenden“ Entwicklung. 
Im Zehn-Jahres-Vergleich hat sich nämlich die 
Zahl der Tatverdächtigen unter 21 Jahren, die 
zum Zeitpunkt der Tatbegehung unter Alkoho-
leinfluss standen, mehr als verdoppelt (2000: 
8.004; 2009: 18.157 + 127%).3

Wichtig für besondere Maßnahmen unter 
dem Gesichtspunkt „Jugendschutz“ ist die 

Feststellung, dass 2009 fast Zweidrittel der 
alkoholisierten jungen Menschen Heranwach-
sende waren (18- bis unter 21 Jahre): 11 598 
(63,1%) gegenüber 6471 Jugendlichen (35,6%) 
und 88 Kindern (0,5%). Die meisten der unter 
21-jährigen alkoholisierten Tatverdächtigen 
traten mit Körperverletzung (8371), Sachbe-
schädigung (4786) und Diebstählen (3006) in 

Erscheinung.

In den NRW-Kommunen wird das Problem 
Alkoholkonsum und delinquentes Verhalten 
generell bestätigt, wenn auch das Ausmaß 
unterschiedlich als belastend angesehen wird. 
Eine telefonische Umfrage der AJS bei 15 
Jugendämtern im Sommer 2010 ergab ein 
Großstadt-/Kleinstadtgefälle: Je größer die 
Kommune desto mehr beklagen Mitarbeiter 
des Jugendschutzes eine Zunahme des Pro-
blems von jugendlichen Tatverdächtigen unter 
Alkoholeinfluß.

Bei den Recherchen fiel auf, dass es in 
den kontaktierten Kommunen offensichtlich 
weder ein Konzept noch eine längerfristige 
Strategie gibt. Es wird zwar das Phänomen der 
Steigerung von Delikten unter Alkoholeinfluss 
konstatiert (dem Phänomen treten die Städte im 
allgemeinen mit stärkeren Jugendschutzkon-
trollen entgegen), eine besondere Maßnahme 
in Bezug auf alkoholisierte Jugendliche, die 
Straftaten begehen, wird in der Regel nicht 
ergriffen. Allerdings erfuhren wir, dass in zwei 
Kommunen (Köln und Dortmund) in der Ver-
gangenheit Jugendliche, die im alkoholisierten 
Zustand Straftaten begangen hatten, aufgesucht 
worden sind, in Köln durch die Polizei, in Dort-
mund durch spezielle ausgebildete „Scouts“ 
(Gefährderansprache). Die Mitarbeiter aus 
beiden Jugendämtern bedauern, dass die Maß-
nahmen nicht fortgeführt worden sind.

II.
Zu klären ist auch und besonders die Frage, 

was die Gründe für die Steigerungsrate sind, 
um daraus Schlüsse für ein zielgerichtetes 
Handeln zu ziehen. Hat sich das Anzeigen-
verhalten erhöht (wenn ja, warum)? Finden 
mehr Kontrollen als in früheren Jahren statt? 
Spiegeln sich in den Zahlen einmalige Taten 
und/oder Mehrfachtaten alkoholisierter Ju-
gendlicher wider?

Und dann steht da noch die Frage nach der 
Kausalität im Raum: Ist der Alkoholkonsum 
ein eigenständiger Einflussfaktor von Ge-
waltverhalten oder handelt es sich um einen 
Selektionseffekt, nach dem bestimmte Personen 
mit bestimmten Risikofaktoren sowohl zum 
(übermäßigen) Alkoholkonsum als auch zu 
Gewalt neigen?

Was diese Frage betrifft, so kann man 
sicherlich sagen, dass der exzessive Alko-
holkonsum die Hemmschwelle zum Begehen 
ungesetzlicher Taten herabsetzt – die rationale 
und moralische Urteilsfähigkeit wird getrübt, 
und es kann dadurch zu unüberlegten, impul-
siven Handlungen kommen (siehe Baier und 
Rabold in Zeitschrift für Jugendkriminalrecht 
und Jugendhilfe – ZJJ 4/09).

Die Autoren weisen daraufhin, dass „phar-
makologisch betrachtet besonders beim 
Alkohol die Wirkung erhöhter Aggressivität, 
Enthemmung und Reizbarkeit belegt ist“ 
(ebenda). Andererseits ist Gewaltkriminalität 
auch häufig auf Bedingungsfaktoren zurück-
zuführen, die den Persönlichkeitseigenschaften 
und damit eng verbunden der Herkunft aus 
bestimmten sozialen Milieus (gewaltbereit, 
alkoholkonsumierend) zuzurechnen ist. Zum 
Letztgenannten ist sicherlich das Elternhause 
zu zählen, in dem ein gering ausgeprägtes el-
terliches Kontrollverhalten gegenüber Alkohol 
vorherrscht.

Quelle: Büro der Drogenbeauftragten der Bundesregierung

Wie ist die Lage beim Rauschtrinken?
Alkoholvergiftungen zwischen 10 und 20 Jahre
(Einlieferungen ins Krankenhaus)

 2008  2007 2000

Bundesweit   25.700 22.900 9.500 (Anstieg  2000 – 2008: 270%)

NRW 5.800 5.200 (Anstieg 12%)

Mädchen (10 – 15 Jahre) 570 460 (Anstieg 24%)     
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(Gefährderansprachen). Dabei sollte mit zwei 
Interventionsansätzen reagiert werden: zum 
einen mit einer individuell-pädagogischen 
Ansprache an die Jugendlichen und Ab-
schreckungsmaßnahmen, wie Mitnahme zur 
Wache, Jugendschutzstelle; Benachrichtigung 
der Eltern, ggf. des Jugendamtes; ggf. weitere 
Reaktionen nach § 27 ff. SGB VIII: – Hilfen zur 
Erziehung. Zum anderen soll generalpräventiv 
mit Deeskalationsmaßnahmen im Umfeld der 
Tatorte alkoholisierter, randalierender Jugend-
licher (Discos, Kneipen, Straßen und Plätze 
etc.) reagiert werden. Außerdem sollen beste-
hende und bewährte Präventionsmaßnahmen 
(Kontrollen, Öffentlichkeitsarbeit) weiterhin 
berücksichtigt werden. Auch ist im Einzelfall 
zu klären, ob zur Einhaltung des Jugendschutz-
gesetzes jugendliche Testkäufe angebracht sind.

Letztendlich werden besondere Aktivitäten 
auf diesem Gebiet umso erfolgreicher sein, 
desto größer die Bereitschaft der Kommunen 
ist, sie mit Interesse zu unterstützen. Eine 
solche Unterstützung ist wiederum davon 
abhängig, wie positiv folgende Fragen der

Kommunen beantwortet werden können: 
Wie effizient wird das Projekt am Ende sein, 
welchen Nutzen werden die Kommunen 
davon haben? Wie kann der Mehraufwand 
in der jeweiligen Kommune bewältigt wer-
den? Welche Ressourcen stehen diesen zur 
Verfügung? Welche Unterstützung erhalten 
die Gemeinden von den Ländern?  (jl/AJS)

Hinweise
● Mit dem Zusammenhang „Alkoholkonsum und 
Jugendgewalt“ beschäftigen sich auch mehrere 
Autoren/-innen in der Zeitschrift für Jugendkri-
minalrecht und Jugendhilfe – ZJJ, Heft 4/09 
(Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen: www.dvjj.de/zjj

● Das Thema „Komasaufen/Rauschtrinken“ wird 
in dem Dossier Jugend und Allkohol – Immer 
jünger, immer härter, immer mehr? ausführlich 
thematisiert. Herausgegeben von der Bundesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (BAJ), 
Berlin, www.bag-jugendschutz.de
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III.
Vor dem Hintergrund der oben geschilderten 

Situation ist festzustellen, dass es in verschie-
denen Ländern und Kommunen Überlegungen 
gibt, besondere Maßnahmen zu ergreifen, um 
dem Problem „nachhaltig und effektiv entge-
genzuwirken“. Das bekannteste und bisher am 
weitesten umgesetzte Modell ist die „Intensi-
vierung der Kontrollmaßnahmen zur Verhinde-
rung von Straftaten durch alkoholbeeinflusste 
minderjährige Personen“ (ALKOMIN) in 
Niedersachsen bzw. in der Region Hannover. 
Ziel ist es dort, durch eine frühzeitige und 
abgestimmte Intervention der Behörden (vor 
allem der Polizei in Zusammenarbeit mit 
Ordnungs- und Jugendämtern), durch eine 
erhöhte Präsenz an bekannten Brennpunkten 
und durch verstärkte Jugendschutzkontrollen 
den Alkoholmissbrauch von Minderjährigen (in 
der Öffentlichkeit) und den damit zusammen-
hängenden Straftaten zu verhindern.

Zu den Einzelmaßnahmen, zum Beispiel 
in der Region Hannover, gehören ein nied-
rigschwelliges ordnungsrechtliches Vorgehen 
gegen jugendschutz- und gaststättenrechtliche 
Verstöße sowie gegen Ordnungsstörungen und 
Straftaten. Außerdem werden die Kontrollen 
von Minderjährigen an einschlägigen Treff-
punkten intensiviert. Dies erfolgt in enger 
Kooperation der Behörden, teilweise auch mit 
Beratungsstellen und anderen Jugendhilfeein-
richtungen.

Ein ganz wichtiger Punkt neben einer „Zu-
führung“ der Kinder und Jugendlichen zu ihren 
Eltern oder das Abholen der Minderjährigen 
durch die Eltern sind die „normverdeutli-
chenden“ Gespräche mit auffälligen oder 
gefährdeten Kindern und Jugendlichen und 
deren Erziehungsberechtigten. Zur Nachsorge 
kann auch das Jugendamt informiert werden, 
damit von dort weitere Maßnahmen erfolgen. 

Wichtig ist auch die Klärung der Frage, ob 
und bei welchen Verstößen Bußgelder ver-
hängt werden. Dies kann sowohl gegenüber 
den Eltern oder anderen volljährigen Begleit-
personen erfolgen – bei unerlaubter Abgabe 
von alkoholischen Getränken an Jugendliche 
bzw. Konsumgewährung –, als auch bei den 
Jugendlichen selbst, dann aber nicht wegen des 
eigenen Alkoholkonsums, der nicht bußgeld-
bewehrt ist, sondern wegen anderer Verstöße, 
zum Beispiel Ruhestörung, Belästigung oder 
Sachbeschädigung.
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IV.
Mittlerweile sind Überlegungen auch in 

anderen Kommunen und Bundesländern im 
Gange, auf das Problem „alkoholbedingte 
Gewalt von Jugendlichen “ zu reagieren. 
Dabei sollte bedacht werden, dass sich alle 
diese Maßnahmen konkret auf die Gruppe 
delinquenter Jugendlicher beziehen müssen, 
deren Alkoholkonsum als wesentliche Ursa-
che für das kriminelle Verhalten gilt. Hier ist 
vorab zu klären, ob und wo es Lücken in der 
Prävention gibt, aufgrund derer die besondere 
Gruppe schwer alkoholisierter Jugendlicher 
bisher kaum täteradäquat erreicht worden ist.

Da der Alkoholmissbrauch und dessen Fol-
gen in Bezug auf die Begehung von Straftaten 
bei Jugendlichen gesellschaftliche Ursachen 
und Auswirkungen haben, können Problem-
lösungen und Handlungsvorschläge nicht 
von einer Gruppe alleine, wie Polizei oder 
Jugend- oder Ordnungsamt, gelöst werden. 
Sie müssen grundsätzlich von einem breiten 
gesamtgesellschaftlichen Ansatz getragen 
werden und andere Lebensfelder, wie Schule, 
Vereinsleben, Medien 
und Beruf/Ausbildung 
sowie Freizeitgestal-
tung, mit einbeziehen.

Berücksichtigt wer-
den muss auch, dass 
die Zusammenarbeit 
der drei Stellen Jugend-
amt, Ordnungsamt, 
Polizei nicht immer 
reibungslos verläuft. 
Vordringlich zu klären-
de Fragen wären: Wer 
übernimmt zu welchem 
Zeitpunkt welche Auf-
gaben? Wie erfolgt die 
Abstimmung untereinander? Wer gibt wann 
welche Information an wen? Von welcher Stelle 
lassen sich Jugendliche/Heranwachsende direkt 
ansprechen, so dass eine Verhaltensänderung 
zu erwarten ist?

Im Hinblick auf die Gefährderansprache 
ist zu prüfen, ob geschulte Mitarbeiter/-innen 
aus der Suchtberatung mitwirken sollen, die 
Erfahrungen in motivierender Kurzberatung bei 
Alkohol konsumierenden Jugendlichen haben.

Auch wenn die Frage, mit welchen Maß-
nahmen auf das Problem reagiert werden soll, 
jeweils vor Ort unterschiedlich beantwortet 
werden muss, ist es generell wichtig, schnell, 
unmittelbar auf jugendliche Täter einzuwirken 
(von der ersten Ansprache bis hin zu möglichen 
strafrechtlichen Konsequenzen).

Im Mittelpunkt soll die direkte Reaktion 
auf auffällig gewordene Jugendliche stehen 
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Prävention kann man sich wie ein großes 
Puzzle vorstellen, das aus vielen kleinen 
und kleinsten Teilen besteht, die für sich 
genommen oft unscheinbar, wenig aussa-
gekräftig, banal erscheinen. Zusammen-
gesetzt erkennen wir erst das Bild, den 
Sinn, der sich aus einem einzigen Teilchen 
nicht erschließt. Also heißt es, Zusammen-
setzen mit Geduld, Beharrlichkeit und am 
besten nicht allein, sondern mit vielen an-
deren. Das gilt für ein Puzzle und die Prä-
vention. 

Prävention ist Sprachlosigkeit 
überwinden

Prävention heißt ganz wesentlich und zu-
vörderst Sprachlosigkeit überwinden – 
die Sprachlosigkeit der Kinder und die der 
Erwachsenen. Sprechen über sexuellen 
Missbrauch meint nicht die oberflächliche 
Geschwätzigkeit der Stammtische, das 
Skandalisieren und Breittreten von be-
ängstigenden und doch erregenden Ein-
zelheiten in manchen Medien. Oft heißt es, 
eine innere Sprachlosigkeit zu überwin-
den, die das Unsagbare, Unsägliche nicht 
an die Oberfläche kommen lassen will.

Aber: Mädchen und Jungen können nur 
dann über sexuellen Missbrauch spre-
chen, wenn Erwachsene dies auch tun. 
Man muss Kindern nicht erklären, was ein 
Tabu ist. Sie kennen das Wort nicht, aber 
den Inhalt in seiner ganzen Bedeutung.

Wenn man also Prävention nicht nur ver-
stehen will als die Verhinderung jeglichen 
Übergriffs (schön wär‘s), sondern auch als 
die Verkürzung der Dauer und die Ermu-
tigung zur Offenlegung, muss sexueller 
Missbrauch zum Thema werden – in der 

Gisela Braun

Prävention	gegen		
sexuellen	Missbrauch	
Kinder	schützen	im	pädagogischen	Alltag

60 Jahre AJS Finale.indd   48 12.10.13   17:27

49

Familie, in pädagogischen Einrichtungen 
und in jedweder Umgebung, in der Kinder 
leben und agieren.

Und Thematisierung heißt nicht „mal“, ist 
nicht Projekt oder Event, nicht zeitlich oder 
örtlich begrenzt. Prävention ist ein Prinzip, 
das jeden Tag konkret mit Kindern gelebt 
wird. Prävention gehört einfach dazu – wie 
Zähneputzen.

Prävention ist Alltag

Prävention geschieht zuallererst in der 
alltäglichen Begegnung mit Menschen – 
großen und kleinen. Sie geschieht auf dem 
Schulhof, in der Gänseblümchen-Gruppe, 
beim Kinderturnen und Babysitten, beim 
Kakao mit Opa, beim Ins-Bett-Bringen 
und Kuscheln und manchmal sogar beim 
Kinderarzt. Sie ist eine Haltung. Und sie ist, 
wie eben Alltag ist: Mal anstrengend, mal 
leicht, mal erfolgreich und mal nicht. Aber 
sie macht immer Sinn – und sie ist berei-
chernd, für die Kinder und die Erwachse-
nen. Man braucht allerdings einen langen 
Atem und eine feste Überzeugung. Denn 
den direkten Erfolgsbeweis, die zeitnahe 

Überprüfung unserer Initiativen gibt es 
nicht.

Man weiß zwar um die Wirkung von Prä-
vention: Mädchen und Jungen, die Prä-
vention erleben durften, kommen weniger 
häufig in Missbrauchssituationen und sie 
können mögliche Übergriffe besser offen-
legen.1 Trotzdem: Zweifel gibt es immer: 
War es nun meine Prävention, die sexuel-
len Missbrauch verhindert hat, oder ein-
fach Glück, oder weil der Racker so eine 
wunderbare kleine Nervensäge ist? Nun 
ja, da sind wir nicht wählerisch, Präven-
tion kann alles brauchen.

Kompetenz der Erwachsenen

Ein großes Präventionspuzzleteil ist die 
Kompetenz der Erwachsenen, denn sie 
sind verantwortlich für den Schutz und 
die Sicherheit der Kinder. Dazu gehört, 
dass sich alle Personen und Institutionen, 
die mit Kindern leben und arbeiten, Prä-
ventionskompetenz aneignen. 
Sie brauchen Wissen und emo-
tionale Auseinandersetzung mit 
dem Thema. Und vor allem pro-
fessionelle Unterstützung. Auch 
hier gilt wieder:

Mädchen und Jungen können sich nur an-
vertrauen, wenn die Vertrauenspersonen 
wirklich wissen wollen und mit diesem 
Wissen richtig umgehen können. Tiefe in-
nere Unsicherheiten und Ängste verhin-
dern dies häufig. Sexueller Missbrauch 
greift an unsere Überzeugungen, bringt 
unsere geordnete Weltsicht durcheinan-
der. Die unausgesprochene Botschaft 
an die Kinder ist dann eben: „Erzähl mir 
nichts. Ich will das nicht hören. 
Das ist zu schrecklich!“ Aber mit 
Hilfe einer professionellen Fach-
kraft, einer Beratungsstelle bei-

1 Siehe Kindler, Heinz (Hrsg., 2003):
Evaluation der Wirksamkeit prä-
ventiver Arbeit gegen sexuellen 
Missbrauch an Jungen und Mäd-
chen. AMYNA e. V., München.

Erwachsene	sind	
verantwortlich		
für	den	Schutz		
von	Kindern

Gisela Braun

Prävention	gegen		
sexuellen	Missbrauch	
Kinder	schützen	im	pädagogischen	Alltag
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Das ist zu schrecklich!“ Aber mit 
Hilfe einer professionellen Fach-
kraft, einer Beratungsstelle bei-

1 Siehe Kindler, Heinz (Hrsg., 2003):
Evaluation der Wirksamkeit prä-
ventiver Arbeit gegen sexuellen 
Missbrauch an Jungen und Mäd-
chen. AMYNA e. V., München.

Erwachsene	sind	
verantwortlich		
für	den	Schutz		
von	Kindern

Gisela Braun

Prävention	gegen		
sexuellen	Missbrauch	
Kinder	schützen	im	pädagogischen	Alltag
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spielsweise, kann es der Erwachsene doch 
vielleicht aushalten und dem Kind helfen. 
Das ist manchmal mühsam und eine lang-
fristige Angelegenheit. Aber so ist es nun 
einmal: Kinderschutz gibt es nicht im Son-
derangebot.

Prävention ist Beziehung

Resilienz ist ein Stichwort, von dem wir 
häufig hören. Gemeint ist das Gefühl, et-
was beeinflussen zu können, selbstwirk-
sam zu sein und damit besser gegen Be-
lastungen gefeit. Was bedeutet, dass 
auch ein möglicher sexueller Übergriff 
leichter zu verarbeiten ist und weniger 
schlimme Folgeschäden hat – möglicher-
weise, hoffentlich. Aber das, was Resili-
enz herausbildet – Beziehungserfahrung, 
Entwicklungsförderung, Selbstwertgefühl, 
Unterstützung – gehört auch zur Präven-
tion. Es ist eigentlich ganz einfach: Kinder 
brauchen Menschen, denen sie etwas be-
deuten, die Anteil nehmen, die ihnen Re-
spekt und Achtung entgegen bringen. Be-
ziehungsorientierte Prävention nennt sich 
das.2 

Daneben gilt die fähigkeitsorientierte Prä-
vention als Vermittlung praktischer und 
sozialer Fähigkeiten, die ein positives 
Selbstwertgefühl entwickeln helfen.3 Das 

Gefühl, wichtig zu sein und etwas zu kön-
nen, schafft Selbstvertrauen, Ich-Stärke, 
Stabilität, soziale Kompetenz. Es bedeu-
tet für uns Verantwortliche, dass wir bei 
den Kompetenzen und Stärken der Kin-
der ansetzen, dass wir sie begleiten und 
unterstützen bei der Entwicklung all des-
sen, was eine reiche, individuelle Persön-
lichkeit ausmacht.

Hinzuzufügen ist noch die situationsori-
entierte Prävention: Eingreifen, Partei er-
greifen im Alltag von Kindern. Einmischen, 
wenn ein Kind gehänselt oder gegen sei-
nen Willen berührt wird, wenn sexuelle Be-
schimpfungen oder Frotzeleien die Runde 
machen, wenn Kinder beschämt werden. 
Hier heißt es, Flagge zu zeigen und das 
Ganze auch in Unterricht oder Gruppenar-
beit zu thematisieren. Still danebenzuste-
hen und zwei Monate später ein Selbstsi-
cherheitstraining anzubieten, bringt nicht 
den gewünschten Effekt. Es reicht auch 
nicht, dem betroffenen Kind tapfer zu-
zureden, dass es doch „Nein“ sagen soll, 
laut und deutlich. Das ist zwar schön 
und gut, und richtig ist es auch, aber 
die Beendigung eines wie auch im-
mer gearteten Übergriffes obliegt den 
Erwachsenen. Das heißt, Kinder können 
zu ihrem Selbstschutz beitragen, aber sie 
sind nicht dafür verantwortlich.

Prävention ist pädagogische Arbeit

Wir wissen, dass jedes Kind missbraucht 
werden kann. Wir wissen aber auch, dass 
es für manche Kinder ein höheres Risiko 
gibt. Behinderung, Aufwachsen in häus-
licher Gewalt oder in patriarchal-autori-
tären Verhältnissen, Mangel an Liebe und 
Aufmerksamkeit, an Selbstwert und Kom-
munikation können ein Kind gefährden. 
Oder um es anders zu sagen: Eine sol-

2 Vgl. Kindler, S. 50.
3 Kindler, S. 50.
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spielsweise, kann es der Erwachsene doch 
vielleicht aushalten und dem Kind helfen. 
Das ist manchmal mühsam und eine lang-
fristige Angelegenheit. Aber so ist es nun 
einmal: Kinderschutz gibt es nicht im Son-
derangebot.

Prävention ist Beziehung

Resilienz ist ein Stichwort, von dem wir 
häufig hören. Gemeint ist das Gefühl, et-
was beeinflussen zu können, selbstwirk-
sam zu sein und damit besser gegen Be-
lastungen gefeit. Was bedeutet, dass 
auch ein möglicher sexueller Übergriff 
leichter zu verarbeiten ist und weniger 
schlimme Folgeschäden hat – möglicher-
weise, hoffentlich. Aber das, was Resili-
enz herausbildet – Beziehungserfahrung, 
Entwicklungsförderung, Selbstwertgefühl, 
Unterstützung – gehört auch zur Präven-
tion. Es ist eigentlich ganz einfach: Kinder 
brauchen Menschen, denen sie etwas be-
deuten, die Anteil nehmen, die ihnen Re-
spekt und Achtung entgegen bringen. Be-
ziehungsorientierte Prävention nennt sich 
das.2 

Daneben gilt die fähigkeitsorientierte Prä-
vention als Vermittlung praktischer und 
sozialer Fähigkeiten, die ein positives 
Selbstwertgefühl entwickeln helfen.3 Das 

Gefühl, wichtig zu sein und etwas zu kön-
nen, schafft Selbstvertrauen, Ich-Stärke, 
Stabilität, soziale Kompetenz. Es bedeu-
tet für uns Verantwortliche, dass wir bei 
den Kompetenzen und Stärken der Kin-
der ansetzen, dass wir sie begleiten und 
unterstützen bei der Entwicklung all des-
sen, was eine reiche, individuelle Persön-
lichkeit ausmacht.

Hinzuzufügen ist noch die situationsori-
entierte Prävention: Eingreifen, Partei er-
greifen im Alltag von Kindern. Einmischen, 
wenn ein Kind gehänselt oder gegen sei-
nen Willen berührt wird, wenn sexuelle Be-
schimpfungen oder Frotzeleien die Runde 
machen, wenn Kinder beschämt werden. 
Hier heißt es, Flagge zu zeigen und das 
Ganze auch in Unterricht oder Gruppenar-
beit zu thematisieren. Still danebenzuste-
hen und zwei Monate später ein Selbstsi-
cherheitstraining anzubieten, bringt nicht 
den gewünschten Effekt. Es reicht auch 
nicht, dem betroffenen Kind tapfer zu-
zureden, dass es doch „Nein“ sagen soll, 
laut und deutlich. Das ist zwar schön 
und gut, und richtig ist es auch, aber 
die Beendigung eines wie auch im-
mer gearteten Übergriffes obliegt den 
Erwachsenen. Das heißt, Kinder können 
zu ihrem Selbstschutz beitragen, aber sie 
sind nicht dafür verantwortlich.

Prävention ist pädagogische Arbeit

Wir wissen, dass jedes Kind missbraucht 
werden kann. Wir wissen aber auch, dass 
es für manche Kinder ein höheres Risiko 
gibt. Behinderung, Aufwachsen in häus-
licher Gewalt oder in patriarchal-autori-
tären Verhältnissen, Mangel an Liebe und 
Aufmerksamkeit, an Selbstwert und Kom-
munikation können ein Kind gefährden. 
Oder um es anders zu sagen: Eine sol-

2 Vgl. Kindler, S. 50.
3 Kindler, S. 50.
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che Sozialisation ist einem Täter und sei-
nen Absichten zuträglich. Zu wenig Infor-
mation über Sexualität, eine manipulative 
Erziehung, die Erfahrung von Liebe ge-
gen Wohlverhalten, ein sanftes Gefügig-
machen über Scham und Schuldgefühle – 
dies alles sind kindliche Erfahrungen, die 
der Täterin bzw. dem Täter nutzen.

Als Antwort darauf haben wir die präven-
tive Erziehungshaltung, eine Haltung, die 
sich gegen die Unterordnung oder Einpas-
sung von Mädchen und Jungen richtet, die 
eintritt für Selbstbestimmtheit und Eigen-
heit. Diese Haltung beinhaltet Respekt, 
Achtung vor der je eigenen Persönlichkeit 

Prävention	gegen
sexuellen	Missbrauch

Selbst-	
bewusstsein		
stärken

Merkblatt

Es gilt immer noch als erste Regel:  
Ruhe bewahren.  
Durch eine voreilige Offenlegung könnte 
der Täter von der 
Vermutung erfahren und das Kind so stark bedrohen, dass es 

nichts mehr sagt. Oder es wird aus der Ein-
richtung abgemeldet. Möglicherweise zieht die Familie um und 

weitere Hilfe ist nicht mehr möglich. Das 
Ziel einer Intervention ist langfristiger Schutz unter heilenden Bedin-gungen, ohne dass es zu Sekundärtraumati-sierungen kommt.

Sprechen Sie nicht mit den Eltern des 
Kindes, wenn Sie 
nicht völlig sicher 
sind, dass der Täter 
außerhalb der Familie zu suchen ist.  
Falls nämlich der se-xuelle Missbrauch in der Familie geschieht, wird der Täter ge-

warnt. Auch ein Ge-
spräch mit der Mutter oder Andeutungen des Problems unter einem Vorwand führen meist zum gleichen Resultat. Niemals eine Familie mit einem Missbrauch konfrontieren, ehe 

eine räumliche Tren-nung von Opfer und Täter vorbereitet und möglich ist!!
 

Intensivieren Sie 
den Kontakt mit dem Kind und ermutigen Sie es, über Gefühle oder Probleme zu 

sprechen. Arbeitsma-terialien, die für die 
Prävention gedacht 
sind, eignen sich auch, um Kinder zum Spre-chen zu ermutigen, 

ohne sie zu drängen.

Keine übereilte 
Strafanzeige!  
Niemand ist zur An-
zeige verpflichtet. 
Eine Anzeige kann 
auch später erfolgen und muss unbedingt gut vorbereitet sein.

Auskunft: 
Gisela Braun
Referentin für Prävention gegen sexuellen Missbrauchbei der Landesstelle Kinder-   und Jugendschutz (AJS)in Nordrhein-Westfalen e.V.

Poststraße 15-23 • 50676 Köln Telefon: 0221/92 13 92-17E-Mail: gisela.braun@mail.ajs.nrw.deInternet: www.ajs.nrw.de

Nehmen Sie Kontakt mit einer Beratungs-stelle auf. In vielen 
Städten gibt es Fach-beratungsstellen gegen sexuellen Missbrauch.  Unter www.hinsehen-handeln-helfen.de fin-den Sie Hilfestellen.

Beraten kann Sie 
ebenso das Jugend-
amt, ggfs. ohne Na-
mensnennung des be-troffenen Kindes.

Zusammen mit den Fachkräften lassen
sich Strategien ent-
wickeln, um die Ver-mutung zu klären und dem betroffenen Mäd-chen oder Jungen zu helfen. Es gilt:  

Keine Person und kei-ne Institution kann ein Kind alleine retten! 

1. 

2. 3. 

4. 

5. 

6. 

Illustration: Dorothee Wolters

Wir vermuten sexuellen Missbrauch – Was nun?
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des Kindes, die Anerkennung von Stärken 
und divergierenden Meinungen.

Und noch mehr: Kindliches Selbstbewusst-
sein stärken, einen sorgsamen Umgang 
mit dem Machtungleichgewicht zwischen 
Groß und Klein, die Achtung 
von Grenzen und körperlicher 
Selbstbestimmung, eine posi-
tive Sexualerziehung, die Ausei-
nandersetzung mit Geschlech-
terrollen. Es heißt, Kinder ernst 
nehmen und ihnen Grenzen setzen. Aber 
vor allem auch Grenzen wahrnehmen. 
Schaut man sich so um, meint man, be-
liebte Hobbys von Erwachsenen sind Kin-
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der tätscheln, kneifen, küssen, streicheln, 
hochheben… Das mögen zwar Wohlwol-
lensattacken sein, aber damit sind es im-
mer noch Attacken.

Wesentlich zur Prävention gehört Kom-
munikation. Da müssen sich viele Erwach-
sene noch ein wenig üben, 
denn sie sprechen häufig 
nicht mit Kindern. Sie beleh-
ren, ermahnen, kritisieren, 
bilden, erklären, lobhudeln, 
maßregeln, werten, überre-
den, horchen aus und halten 
Vorträge… aber sprechen? 
Und zuhören? 

Prävention beginnt bei  
den Erwachsenen

An der Vielzahl der Präventionsbausteine 
wird offensichtlich, warum bei vielen El-
tern und pädagogischen Fachkräften 
Selbstbehauptungskurse so beliebt sind. 
Man will das Kind schützen – und ist auf 
der Suche nach einem einfachen und si-
cheren Weg, der weniger intensive Ausei-
nandersetzung mit eigenen Haltungen be-

inhaltet. 

Wirkliche Prävention ist nicht 
die Arbeit „am Kind“. Sie bedeu-
tet für uns verantwortliche Aus-
einandersetzung, Lernen, Ver-

änderung – und nicht nur so ein bisschen 
äußerlich. Es geht um Grundhaltungen, 
Einstellungen und vor allem um den all-
täglichen Umgang von Erwachsenen mit 
Kindern und auch von Erwachsenen un-
tereinander. Schließlich lernen Mädchen 
und Jungen am ehesten am Vorbild. Oder 
wie Karl Valentin sagte: „Die ganze Erzie-

hung nützt nix. Hinterher machen die Kin-
der uns doch alles nach.“ Wie wahr.

Aber die meisten Erwachsenen wollen ja 
Kinder schützen. Sie brauchen bloß Un-
terstützung, Information und Anleitung 
von Profis. Und sie benötigen Menschen, 

mit denen sie sprechen und 
sich austauschen können. 
Das heißt, für eine sinnvolle 
und effektive Prävention 
braucht es präventionsför-
dernde Strukturen.

Elternbildung  
als Prävention

Elternbildung scheint häufig 
ein recht mühsames Unter-
fangen – vielleicht nennen 

wir sie deshalb meist auch EItern-Arbeit. 
Und trotzdem: Wenn wir Präventionsarbeit 
nicht nur als punktuellen Einsatz betrach-
ten, sondern als erzieherische und ge-
samtgesellschaftliche Grundhaltung, sind 
 Mütter und Väter die ersten Adressaten für 
eine Veränderung. Das gilt erst recht unter 
der Annahme, dass die Familie ein poten-
ziell gewaltträchtiges Umfeld für Mädchen 
und Jungen darstellen kann. 

Vor diesem Hintergrund muss die spezi-
fische Situation der Eltern bedacht wer-
den. Elternbildung spricht sie an in ihrem 
Alltag, ihren Problemen, Kompetenzen 
und Defiziten, d. h. sie mischt sich gewal-
tig in die Privatsphäre wildfremder Men-
schen ein. Da fehlt oft nur noch ein vor-
wurfsvoller oder belehrender Unterton, 
um den Abend zu einem unerfreulichen 
Ereignis zu machen. Dabei wollen Eltern 
Informationen – aber sie wollen auch Ver-
ständnis für die Schwierigkeiten und pä-
dagogischen Unvollkommenheiten eines 
Alltags mit Kindern.

Grenzen	
respektieren

Erwachsene
als	Vorbild
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der tätscheln, kneifen, küssen, streicheln, 
hochheben… Das mögen zwar Wohlwol-
lensattacken sein, aber damit sind es im-
mer noch Attacken.

Wesentlich zur Prävention gehört Kom-
munikation. Da müssen sich viele Erwach-
sene noch ein wenig üben, 
denn sie sprechen häufig 
nicht mit Kindern. Sie beleh-
ren, ermahnen, kritisieren, 
bilden, erklären, lobhudeln, 
maßregeln, werten, überre-
den, horchen aus und halten 
Vorträge… aber sprechen? 
Und zuhören? 

Prävention beginnt bei  
den Erwachsenen

An der Vielzahl der Präventionsbausteine 
wird offensichtlich, warum bei vielen El-
tern und pädagogischen Fachkräften 
Selbstbehauptungskurse so beliebt sind. 
Man will das Kind schützen – und ist auf 
der Suche nach einem einfachen und si-
cheren Weg, der weniger intensive Ausei-
nandersetzung mit eigenen Haltungen be-

inhaltet. 

Wirkliche Prävention ist nicht 
die Arbeit „am Kind“. Sie bedeu-
tet für uns verantwortliche Aus-
einandersetzung, Lernen, Ver-

änderung – und nicht nur so ein bisschen 
äußerlich. Es geht um Grundhaltungen, 
Einstellungen und vor allem um den all-
täglichen Umgang von Erwachsenen mit 
Kindern und auch von Erwachsenen un-
tereinander. Schließlich lernen Mädchen 
und Jungen am ehesten am Vorbild. Oder 
wie Karl Valentin sagte: „Die ganze Erzie-

hung nützt nix. Hinterher machen die Kin-
der uns doch alles nach.“ Wie wahr.

Aber die meisten Erwachsenen wollen ja 
Kinder schützen. Sie brauchen bloß Un-
terstützung, Information und Anleitung 
von Profis. Und sie benötigen Menschen, 

mit denen sie sprechen und 
sich austauschen können. 
Das heißt, für eine sinnvolle 
und effektive Prävention 
braucht es präventionsför-
dernde Strukturen.

Elternbildung  
als Prävention

Elternbildung scheint häufig 
ein recht mühsames Unter-
fangen – vielleicht nennen 

wir sie deshalb meist auch EItern-Arbeit. 
Und trotzdem: Wenn wir Präventionsarbeit 
nicht nur als punktuellen Einsatz betrach-
ten, sondern als erzieherische und ge-
samtgesellschaftliche Grundhaltung, sind 
 Mütter und Väter die ersten Adressaten für 
eine Veränderung. Das gilt erst recht unter 
der Annahme, dass die Familie ein poten-
ziell gewaltträchtiges Umfeld für Mädchen 
und Jungen darstellen kann. 

Vor diesem Hintergrund muss die spezi-
fische Situation der Eltern bedacht wer-
den. Elternbildung spricht sie an in ihrem 
Alltag, ihren Problemen, Kompetenzen 
und Defiziten, d. h. sie mischt sich gewal-
tig in die Privatsphäre wildfremder Men-
schen ein. Da fehlt oft nur noch ein vor-
wurfsvoller oder belehrender Unterton, 
um den Abend zu einem unerfreulichen 
Ereignis zu machen. Dabei wollen Eltern 
Informationen – aber sie wollen auch Ver-
ständnis für die Schwierigkeiten und pä-
dagogischen Unvollkommenheiten eines 
Alltags mit Kindern.

Grenzen	
respektieren

Erwachsene
als	Vorbild
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Situation der Eltern 

Die Mütter und Väter, die zu einem Eltern-
abend kommen, sind, was das Thema 
„Sexueller Missbrauch“ angeht, verun-
sichert. Sie sind zum einem durch die 
Medien einem Überangebot von Infor-
mationen ausgesetzt, das durch Skan-
dalisierung Formen von Desinforma-
tion annimmt. Gleichzeitig herrscht oft 
ein Mangel an seriösen Informationen. 
Durch die mediale Berichterstattung wird 
dieses ohnehin emotionsbesetzte Thema 
noch beladener. Wut, Rache, Trauer, Fas-
zination, Angst, Panik, Neugier, Bedro-
hung, sexuelle Erregung, Verleugnung, 
Zorn, Entsetzen, Abwehr und viele an-
dere Gefühle sind mit im Raum. Vor allem 
haben die Eltern ganz schlicht Angst 
um ihr Kind, wissen aber oft nicht, was 
sie tun können, denn Erziehungsvor-
bilder für eine präventive Erziehung gibt 
es kaum. Elternbildung sollte also spar-
sam sein mit Forderungen an die Eltern 
und Überforderung gänzlich vermei-
den. Sie sollte dagegen Entlastungsfunk-
tion haben, Unterstützung anbieten und 
Mut machen. Kooperation, Dialog und 
Austausch sind zentrale Stichworte. 

Grundsätze der Elternbildung 

Bei der Elternbildung zur Problematik des 
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sen (eigentlich) selbstverständlich. „El-
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ter, an die sich Elternbildung richten sollte, 
sondern auch die Elternfiguren, Mit-Erzie-
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großen Anteil an der Erziehung der Kinder 
und sollten mit eingeladen werden. Zu be-
denken ist weiterhin, dass all diese Frauen 
und Männer, die beim Elternabend in den 
Stuhlreihen sitzen, auch selbst von sexuel-
ler Gewalt betroffen gewesen sein können, 
vielleicht immer noch sind, in eigener Per-
son oder als Mütter und Väter von betrof-
fenen Kindern. Zudem befinden sich viel-
leicht Ausübende sexualisierter Gewalt 
unter den Anwesenden. All dies ist mög-
lich und in diesem Bewusstsein gestaltet 
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Prävention	gegen
sexuellen	Missbrauch

Inhalte und Ziele der Elternbildung 

Erstes und vorrangiges Ziel ist, dass die El-
tern überhaupt kommen. Fast alle, die El-
ternbildung betreiben, klagen, dass zu we-
nig Eltern kommen und dann die falschen 
– also die, „die es nicht nötig haben“. Nun, 
so notwendig die Beschäftigung mit Er-
ziehungsfragen ist, so ist sie für einige 
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Eltern auch ein Luxus. In Zeiten von Ar-
beitslosigkeit, finanziellen Engpässen, fa-
miliären Krisen oder existentiellen Sorgen 
steht vielen Menschen nicht der Sinn nach 
Beschäftigung mit dem Thema „Sexuel-
ler Missbrauch“. Das ist verständlich. Zu-
dem gehört die Motivation der Eltern, sich 
für Elternbildung zur Verfügung zu stellen, 
zur Elternbildung dazu. Im Übrigen: Eltern, 
„die es nicht nötig haben“, gibt es nicht. 

Was brauchen die Eltern nun?

■ Aufklärung über Fakten und Hinter-
gründe sexuellen Missbrauchs;

■	Basiswissen über Krisenintervention, 
Hilfe für ihr Kind, Kenntnis der Bera-  
tungsstellen vor Ort;

■		Informationen über Prävention
und die Umsetzung einer präventiven  
Erziehungshaltung; 

■	Grundlagenwissen zur Sexualerzie-
 hung;

■	Kinderbücher und Elternratgeber in
  die Hand.

Dies ist das Gerüst, das mit interessantem 
und spannendem Inhalt zu füllen ist. Da-
bei spielen Ziele und Inhalte eine Rolle, die 
sich auf Einstellungen beziehen. Es geht 
darum, die Reflexion über eigenes Erzie-
hungsverhalten und familiäre Stile anzu-
regen, wobei das Erziehungsverhalten in 
seiner Gesamtheit zur Debatte steht und 
nicht nur Einzelaspekte wie Nein-Sagen. 
Elternbildung soll Kraft geben und Lust 
machen auf präventive Erziehung. Sie 
sollte auf keinen Fall besserwisserisch, be-
lehrend oder überheblich sein, auch nicht 
traurig, entsetzlich und energieraubend – 
und vor allem nicht humorlos.

Und der Erfolg ... ?

Tja, der Erfolg. Es gibt auch bei bester Prä-
vention keine Garantie. „Die Arbeit gegen 
sexuellen Missbrauch hat nicht erreicht, 
dass sexueller Missbrauch nicht mehr vor-
kommt. Aber sie hat erreicht, dass sexu-
eller Missbrauch als nicht mehr duldbar 
wahrgenommen wird“, sagt Barbara Kave-
mann.4 Und das ist wahrhaftig nicht wenig.
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Prävention	gegen
sexuellen	Missbrauch

Für die Menschen, denen Kinder am Her-
zen liegen, zählt vielleicht folgendes Bei-
spiel der Verkehrserziehung:

Wir machen Verkehrserziehung, viel und in 
jeder Institution. Wir wissen, dass es drau-
ßen auf den Straßen gefährlich ist. Und 
wenn der Laster um die Ecke geschossen 
kommt, nutzt es dem Kind nichts, dass 
es gelernt hat, vor dem Zebrastreifen das 
Händchen auszustrecken. Aber hören wir 
deshalb auf mit der Verkehrserziehung? 
Nein, auf keinen Fall. Weil wir wissen, dass 
unser Kind viel bessere Chancen hat. Also: 
Es geht um Chancen, ohne Garantie. Aber 
jedes Kind braucht so viele Chancen, wie 
es nur immer bekommen kann.

Ausblick

Prävention beschäftigt sich nicht nur 
mit schrecklichen und schlimmen Ge-
schehnissen. Sie ist positiv. Prävention 
gedeiht in der Lebensfreude. Sie ist 
Beziehung, Miteinander und Entwick-
lung. Sie ist Anregung und Unterstüt-
zung, Stärkung der eigenen Kräfte, sie 
ist Energie, Zärtlichkeit, Mitmensch-
lichkeit und Humor. Sie erschöpft sich 
nicht im NEIN. Erst im JA entfaltet sie 
ihre Möglichkeiten zur Gänze: Das JA zu 
den eigenen Bedürfnissen, dem eige-
nen Weg, dem Eigen – Sinn, zu Freude, 
Lust und Sinnlichkeit mit dem je eige-
nen Verständnis, wie das alles auszu-
sehen hat.5 Und am Ende haben wir es 
vielleicht geschafft, dass Mädchen und 
Jungen glücklich aufwachsen. 4 Vgl. Kavemann, Barbara (2003): 

Qualitätskriterien für die präven-
tive Arbeit gegen sexuelle Ge-
walt an Mädchen und Jungen. 
In: Pro Jugend 4/2003, S. 5.
5 Vgl. Braun, Gisela (2005): Präven-
tion gegen sexuellen Missbrauch 
an Kindern. In: Deegener, Gün-
ther/Bange, Dirk (Hrsg.): Kindes-
misshandlung und Vernachlässi-
gung. Ein Handbuch. Hogrefe,
Göttingen, S. 836.

Gisela Braun
gisela.braun@mail.ajs.nrw.de
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Nadine Schicha

Sexueller	Missbrauch		
in	Institutionen
Interventionen	und	Perspektiven

Dass Einrichtungen, deren Leitbild in der 
Stärkung und dem Schutz junger Men-
schen besteht, auch Tatorte sexualisierter 
Gewalt sein können, ist in den letzten Jah-
ren zunehmend in das Problembewusst-
sein unserer Gesellschaft gedrungen. Dies 
hat dazu geführt, dass auf politischer wie 
fachlicher Ebene konkrete Handlungsan-
sätze entwickelt und zur praktischen An-
wendung gebracht wurden. Dabei stehen 
präventive Maßnahmen und Krisenma-
nagement im Vordergrund.

Politische Maßnahmen

Die gesellschaftspolitische Diskussion 
über sexuelle Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen durch Professionelle in Institu-
tionen mündete in zahlreichen bildungs-
politischen Maßnahmen, mit Hilfe derer 
auf die zunehmende Verunsicherung von 
Fachkräften und die vorherrschenden 
strukturellen Mängel reagiert wurde.

Im März 2010 wurde von der Bundesre-
gierung der Runde Tisch Sexueller Kindes-
missbrauch in Abhängigkeits- und Macht-
verhältnissen in privaten und öffentlichen 
Einrichtungen und im familiären Bereich 
eingerichtet.1 Ging es in den Anfängen des 
‚Runden Tisches‘ um die Aufarbeitung der 
Problematik und die Bereitstellung von In-
formationen, werden derzeit neben dem 
Monitoring die Fortführung und der Aus-
bau von flächendeckenden Anlaufstellen 
und die Unterstützung bei der Umsetzung 
von empfohlenen Maßnahmen in der Pra-
xis fokussiert.2 Die von der Bundesregie-
rung in Auftrag gegebenen Projekte und 
wissenschaftlichen Studien machten zu-

1 Dazu wurde Dr. Christine Berg-
mann von der Bundesregierung 
zur „Unabhängigen Beauftrag-
ten zur Aufarbeitung des sexuellen 
Kindesmissbrauchs“ (UBSKM) be-
nannt, deren Nachfolger seit Ende 
2011 Johannes-Wilhelm Rörig ist.
2 Vgl. www.beauftragter-miss-
brauch.de, 28.06.2013. 
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dem eine Bestandsaufnahme für das ge-
samte Bundesgebiet möglich, aus der die 
zukünftigen Bedarfe und Maßnahmen he-
raus entwickelt werden können.3 Das Deut-
sche Jugendinstitut e. V. führt z. B. in dem 
Projekt Sexuelle Gewalt gegen Mädchen 
und Jungen in Institutionen standardisierte 
Befragungen in Institutionen sowie Lite-
raturexpertisen durch.4 Weiterhin wird ein 
Modellprojekt der Deutschen Gesellschaft 
für Prävention und Intervention bei Kin-
desmisshandlung und -vernachlässigung
(DGfPI) e. V. gefördert, die durch die Durch-
führung von Fortbildungen und Beratungen 
von Fachkräften im gesamten Bundesgebiet 
einen nachhaltigen Schutz vor sexualisier-
ter Gewalt bewirken möchten.5 Die Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho-
therapie des Universitätsklinikums Ulm 
bietet den E-Learning-Kurs Frühe Hilfen und 
frühe Interventionen im Kinderschutz für pä-
dagogische Berufe im schulischen Kontext 
sowie medizinisch-therapeutische Berufe 
an, der seit Mitte 2011 zur Verfügung steht.6

Mitte 2010 wurde das erweiterte Führungs-
zeugnis eingeführt, das dem Arbeitgeber 

Auskunft darüber gibt, ob bei Stellenbe-
werberinnen bzw. Stellenbewerbern Vor- 
strafen im Bereich von Sexualdelikten vor-
liegen.7 Anfang 2013 startete die Bundes-
regierung die Kampagne Kein Raum für 
Missbrauch. Grundgedanke dieser Aktion 
ist der Aufbau einer konstruktiven Kom-
munikation zwischen allen Fachkräften 
aus dem Kinder- und Jugendbereich, der 
Leitungsebene und den Eltern.8 Seit März 
2013 reist das Theaterstück 
Trau dich! durch Deutschland, 
mit dem acht- bis zwölfjährige 
Kinder sensibel an das Thema 
Kinderrechte, Grenzen und se-
xueller Missbrauch herange-
führt werden sollen.9

Weiterbildungsreihe der AJS:
Kinder- und Jugendarbeit…
aber sicher!

Die Arbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-West-
falen e. V. hat auf den stei-
genden Bedarf an Information, 
Fortbildung und Beratung von 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern sowie Leiterinnen und 
Leitern pädagogischer Einrich-
tungen mit dem Projekt Kin-
der- und Jugendarbeit ... aber 
sicher! Prävention von sexuel-
len Übergriffen in Vereinen und 
Verbänden reagiert, das sich an 
alle haupt- und ehrenamtlichen 
Fachkräfte aus dem Kinder- und 
Jugendbereich in Nordrhein-
Westfalen richtet.10 Die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
werden dazu befähigt, das Wis-
sen um die Thematik, präven-
tive Strukturen und Maßnah-

3 Die gesellschaftspolitischen Dis-
kussionen und wissenschaftlichen 
Erhebungen haben z. B. das margi-
nale Beratungsangebot für von se-
xualisierter Gewalt betroffene Män-
ner herausgestellt und zeitgleich 
auch verdeutlicht, dass der immer 
noch nicht ausreichenden Wahrneh-
mung von Täterinnen entgegenarbei-
tet werden muss. Vgl.  Mayer, Marina 
(2011): Die Macht der Rollenbilder. 
In: Deutsches Jugendinstitut e.V. 
(Hrsg.): DJI Impulse. München, S. 26.
4 Vgl. Helming, Elisabeth (2011): Pro-
jekt „Sexuelle Gewalt gegen Mäd-
chen und Jungen in Institutionen“. 
In: Deutsches Jugendinstitut e. V. 
(Hrsg.): DJI Impulse. München, S. 7.
5  Vgl. Klees, Esther/Eberhardt, Bernd 
(2011): Bundesweite Fortbildungsof-
fensive 2010 – 2014. Zur Stärkung der 
Handlungsfähigkeit (Prävention und 
Intervention) von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Kinder- und Ju-
gendhilfe zur Verhinderung sexuali-
sierter Gewalt. In: Bundesarbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendschutz 
e.V. (BAJ) (Hrsg.): Kinder- und Ju-
gendschutz in Wissenschaft und Pra-
xis. Prävention von sexualisierter Ge-
walt, 56. Jahrgang, Berlin, S. 46 f.
6 Vgl. https://fruehehilfen-bw.de,
 28.06.2013.
7 Im Zuge der Einführung des neuen 
„Bundeskinderschutzgesetzes“ 
(2012) hat auch eine Änderung des 
SGB VIII stattgefunden, „durch die 
nun alle hauptamtlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in der öf-
fentlichen und freien Jugendhilfe 
ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen müssen. Bei Ehrenamt-
lichen sollen öffentliche und freie Trä-
ger vereinbaren, bei welchen Tätig-
keiten dies im Einzelnen nötig ist.“ 
http://beauftragter-missbrauch.de/
course/view.php?id=87, 28.06.2013.
8 Vgl. http://www.kein-raum-fuer-
missbrauch.de/, 28.06.2013.
9 Konzipiert vom  Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) und der Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA), Details und Tour-Daten un-
ter www.trau-dich.de, 28.06.2013.
10 Das Projekt wird vom Ministe-
rium für Familie, Kinder, Jugend, Kul-
tur und Sport (MFKJKS) des Landes 
NRW finanziert. Details zur Weiter-
bildung unter www.ajs.nrw.de.
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Nadine Schicha

Sexueller	Missbrauch		
in	Institutionen
Interventionen	und	Perspektiven
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an, der seit Mitte 2011 zur Verfügung steht.6

Mitte 2010 wurde das erweiterte Führungs-
zeugnis eingeführt, das dem Arbeitgeber 

Auskunft darüber gibt, ob bei Stellenbe-
werberinnen bzw. Stellenbewerbern Vor- 
strafen im Bereich von Sexualdelikten vor-
liegen.7 Anfang 2013 startete die Bundes-
regierung die Kampagne Kein Raum für 
Missbrauch. Grundgedanke dieser Aktion 
ist der Aufbau einer konstruktiven Kom-
munikation zwischen allen Fachkräften 
aus dem Kinder- und Jugendbereich, der 
Leitungsebene und den Eltern.8 Seit März 
2013 reist das Theaterstück 
Trau dich! durch Deutschland, 
mit dem acht- bis zwölfjährige 
Kinder sensibel an das Thema 
Kinderrechte, Grenzen und se-
xueller Missbrauch herange-
führt werden sollen.9

Weiterbildungsreihe der AJS:
Kinder- und Jugendarbeit…
aber sicher!

Die Arbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-West-
falen e. V. hat auf den stei-
genden Bedarf an Information, 
Fortbildung und Beratung von 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern sowie Leiterinnen und 
Leitern pädagogischer Einrich-
tungen mit dem Projekt Kin-
der- und Jugendarbeit ... aber 
sicher! Prävention von sexuel-
len Übergriffen in Vereinen und 
Verbänden reagiert, das sich an 
alle haupt- und ehrenamtlichen 
Fachkräfte aus dem Kinder- und 
Jugendbereich in Nordrhein-
Westfalen richtet.10 Die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
werden dazu befähigt, das Wis-
sen um die Thematik, präven-
tive Strukturen und Maßnah-

3 Die gesellschaftspolitischen Dis-
kussionen und wissenschaftlichen 
Erhebungen haben z. B. das margi-
nale Beratungsangebot für von se-
xualisierter Gewalt betroffene Män-
ner herausgestellt und zeitgleich 
auch verdeutlicht, dass der immer 
noch nicht ausreichenden Wahrneh-
mung von Täterinnen entgegenarbei-
tet werden muss. Vgl.  Mayer, Marina 
(2011): Die Macht der Rollenbilder. 
In: Deutsches Jugendinstitut e.V. 
(Hrsg.): DJI Impulse. München, S. 26.
4 Vgl. Helming, Elisabeth (2011): Pro-
jekt „Sexuelle Gewalt gegen Mäd-
chen und Jungen in Institutionen“. 
In: Deutsches Jugendinstitut e. V. 
(Hrsg.): DJI Impulse. München, S. 7.
5  Vgl. Klees, Esther/Eberhardt, Bernd 
(2011): Bundesweite Fortbildungsof-
fensive 2010 – 2014. Zur Stärkung der 
Handlungsfähigkeit (Prävention und 
Intervention) von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Kinder- und Ju-
gendhilfe zur Verhinderung sexuali-
sierter Gewalt. In: Bundesarbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendschutz 
e.V. (BAJ) (Hrsg.): Kinder- und Ju-
gendschutz in Wissenschaft und Pra-
xis. Prävention von sexualisierter Ge-
walt, 56. Jahrgang, Berlin, S. 46 f.
6 Vgl. https://fruehehilfen-bw.de,
 28.06.2013.
7 Im Zuge der Einführung des neuen 
„Bundeskinderschutzgesetzes“ 
(2012) hat auch eine Änderung des 
SGB VIII stattgefunden, „durch die 
nun alle hauptamtlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in der öf-
fentlichen und freien Jugendhilfe 
ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen müssen. Bei Ehrenamt-
lichen sollen öffentliche und freie Trä-
ger vereinbaren, bei welchen Tätig-
keiten dies im Einzelnen nötig ist.“ 
http://beauftragter-missbrauch.de/
course/view.php?id=87, 28.06.2013.
8 Vgl. http://www.kein-raum-fuer-
missbrauch.de/, 28.06.2013.
9 Konzipiert vom  Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) und der Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA), Details und Tour-Daten un-
ter www.trau-dich.de, 28.06.2013.
10 Das Projekt wird vom Ministe-
rium für Familie, Kinder, Jugend, Kul-
tur und Sport (MFKJKS) des Landes 
NRW finanziert. Details zur Weiter-
bildung unter www.ajs.nrw.de.
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men sowie eine Art Krisenmanagement im 
jeweiligen Verein und Verband zu imple-
mentieren und ihre Einrichtung Täter ab-
schreckend zu gestalten. Dabei bietet die 
AJS individuelle und auf die jeweilige Or-
ganisation zugeschnittene Beratung und 
nachhaltige Betreuung an.

Institutionelle Implementierung  
der Thematik: 

Präventive Maßnahmen und Krisen-
management

Welche Konsequenzen ergeben sich für Or-
ganisationen aus der Diskussion von se-
xualisierter Gewalt gegen junge Menschen 
durch Professionelle? Damit Kinder und 
Jugendliche in institutionellen Betreu-
ungskontexten ausreichend vor Grenz-
verletzungen und sexualisierter Gewalt 
geschützt werden können, müssen päda-

gogische Einrichtungen präven-
tive Maßnahmen und ein Kri-
senmanagement fest in ihrem 
pädagogischen Konzept und so-
zialem Beziehungsgefüge imple-

mentieren. Die Prävention von Grenzver-
letzungen und sexualisierter Gewalt sollte 
dabei zum einem auf der strukturellen 
Ebene in der jeweiligen Organisation ver-
ankert werden, zum anderen muss diese 
auf der pädagogischen Ebene, d. h. gegen-
über Kindern und Jugendlichen und unter 
Mitarbeitenden einer Einrichtung, betrie-
ben werden. 

Strukturelle Ebene von Prävention

Auf der strukturellen Ebene schlagen sich 
Prävention und Intervention primär in der 
Verankerung eines Regelwerks nieder, das 
für alle Transparenz und Verbindlichkeit 
hat und sich auf vielfältige Weise ausge-
stalten lässt:

Ehrenkodizes

Viele Einrichtungen, die mit Kindern und 
Jugendlichen arbeiten und/oder die sie 
beherbergen, lassen sich von allen Mitar-
beitenden vor der Einstellung als eine Art 
Instrument zur Selbstverpflichtung einen 
Ehrenkodex unterschreiben, in dem sie 
sich verpflichten, Kinder und Jugendliche 
in einer entsprechenden Art und Weise zu 
betreuen. Ein Ehrenkodex sollte dabei das 
unterschiedliche Beziehungsgefüge diffe-
renzieren, d. h. erstens die Beziehung zwi-
schen den Mitarbeitenden einer Einrich-
tung, zweitens zwischen Mitarbeitenden 
und Kindern bzw. Jugendlichen und drit-
tens zwischen Kindern und Jugendlichen 
untereinander. Ein Ehrenkodex kann z. B. 
enthalten, dass jede/r die Persönlichkeits-
entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
fördern und die Eigenart achten wird, dass 
die Distanz und Nähe in Beziehungen be-
wusst wahrgenommen und verantwor-
tungsbewusst damit umgegangen wird, 
dass das eigene Verhalten transparent und 
nachvollziehbar gestaltet wird und sich 
an fachlichen Standards orientiert. Zu-
dem kann festgehalten werden, dass die 
Intimsphäre und Schamgrenze von allen 
geachtet wird und vor allem eine klare Po-
sitionierung zu allen Formen von Gewalt 
stattfindet, sei sie physischer, psychischer 
oder sexueller Art. Für Ehrenkodizes lie-
gen mittlerweile zahlreiche Beispiele von 
Vereinen und Verbänden vor, die Orientie-
rung bieten können.11

... aber sicher!
Prävention von  
sexuellen Übergriffen
in Vereinen und Verbänden

Kinder- und Ju gendarbeit

Transparenz		
und	

	Verbindlichkeit
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men sowie eine Art Krisenmanagement im 
jeweiligen Verein und Verband zu imple-
mentieren und ihre Einrichtung Täter ab-
schreckend zu gestalten. Dabei bietet die 
AJS individuelle und auf die jeweilige Or-
ganisation zugeschnittene Beratung und 
nachhaltige Betreuung an.

Institutionelle Implementierung  
der Thematik: 

Präventive Maßnahmen und Krisen-
management
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ganisationen aus der Diskussion von se-
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durch Professionelle? Damit Kinder und 
Jugendliche in institutionellen Betreu-
ungskontexten ausreichend vor Grenz-
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gogische Einrichtungen präven-
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ben werden. 
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für alle Transparenz und Verbindlichkeit 
hat und sich auf vielfältige Weise ausge-
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Viele Einrichtungen, die mit Kindern und 
Jugendlichen arbeiten und/oder die sie 
beherbergen, lassen sich von allen Mitar-
beitenden vor der Einstellung als eine Art 
Instrument zur Selbstverpflichtung einen 
Ehrenkodex unterschreiben, in dem sie 
sich verpflichten, Kinder und Jugendliche 
in einer entsprechenden Art und Weise zu 
betreuen. Ein Ehrenkodex sollte dabei das 
unterschiedliche Beziehungsgefüge diffe-
renzieren, d. h. erstens die Beziehung zwi-
schen den Mitarbeitenden einer Einrich-
tung, zweitens zwischen Mitarbeitenden 
und Kindern bzw. Jugendlichen und drit-
tens zwischen Kindern und Jugendlichen 
untereinander. Ein Ehrenkodex kann z. B. 
enthalten, dass jede/r die Persönlichkeits-
entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
fördern und die Eigenart achten wird, dass 
die Distanz und Nähe in Beziehungen be-
wusst wahrgenommen und verantwor-
tungsbewusst damit umgegangen wird, 
dass das eigene Verhalten transparent und 
nachvollziehbar gestaltet wird und sich 
an fachlichen Standards orientiert. Zu-
dem kann festgehalten werden, dass die 
Intimsphäre und Schamgrenze von allen 
geachtet wird und vor allem eine klare Po-
sitionierung zu allen Formen von Gewalt 
stattfindet, sei sie physischer, psychischer 
oder sexueller Art. Für Ehrenkodizes lie-
gen mittlerweile zahlreiche Beispiele von 
Vereinen und Verbänden vor, die Orientie-
rung bieten können.11
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Erweitertes Führungszeugnis

Eine weitere Möglichkeit, Täter und Tä-
terinnen aus einem Verein oder Verband 
fernzuhalten, ist das 2010 eingeführte, 
unter Fachleuten intensiv diskutierte er-
weiterte Führungszeugnis, mit dem da-
rauf reagiert werden soll, dass Pädo-
sexuelle haupt- oder ehrenamtliche 
Tätigkeitsfelder suchen, in denen ihnen 
ein schneller Kontakt mit Kindern und 
Jugendlichen möglich ist. Das erweiterte 
Führungszeugnis beinhaltet u. a. alle Ver-
urteilungen wegen Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung und Verur-
teilungen wegen der Verbreitung, des Er-
werbs oder des Besitzes kinderpornogra-
fischer Schriften. Nicht erfasst werden 
eingestellte Verfahren oder Verfahren, die 
mit einem Freispruch beendet wurden. 
Bislang gibt es keine gesetzliche Verpflich-
tung zur Vorlage eines erweiterten Füh-
rungszeugnisses für ehrenamtliche Fach-
kräfte. Der Deutsche Kinderschutzbund 
Landesverband NRW e. V. und andere ein-
schlägige Fachstellen raten dennoch zur 
Inanspruchnahme. Wenngleich die Wahr-

scheinlichkeit gering ist, dass Pädosexu-
elle dadurch auffallen, sollte die Chance 
nicht vertan werden.12 Die Befürchtung, 
die Einführung des erweiterten Führungs-
zeugnisses könnte sich negativ auf die Ge-
winnung von Ehrenamtlichen auswirken, 
hat sich in einer Studie des Runden Ti-
sches Sexueller Kindesmissbrauch zufolge 
nicht bestätigt. Ebenso sei der Arbeitsauf-
wand geringer als von einigen Seiten be-
fürchtet.13 

Beschwerdemanagement

Kinder und Jugendliche müssen wissen, 
an wen sie sich bei Kummer wenden kön-
nen. Ihnen fällt es oft schwer, Kritik an Be-
zugspersonen zu üben, zu de-
nen sie in der Regel in einem 
Abhängigkeitsverhältnis ste-
hen. Die Installation eines Be-
schwerdemanagements kann 
die Hemmschwelle verringern 
und den ersten Schritt erleich-
tern. Vor diesem Hintergrund 
sollte der offizielle Beschwer-
deweg für pädagogisches Fehl- 

11 Siehe z. B. Deutscher Kinderschutz-
bund Landesverband NRW e.V. (Hrsg., 
2012): Sexualisierte Gewalt durch 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an 
Mädchen und Jungen in Organisati-
onen – eine Arbeitshilfe. Wuppertal.
12 Nähere Informationen bietet fol-
gende Arbeitshilfe: Paritätisches Ju-
gendwerk NRW/ Deutscher Kinder-
schutzbund LV NRW e.V. (Hrsg., 2010): 
(Erweitertes) Führungszeugnis in der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit 
und in der Arbeit des Kinderschutz-
bundes. Eine Arbeitshilfe. Wuppertal.
13 Vgl. Deutscher Kinderschutzbund,
S. KA-635.

Sexueller	Missbrauch	
	in	Institutionen	
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verhalten oder direkte sexuelle Übergriffe 
für alle transparent sein. 

Verankerung in der Satzung

Der Themengegenstand sollte entspre-
chend in der Satzung einer Einrichtung 
verankert sein, damit er die nötige Ge-
wichtung erhält und im Zuge dessen auch 
als Qualitätsmerkmal nach außen getra-
gen wird.

Fortbildung

Bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern einer Einrichtung muss eine umfas-
sende Wissensgrundlage zum Thema 
„Grenzverletzungen und Sexualisierte Ge-
walt“ durch Fort- und Weiterbildungen ge-
schaffen sein. 

Pädagogische Ebene von Prävention

Prävention muss das unterschiedliche Be-
ziehungsgefüge in einer Einrichtung in den 
Blick nehmen, d. h. das Verhalten zwi-
schen Leitung und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, zwischen Leitung, Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern und Kindern so-
wie unter Kindern und Jugendlichen. Das 
primäre Ziel ist die Gestaltung eines be-
wussten sozialen Miteinanders, bei dem 
alle wertschätzend und Grenzen ach-
tend miteinander umgehen. Dabei hat 
sich der Begriff einer „Kultur der Grenz- 
achtung“ etabliert. Die Schaffung einer 

solchen Kultur in pädagogischen Einrich-
tungen ermöglicht ein frühes Eingreifen 
bei Grenzüberschreitungen. Täter und Tä-
terinnen testen ihre Opfer oft lange, bevor 
es zu einem eigentlichen sexuellen Miss-
brauch kommt. Sie überprüfen, welche 
Handlungen in ihrer beruflichen Funktion 
möglich sind, ohne dass diese seitens der 
Leitung, Kolleginnen und Kollegen, Kin-
dern und Jugendlichen moniert werden.  

Kultur der Grenzachtung  
ausgestalten

Sprachstil/Kleidung

Zu einer „Kultur der Grenzachtung“ gehört 
ein der Situation angemessener Sprach-
stil, d. h. mit Kindern und Jugendlichen 
wird ein anderer Umgangston gepflegt, als 
unter Kollegen und Kolleginnen bzw. der 
Leitung einer Einrichtung. In der Regel klei-
den sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf der Arbeit anders als in ihrer Freizeit. 
Es ist z. B. unpassend, wenn Betreue-
rinnen und Betreuer auf Ferienfreizeiten 
mit Kindern und Jugendlichen Kleidung 
tragen, bei der sehr viel Haut und/oder 
die Unterwäsche sichtbar wird. Die Refle-
xion des eigenen Kleidungsstils beugt Rol-
lenkonfusionen vor, unterstützt das nö-
tige professionelle Verhältnis von Nähe 
und Distanz und lässt Grenzverletzungen 
schneller sichtbar werden. 
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Achtung von Intimsphäre

Der Schutz von Intimsphäre und die Aus-
einandersetzung mit der Art und Weise 
des körperbezogenen Umgangs in einer 
Institution bewirkt, dass sich Kinder und 
Jugendliche in ihren subjektiven Scham-
grenzen geachtet fühlen und dass es Tä-
terinnen und Täter schwerer haben, un-
angemessene Berührungen einzuführen 
bzw. Situationen zu schaffen. Die Achtung 
von Intimsphäre heißt etwa, anzuklopfen 
und auf Antwort zu warten, bevor eine ge-
schlossene Tür geöffnet wird. Leitung und 
Fachkräfte betreten Sanitäranlagen nicht, 
solange sich Kinder und Jugendliche darin 
aufhalten, es sei denn, es gibt diesbezüg-
lich einen Anlass, der entsprechend trans-
parent gemacht wird. Auf Ferienfreizei-
ten sind geschlechtsspezifisch getrennte 
Schlafstätten angeraten, Betreuerinnen  
und Betreuer bleiben in der Regel außen 
vor. Daraus ergibt sich auch die Forderung 
nach getrennten Umkleiden und Duschen 
mit ausreichendem Sichtschutz. Im Kon-
takt mit Kindern und Jugendlichen sollten 
Eins-zu-Eins-Situationen eher gemieden 
werden. Falls ein Vieraugengespräch den-
noch nötig ist, sollte dies gegenüber Kol-
leginnen und Kollegen, am besten im Vor-
feld, transparent gemacht werden. 

Thematisierung von Grenzen

In der pädagogischen Arbeit vereinfacht es 
das Handeln bei Grenzüberschreitungen 
und Übergriffen, wenn unter Leitung und 
Fachkräften die Grenzen des eigenen und 
kollegialen Handelns thematisiert und 
für den Umgang mit den Kindern und Ju-
gendlichen entsprechende Verhaltens-
regeln festgelegt wurden. Zudem sollte 
Grundlage jeglicher Arbeit mit Schutzbe-
fohlenen sein, dass diese auch „nein“ sa-
gen dürfen. Der Gedanke der Partizipation 

von Kindern und Jugendlichen sollte in 
jeder pädagogischen Einrichtung seinen 
Platz finden, damit diese lernen und be-
stärkt werden, ihre eigenen individuellen 
Grenzen wahrzunehmen und auch nach 
außen, vor allem gegenüber erwachsenen 
Autoritätspersonen, zu vertreten und zu 
verteidigen. 

Präventive Maßnahmen schränken das Ri-
siko möglicher Grenzverletzungen und se-
xueller Übergriffe ein. Das bedeutet, dass 
unabhängig von der institutionellen Im-
plementierung der Thematik auch die ei-
genen Einstellungen reflektiert und gege-
benenfalls überdacht werden müssen, um 
auffälligen Situationen in der täglichen Ar-
beit entschlossen und selbstbewusst ent-
gegen treten zu können. Nur durch die 
Aneignung von Grundlagenwis-
sen einerseits und eine indivi-
duelle Auseinandersetzung mit 
dem Thema andererseits, die 
sich am Ende in einer eindeu-
tigen Positionierung zur The-
matik niederschlagen sollte, kann ein va-
ges und ungutes Gefühl im Bauch in der 
alltäglichen Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen erkannt und benannt werden. 
Erfahrungsgemäß ist es hilfreich, wenn 
Alltagssituationen aus dem Arbeitskon-
text konkret miteinander diskutiert wer-
den. Dies erleichtert bei einem möglichen 
Verdachtsfall das erforderliche professio-
nelle Handeln. 

Sexueller	Missbrauch	
	in	Institutionen	

Bauchgefühl	
einschätzen	
lernen
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Krisenmanagement

Wie kann bei einer Vermutung bzw. einem 
begründeten Verdacht reagiert werden?

Für alle Einrichtungen, die mit Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen ar-
beiten, ist es sinnvoll, im Vorfeld eine Fach-
beratungsstelle zu kontaktieren, die bei 
Vermutungen Unterstützung bietet, denn 
als Grundregel gilt immer: Keiner kann ein 
Kind alleine retten! Fachleute können Si-
cherheit geben, indem sie helfen, Situati-
onen richtig einzuschätzen und professio-
nell zu handeln. Gleichzeitig werden auch 
die eigenen Grenzen erkannt und akzep-
tiert. Zudem ist es notwendig, im Vor-
feld alle Verantwortlichkeiten zu definie-
ren, die dann die entsprechenden Schritte 
zum Umgang mit einer Vermutung vorge-
ben.

Häufig beginnt eine Vermutung zunächst 
mit einem komischen Gefühl, das nicht 
genau eingeordnet werden kann und dem 
möglicherweise misstraut wird, weil es 
sich bei der betroffenen Person um eine 
Kollegin oder einen Kollegen handelt. Bei 
Fachkräften werden dadurch höchst am-
bivalente Gefühle ausgelöst: Im Vorder-

grund steht meist die Angst, als Denunzi-
antin oder Denunziant betitelt zu werden, 
wenn sich ein Verdacht als falsch erweist, 
und gleichzeitig aber auch der Druck, das 
betroffene Kind ausreichend zu schützen. 
Dies macht es besonders schwierig, einem 
vagen Gefühl nachzugehen. 

Folgende Fragen können helfen, Situati-
onen, die ein merkwürdiges Gefühl ver-
ursachen, besser einzuordnen: Woher 
kommt die Vermutung? Was habe ich ge-
nau wann und wo beobachtet? Wie war 
die Situation und welche Gefühle wurden 
bei mir ausgelöst? Wie schätze ich die Si-
tuation ein, und wie werden meine näch-
sten Schritte sein? Dabei geht es nicht um 
Mutmaßungen, sondern um eine sach-
liche Beschreibung. Es ist äußerst wichtig, 
Ruhe zu bewahren und überlegt zu han-
deln. Ein vorschneller Aktionismus birgt 
das Risiko, dass sich die Situation für das 
Kind, die Jugendliche oder den Jugend-
lichen verschlechtert. Dies tritt etwa dann 
ein, wenn der potenzielle Täter oder die 
potenzielle Täterin über die Vermutung in-
formiert wird und somit die Möglichkeit 
hat, Druck auf die Betroffene oder den Be-
troffenen auszuüben, Beweismaterial zu 
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vernichten oder sich einfach einen ande-
ren Wirkungskreis zu suchen. Mündet die 
Auseinandersetzung mit der Vermutung in 
dem Fazit, dass es sich um eine Grenzver-
letzung bzw. unprofessionelles Verhalten 
handelt, kann ein Gespräch mit der betrof-
fenen Kollegin oder dem betroffenen Kol-
legen unter eventueller Hinzuziehung der 
Leitung sinnvoll sein. Damit das unange-
messene Verhalten sofort aufhört, muss 
zügig Stellung bezogen werden. Handelt 
es sich um einen begründeten Verdacht 
gegen einen Kollegen oder eine Kollegin, 
sollte innerhalb des Teams eine vorher 
benannte Vertrauensperson bzw. je nach 
Beobachtung direkt die Leitung hinzuge-
zogen werden. Die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter sollte sofort vom Dienst frei-
gestellt werden, um das betroffene Kind, 
die Jugendliche oder den Jugendlichen zu 
schützen und auch um deutliche Stellung 
zu beziehen. Die Freistellung des Mitarbei-
tenden kommt keiner Verurteilung gleich, 
es geht lediglich um den Schutz aller Be-
teiligten, denn auch eine Einrichtung hat 
einen Ruf zu verlieren. Das weitere Vorge-
hen sollte die Leitung grundsätzlich im-
mer mit dem Opfer und einer Vertrauens-
person absprechen. 

Einrichtungen, in denen Kinder und Ju-
gendliche betreut werden, haben einer-
seits die Verantwortung, junge Menschen 
zu schützen und bestenfalls in der Wahr-
nehmung und Durchsetzung ihrer subjek-
tiven Grenzen zu stärken. Andererseits sind 
Täterinnen und Tätern durch Intervention 
und Sanktionen Grenzen zu setzen. Für 
Betroffene ist der letzte Punkt besonders 
wichtig, weil er zeigt, wo die Verantwort-
lichkeit liegt, nämlich bei dem Erwach-
senen, der die Grenzverletzung oder den 
sexuellen Übergriff verübt hat. Die Ausei-
nandersetzung mit dem Thema „sexuali-

sierte Gewalt“ und die entsprechende Po-
sitionierung sollte eine Einrichtung auch 
nach außen tragen. Es ist ein Qualitäts-
merkmal, sich mit dem Thema auszuken-
nen. Es zeigt Eltern, dass ihre Kinder sicher 
aufgehoben sind, und es gibt das klare Si-
gnal an Pädosexuelle: Wir kennen uns mit 
Täterinnen und Tätern aus und werden 
keine Grenzverletzungen und Übergriffe 
dulden. 

Ausblick 

Schutzkonzepte greifen nur dann ef-
fektiv, wenn alle Mitarbeitenden einer 
Institution bei der Präventionsarbeit 
mit einbezogen werden, unabhängig 
von Häufigkeit und Intensität des Kon-
takts mit jungen Menschen und ihrer 
beruflichen Profession. Die bislang er-
griffenen gesellschaftspolitischen Maß-
nahmen müssen daher erweitert und 
miteinander verschränkt werden. Kon-
zeptionelle Herausforderung ist es da-
bei, Weiterbildungskonzepte den un-
terschiedlichen Kenntnisständen der 
Teilnehmenden anzupassen. Bei den 
beschriebenen präventiven und inter-
ventiven Erfordernissen müssen zu-
künftig zudem junge Menschen selbst 
sowie deren Eltern stärker mit ins Boot 
geholt werden.

Nadine Schicha
nadine.schicha@mail.ajs.nrw.de

Sexueller	Missbrauch	
	in	Institutionen	

60 Jahre AJS Finale.indd   63 12.10.13   17:27

1

 
	 Grundlagen
	 	 	 	 Strukturen

Handlungsformen

•60	Jahre	Kinder-	und	Jugendschutz	in	Nordrhein-Westfalen

Jugendschutz

Ju
ge

nd
sc

hu
tz

				

Arbeitsgemeinschaft  
Kinder- und Jugendschutz
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V.

				
				

Gr
un

dl
ag

en
		•

		S
tr

uk
tu

re
n	

	•
		H

an
dl

un
gs

fo
rm

en

Dieser Artikel ist entnommen aus:
Jugendschutz – Grundlagen • Strukturen 

• Handlungsformen
AJS • 60 Jahre Kinder- und Jugendschutz 

in Nordrhein-Westfalen 

1.
 G

ew
al

tp
hä

no
m

en
e 

| S
ex

ua
lis

ie
rt

e 
Ge

w
al

t

mailto:nadine.schicha@mail.ajs.nrw.de


64 65

4/2002

  Thema

4

Hat das Fernsehen einen Einfluß auf 
die Aggressionsbereitschaft jugendlicher 
Zuschauer? Die Frage ist so alt wie das 
Fernsehen selbst. Immer wieder hat es 
Untersuchungen gegeben, die sich aber 
vornehmlich auf Kinder konzentrierten. 
Im Frühjahr veröffentlichte in den USA 
die Zeitschrift „Science“ die Ergebnisse 
einer Langzeitstudie, deren Gegenstand 
Jugendliche und junge Erwachsene waren. 
Das Ergebnis kann so manchen nicht gefal-
len: Die Autoren der Untersuchung sehen 
einen direkten Zusammenhang zwischen 
dem Ausmaß des Fernsehkonsums und 
aggressiven Verhaltensweisen. (FK)

Ist der Fernsehkonsum Schuld am Ausmaß    
der Gewalt?
Eine amerikanische Langzeitstudie sieht einen direkten Zusammenhang, bietet aber 
keine endgültige Aufklärung über die Folgen der Television

Nach der angeblich ersten Langzeit-
studie über die Auswirkungen des Fern-
sehkonsums auf aggressives Verhalten 
neigen Heranwachsende, die täglich mehr 
als eine Stunde Fernsehen, eher zur Ge-
walt als die stärker TV-Abstinenten. Die 
Gründe für die Verbindung zwischen län-
gerem Fernsehkonsum und zunehmender 
Aggressivität bleiben allerdings noch 
immer spekulativ. Und möglicherweise 
sind in Zeiten wie dieser friedliche Men-
schen gar nicht mehr das Non-plus-Ultra, 
weswegen durchaus mehr Fernsehen 
angesagt sein könnte.

Für die in der aktuellen Ausgabe von 
Science veröffentlichte Studie „Television 
Viewing and Aggressive Behavior During 
Adolescence and Adulthood“ von Wissen-
schaftlern der Columbia University und 
des New York State Psychiatric Institute 
wurden über einem Zeitraum von 17 
Jahren 707 meist weiße (91 Prozent) und 
katholische (54 Prozent) Kinder im Alter 
zwischen einem und zehn Jahren aus 
New York mehrmals (1975, 1983, 1985-
86 und 1991-93) auf ihrem Weg von der 
Kindheit ins Erwachsenenalter befragt. 
Zudem wurden ihre Mütter interviewt. 

Die Kinder teilte man nach Dauer ihres 
Fernsehkonsums in drei Gruppen: weni-
ger als eine Stunde, zwischen einer und 
drei Stunden sowie mehr als drei Stunden 
tägliches Glotzen.

Nach Jeffrey Johnson, dem Leiter der 
Wissenschaftlergruppe, gibt es in einer 
Stunde Fernsehen durchschnittlich drei 
bis fünf Szenen mit Gewalt während 
der abendlichen Hauptsendezeit, zu 
der Zeit, in der Kinder und Jugendliche 
vor der Kiste sitzen, würden sie aber 20 
bis 25 solcher Szenen stündlich sehen. 
Der Fernsehkonsum würde nach die-
sen Durchschnittswerten daher in etwa 
der Häufigkeit von Gewaltdarstellungen 
entsprechen, also nahe legen, daß nicht 
das Medium, sondern seine Inhalte die 
Gewalt seien..

Hinweise auf aggressives Verhalten er-
gaben sich aus den Interviews, es wurden 
dazu aber auch andere Quellen wie Infor-
mationen über Festnahmen oder Strafen 
herangezogen. Da die Wissenschaftler an 
den Langzeitwirkungen interessiert wa-
ren, wurden diese Belege jeweils um das 
Alter von 16, 22 oder 30 Jahre gruppiert. 
So stellte sich heraus, dass Aggressivität 
nicht nur gefördert wird, wenn Kinder in 
frühem Alter medialen Gewaltdarstellun-
gen ausgesetzt werden, sondern daß dies 
auch noch für ein höheres Alter gilt. 

Allerdings scheint es hier auch einen 
wichtigen Unterschied zwischen Mäd-
chen und Jungen zu geben. Während die 
Verbindung zwischen der Höhe des Fern-
sehkonsums und der Gewaltneigung bei 
Mädchen im frühen Erwachsenenalter am 
stärksten zu sein scheint, ist dies bei den 
Jungen in der Pubertät. Neigen Mädchen 
eher zu Raub und Gewaltandrohungen, so 
Jungen zu Beleidigungen und Raufereien, 
die auch zu Verletzungen führen. Ob das 
allerdings aktuell noch für die nachwach-
sende Generation gültig ist, darf bezwei-
felt werden, denn die letzte Erhebung 
bei den Mädchen in der Pubertät stammt 
aus dem Jahr 1983 – und da hat sich 
alleine schon im Fernsehprogramm viel 
verändert, geschweige denn in der Kultur.

Fernsehen und einige soziale 
Faktoren = mehr Gewalt

Um zumindest die Frage ein wenig zu 
klären, ob nun Fernsehen zu Aggression 
führt oder aggressive Menschen länger 
fernsehen, versuchten die Wissenschaft-
ler herauszufinden, ob die Kinder, bei 
denen größere Aggressivität zu beob-
achten war, später auch einen höheren 
Fernsehkonsum hatten. Das scheint nicht 
notwendig der Fall zu sein. Auch andere 
Gründe, die Aggressivität und höheren 
Fernsehkonsum fördern können wie 
Vernachlässigung, geringes Einkommen 
der Familie, geringe Bildung der Eltern 
(keinen High School Abschluss), eine 
riskante Wohnumgebung oder psychische 
Störungen in der Kindheit, hätten der 
festgestellten Verbindung zwischen der 
Länge des täglichen Fernsehkonsums 
und der damit ansteigenden Aggressivität 
nicht widersprochen. 

Gleichwohl waren auch diese Faktoren 
signifikant mit dem Fernsehkonsum im 
Alter von 14 Jahren und dem aggres-
siven Verhalten zwischen 16 und 22 
Jahren verknüpft. Um diese Faktoren mit 
zu berücksichtigen, wurde der Aggres-
sivitätsgrad beispielsweise derjenigen, 
die vernachlässigt wurden, mit der Ge-
waltneigung derjenigen verglichen, bei 
denen dies nicht der Fall war. War der 
Aggressivitätsgrad unterschiedlich, so 
versuchten die Wissenschaftler statistisch 
herauszubekommen, welcher Anteil auf 
den Fernsehkonsum und welcher auf den 
jeweiligen Faktor zurückgeführt werden 
kann. Hier werden Kritiker vermutlich 
vornehmlich ihren Angriffspunkt finden.

Nachdem die sechs oben genannten 
Faktoren berücksichtigt worden waren, 
ergaben sich bei der Auswertung der 
Studie noch immer deutliche Unterschie-
de. So haben sich nur 5,7 Prozent der 
Jugendlichen, deren Fernsehkonsum 
weniger als eine Stunde täglich betrug, 
später gewalttätig gegenüber anderen 
verhalten, während dies bei 22,5 Prozent 
derjenigen, die täglich zwischen einer 
und drei Stunden vor der Glotze saßen, 
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und bei 28,8 Prozent von denen Fall war, 
die täglich mehr als drei Stunden vor 
dem Fernseher verbrachten. Das trifft 
auch noch für die Verbindung zwischen 
Fernsehkonsum und Aggressivität bei den 
22-Jährigen zu, wenn auch in weit gerin-
gerem Maße. Überdies sei Aggressivität 
nur eine von unterschiedlichen negati-
ven Folgen übermäßigen Fernsehens. 
Ohne groß die Fantasie strapazieren zu 
müssen, ist natürlich eine andere Folge 
des übermäßigen Fernsehkonsums: die 
Verfettung.

Huhn und Ei oder Statistik  
und Spekulation

Nach den Ergebnissen liegt der Rat 
von Johnson für „verantwortungsvolle“ 
Eltern, der die Fernsehanstalten nicht 
sehr erfreuen dürfte, auf der Hand. Vor 
allem pubertierende Jugendliche (um die 
14 Jahre) sollten möglichst weniger als 
eine Stunde vor dem Fernseher sitzen, 
da hier das größte Risiko zu beobachten 
ist. Das aber ist just die Zeit, in der selbst 
manchen verantwortungsvollen Eltern die 
Zügel für ihre Sprösslinge reißen, die sie 
in der Kindheit noch fest im Griff hatten. 
Unbeantwortet aber bleibt neben den 
sechs Faktoren, die berücksichtigt wur-
den, woher bei manchen Jugendlichen 
die wachsende Faszination an den Fern-
sehbildern oder die Flucht in die mediale 
Montage der Attraktionen rührt.

Johnson glaubt wie viele andere, daß 
die Beobachtung von Gewalt im Fernse-
hen zur Nachahmung führt, vornehmlich 

wenn die Gewalt in den Filmen noch be-
lohnt wird. Ist man Gewalt real oder medial 
häufig ausgesetzt, so führt das nach ihm 
zu einer Desensibilisierung. Möglicher-
weise ist, so eine weitere Vermutung, der 
Preis des ausgedehnten Fernsehkonsums 
auch der Verlust sozialen Verhaltens, 
wie man sich ohne Gewalt aus kritischen 
Situationen herausarbeiten kann. Für 
das Erlernen wäre einfach weniger Zeit 
vorhanden. 

Aber vielleicht kommt die Aggressi-
on nicht aus den gesehenen Inhalten, 
sondern direkt aus der Tatsache, dem 
Medium ausgesetzt zu sein, das gleich-
zeitig in Spannung versetzt und aufs 
Äußerte langweilt. Auch wenn man die 
Ergebnisse der Studie akzeptiert, bleibt 
hinreichend Platz für die Interpretation 
der Zusammenhänge. Unbeantwortet 
bleibt schließlich auch, ob die (interaktive) 
Computer- und Internetgeneration anders 
als die Fernsehgeneration ist oder durch 
tägliche Praktizierung von Brutalgewalt 
noch stärker der simplizistischen Lösung 
anhängt.

Aber vielleicht sieht man das alles in 
Kriegszeiten, in denen Gewalt eine wich-
tige Rolle spielt, auch ganz anders. Die 
Attraktivität einer gewalttätigen oder auch 
militärischen Lösung von Konflikten ist 
allerdings schon ein wenig älter das Fern-
sehen, möglicherweise aber trägt es dazu 
bei, diesen Lösungsweg, der eben auch 
gut medial und Hollywood-mäßig darstell-
bar ist, zu verfestigen. Und vielleicht sind 
es ja auch die realen Vorbilder, die vom 

Zusammenfassung / Zahlen
Wer im Alter zwischen 16 und 20 Jahrem 

täglich nur eine Stunde fernsieht, reagiert 
im Alltagsleben kaum aggressiv (bei männ-
lichen Teilnehmern der USA-Studie 8,9 
Prozent der beteiligten, bei weiblichen 2,3 
Prozent). Wer das Fernsehgerät  hingegen 
täglich drei oder mehr Stunden eingeschal-
tet hat, kommt in gesellschaftlich bedenli-
che Bereiche: 45,2 Prozent der männlichen 
Teilnehmer und 12,7 Prozent der weiblichen 
zeigten im Verlauf der Studie aggressive 
Tendenzen. Die veröffentlichte Untersu-
chung wurde von der Columbia Univerity 
und dem New York State Psychiatric In-
stitute über einen Zeitraum von 17 Jahren 
durchgeführt. Teilnehmer für die Beobach-
tung waren Angehörige von 707 Familien 
im Bundesstaat New York. Die Ergebnisse 
beziehen sich nicht nur auf den Konsum von 
TV-Sendungen mit gewalttätigen Inhalten, 
sondern auf den Fernsehkonsum schlecht-
hin. Grundlage der Studie waren regelmäßi-
ge Interviews mit den beiteiligten Familien, 
von den Heranwachsenden während des 
gesamten Beobachtungszeitraums selbst 
beantwortete Fragebogen und den Wissen-
schaftlern zugänglich gemachte Akten über 
kriminelle Auffälligkeiten oder Straftaten 
der Beteiligten. Bei der Einzelbeurteilung 
wurden auch andere gesellschaftliche 
Faktoren, wie zum Beispiel soziale Verhält-
nisse und Vernachlässigung im Kindesalter 
berücksichtigt.        (Funkkorrespondenz 
26.04.2002)

Fernsehen und den anderen Medien nur 
bekannt gemacht werden, die blindwüti-
ge Aktionen wie die des Amokschützen 
Richard Durn in Nanterres provozieren.

Zumindest wären Medien nicht zwin-
gend für die Vorstellung notwendig, den 
gewünschten eigenen Tod mit dem Tod 
möglichst vieler anderer Menschen zu 
verbinden. So brennt man sich durch ein 
surreales Finale in das Gedächtnis der 
Nachwelt ein. Das kann auch, wie die 
palästinensischen Selbstmordattentäter 
zeigen, zu einer Methode werden, die sich 
dauerhaft wie am Fließband praktizieren 
läßt. Das Leben – das eigene und das 
der Anderen – darf bloß nichts mehr wert 
sein. Dazu tragen die Medien sicher ein 
Stück bei, noch viel mehr aber vermutlich 
die Wirklichkeit auf dieser Erde.

Florian Rötzer 
in Telepolis

In trauter Viersamkeit vereint: „Die Fernsehfamilie“ von Gerhard Haderer aus dem Jahr 1990
  aus: NRZ
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Pädosexuelle im Netz
Täter gehen dort hin, wo sie Kinder treffen - im Internet treffen sie alle

Das Internet kann als eine Welt der unbe-
grenzten Möglichkeiten beschrieben werden. Es 
birgt eine Vielzahl von Chancen, aber auch von 
Gefahren. Mitarbeiter/innen von Beratungsstel-
len gegen sexuelle Gewalt, aber auch Lehrkräfte 
und Mitarbeiter/innen der Jugendhilfe werden 
zunehmend mit Formen sexueller Gewalt gegen 
Mädchen und Jungen durch die „Neuen Medi-
en“ konfrontiert. Sexuelle Verwahrlosung, Kin-
derpornographie, Date-Raping, Killergames, 
Cyberbullying, Handygewalt, Pädosexuelle in 
Chaträumen – dies sind nur einige Stichworte, 
die den „Tatort“ Internet beschreiben. Als wei-
tere Gefahren des einzigen globalen Mediums 
ohne Grenzen sind folgende zu nennen: Glücks-
spiel, politischer und religiöser Extremismus, 
Selbstmord-Foren mit Anschauungsmaterial, 
Gewalt- und Tierpornographie, Absprachen 
zum Kinderhandel, Suchtgefahr, Pro-Ana-Fo-
ren*, Gewaltspiele und die Entstehung einer 
Parallelwelt.

Aber ist das Internet wirklich so gefährlich? 
Worin liegt die  Faszination dieses Mediums, 
insbesondere für Kinder und Jugendliche? Wo 
liegen die Gefahren  und welche Möglichkeiten 
der Prävention kann es geben? Diesen Fragen 
soll im vorliegenden Artikel nachgegangen 
werden.

Fast alle jugendlichen Mädchen und Jungen 
sind heutzutage im Besitz eines Handys und ha-
ben einen Internetzugang, nicht selten in ihrem 
Zimmer. Schulen sind flächendeckend am Netz 
und schon Grundschüler machen ihre Hausauf-
gaben mit Hilfe des Internets. Somit lernen sie 
schon früh, die unbegrenzten Möglichkeiten des 
World-Wide-Webs zu nutzen. 

2008 ist jeder 5. Mensch online1. 63,7 % der 
deutschen Wohnbevölkerung über 14 Jahren, 
das sind 41,3 Millionen Menschen. Für das 
Jahr 2011 werden weltweit 2 Milliarden Inter-
netnutzer/-innen erwartet.

Die aktuelle JIM-Studie (2008), in der 
1.208 Jugendliche im Alter von 12-19 Jahren 
telefonisch zu ihrer Mediennutzung befragt 
wurden, kommt zu dem Ergebnis, dass 96 % 
der Haushalte, in denen Jugendliche in dieser 
Altersgruppe leben, online sind.2 Bei Unter-
haltungsmedien wie CD- und MP3-Player und 
Digitalkameras ist die Ausstattung ähnlich 
hoch. In zwei Drittel der Haushalte sind Spiel-
konsolen zu finden.

Chatten wird neben Musikhören und Down-
loaden, Spielen, Recherchieren und Mailen als 
eine der Hauptbeschäftigungen von Jugendlichen 
genannt. „Chatten“, vom englischen Wort für 
„plaudern“ abgeleitet, bedeutet Kommunikation 

in Echtzeit mit einer oder mehreren Personen 
gleichzeitig. Als Motiv für das Chatten werden 
der Wunsch nach neuen Bekanntschaften, Kon-
takten und Flirts genannt.

Es drängt sich die Frage auf, ob bei dieser 
großen Mediennutzung, die Kommunikation 
zwischen Jugendlichen noch „real“ oder nur 
noch „virtuell“ stattfindet. In der JIM-Studie 
2008 gaben 91 Prozent der Jugendlichen an, 
sich mindestens mehrmals pro Woche real von 
Angesicht zu Angesicht mit ihren Freunden zu 
treffen, die häufigsten medienvermittelten Kon-
takte erfolgen per Festnetztelefon (72 %) und 
im Internet (71 %) über Instant Messenger, Chat 
oder über Online-Communities. Mit steigendem 
Alter nimmt die Relevanz von Handy und Internet 
für die Kommunikation und Organisation ihrer 
Community zu.3

Die Faszination des Chattens

Grundsätzlich sind zwei Formen des Chattens 
zu unterscheiden: der „klassische“ Webchat auf 
der einen und das so genannte Instant Messaging 

auf der anderen Seite. Während sich die Nutzer/-
innen beim Webchat auf der Webseite des Chat-
Anbieters in einem virtuellen Raum („Chatroom“) 
treffen und ohne Weiteres frei Nachrichten 
austauschen können, wird beim Instant Mes-
saging der Chat-Raum mit einer Software (dem 
sog. Chat-Client) individuell auf dem Rechner 
jedes Teilnehmers generiert. Das bedeutet, dass 
der einzelne Teilnehmer nur diejenigen Nutzer 
sehen kann, die er zuvor in seinem Chat-Client 
zugelassen hat. Für den Versand einer Nachricht 
von einem zum anderen Nutzer ist beim Instant 
Messaging immer erforderlich, dass der Absender 
den Benutzernamen (häufig in Form einer E-Mail-
Adresse) des Adressaten kennt. Das Medium 
Internet und insbesondere Chaträume eröffnen 
Kindern und Jugendlichen eine Welt, in der sie 
sich selbst ihren eigenen Vorstellungen entspre-
chend „frei“ präsentieren können. Mädchen und 
Jungen können eine neue Identität annehmen. Ge-
schlecht, Alter, äußeres Erscheinungsbild, Hobbys, 
Vorlieben, persönliche Eigenschaften, Wohnort 

etc. können frei er-
funden werden.

Jede und jeder 
kann eine neue 
Pe r sön l i chke i t 
annehmen, eine 
Option, die auch 
von Tätern genutzt 
wird und sicher-
lich als eine der 
größten Gefahren 
für Mädchen und 
Jungen genannt 
werden muss.* Pro-Ana: Pro Anorexie, Unterstützung zur Mager-

sucht, exzessives Abnehmen, Hungern
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Die nicht vorhandene Hierarchie der Verant-
wortung (User = Anbieter / Web 2.0), fehlende 
Rechtsharmonisierung, Anonymisierungs- und 
Verschlüsselungsmöglichkeiten werden von 
Pädosexuellen im Netz genutzt, um Kontakt 
zu Kindern und Jugendlichen aufzunehmen, 
Kinderpornografie zu verbreiten und sich mit 
dem Ziel des Missbrauchs zu verabreden.

Pädosexuelle im Netz

Pädosexuelle im Netz können in zwei Grup-
pen unterteilt werden: in sogenannte Trader 
(59 %) und Traveller (22 %). Trader sammeln, 
verbreiten, erstellen Kinderpornografie und 
Traveller sind Personen, die Kinder online 
manipulieren (sog. Cyber Sex Offending). 
Darüber hinaus gibt es Mischformen von 
beiden Typen.4

Kinderpornografie wird sowohl kommerziell 
als auch privat hergestellt und vertrieben und 
geschieht in Europa polizeilicher Erkenntnis 
hauptsächlich im nahen sozialen Umfeld der 
Opfer. Es wird geschätzt, dass 90 % des ein-
schlägigen Materials via Internet verbreitet 
wird.

Stupperich, Petrova, Beetz und Osterheider 
(Universität Regensburg 2006) fanden in 
rund 400 von Polizei und Staatsanwaltschaft 
beschlagnahmten Bildern 65 % Klein- oder 
Grundschulkinder und 2 % Säuglinge.
In 40 % (!) der Bilder waren Jungen abge-
bildet.

Durch die ständige Existenz der Bilder 
kann Kinderpornografie als nicht endender 
Missbrauch bezeichnet werden.

Cyber Sex Offending bedeutet virtuelles 
Ausspähen, Grooming und Cyber abuse z.B. 
„web cam attacks“. Die Opfer werden von den 
Tätern sexuell belästigt, aufgefordert, über se-
xuelle Praktiken zu erzählen, aufgefordert, ih-
nen beim Masturbieren zu zusehen, sich selber 
zu berühren, Nacktbilder von sich zu schicken, 
unverhofft mit pornografischen Bilder konfron-
tiert und/oder zu Treffen überredet.

Beim Chatten wählen Pädosexuelle genau 
die gleichen Strategien wie im echten Kon-
takt von Mensch zu Mensch. Das heißt, sie 
hören zu, stellen sich als verständnisvolle 
Gesprächspartner dar, wissen um die Interessen 
der jeweiligen Altersgruppe. Ist erst Vertrauen 
entstanden, folgen Aufforderungen, Fotos 
zu schicken und es wird die Bereitschaft der 
Kinder und Jugendlichen getestet, sich auf 
sexuelle Themen einzulassen. Reagieren die 
Mädchen und Jungen positiv auf die Schmei-
cheleien, werden sie nicht selten aufgefordert, 
sich vor der Webcam auszuziehen oder sexuelle 
Handlungen an sich vorzunehmen. Auch das 
Versenden von Posing-Bildern, (kinder-)por-

nografischen Bildern oder das Masturbieren 
vor der Kamera zählt zum typischen Täter-
verhalten. Dieses planmäßige Vorgehen mit 
dem Ziel, das Vertrauen von Mädchen und 
Jungen zu gewinnen, sie in Abhängigkeit zu 
bringen und so die späteren Opfer für die 
Taten mitverantwortlich zu machen, nennt der 
niederländische Tätertherapeut Ruud Bullens 
„Grooming“.

Die aktuelle JIM-Studie hat Jugendliche 
sowohl nach ihren Erfahrungen beim Chatten 
gefragt als auch nach persönlichen Kontakten 
mit Personen, die sie im Chat kennengelernt 
haben.

Es bleibt zu fragen, ob die Jugendlichen die 
Fragen nach Kontaktaufnahme authentisch oder 
entsprechend den Sicherheitsregeln für das 
Chatten beantwortet haben.

Eine Studie der Universität Hampshire fand 
heraus, dass nur ca. 20 % der Täter falsche 
Angaben über ihr Alter machten und sich die 
Jugendlichen mit den meist deutlich älteren 
Männern trafen, wissend, dass der Wunsch 
nach sexuellen Kontakten bestand. Die Gruppe 
der 13-16-Jährigen wurde in dieser Studie als 
besonders gefährdete Altersgruppe beschrie-
ben. Sie fühlten sich emotional zu den Tätern 
hingezogen und fühlten sich nicht bedroht oder 
eingeschüchtert.5

Was erleben Kinder und Jugendliche beim 
Chatten?

Bei einer Onlineumfrage der Suchmaschine 
„Blinde Kuh“ berichteten 160 von 200 Kindern 
von sexueller Belästigung im Internet. Diese 
hohe Zahl macht betroffen. Dennoch sind 
Jugendliche die am stärksten gefährdete Nutz-
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Pädosexuelle im Netz
Täter gehen dort hin, wo sie Kinder treffen - im Internet treffen sie alle

Das Internet kann als eine Welt der unbe-
grenzten Möglichkeiten beschrieben werden. Es 
birgt eine Vielzahl von Chancen, aber auch von 
Gefahren. Mitarbeiter/innen von Beratungsstel-
len gegen sexuelle Gewalt, aber auch Lehrkräfte 
und Mitarbeiter/innen der Jugendhilfe werden 
zunehmend mit Formen sexueller Gewalt gegen 
Mädchen und Jungen durch die „Neuen Medi-
en“ konfrontiert. Sexuelle Verwahrlosung, Kin-
derpornographie, Date-Raping, Killergames, 
Cyberbullying, Handygewalt, Pädosexuelle in 
Chaträumen – dies sind nur einige Stichworte, 
die den „Tatort“ Internet beschreiben. Als wei-
tere Gefahren des einzigen globalen Mediums 
ohne Grenzen sind folgende zu nennen: Glücks-
spiel, politischer und religiöser Extremismus, 
Selbstmord-Foren mit Anschauungsmaterial, 
Gewalt- und Tierpornographie, Absprachen 
zum Kinderhandel, Suchtgefahr, Pro-Ana-Fo-
ren*, Gewaltspiele und die Entstehung einer 
Parallelwelt.

Aber ist das Internet wirklich so gefährlich? 
Worin liegt die  Faszination dieses Mediums, 
insbesondere für Kinder und Jugendliche? Wo 
liegen die Gefahren  und welche Möglichkeiten 
der Prävention kann es geben? Diesen Fragen 
soll im vorliegenden Artikel nachgegangen 
werden.

Fast alle jugendlichen Mädchen und Jungen 
sind heutzutage im Besitz eines Handys und ha-
ben einen Internetzugang, nicht selten in ihrem 
Zimmer. Schulen sind flächendeckend am Netz 
und schon Grundschüler machen ihre Hausauf-
gaben mit Hilfe des Internets. Somit lernen sie 
schon früh, die unbegrenzten Möglichkeiten des 
World-Wide-Webs zu nutzen. 

2008 ist jeder 5. Mensch online1. 63,7 % der 
deutschen Wohnbevölkerung über 14 Jahren, 
das sind 41,3 Millionen Menschen. Für das 
Jahr 2011 werden weltweit 2 Milliarden Inter-
netnutzer/-innen erwartet.

Die aktuelle JIM-Studie (2008), in der 
1.208 Jugendliche im Alter von 12-19 Jahren 
telefonisch zu ihrer Mediennutzung befragt 
wurden, kommt zu dem Ergebnis, dass 96 % 
der Haushalte, in denen Jugendliche in dieser 
Altersgruppe leben, online sind.2 Bei Unter-
haltungsmedien wie CD- und MP3-Player und 
Digitalkameras ist die Ausstattung ähnlich 
hoch. In zwei Drittel der Haushalte sind Spiel-
konsolen zu finden.

Chatten wird neben Musikhören und Down-
loaden, Spielen, Recherchieren und Mailen als 
eine der Hauptbeschäftigungen von Jugendlichen 
genannt. „Chatten“, vom englischen Wort für 
„plaudern“ abgeleitet, bedeutet Kommunikation 

in Echtzeit mit einer oder mehreren Personen 
gleichzeitig. Als Motiv für das Chatten werden 
der Wunsch nach neuen Bekanntschaften, Kon-
takten und Flirts genannt.

Es drängt sich die Frage auf, ob bei dieser 
großen Mediennutzung, die Kommunikation 
zwischen Jugendlichen noch „real“ oder nur 
noch „virtuell“ stattfindet. In der JIM-Studie 
2008 gaben 91 Prozent der Jugendlichen an, 
sich mindestens mehrmals pro Woche real von 
Angesicht zu Angesicht mit ihren Freunden zu 
treffen, die häufigsten medienvermittelten Kon-
takte erfolgen per Festnetztelefon (72 %) und 
im Internet (71 %) über Instant Messenger, Chat 
oder über Online-Communities. Mit steigendem 
Alter nimmt die Relevanz von Handy und Internet 
für die Kommunikation und Organisation ihrer 
Community zu.3

Die Faszination des Chattens

Grundsätzlich sind zwei Formen des Chattens 
zu unterscheiden: der „klassische“ Webchat auf 
der einen und das so genannte Instant Messaging 

auf der anderen Seite. Während sich die Nutzer/-
innen beim Webchat auf der Webseite des Chat-
Anbieters in einem virtuellen Raum („Chatroom“) 
treffen und ohne Weiteres frei Nachrichten 
austauschen können, wird beim Instant Mes-
saging der Chat-Raum mit einer Software (dem 
sog. Chat-Client) individuell auf dem Rechner 
jedes Teilnehmers generiert. Das bedeutet, dass 
der einzelne Teilnehmer nur diejenigen Nutzer 
sehen kann, die er zuvor in seinem Chat-Client 
zugelassen hat. Für den Versand einer Nachricht 
von einem zum anderen Nutzer ist beim Instant 
Messaging immer erforderlich, dass der Absender 
den Benutzernamen (häufig in Form einer E-Mail-
Adresse) des Adressaten kennt. Das Medium 
Internet und insbesondere Chaträume eröffnen 
Kindern und Jugendlichen eine Welt, in der sie 
sich selbst ihren eigenen Vorstellungen entspre-
chend „frei“ präsentieren können. Mädchen und 
Jungen können eine neue Identität annehmen. Ge-
schlecht, Alter, äußeres Erscheinungsbild, Hobbys, 
Vorlieben, persönliche Eigenschaften, Wohnort 

etc. können frei er-
funden werden.

Jede und jeder 
kann eine neue 
Pe r sön l i chke i t 
annehmen, eine 
Option, die auch 
von Tätern genutzt 
wird und sicher-
lich als eine der 
größten Gefahren 
für Mädchen und 
Jungen genannt 
werden muss.* Pro-Ana: Pro Anorexie, Unterstützung zur Mager-

sucht, exzessives Abnehmen, Hungern
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Die nicht vorhandene Hierarchie der Verant-
wortung (User = Anbieter / Web 2.0), fehlende 
Rechtsharmonisierung, Anonymisierungs- und 
Verschlüsselungsmöglichkeiten werden von 
Pädosexuellen im Netz genutzt, um Kontakt 
zu Kindern und Jugendlichen aufzunehmen, 
Kinderpornografie zu verbreiten und sich mit 
dem Ziel des Missbrauchs zu verabreden.

Pädosexuelle im Netz

Pädosexuelle im Netz können in zwei Grup-
pen unterteilt werden: in sogenannte Trader 
(59 %) und Traveller (22 %). Trader sammeln, 
verbreiten, erstellen Kinderpornografie und 
Traveller sind Personen, die Kinder online 
manipulieren (sog. Cyber Sex Offending). 
Darüber hinaus gibt es Mischformen von 
beiden Typen.4

Kinderpornografie wird sowohl kommerziell 
als auch privat hergestellt und vertrieben und 
geschieht in Europa polizeilicher Erkenntnis 
hauptsächlich im nahen sozialen Umfeld der 
Opfer. Es wird geschätzt, dass 90 % des ein-
schlägigen Materials via Internet verbreitet 
wird.

Stupperich, Petrova, Beetz und Osterheider 
(Universität Regensburg 2006) fanden in 
rund 400 von Polizei und Staatsanwaltschaft 
beschlagnahmten Bildern 65 % Klein- oder 
Grundschulkinder und 2 % Säuglinge.
In 40 % (!) der Bilder waren Jungen abge-
bildet.

Durch die ständige Existenz der Bilder 
kann Kinderpornografie als nicht endender 
Missbrauch bezeichnet werden.

Cyber Sex Offending bedeutet virtuelles 
Ausspähen, Grooming und Cyber abuse z.B. 
„web cam attacks“. Die Opfer werden von den 
Tätern sexuell belästigt, aufgefordert, über se-
xuelle Praktiken zu erzählen, aufgefordert, ih-
nen beim Masturbieren zu zusehen, sich selber 
zu berühren, Nacktbilder von sich zu schicken, 
unverhofft mit pornografischen Bilder konfron-
tiert und/oder zu Treffen überredet.

Beim Chatten wählen Pädosexuelle genau 
die gleichen Strategien wie im echten Kon-
takt von Mensch zu Mensch. Das heißt, sie 
hören zu, stellen sich als verständnisvolle 
Gesprächspartner dar, wissen um die Interessen 
der jeweiligen Altersgruppe. Ist erst Vertrauen 
entstanden, folgen Aufforderungen, Fotos 
zu schicken und es wird die Bereitschaft der 
Kinder und Jugendlichen getestet, sich auf 
sexuelle Themen einzulassen. Reagieren die 
Mädchen und Jungen positiv auf die Schmei-
cheleien, werden sie nicht selten aufgefordert, 
sich vor der Webcam auszuziehen oder sexuelle 
Handlungen an sich vorzunehmen. Auch das 
Versenden von Posing-Bildern, (kinder-)por-

nografischen Bildern oder das Masturbieren 
vor der Kamera zählt zum typischen Täter-
verhalten. Dieses planmäßige Vorgehen mit 
dem Ziel, das Vertrauen von Mädchen und 
Jungen zu gewinnen, sie in Abhängigkeit zu 
bringen und so die späteren Opfer für die 
Taten mitverantwortlich zu machen, nennt der 
niederländische Tätertherapeut Ruud Bullens 
„Grooming“.

Die aktuelle JIM-Studie hat Jugendliche 
sowohl nach ihren Erfahrungen beim Chatten 
gefragt als auch nach persönlichen Kontakten 
mit Personen, die sie im Chat kennengelernt 
haben.

Es bleibt zu fragen, ob die Jugendlichen die 
Fragen nach Kontaktaufnahme authentisch oder 
entsprechend den Sicherheitsregeln für das 
Chatten beantwortet haben.

Eine Studie der Universität Hampshire fand 
heraus, dass nur ca. 20 % der Täter falsche 
Angaben über ihr Alter machten und sich die 
Jugendlichen mit den meist deutlich älteren 
Männern trafen, wissend, dass der Wunsch 
nach sexuellen Kontakten bestand. Die Gruppe 
der 13-16-Jährigen wurde in dieser Studie als 
besonders gefährdete Altersgruppe beschrie-
ben. Sie fühlten sich emotional zu den Tätern 
hingezogen und fühlten sich nicht bedroht oder 
eingeschüchtert.5

Was erleben Kinder und Jugendliche beim 
Chatten?

Bei einer Onlineumfrage der Suchmaschine 
„Blinde Kuh“ berichteten 160 von 200 Kindern 
von sexueller Belästigung im Internet. Diese 
hohe Zahl macht betroffen. Dennoch sind 
Jugendliche die am stärksten gefährdete Nutz-
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ergruppe. Besondere Risikofaktoren sind ihre 
Neugier, ihr Interesse an sexuellen Themen, der 
Konsum von Pornografie sowie Erfahrungen 
von sexueller Gewalt und Vernachlässigung.

Aktuellere Untersuchungen von Finkelhor 
u.a.6 ebenso wie Katzer u.a. legen nah, dass 
Mädchen und Jungen, die im realen Leben 
Gewalt erfahren haben, besonders gefährdet 
sind, diese auch in Chaträumen zu erleben. 

Dr. Catarina Katzer kam in ihrer Studie zur 
Chatgewalt zu dem Ergebnis, dass von 1.700 
Kindern und Jugendlichen im Alter von 10-19 
Jahren jedes zweite Mädchen und jeder vierte 
Junge gegen den Willen nach sexuellen Dingen 
gefragt, sexuell angemacht oder zu sexuellen 
Handlungen vor der Webcam aufgefordert 
wurden.7 Bei den Ergebnissen der Studie ist 
zu berücksichtigen, dass die Jugendlichen 
möglicherweise die von ihnen erwarteten Ant-
worten gegeben haben. In Zahlen bedeutet das, 
dass 38,2% der 1700 Jugendlichen ungewollt 
sexuell angesprochen wurden, 25,9% wurden 
nach ihrem körperlichen Aussehen und 26,3% 
nach eigenen sexuellen Erfahrungen gefragt. 
11% von ihnen haben unaufgefordert Nackt-
fotos geschickt bekommen und immerhin 8,3 
% wurden zu sexuellen Handlungen vor der 
Webcam aufgefordert.

Mädchen sind deutlich stärker gefährdet, 
Opfer sexueller Gewalt in Chaträumen zu 
werden.

Ein erschreckendes Ergebnis dieser Studie 
über sexuelle Gewalt in Chaträumen ist, dass 
nur ca. 9% der Opfer mit ihren Eltern 
darüber reden.8

Mit Blick auf jugendliche Mädchen und 
Jungen ist klar festzustellen, dass gängige 
Präventionsstrategien wie „keine Treffen mit 
Fremden, keine Weitergabe persönlicher Daten, 
Vorsicht vor Täuschung, Benachrichtigung der 
Eltern bei Gefahr u.a.“ nicht geeignet sind, vor 
sexueller Gewalt in Chaträumen und bei Treffen 
nach Kontaktaufnahme im Chat zu schützen.

Dort, wo die Kontakte über das Internet an-
gebahnt wurden und Chatprotokolle, Fotos oder 
Filme das Verhalten der Opfer dokumentieren, 
werden die ohnehin vorhandenen Scham- und 
Schuldgefühle massiv verstärkt. Ein Phänomen, 
das schon von den Opfern von Kinderpornogra-
fie bekannt ist. Die dort dokumentierte sexuelle 
Gewalt kann als ein lebenslanger Missbrauch 
beschrieben werden.

Eltern und anderen Erziehungsverantwort-
lichen kommt eine besondere Verantwortung 
für den Schutz von Mädchen und Jungen vor 
sexueller Gewalt in den neuen Medien zu.

Wie kann Prävention sexualisierter Gewalt 
im Internet aussehen?

Die Grundhaltung der Prävention „Erwach-
sene tragen die Verantwortung für den Schutz 
von Mädchen und Jungen vor sexueller Gewalt“ 
ist auch auf die neuen Medien zu übertragen. 
Prävention bedeutet Sprachlosigkeit zu über-
winden, hier heißt es konkret: Information, 
Vertrauen, Gespräche und Medienkompetenz. 
Medienkompetenz richtet sich an die Erzie-
hungsverantwortlichen von Mädchen und 
Jungen. Sie beinhaltet Informationen über tech-
nische Gefahren, Begleitumstände wie Dialer 
u. a., inhaltliche Gefahren und die Gefahren der 
Online-Kommunikation. Medienkompetenz 
bedeutet aber auch im Gespräch zu sein mit 
Kindern und Jugendlichen, Interesse an ihrem 
Leben zu zeigen und sich als Gegenüber für 
Probleme anzubieten.

Ziel ist ein verantwortungsbewusster Um-
gang mit den Neuen Medien und der Schutz 
vor sexueller Gewalt und jeglicher Form von 
Mobbing.

Carmen Kerger Diplom-Pädagogin bei 
Dunkelziffer e. V.

Kontakt

Dunkelziffer e.V. • Carmen Kerger
Oberstraße 14b • 20144 Hamburg
Telefon: 040 / 4 21 07 00 - 11
c.kerger@dunkelziffer.de
www.dunkelziffer.de
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ters, und so legen sie moralische Maßstäbe 
der Realität (in der es selbst Drachen kaum 
verdient hätten, bei lebendigem Leibe verbrannt 
zu werden) an das Geschehen in der Virtualität 
an. Das wiederum finden viele Spieler unange-
messen; sie betonen demgegenüber gerne den 
sportlichen Aspekt auch gewalthaltiger ‚Team-
Spiele‘ wie etwa Counterstrike. Und überhaupt 
ließen sich berstende Pixelkörper nicht in die 
gleiche moralische Schublade stecken wie echte 
Gewalttaten. 

Auch diese Perspektive ist nicht frei von 
Verzerrungen; fest steht jedoch, dass die meis-
ten Personen, die an gesellschaftlichen Ent-
scheidungspositionen tätig sind und über den 
Umgang mit Computerspielen mitentscheiden, 
Computerspiele als etwas Fremdartiges wahr-
nehmen. Diese Distanz verursachen natürlich 
Kinder und Jugendliche mit, wie in anderen Be-
reichen auch ist die gezielte Abschottung von 
Aktivitäten, die die junge Generation besser 
beherrscht als die Alten, eine typische Erschei-
nungsform zunehmender Autonomiebestre-
bungen in den frühen Lebensphasen. Insofern 
haben es Eltern eben auch oftmals nicht leicht, 
sich mit den Spielen ihrer Kinder zu befassen.

Parental mediation
Wie könnte nun eine bessere Synchro-

nisierung institutioneller und familiärer Ju-
gendschutzpraxis im Bereich Computerspiele 
aussehen? Hilfreich für den Entwurf einer 
solchen Lösungsperspektive ist die Forschung 
zur „parental mediation“, zur elterlichen Be-
gleitung kindlichen Mediengebrauchs. In der 
Kommunikationswissenschaft werden drei 
Formen der Elternbegleitung unterschieden. 

1. Eine „aktive“ Form unterstützt das Kind bei 
der Selbstreflexion und sucht den Dialog 
über Medienwahl („Warum dieses Spiel?“), 
Mediennutzung („Wie willst Du das Spielen 
mit Deinen anderen Hobbys vereinbaren?“) 
und Medienwirkung („Wie geht es Dir nach 
dem Spielen?“). 

2. Die „restriktive“ Form setzt auf elterliche Re-
geln und Verbote im (Nicht-)Umgang mit 
Medien. 

3. Und schließlich besteht eine weitere 
zentrale Form in der gemeinsamen Medi-
ennutzung von Eltern mit dem Kind („co-
viewing“ im Bereich des Fernsehens etwa). 

In welchem Maße Eltern diese drei Formen 
anwenden, variiert erheblich; alle drei sind in 
der Regel zu einem gewissen Maß erforderlich, 
um einen angemessenen kindlichen Medien- 
(hier: Computerspiele-) Gebrauch dauerhaft 
zu erreichen. 

Eltern bei der konstruktiven Weiterführung 
des institutionellen Jugendmedienschutzes im 

Bereich Computerspiele zu helfen, würde also 
bedeuten, die Kompetenzen und die Motivation 
in den Bereichen Dialog, Regelsetzung und 
gemeinsames Spielen zu stärken. Speziell 
Letzteres sollte aber nicht als ein weiterer 
realitätsferner Ruf nach mehr „Quality Time“, 
die Eltern mit ihren Kindern verbringen sollten, 
missverstanden werden. Eltern haben nicht die 
Zeit, regelmäßig und stundenlang mit dem 
Junior gemeinsam zu daddeln, und Junior will 
das in aller Regel auch gar nicht. 

Kompetenzförderung
Die elternorientierte Kompetenzförderung 

zum Thema „Games“ sollte beim Grundlagen-
wissen beginnen. Das Tal der Ahnungslosigkeit 
zu verlassen, dürfte für viele Eltern – überbe-
sorgte wie ignorante – bereits der Schlüssel 
dazu sein, mit Computerspielen gelassener 
und/oder zielführender umzugehen. Grundla-
genwissen würde auch helfen, das ramponierte 
Image von Computerspielen zurechtzurücken. 
Die Vielfalt der Spiele ist ja sehr viel größer als 
die „Killerspiele“-Debatte vermuten lässt; viele 
Titel haben durchaus literarische Qualitäten, 
intellektuelle und ästhetische Ansprüche. Stra-
tegiespiele wie „Anno 1404“ beispielsweise 
sind Manifestationen eines intelligenten Enter-
tainment, das so gar nichts mit dem (angeblich) 
stumpfen Geballer gemein haben, das man hin 
und wieder im Fernsehen zu sehen bekommt.

 Besonders wichtig dürfte bei der Ver-
mittlung von Grundlagenwissen das Thema 
„Spielspaß“ sein. Für Nicht-Spieler ist es of-
fenbar sehr schwierig, das Faszinierende beim 
Computerspielen nachzuempfinden. Zudem 
scheint es auch notwendig zu sein, Eltern erst 
einmal die Tatsache zu vermitteln, dass Spiel-
spaß Freude am Tun ist und als solche etwas 
durchaus Begrüßenswertes.

 Neben dem Abbau von Vorurteilen und der 
Vermittlung basaler Umgangskompetenzen mit 
Computerspielen müssen dann alltagstaugliche 
Mediationstechniken angeboten werden. Eltern 
müssen sich heute neben ihren Jobs um sehr 
viele Dinge kümmern; in der modernen Gesell-
schaft ist es längst eine komplexe Daueraufgabe 
geworden, das Kindeswohl sicherzustellen. Die 
Elternarbeit im Bereich Computerspiele muss 
also die Alltagsumstände moderner Familien 
angemessen berücksichtigen und Konzepte ent-
wickeln, wie eine effektivere Medienbegleitung 
gelingen kann, ohne dass Eltern dafür viel Zeit 
und Energie aufbringen müssen. Hier ist auch 
die Wissenschaft gefragt. 

Tipps und Ratschläge
Allerdings gibt es natürlich bereits Ratschlä-

ge, die sich in der medienpädagogischen Praxis 
bewährt haben. Dazu gehört beispielsweise der 

Tipp, die Zeitfenster (Position, Länge, Frequenz 
in der Kalenderwoche) des Computerspielens 
mit dem Sprössling auszuhandeln und ver-
traglich festzuhalten. Diese Fenster sollten mit 
zunehmendem Kindesalter nicht nur größer 
werden, sondern Sohn oder Tochter auch mehr 
Flexibilität in der Ausgestaltung zugestehen. 
Die Einhaltung solcher Vereinbarungen sollte 
dann jedoch aufmerksam überwacht und auch 
rigide durchgesetzt werden – viele Kinder-
zimmer haben etwa eigene Sicherungen, die 
sich auch herausdrehen lassen, wenn sich 
der Nachwuchs partout nicht an die einge-
gangene Selbstverpflichtung erinnern kann. 

Eine weitere ratsame Technik ist die re-
gelmäßige Thematisierung von Spielerfah-
rungen und -trends bei Alltagsgesprächen. 
Damit bleiben Eltern auf dem Laufenden und 
können mögliche Probleme wie etwa schwie-
rige Online-Spielgenossen oder kindliche 
Angsterfahrungen beim Spielen eher erahnen 
und gegensteuern. Außerdem können Kinder 
und Jugendliche durch solche Gespräche zur 
Reflexion über ihren eigenen Mediengebrauch 
veranlasst werden. Reflexion ist bekanntlich ein 
wichtiges Mittel zum Erwerb neuer Kompeten-
zen, gerade was den souveränen, effektiven Ge-
brauch von neuen Medientechnologien angeht. 

Computerspiele sind also in der Kritik. Für 
die Elternarbeit und den Jugendmedienschutz 
kann es aber nicht darum gehen, in diese 
Kritik einzustimmen und es beim Verdam-
men der bösen Gewaltspiele zu belassen. 
Computerspielen hat auch positive Folgen, 
Spielspaß und Freude am Tun vorneweg, aber 
auch Einblicke in neue Erfahrungsbereiche 
und eine gefühlte Ausdehnung des eigenen 
Aktionsradius. (Dass man bei vielen Spielen 
auch im schulischen Sinne „etwas lernen“ 
kann, stimmt zwar auch, aber deswegen spielen 
die Kids ja nicht, und man sollte nicht jede 
Freizeitaktivität der jungen Generationen nur 
nach dem instrumentellen Kriterium beurtei-
len, „was sie für das spätere Leben bringt“).  

Diese positiven Wirkungen sollen Eltern und 
soll Gesellschaft insgesamt auch eintreten las-
sen. Eine effektive  Verbesserung des Jugend-
medienschutzes bedeutet also nicht nur eine 
erfolgreichere Minimierung der Risiken, die 
Computerspiele zweifelsohne (und wie jedes 
andere Medium auch) für kindliche und jugend-
liche Entwicklung bergen. Sie bedeutet auch 
einen intelligenteren Umgang mit den Chancen, 
die Computerspiele bieten, über die wir jedoch 
sehr viel seltener diskutieren. Die Versuche, 
Eltern für den Jugendmedienschutz ins Boot 
zu holen, sollten diese ausgewogenere Perspek-
tive auf das Medium Computerspiel zugrunde 
legen – denn damit werden sie den Eltern, den 
Spielen, und – besonders wichtig – den Kin-
dern und Jugendlichen am ehesten gerecht.  n
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Computerspiele in der Kritik – Jugendschutz
zwischen kindlicher Faszination und elterlicher Sorge

Dass Computerspiele aus dem Alltag insbe-
sondere männlicher Kinder und Jugendlicher 
nicht mehr wegzudenken sind, kann niemand 
bestreiten. Immerhin auch 13 Prozent der 
weiblichen Jugendlichen (12 bis 19 Jahre) 
nutzen Computerspiele nach eigenen Angaben 
„täglich“ oder „mehrmals die Woche“, wie in 
der „JIM-Studie“ 2008 nachzulesen ist. Mit 
kontinuierlicher Innovation – bewegungs-
freudiges Spielen mit der „Wii“ 
von Nintendo, kostenlose On-
line-Rollenspiele oder Handy-
Games, um nur einige jüngere 
Beispiele zu nennen – gelingt es 
der Industrie, neue Publikums-
segmente zu gewinnen und die 
schon aktiven Spieler weiterhin 
an sich zu binden. 

Sorge und Empörung
Diesem großen Zuspruch 

insbesondere unter Kindern und 
Jugendlichen steht eine sehr 
skeptische, bisweilen geradezu 
feindselige Erwachsenen-Öffent-
lichkeit gegenüber. Mainstream hin oder her, 
Computerspiele haben ein gewaltiges Imagepro-
blem, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. 
Denn an gewalthaltigen Computerspielen 
entzündet sich moralische Empörung und erzie-
herische Sorge. „Killerspiele“ ist eine Vokabel, 
die diese prinzipielle Ablehnung gewalthaltiger 
interaktiver Unterhaltungsangebote ausdrückt. 
Sie fällt insbesondere im Zusammenhang mit 
so genannten Amokläufen oder ‚High School 
Shootings‘. Die Tatsache, dass man bei mehreren 
Tätern eine Affinität zu gewalthaltigen Compu-
terspielen ermittelt hat, wird in der öffentlichen 
Debatte oftmals als Ursache für die Tat gedeutet. 

Aber auch jenseits von Amokläufen wird 
immer wieder die Sorge vor der allgemeinen 
Jugendverrohung durch die Verherrlichung 
des Metzelns und Meuchelns in Computer-
spielen beklagt. Dazu kommen die gerade 
im Erziehungssektor häufig artikulierten 
Befürchtungen, wonach Computerspiele so 
faszinierend seien, dass man mit einer sucht-
artigen Nutzung, in jedem Fall aber mit einer 
problematischen Zeitkonkurrenz zwischen 
Daddeln und ‚wichtigeren‘ Tätigkeiten wie 
Hausaufgaben, Sport oder Abenteuerausflügen 
in den guten alten Wald rechnen müsse. 

Jugendmedienschutz
Auch wenn Computerspiele sicherlich für 

mehr (angebliche und tatsächliche) Fehlent-

wicklungen verantwortlich gemacht werden als 
man ihnen wissenschaftlich nachweisen kann, 
haben die Inhalte und Darstellungsweisen von 
Computerspielen längst den institutionellen 
Jugendmedienschutz auf den Plan gerufen. 
Wie bei anderen Mediengattungen auch ist 
hier ein Organ der freiwilligen Selbstkontrolle 
installiert; die USK (Unterhaltungssoftware 
Selbstkontrolle) in Berlin prüft neue Spiele 

in einer aufwendigen Prozedur 
und vergibt Altersfreigaben, die 
für den Handel bindend sind. 

Die USK konzentriert sich 
in ihrer Einschätzungspraxis 
vor allem an der Qualität und 
auch Quantität der Gewaltdar-
stellungen. Wegen der aufge-
regten Diskussion wird diese 
Praxis gelegentlich als „zu 
lasch“ kritisiert, und verschie-
dene Politiker haben bereits 
wiederholt auf Herstellungs- 
und Verbreitungsverbote für 
besonders gewalthaltige Titel 

gedrängt. Die Tatsache, dass es aufrechten 
Demokraten legitim erscheint, Zensur zu for-
dern, ist ein weiteres Indiz für das miserable 
Image von Computerspielen; für Kriegs- oder 
Zombiefilme (denen bekanntlich nicht weniger 
drastische Gewaltdarstellungen zu eigen sind 
als den „Killergames“) hätte niemand selbst 
zu Wahlkampfzeiten eine solche Forderung 
erhoben. 

Praxis der USK
Dabei ist das Hauptproblem im Jugendme-

dienschutz bei Computerspielen nicht die ins-
titutionelle Seite. Die Spruchpraxis der USK 
basiert auf dem weltweit wohl intensivsten 
Prüfverfahren, und im Vergleich etwa zum 
internationalen Klassifikationssystem „PEGI“ 
steht die USK keinesfalls als besonders libe-
ral da. Ein Beispiel ist das Atomkriegs-Spiel 
„Defcon“, in dem die Anzahl der Kriegstoten 
in Millionen gezählt, aber nicht in Bildern ge-
zeigt wird. PEGI hat hier mangels „expliziter“ 
Gewaltdarstellungen die Altersempfehlung „ab 
7 Jahren“ ausgesprochen, die USK dagegen 
aufgrund der moralischen Implikationen der 
nuklearen Kriegsführung das Siegel „ab 16 
Jahren“ vergeben. Man soll Einzelfälle nicht 
übergeneralisieren, und sicher kann man die 
institutionelle Jugendschutzpraxis immer noch 
verbessern. Aber das eigentliche Problem 
beim Jugendmedienschutz im Bereich Com-

puterspiele ist hierzulande die unzureichende 
Fortführung der institutionellen Maßnahmen 
auf der Ebene der Familien und Erziehungs-
berechtigten. Eine Umfragestudie von Barbara 
Krahé und Ingrid Möller ergab im Jahr 2004, 
dass ein erheblicher Anteil der männlichen 
14jährigen bereits Erfahrungen mit Computer-
spielen gemacht hat, die die USK  als Enter-
tainment für Erwachsene eingestuft hat, im Fall 
der Reihe „Grand Theft Auto“ betraf dies zum 
Beispiel 40 Prozent der befragten Achtklässler.

Elternverantwortung
Anstelle an der institutionellen Praxis 

(scharfe) Änderungen vorzunehmen, ergibt 
sich daher „Elterninvolvement“ als Lösungs-
perspektive, um den Jugendmedienschutz im 
Bereich Games insgesamt voran zu bringen. 
Die Literaturlage zu der Frage, wie Eltern 
den Spielgebrauch ihrer Sprösslinge begleiten, 
ist ausgesprochen dürftig. Auf thematischen 
Elternabenden finden sich nach anekdotischen 
Erfahrungen nicht nur des Autors vor allem 
sehr besorgte Eltern ein, die um den schu-
lischen Leistungsstand ihres Stammhalters 
fürchten oder fundamentale Wertkonflikte 
zwischen der virtuellen Ballerei und ihrem 
christlich-bürgerlichen Background verspüren. 

Diesem ausgesprochen kritischen Eltern-
typus stehen viele Eltern gegenüber, die sich 
einen feuchten Kehricht um den Medienge-
brauch ihrer Kids scheren. Sie befolgen die gut 
gemeinten Ratschläge der Medienpädagogen 
ganz und gar nicht. Interesse an Grundlagen-
wissen zum Thema Neue Medien äußern sie 
auch eher selten. Natürlich finden sich diese 
unter Jugendmedienschutz-Gesichtspunkten 
besonders problematischen Elterntypen in 
den gesellschaftlichen Schichten mit wenigen 
(Bildungs-, Wohlstands-) Ressourcen und 
Entwicklungsperspektiven. Ein ignoranter und 
entwicklungsschädlicher Stil der Mediener-
ziehung reiht sich hier oftmals in eine längere 
Liste mit zumeist deutlich drängenderen fami-
liären Problemen ein. 

Aber auch für die besorgten Eltern gilt: 
Kaum jemand „hat Ahnung“ von Computer-
spielen, nur wenige spielen selbst oder können 
sich vorstellen, wie das ist, mit einem Feuer-
ballzauber einen Drachen zu grillen oder mit 
dem Präzisionsgewehr die virtuelle Spielfigur 
des besten Freunds niederzustrecken. Eltern 
verbleiben daher zumeist in der Rolle eines 
kritischen, aber wenig informierten Beobach-
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ters, und so legen sie moralische Maßstäbe 
der Realität (in der es selbst Drachen kaum 
verdient hätten, bei lebendigem Leibe verbrannt 
zu werden) an das Geschehen in der Virtualität 
an. Das wiederum finden viele Spieler unange-
messen; sie betonen demgegenüber gerne den 
sportlichen Aspekt auch gewalthaltiger ‚Team-
Spiele‘ wie etwa Counterstrike. Und überhaupt 
ließen sich berstende Pixelkörper nicht in die 
gleiche moralische Schublade stecken wie echte 
Gewalttaten. 

Auch diese Perspektive ist nicht frei von 
Verzerrungen; fest steht jedoch, dass die meis-
ten Personen, die an gesellschaftlichen Ent-
scheidungspositionen tätig sind und über den 
Umgang mit Computerspielen mitentscheiden, 
Computerspiele als etwas Fremdartiges wahr-
nehmen. Diese Distanz verursachen natürlich 
Kinder und Jugendliche mit, wie in anderen Be-
reichen auch ist die gezielte Abschottung von 
Aktivitäten, die die junge Generation besser 
beherrscht als die Alten, eine typische Erschei-
nungsform zunehmender Autonomiebestre-
bungen in den frühen Lebensphasen. Insofern 
haben es Eltern eben auch oftmals nicht leicht, 
sich mit den Spielen ihrer Kinder zu befassen.

Parental mediation
Wie könnte nun eine bessere Synchro-

nisierung institutioneller und familiärer Ju-
gendschutzpraxis im Bereich Computerspiele 
aussehen? Hilfreich für den Entwurf einer 
solchen Lösungsperspektive ist die Forschung 
zur „parental mediation“, zur elterlichen Be-
gleitung kindlichen Mediengebrauchs. In der 
Kommunikationswissenschaft werden drei 
Formen der Elternbegleitung unterschieden. 

1. Eine „aktive“ Form unterstützt das Kind bei 
der Selbstreflexion und sucht den Dialog 
über Medienwahl („Warum dieses Spiel?“), 
Mediennutzung („Wie willst Du das Spielen 
mit Deinen anderen Hobbys vereinbaren?“) 
und Medienwirkung („Wie geht es Dir nach 
dem Spielen?“). 

2. Die „restriktive“ Form setzt auf elterliche Re-
geln und Verbote im (Nicht-)Umgang mit 
Medien. 

3. Und schließlich besteht eine weitere 
zentrale Form in der gemeinsamen Medi-
ennutzung von Eltern mit dem Kind („co-
viewing“ im Bereich des Fernsehens etwa). 

In welchem Maße Eltern diese drei Formen 
anwenden, variiert erheblich; alle drei sind in 
der Regel zu einem gewissen Maß erforderlich, 
um einen angemessenen kindlichen Medien- 
(hier: Computerspiele-) Gebrauch dauerhaft 
zu erreichen. 

Eltern bei der konstruktiven Weiterführung 
des institutionellen Jugendmedienschutzes im 

Bereich Computerspiele zu helfen, würde also 
bedeuten, die Kompetenzen und die Motivation 
in den Bereichen Dialog, Regelsetzung und 
gemeinsames Spielen zu stärken. Speziell 
Letzteres sollte aber nicht als ein weiterer 
realitätsferner Ruf nach mehr „Quality Time“, 
die Eltern mit ihren Kindern verbringen sollten, 
missverstanden werden. Eltern haben nicht die 
Zeit, regelmäßig und stundenlang mit dem 
Junior gemeinsam zu daddeln, und Junior will 
das in aller Regel auch gar nicht. 

Kompetenzförderung
Die elternorientierte Kompetenzförderung 

zum Thema „Games“ sollte beim Grundlagen-
wissen beginnen. Das Tal der Ahnungslosigkeit 
zu verlassen, dürfte für viele Eltern – überbe-
sorgte wie ignorante – bereits der Schlüssel 
dazu sein, mit Computerspielen gelassener 
und/oder zielführender umzugehen. Grundla-
genwissen würde auch helfen, das ramponierte 
Image von Computerspielen zurechtzurücken. 
Die Vielfalt der Spiele ist ja sehr viel größer als 
die „Killerspiele“-Debatte vermuten lässt; viele 
Titel haben durchaus literarische Qualitäten, 
intellektuelle und ästhetische Ansprüche. Stra-
tegiespiele wie „Anno 1404“ beispielsweise 
sind Manifestationen eines intelligenten Enter-
tainment, das so gar nichts mit dem (angeblich) 
stumpfen Geballer gemein haben, das man hin 
und wieder im Fernsehen zu sehen bekommt.

 Besonders wichtig dürfte bei der Ver-
mittlung von Grundlagenwissen das Thema 
„Spielspaß“ sein. Für Nicht-Spieler ist es of-
fenbar sehr schwierig, das Faszinierende beim 
Computerspielen nachzuempfinden. Zudem 
scheint es auch notwendig zu sein, Eltern erst 
einmal die Tatsache zu vermitteln, dass Spiel-
spaß Freude am Tun ist und als solche etwas 
durchaus Begrüßenswertes.

 Neben dem Abbau von Vorurteilen und der 
Vermittlung basaler Umgangskompetenzen mit 
Computerspielen müssen dann alltagstaugliche 
Mediationstechniken angeboten werden. Eltern 
müssen sich heute neben ihren Jobs um sehr 
viele Dinge kümmern; in der modernen Gesell-
schaft ist es längst eine komplexe Daueraufgabe 
geworden, das Kindeswohl sicherzustellen. Die 
Elternarbeit im Bereich Computerspiele muss 
also die Alltagsumstände moderner Familien 
angemessen berücksichtigen und Konzepte ent-
wickeln, wie eine effektivere Medienbegleitung 
gelingen kann, ohne dass Eltern dafür viel Zeit 
und Energie aufbringen müssen. Hier ist auch 
die Wissenschaft gefragt. 

Tipps und Ratschläge
Allerdings gibt es natürlich bereits Ratschlä-

ge, die sich in der medienpädagogischen Praxis 
bewährt haben. Dazu gehört beispielsweise der 

Tipp, die Zeitfenster (Position, Länge, Frequenz 
in der Kalenderwoche) des Computerspielens 
mit dem Sprössling auszuhandeln und ver-
traglich festzuhalten. Diese Fenster sollten mit 
zunehmendem Kindesalter nicht nur größer 
werden, sondern Sohn oder Tochter auch mehr 
Flexibilität in der Ausgestaltung zugestehen. 
Die Einhaltung solcher Vereinbarungen sollte 
dann jedoch aufmerksam überwacht und auch 
rigide durchgesetzt werden – viele Kinder-
zimmer haben etwa eigene Sicherungen, die 
sich auch herausdrehen lassen, wenn sich 
der Nachwuchs partout nicht an die einge-
gangene Selbstverpflichtung erinnern kann. 

Eine weitere ratsame Technik ist die re-
gelmäßige Thematisierung von Spielerfah-
rungen und -trends bei Alltagsgesprächen. 
Damit bleiben Eltern auf dem Laufenden und 
können mögliche Probleme wie etwa schwie-
rige Online-Spielgenossen oder kindliche 
Angsterfahrungen beim Spielen eher erahnen 
und gegensteuern. Außerdem können Kinder 
und Jugendliche durch solche Gespräche zur 
Reflexion über ihren eigenen Mediengebrauch 
veranlasst werden. Reflexion ist bekanntlich ein 
wichtiges Mittel zum Erwerb neuer Kompeten-
zen, gerade was den souveränen, effektiven Ge-
brauch von neuen Medientechnologien angeht. 

Computerspiele sind also in der Kritik. Für 
die Elternarbeit und den Jugendmedienschutz 
kann es aber nicht darum gehen, in diese 
Kritik einzustimmen und es beim Verdam-
men der bösen Gewaltspiele zu belassen. 
Computerspielen hat auch positive Folgen, 
Spielspaß und Freude am Tun vorneweg, aber 
auch Einblicke in neue Erfahrungsbereiche 
und eine gefühlte Ausdehnung des eigenen 
Aktionsradius. (Dass man bei vielen Spielen 
auch im schulischen Sinne „etwas lernen“ 
kann, stimmt zwar auch, aber deswegen spielen 
die Kids ja nicht, und man sollte nicht jede 
Freizeitaktivität der jungen Generationen nur 
nach dem instrumentellen Kriterium beurtei-
len, „was sie für das spätere Leben bringt“).  

Diese positiven Wirkungen sollen Eltern und 
soll Gesellschaft insgesamt auch eintreten las-
sen. Eine effektive  Verbesserung des Jugend-
medienschutzes bedeutet also nicht nur eine 
erfolgreichere Minimierung der Risiken, die 
Computerspiele zweifelsohne (und wie jedes 
andere Medium auch) für kindliche und jugend-
liche Entwicklung bergen. Sie bedeutet auch 
einen intelligenteren Umgang mit den Chancen, 
die Computerspiele bieten, über die wir jedoch 
sehr viel seltener diskutieren. Die Versuche, 
Eltern für den Jugendmedienschutz ins Boot 
zu holen, sollten diese ausgewogenere Perspek-
tive auf das Medium Computerspiel zugrunde 
legen – denn damit werden sie den Eltern, den 
Spielen, und – besonders wichtig – den Kin-
dern und Jugendlichen am ehesten gerecht.  n
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Computerspiele in der Kritik – Jugendschutz
zwischen kindlicher Faszination und elterlicher Sorge

Dass Computerspiele aus dem Alltag insbe-
sondere männlicher Kinder und Jugendlicher 
nicht mehr wegzudenken sind, kann niemand 
bestreiten. Immerhin auch 13 Prozent der 
weiblichen Jugendlichen (12 bis 19 Jahre) 
nutzen Computerspiele nach eigenen Angaben 
„täglich“ oder „mehrmals die Woche“, wie in 
der „JIM-Studie“ 2008 nachzulesen ist. Mit 
kontinuierlicher Innovation – bewegungs-
freudiges Spielen mit der „Wii“ 
von Nintendo, kostenlose On-
line-Rollenspiele oder Handy-
Games, um nur einige jüngere 
Beispiele zu nennen – gelingt es 
der Industrie, neue Publikums-
segmente zu gewinnen und die 
schon aktiven Spieler weiterhin 
an sich zu binden. 

Sorge und Empörung
Diesem großen Zuspruch 

insbesondere unter Kindern und 
Jugendlichen steht eine sehr 
skeptische, bisweilen geradezu 
feindselige Erwachsenen-Öffent-
lichkeit gegenüber. Mainstream hin oder her, 
Computerspiele haben ein gewaltiges Imagepro-
blem, und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. 
Denn an gewalthaltigen Computerspielen 
entzündet sich moralische Empörung und erzie-
herische Sorge. „Killerspiele“ ist eine Vokabel, 
die diese prinzipielle Ablehnung gewalthaltiger 
interaktiver Unterhaltungsangebote ausdrückt. 
Sie fällt insbesondere im Zusammenhang mit 
so genannten Amokläufen oder ‚High School 
Shootings‘. Die Tatsache, dass man bei mehreren 
Tätern eine Affinität zu gewalthaltigen Compu-
terspielen ermittelt hat, wird in der öffentlichen 
Debatte oftmals als Ursache für die Tat gedeutet. 

Aber auch jenseits von Amokläufen wird 
immer wieder die Sorge vor der allgemeinen 
Jugendverrohung durch die Verherrlichung 
des Metzelns und Meuchelns in Computer-
spielen beklagt. Dazu kommen die gerade 
im Erziehungssektor häufig artikulierten 
Befürchtungen, wonach Computerspiele so 
faszinierend seien, dass man mit einer sucht-
artigen Nutzung, in jedem Fall aber mit einer 
problematischen Zeitkonkurrenz zwischen 
Daddeln und ‚wichtigeren‘ Tätigkeiten wie 
Hausaufgaben, Sport oder Abenteuerausflügen 
in den guten alten Wald rechnen müsse. 

Jugendmedienschutz
Auch wenn Computerspiele sicherlich für 

mehr (angebliche und tatsächliche) Fehlent-

wicklungen verantwortlich gemacht werden als 
man ihnen wissenschaftlich nachweisen kann, 
haben die Inhalte und Darstellungsweisen von 
Computerspielen längst den institutionellen 
Jugendmedienschutz auf den Plan gerufen. 
Wie bei anderen Mediengattungen auch ist 
hier ein Organ der freiwilligen Selbstkontrolle 
installiert; die USK (Unterhaltungssoftware 
Selbstkontrolle) in Berlin prüft neue Spiele 

in einer aufwendigen Prozedur 
und vergibt Altersfreigaben, die 
für den Handel bindend sind. 

Die USK konzentriert sich 
in ihrer Einschätzungspraxis 
vor allem an der Qualität und 
auch Quantität der Gewaltdar-
stellungen. Wegen der aufge-
regten Diskussion wird diese 
Praxis gelegentlich als „zu 
lasch“ kritisiert, und verschie-
dene Politiker haben bereits 
wiederholt auf Herstellungs- 
und Verbreitungsverbote für 
besonders gewalthaltige Titel 

gedrängt. Die Tatsache, dass es aufrechten 
Demokraten legitim erscheint, Zensur zu for-
dern, ist ein weiteres Indiz für das miserable 
Image von Computerspielen; für Kriegs- oder 
Zombiefilme (denen bekanntlich nicht weniger 
drastische Gewaltdarstellungen zu eigen sind 
als den „Killergames“) hätte niemand selbst 
zu Wahlkampfzeiten eine solche Forderung 
erhoben. 

Praxis der USK
Dabei ist das Hauptproblem im Jugendme-

dienschutz bei Computerspielen nicht die ins-
titutionelle Seite. Die Spruchpraxis der USK 
basiert auf dem weltweit wohl intensivsten 
Prüfverfahren, und im Vergleich etwa zum 
internationalen Klassifikationssystem „PEGI“ 
steht die USK keinesfalls als besonders libe-
ral da. Ein Beispiel ist das Atomkriegs-Spiel 
„Defcon“, in dem die Anzahl der Kriegstoten 
in Millionen gezählt, aber nicht in Bildern ge-
zeigt wird. PEGI hat hier mangels „expliziter“ 
Gewaltdarstellungen die Altersempfehlung „ab 
7 Jahren“ ausgesprochen, die USK dagegen 
aufgrund der moralischen Implikationen der 
nuklearen Kriegsführung das Siegel „ab 16 
Jahren“ vergeben. Man soll Einzelfälle nicht 
übergeneralisieren, und sicher kann man die 
institutionelle Jugendschutzpraxis immer noch 
verbessern. Aber das eigentliche Problem 
beim Jugendmedienschutz im Bereich Com-

puterspiele ist hierzulande die unzureichende 
Fortführung der institutionellen Maßnahmen 
auf der Ebene der Familien und Erziehungs-
berechtigten. Eine Umfragestudie von Barbara 
Krahé und Ingrid Möller ergab im Jahr 2004, 
dass ein erheblicher Anteil der männlichen 
14jährigen bereits Erfahrungen mit Computer-
spielen gemacht hat, die die USK  als Enter-
tainment für Erwachsene eingestuft hat, im Fall 
der Reihe „Grand Theft Auto“ betraf dies zum 
Beispiel 40 Prozent der befragten Achtklässler.

Elternverantwortung
Anstelle an der institutionellen Praxis 

(scharfe) Änderungen vorzunehmen, ergibt 
sich daher „Elterninvolvement“ als Lösungs-
perspektive, um den Jugendmedienschutz im 
Bereich Games insgesamt voran zu bringen. 
Die Literaturlage zu der Frage, wie Eltern 
den Spielgebrauch ihrer Sprösslinge begleiten, 
ist ausgesprochen dürftig. Auf thematischen 
Elternabenden finden sich nach anekdotischen 
Erfahrungen nicht nur des Autors vor allem 
sehr besorgte Eltern ein, die um den schu-
lischen Leistungsstand ihres Stammhalters 
fürchten oder fundamentale Wertkonflikte 
zwischen der virtuellen Ballerei und ihrem 
christlich-bürgerlichen Background verspüren. 

Diesem ausgesprochen kritischen Eltern-
typus stehen viele Eltern gegenüber, die sich 
einen feuchten Kehricht um den Medienge-
brauch ihrer Kids scheren. Sie befolgen die gut 
gemeinten Ratschläge der Medienpädagogen 
ganz und gar nicht. Interesse an Grundlagen-
wissen zum Thema Neue Medien äußern sie 
auch eher selten. Natürlich finden sich diese 
unter Jugendmedienschutz-Gesichtspunkten 
besonders problematischen Elterntypen in 
den gesellschaftlichen Schichten mit wenigen 
(Bildungs-, Wohlstands-) Ressourcen und 
Entwicklungsperspektiven. Ein ignoranter und 
entwicklungsschädlicher Stil der Mediener-
ziehung reiht sich hier oftmals in eine längere 
Liste mit zumeist deutlich drängenderen fami-
liären Problemen ein. 

Aber auch für die besorgten Eltern gilt: 
Kaum jemand „hat Ahnung“ von Computer-
spielen, nur wenige spielen selbst oder können 
sich vorstellen, wie das ist, mit einem Feuer-
ballzauber einen Drachen zu grillen oder mit 
dem Präzisionsgewehr die virtuelle Spielfigur 
des besten Freunds niederzustrecken. Eltern 
verbleiben daher zumeist in der Rolle eines 
kritischen, aber wenig informierten Beobach-
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chen Erwachsenen von diesen unangenehmen 
Erfahrungen berichteten.

Viele dieser Verhaltensweisen rühren si-
cher daher, dass es so leicht möglich ist, sich 
im Internet eine „eigens kreierte“ Identität 
zuzulegen. Sich stärker, schöner, klüger dar-
zustellen – vielleicht um hinter dieser Maske 
über Schwächen zu reden oder auch um hinter 
dieser Maske andere zu demütigen.

Täterstrategien bei sexualisierter 
Gewalt im Netz

Janis Wolak, David Finkelhor und Kimberly 
Mitchell7 untersuchten 2001/2002 insgesamt 
129 verurteilte Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung von jugendlichen Opfern, 
die über das Internet angebahnt wurden.

Von den Opfern waren 76 Prozent 13 - 15 
Jahre alt, 22 Prozent 17 Jahre alt und 75 Pro-
zent Mädchen.

Der erste Kontakt fand im Chat statt und 
zwar in Chats, die extra für Teens geöffnet oder 
regional bezogen oder thematisch als „roman-
tisch“ oder „schwul“ betitelt waren.

Die Täter waren älter als 25 Jahre und gaben 
sich auch als Erwachsene zu erkennen. Sie 
nahmen sich Zeit, um Kontakt aufzubauen – sie 
telefonierten, sandten Bilder und Geschenke 
und, ganz wichtig, sie logen nicht bzgl. ihrer 
sexuellen Interessen.

Die Männer brachten das Thema Sexualität 
aktiv zur Sprache und manche lockten mit Cas-
ting Angeboten. Alle machten falsche Verspre-
chungen über Liebe und Romantik und einige 
logen bzgl. ihres familiären und beruflichen 
Status. 50 Prozent der Täter lebte im Umkreis 
von 50 Km. 40 Prozent verabreichten Alkohol 
oder Drogen bei den Treffen. 23 Prozent kon-
frontierten die Opfer mit Pornographie, darun-
ter auch Kinderpornographie und 23 Prozent 
fotografierten ihre Opfer in sexuellen Posen.

Fazit der Forscher:

Gefährdet sind: 

● Mädchen, die eine konflikthafte Bezie-
hung zu ihren Eltern haben oder zu sehr 
alleine gelassen werden.

● Jungen, die sich über ihre sexuelle Identi-
tät nicht im Klaren sind und sich aus diesem 
Grund in Erwachsenen – Chats zum Thema 
Sex und auch Homosexualität bewegen.

● Depressive und einsame Mädchen und
Jungen.

Die Täter wiederum gehören nicht zu den 
Pädophilen, sind also nicht fixiert auf den kind-
lichen Körper. Sie gehören auch nicht zu „den 
Fremden“, denn sie bauen eine Beziehung auf. 
Sie manipulieren ihre Opfer und nutzen deren 

Bedürfnisse und deren natürliches Interesse an 
sexuellen Themen aus. Die Täter verheimlichen 
weder ihre Interessen noch ihren erwachsenen 
Status, sie machen sich höchstens „ein bisschen 
jünger“ und sie wenden bis auf wenige Ausnah-
men keine Gewalt oder Zwang an.

Insgesamt wird deutlich, dass Täter ihr 
„Jagdrevier“ durch das Internet erweitern und 
sonst die gleichen Strategien anwenden, wie 
„im richtigen Leben“. Dies bedeutet, dass die 
präventive Arbeit auf der gleichen Grundlage 
aufbauen kann, die bereits aus der Arbeit zum 
Thema „sexueller Missbrauch“ bekannt sind. 

Außerdem muss anerkannt werden, dass es 
sich bei den Opfern auch um junge Menschen 
handelt, die eine sexuelle Beziehung mit einem 
deutlich älteren Erwachsenen eingehen wollen, 
den sie vorher online kennen lernten.

Präventionsmodellprojekt –  
SMART USER

In der Auseinandersetzung um all diese 
Themen hat Innocence in Danger e.V. ein Prä-
ventionsmodellprojekt entwickelt, das Dank 
der erneuten Förderung durch Aktion Mensch 
und der weiteren Unterstützung der Auerbach-
Stiftung von 2008 bis 2010 durchgeführt wird. 

Idee ist, gemeinsam mit Jugendlichen ein 
Projekt zu erarbeiten, in dem sowohl für das 
Internet als auch das Handy und den iPod 
Präventionsstrategien entwickelt werden, die 
dann im Idealfall auch von den Jugendlichen 
selbst umgesetzt werden können. Dabei ist 
es uns vor allem ein Anliegen, direkt mit den 
Jugendlichen ins Gespräch zu kommen, durch-
aus auch ‚Bloggen’ als Kommunikationsmittel 
zu nutzen, aber vor allem den persönlichen 
Kontakt herzustellen und so von ihnen über 
ihren Umgang mit Internet, Handy und iPod 
zu lernen, ihre Strategien kennen zu lernen 
und sie zu ermuntern, sich auch kritisch damit 
auseinanderzusetzen. Ziel soll sein, sie dazu zu 
gewinnen, eine Gegenstrategie zur Verbreitung 
von (sexualisierter) Gewalt zu entwickeln, die 
sowohl für das Internet aber auch für Handy 
und iPod Anwendung finden soll.

Gleichzeitig sollen aber auch positive, 
kreative Ideen zum Umgang mit diesen neuen 
Medien gefördert werden – zum Beispiel durch 
die Erstellung von Kurzfilmen, Musikvideos, 
Photographien etc.

Um möglichst Jugendliche mit verschie-
denen Hintergründen zu erreichen, wurde 
der Kontakt über weiterführende Schulen 
hergestellt, die über ein Internetangebot ver-
fügten: Ein Kölner Gymnasium, eine Kölner 
Hauptschule und die Düsseldorfer Förder-
schule für Kommunikation und Hören. So 
soll auch überprüft werden, ob das Internet 

als Medium hier möglicherweise Barrieren 
im Umgang der Jugendlichen untereinander 
auflösen oder wenigstens aufweichen kann. 
Des Weiteren werden parallel Workshops 
für Lehrer(innen) und Eltern angeboten, 
um ihnen das Thema näher zu bringen und 
auch mit ihnen flankierende Präventionsme-
chanismen oder -maßnahmen zu erarbeiten.

Die Ergebnisse sollen in der zweiten Hälfte 
2010 veröffentlicht werden. Über den Fortgang 
des Projekts informiert www.innocenceindan-
ger.de oder aber www.smart-user.eu.           n
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Sexualisierte Gewalt im Internet
Präventionsmodellprojekt SMART USER

Von 2004 bis 2007 führten wir eine von 
Aktion Mensch geförderte Studie durch, die 
die Versorgung von kindlichen Opfern von Kin-
derpornografie in Deutschland untersuchte. Sie 
ist die erste dieser Art und wurde national und 
international mit großem Interesse aufgenom-
men. Die Ergebnisse der Studie stehen auf www.
innocenceindanger.de zum Download bereit.

In diesem Rahmen stießen wir dann auch 
auf die sexualisierte Gewalt, die Kinder und 
Jugendliche im Internet erleben, als auch 
darauf, wie mittlerweile das Handy eingesetzt 
wird, um Gewalt zu dokumentieren und – auch 
im Internet - zu verbreiten.

Hieraus entstand das Buch: „Mit einem 
Klick zum nächsten Kick. Aggression und 
sexuelle Gewalt im Cyberspace.“1 Es ist eine 
Textsammlung, die einen guten 
Überblick über die bisherigen 
Ansätze der Prävention bietet.

Kinderpornographie:   
Zahlen, Daten Fakten... 

Kinderpornographisches 
Material ist die filmische oder 
fotografische Dokumentation 
eines real stattfindenden (oder 
real stattgefundenen) sexuellen 
Missbrauchs an einem Kind/
Jugendlichen!

Die Polizeiliche Kriminal-
statistik verzeichnet seit Jahren 
einen konstanten Anstieg beim Besitz, der 
Beschaffung und Verbreitung von Kinderpor-
nografie (2007: 11.357 Fälle; Steigerung um 
55 Prozent gegenüber 2006: 7.318 Fälle). Bei 
der Besitzverschaffung von Kinderpornografie 
durch das Internet war von 2006 auf 2007 sogar 
ein Zuwachs von 111 Prozent festzustellen (von 
3.271 auf 6.206 Fälle). 

● Die Bilder im Internet zeigen zunehmend
Gewaltausübungen gegen Kleinkinder oder 
sogar Kleinstkinder, die schwer missbraucht 
und misshandelt werden. 

● Dabei ist insgesamt eine Tendenz zu immer
jüngeren Opfern zu erkennen. 

● Bereits 1999 gab es nach Expertenschät-
zungen etwa 50.000 ständige Konsumenten 
von Pornografie an Kindern 2. Inwieweit 
diese Zahl angesichts des viel leichter zu-
gänglichen Materials inzwischen gestiegen 
ist, bleibt offen.

● 1998 wurden in einer US Datenbank 100.000 

kinderpornographische Abbildungen regis-
triert. Ende 2008 war diese Zahl bereits auf 
15 Millionen gestiegen.3

● Konsumenten von kinderpornographischem 
Material leben in aller Regel in Beziehun-
gen, sind berufstätig, verfügen über einen 
überdurchschnittlichen Intelligenzquotien-
ten sowie eine Universitätsausbildung und 
sind nicht vorbestraft4.

● Weltweit, so Experten, sind zwischen 
50.000 und 100.000 Pädophile in Pornogra-
phie-Ringen organisiert, wobei ca. 1/3 die-
ser Ringe aus den U.S.A. operiert werden5.

Die Diskussion um Access-blocking
Da es aufgrund der nicht einheitlichen 

Gesetzeslage bisher unmöglich ist, kinder-
pornographisches Material auf 
weltweit jedem hostenden Ser-
ver zu löschen, hat das BKA 
gemeinsam mit Innocence in 
Danger e.V. und Dunkelziffer 
e.V. bereits im August 2008 die 
gesetzliche Verankerung des 
so genannten Access-blocking 
gefordert. Gemeint ist die tech-
nische Sperrung bekannt gewor-
dener Seiten mit illegalem Inhalt 
(z. B. kinderpornographische 
Ausbeutung), um die Verbrei-
tung und Besitzverschaffung von 
Kinderpornografie zu erschwe-

ren. Am 18. Juni 2009 wurde das so genannte 
„Gesetz zur Bekämpfung der Kinderpornogra-
fie in Kommunikationsnetzen“ beschlossen.

Solche Maßnahmen werden, teils schon seit 
Jahren, in Norwegen, Dänemark, Schweden, 
Finnland, Italien, der Schweiz, Neuseeland, 
Großbritannien, Südkorea, Kanada und Taiwan 
durchgeführt. 

In Norwegen werden durch Access-blocking 
täglich ca. 15.000 Zugriffsversuche auf kin-
derpornographische Webseiten abgewehrt. 

Immer wieder wird diskutiert inwieweit 
kinderpornographisches Material auch als 
„Einstieg“ in so genannte Kontakt-Verbrechen 
dient, ob eben irgendwann das bloße Ansehen 
solche Seiten nicht mehr ausreicht und (Sexu-
alstraf-)Taten folgen, um den Reiz zu erhöhen.

„Sexualisierte Gewalt“ 
bzw. „Gewalt“ im Internet 

und in den neuen Medien bedeutet im Grun-
de die Fortschreibung der „sexuellen Gewalt“ 

bzw. „Gewalt“ schlechthin. Das bedeutet, auch 
über diese Medien finden sexuelle Grenzüber-
schreitungen statt: 

● Sexualisierte Gewalt während des Besuchs 
von Chaträumen oder Foren.

● Sexualisierte Gewalt, die im Chat durch 
Erwachsene angebahnt wird.

● Unangemessene sexuelle Begegnungen 
zwischen Jugendlichen, die im Internet 
verabredet werden und die mittels der Neuen 
Medien verbreitet wird.

Eine Studie von Catarina Katzer und Detlef 
Fetchenhauer6 fand heraus, dass 38,2 Prozent 
der Chatter ungewollt sexuell angesprochen 
wurden. 25,9 Prozent wurden unaufgefordert 
nach ihrem körperlichen Aussehen gefragt, 26,3 
Prozent nach eigenen sexuellen Erfahrungen 
gefragt, 24 Prozent bekamen unaufgefordert 
von sexuellen Erfahrungen anderer erzählt, 11 
Prozent erhielten unaufgefordert Nacktfotos, 
4,6 Prozent erhielten Pornofilme zugesandt 
und 8,3 Prozent wurden vor der Webcam zu 
sexuellen Handlungen aufgefordert.

Dabei zeigte sich auch, dass Mädchen häu-
figer ungewollt sexuell angemacht oder vor der 
Webcam zu sexuellen Handlungen aufgefordert 
werden als Jungen. Gleichzeitig berichten häu-
figer Jungen, Fotos mit nackten Personen oder 
Pornos zugeschickt zu bekommen. 

Die Gruppe der Opfer gab häufiger an, „Spaß 
an sexuellen Themen im Chat“ zu haben und 
hatte auch häufiger einen sexuell gefärbten 
Nicknamen, als die Gruppe derjenigen, die 
keine Opfer von sexualisierter Anmache waren.

Demnach gibt es Mädchen und Jungen, 
die ohne eigenes Risikoverhalten viktimisiert 
werden und risikofreudige Jugendliche, die z.B. 
besonders häufig Erwachsenenchats aufsuchen 
oder sich eine Identität zulegen, die sie bewusst 
älter und interessanter macht. 

Was empfinden die betroffenen Jugendli-
chen? 54,5 Prozent empfinden es als unange-
nehm, 40 Prozent sind wütend, 17,3 Prozent 
sind frustriert, 14,9 Prozent sind verängstigt, 
11,3 Prozent sind niedergeschlagen und 14,4 
Prozent fühlen sich verletzt. 

Wie wehren sich die Jugendlichen? Sie 
setzen denjenigen auf die „Ignore - Liste“ oder 
sie klicken die Person weg oder sie verlassen 
den Chat. Nur wenige Betroffene sprechen mit 
Erwachsenen darüber, obwohl es die meisten 
negativ berührt. Katzer fand in ihrer Studie, 
dass nur 8 Prozent der betroffenen Jugendli-
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chen Erwachsenen von diesen unangenehmen 
Erfahrungen berichteten.

Viele dieser Verhaltensweisen rühren si-
cher daher, dass es so leicht möglich ist, sich 
im Internet eine „eigens kreierte“ Identität 
zuzulegen. Sich stärker, schöner, klüger dar-
zustellen – vielleicht um hinter dieser Maske 
über Schwächen zu reden oder auch um hinter 
dieser Maske andere zu demütigen.

Täterstrategien bei sexualisierter 
Gewalt im Netz

Janis Wolak, David Finkelhor und Kimberly 
Mitchell7 untersuchten 2001/2002 insgesamt 
129 verurteilte Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung von jugendlichen Opfern, 
die über das Internet angebahnt wurden.

Von den Opfern waren 76 Prozent 13 - 15 
Jahre alt, 22 Prozent 17 Jahre alt und 75 Pro-
zent Mädchen.

Der erste Kontakt fand im Chat statt und 
zwar in Chats, die extra für Teens geöffnet oder 
regional bezogen oder thematisch als „roman-
tisch“ oder „schwul“ betitelt waren.

Die Täter waren älter als 25 Jahre und gaben 
sich auch als Erwachsene zu erkennen. Sie 
nahmen sich Zeit, um Kontakt aufzubauen – sie 
telefonierten, sandten Bilder und Geschenke 
und, ganz wichtig, sie logen nicht bzgl. ihrer 
sexuellen Interessen.

Die Männer brachten das Thema Sexualität 
aktiv zur Sprache und manche lockten mit Cas-
ting Angeboten. Alle machten falsche Verspre-
chungen über Liebe und Romantik und einige 
logen bzgl. ihres familiären und beruflichen 
Status. 50 Prozent der Täter lebte im Umkreis 
von 50 Km. 40 Prozent verabreichten Alkohol 
oder Drogen bei den Treffen. 23 Prozent kon-
frontierten die Opfer mit Pornographie, darun-
ter auch Kinderpornographie und 23 Prozent 
fotografierten ihre Opfer in sexuellen Posen.

Fazit der Forscher:

Gefährdet sind: 

● Mädchen, die eine konflikthafte Bezie-
hung zu ihren Eltern haben oder zu sehr 
alleine gelassen werden.

● Jungen, die sich über ihre sexuelle Identi-
tät nicht im Klaren sind und sich aus diesem 
Grund in Erwachsenen – Chats zum Thema 
Sex und auch Homosexualität bewegen.

● Depressive und einsame Mädchen und
Jungen.

Die Täter wiederum gehören nicht zu den 
Pädophilen, sind also nicht fixiert auf den kind-
lichen Körper. Sie gehören auch nicht zu „den 
Fremden“, denn sie bauen eine Beziehung auf. 
Sie manipulieren ihre Opfer und nutzen deren 

Bedürfnisse und deren natürliches Interesse an 
sexuellen Themen aus. Die Täter verheimlichen 
weder ihre Interessen noch ihren erwachsenen 
Status, sie machen sich höchstens „ein bisschen 
jünger“ und sie wenden bis auf wenige Ausnah-
men keine Gewalt oder Zwang an.

Insgesamt wird deutlich, dass Täter ihr 
„Jagdrevier“ durch das Internet erweitern und 
sonst die gleichen Strategien anwenden, wie 
„im richtigen Leben“. Dies bedeutet, dass die 
präventive Arbeit auf der gleichen Grundlage 
aufbauen kann, die bereits aus der Arbeit zum 
Thema „sexueller Missbrauch“ bekannt sind. 

Außerdem muss anerkannt werden, dass es 
sich bei den Opfern auch um junge Menschen 
handelt, die eine sexuelle Beziehung mit einem 
deutlich älteren Erwachsenen eingehen wollen, 
den sie vorher online kennen lernten.

Präventionsmodellprojekt –  
SMART USER

In der Auseinandersetzung um all diese 
Themen hat Innocence in Danger e.V. ein Prä-
ventionsmodellprojekt entwickelt, das Dank 
der erneuten Förderung durch Aktion Mensch 
und der weiteren Unterstützung der Auerbach-
Stiftung von 2008 bis 2010 durchgeführt wird. 

Idee ist, gemeinsam mit Jugendlichen ein 
Projekt zu erarbeiten, in dem sowohl für das 
Internet als auch das Handy und den iPod 
Präventionsstrategien entwickelt werden, die 
dann im Idealfall auch von den Jugendlichen 
selbst umgesetzt werden können. Dabei ist 
es uns vor allem ein Anliegen, direkt mit den 
Jugendlichen ins Gespräch zu kommen, durch-
aus auch ‚Bloggen’ als Kommunikationsmittel 
zu nutzen, aber vor allem den persönlichen 
Kontakt herzustellen und so von ihnen über 
ihren Umgang mit Internet, Handy und iPod 
zu lernen, ihre Strategien kennen zu lernen 
und sie zu ermuntern, sich auch kritisch damit 
auseinanderzusetzen. Ziel soll sein, sie dazu zu 
gewinnen, eine Gegenstrategie zur Verbreitung 
von (sexualisierter) Gewalt zu entwickeln, die 
sowohl für das Internet aber auch für Handy 
und iPod Anwendung finden soll.

Gleichzeitig sollen aber auch positive, 
kreative Ideen zum Umgang mit diesen neuen 
Medien gefördert werden – zum Beispiel durch 
die Erstellung von Kurzfilmen, Musikvideos, 
Photographien etc.

Um möglichst Jugendliche mit verschie-
denen Hintergründen zu erreichen, wurde 
der Kontakt über weiterführende Schulen 
hergestellt, die über ein Internetangebot ver-
fügten: Ein Kölner Gymnasium, eine Kölner 
Hauptschule und die Düsseldorfer Förder-
schule für Kommunikation und Hören. So 
soll auch überprüft werden, ob das Internet 

als Medium hier möglicherweise Barrieren 
im Umgang der Jugendlichen untereinander 
auflösen oder wenigstens aufweichen kann. 
Des Weiteren werden parallel Workshops 
für Lehrer(innen) und Eltern angeboten, 
um ihnen das Thema näher zu bringen und 
auch mit ihnen flankierende Präventionsme-
chanismen oder -maßnahmen zu erarbeiten.

Die Ergebnisse sollen in der zweiten Hälfte 
2010 veröffentlicht werden. Über den Fortgang 
des Projekts informiert www.innocenceindan-
ger.de oder aber www.smart-user.eu.           n
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Sexualisierte Gewalt im Internet
Präventionsmodellprojekt SMART USER

Von 2004 bis 2007 führten wir eine von 
Aktion Mensch geförderte Studie durch, die 
die Versorgung von kindlichen Opfern von Kin-
derpornografie in Deutschland untersuchte. Sie 
ist die erste dieser Art und wurde national und 
international mit großem Interesse aufgenom-
men. Die Ergebnisse der Studie stehen auf www.
innocenceindanger.de zum Download bereit.

In diesem Rahmen stießen wir dann auch 
auf die sexualisierte Gewalt, die Kinder und 
Jugendliche im Internet erleben, als auch 
darauf, wie mittlerweile das Handy eingesetzt 
wird, um Gewalt zu dokumentieren und – auch 
im Internet - zu verbreiten.

Hieraus entstand das Buch: „Mit einem 
Klick zum nächsten Kick. Aggression und 
sexuelle Gewalt im Cyberspace.“1 Es ist eine 
Textsammlung, die einen guten 
Überblick über die bisherigen 
Ansätze der Prävention bietet.

Kinderpornographie:   
Zahlen, Daten Fakten... 

Kinderpornographisches 
Material ist die filmische oder 
fotografische Dokumentation 
eines real stattfindenden (oder 
real stattgefundenen) sexuellen 
Missbrauchs an einem Kind/
Jugendlichen!

Die Polizeiliche Kriminal-
statistik verzeichnet seit Jahren 
einen konstanten Anstieg beim Besitz, der 
Beschaffung und Verbreitung von Kinderpor-
nografie (2007: 11.357 Fälle; Steigerung um 
55 Prozent gegenüber 2006: 7.318 Fälle). Bei 
der Besitzverschaffung von Kinderpornografie 
durch das Internet war von 2006 auf 2007 sogar 
ein Zuwachs von 111 Prozent festzustellen (von 
3.271 auf 6.206 Fälle). 

● Die Bilder im Internet zeigen zunehmend
Gewaltausübungen gegen Kleinkinder oder 
sogar Kleinstkinder, die schwer missbraucht 
und misshandelt werden. 

● Dabei ist insgesamt eine Tendenz zu immer
jüngeren Opfern zu erkennen. 

● Bereits 1999 gab es nach Expertenschät-
zungen etwa 50.000 ständige Konsumenten 
von Pornografie an Kindern 2. Inwieweit 
diese Zahl angesichts des viel leichter zu-
gänglichen Materials inzwischen gestiegen 
ist, bleibt offen.

● 1998 wurden in einer US Datenbank 100.000 

kinderpornographische Abbildungen regis-
triert. Ende 2008 war diese Zahl bereits auf 
15 Millionen gestiegen.3

● Konsumenten von kinderpornographischem 
Material leben in aller Regel in Beziehun-
gen, sind berufstätig, verfügen über einen 
überdurchschnittlichen Intelligenzquotien-
ten sowie eine Universitätsausbildung und 
sind nicht vorbestraft4.

● Weltweit, so Experten, sind zwischen 
50.000 und 100.000 Pädophile in Pornogra-
phie-Ringen organisiert, wobei ca. 1/3 die-
ser Ringe aus den U.S.A. operiert werden5.

Die Diskussion um Access-blocking
Da es aufgrund der nicht einheitlichen 

Gesetzeslage bisher unmöglich ist, kinder-
pornographisches Material auf 
weltweit jedem hostenden Ser-
ver zu löschen, hat das BKA 
gemeinsam mit Innocence in 
Danger e.V. und Dunkelziffer 
e.V. bereits im August 2008 die 
gesetzliche Verankerung des 
so genannten Access-blocking 
gefordert. Gemeint ist die tech-
nische Sperrung bekannt gewor-
dener Seiten mit illegalem Inhalt 
(z. B. kinderpornographische 
Ausbeutung), um die Verbrei-
tung und Besitzverschaffung von 
Kinderpornografie zu erschwe-

ren. Am 18. Juni 2009 wurde das so genannte 
„Gesetz zur Bekämpfung der Kinderpornogra-
fie in Kommunikationsnetzen“ beschlossen.

Solche Maßnahmen werden, teils schon seit 
Jahren, in Norwegen, Dänemark, Schweden, 
Finnland, Italien, der Schweiz, Neuseeland, 
Großbritannien, Südkorea, Kanada und Taiwan 
durchgeführt. 

In Norwegen werden durch Access-blocking 
täglich ca. 15.000 Zugriffsversuche auf kin-
derpornographische Webseiten abgewehrt. 

Immer wieder wird diskutiert inwieweit 
kinderpornographisches Material auch als 
„Einstieg“ in so genannte Kontakt-Verbrechen 
dient, ob eben irgendwann das bloße Ansehen 
solche Seiten nicht mehr ausreicht und (Sexu-
alstraf-)Taten folgen, um den Reiz zu erhöhen.

„Sexualisierte Gewalt“ 
bzw. „Gewalt“ im Internet 

und in den neuen Medien bedeutet im Grun-
de die Fortschreibung der „sexuellen Gewalt“ 

bzw. „Gewalt“ schlechthin. Das bedeutet, auch 
über diese Medien finden sexuelle Grenzüber-
schreitungen statt: 

● Sexualisierte Gewalt während des Besuchs 
von Chaträumen oder Foren.

● Sexualisierte Gewalt, die im Chat durch 
Erwachsene angebahnt wird.

● Unangemessene sexuelle Begegnungen 
zwischen Jugendlichen, die im Internet 
verabredet werden und die mittels der Neuen 
Medien verbreitet wird.

Eine Studie von Catarina Katzer und Detlef 
Fetchenhauer6 fand heraus, dass 38,2 Prozent 
der Chatter ungewollt sexuell angesprochen 
wurden. 25,9 Prozent wurden unaufgefordert 
nach ihrem körperlichen Aussehen gefragt, 26,3 
Prozent nach eigenen sexuellen Erfahrungen 
gefragt, 24 Prozent bekamen unaufgefordert 
von sexuellen Erfahrungen anderer erzählt, 11 
Prozent erhielten unaufgefordert Nacktfotos, 
4,6 Prozent erhielten Pornofilme zugesandt 
und 8,3 Prozent wurden vor der Webcam zu 
sexuellen Handlungen aufgefordert.

Dabei zeigte sich auch, dass Mädchen häu-
figer ungewollt sexuell angemacht oder vor der 
Webcam zu sexuellen Handlungen aufgefordert 
werden als Jungen. Gleichzeitig berichten häu-
figer Jungen, Fotos mit nackten Personen oder 
Pornos zugeschickt zu bekommen. 

Die Gruppe der Opfer gab häufiger an, „Spaß 
an sexuellen Themen im Chat“ zu haben und 
hatte auch häufiger einen sexuell gefärbten 
Nicknamen, als die Gruppe derjenigen, die 
keine Opfer von sexualisierter Anmache waren.

Demnach gibt es Mädchen und Jungen, 
die ohne eigenes Risikoverhalten viktimisiert 
werden und risikofreudige Jugendliche, die z.B. 
besonders häufig Erwachsenenchats aufsuchen 
oder sich eine Identität zulegen, die sie bewusst 
älter und interessanter macht. 

Was empfinden die betroffenen Jugendli-
chen? 54,5 Prozent empfinden es als unange-
nehm, 40 Prozent sind wütend, 17,3 Prozent 
sind frustriert, 14,9 Prozent sind verängstigt, 
11,3 Prozent sind niedergeschlagen und 14,4 
Prozent fühlen sich verletzt. 

Wie wehren sich die Jugendlichen? Sie 
setzen denjenigen auf die „Ignore - Liste“ oder 
sie klicken die Person weg oder sie verlassen 
den Chat. Nur wenige Betroffene sprechen mit 
Erwachsenen darüber, obwohl es die meisten 
negativ berührt. Katzer fand in ihrer Studie, 
dass nur 8 Prozent der betroffenen Jugendli-

ELTERN MEDIEN JUGENDSCHUTZ 
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Neben Zeitungen, Radio und Fernsehen 
sind in den letzten Jahren Computer, In-
ternet und Handy zu selbstverständlichen 
Begleitern des Alltags geworden. Medien 
durchdringen heute alle Lebensbereiche, 
auch die von Kindern und Jugendlichen, 
und sind damit zu einer wesentlichen So-
zialisationsinstanz geworden. Aber das 
war nicht immer so. Um die Entwicklung 
des Jugendmedienschutzes und der Medi-
enpädagogik nachzuvollziehen, lohnt ein 
Blick auf die Entwicklung der Massenme-
dien und den damit einhergehenden öf-
fentlichen Diskurs. 

Die Anfänge der Massenmedien

Als das erste Massenmedium kann man 
die Zeitung bezeichnen. Schon im 17. 
Jahrhundert, als Zeitungen zunehmend 
verbreitet wurden, gab es pädagogische 
Diskussionen, wie mit diesem Medium 
umzugehen sei. Während manche Pä-
dagogen beispielsweise die Lektüre der 
Zeitung im Geschichtsunterricht befür-
worteten, befürchteten andere das Auf-
kommen einer Zeitungssucht, zumal die 
Zeitungen zunehmend auf Klatsch und 
Tratsch, Unterhaltung und Sensationen 
setzten.1 Diese Diskussion lebte mit Be-
ginn des 20. Jahrhunderts auf, denn durch 
neue Drucktechniken konnte auch mas-
senhaft Unterhaltungs- und Trivial-Litera-
tur produziert und verbreitet werden. Vor 
allem Comics und Groschenheftchen wur-
den als „Schund und Schmutz“ bezeich-
net und als jugendgefährdend eingestuft.2

Anfang des letzten Jahrhunderts kam 
auch das Kino als neues Massenmedium 
auf – zunächst auf Jahrmärkten und spä-
ter in ersten Kinosälen. Da das Publikum 
in den Anfangsjahren vor allem aus Ange-

Susanne Philipp und Matthias Felling
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auch die von Kindern und Jugendlichen, 
und sind damit zu einer wesentlichen So-
zialisationsinstanz geworden. Aber das 
war nicht immer so. Um die Entwicklung 
des Jugendmedienschutzes und der Medi-
enpädagogik nachzuvollziehen, lohnt ein 
Blick auf die Entwicklung der Massenme-
dien und den damit einhergehenden öf-
fentlichen Diskurs. 

Die Anfänge der Massenmedien

Als das erste Massenmedium kann man 
die Zeitung bezeichnen. Schon im 17. 
Jahrhundert, als Zeitungen zunehmend 
verbreitet wurden, gab es pädagogische 
Diskussionen, wie mit diesem Medium 
umzugehen sei. Während manche Pä-
dagogen beispielsweise die Lektüre der 
Zeitung im Geschichtsunterricht befür-
worteten, befürchteten andere das Auf-
kommen einer Zeitungssucht, zumal die 
Zeitungen zunehmend auf Klatsch und 
Tratsch, Unterhaltung und Sensationen 
setzten.1 Diese Diskussion lebte mit Be-
ginn des 20. Jahrhunderts auf, denn durch 
neue Drucktechniken konnte auch mas-
senhaft Unterhaltungs- und Trivial-Litera-
tur produziert und verbreitet werden. Vor 
allem Comics und Groschenheftchen wur-
den als „Schund und Schmutz“ bezeich-
net und als jugendgefährdend eingestuft.2

Anfang des letzten Jahrhunderts kam 
auch das Kino als neues Massenmedium 
auf – zunächst auf Jahrmärkten und spä-
ter in ersten Kinosälen. Da das Publikum 
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hörigen der sozial niedrigen Klassen und 
auch aus Kindern und Jugendlichen be-
stand, schauten viele Pädagogen und 
auch die Kirche mit Sorge auf diese Ent-
wicklung und postulierten eine volks- und 
jugendverderbende Wirkung des Films. 
Die aufkommenden öffentlichen Medien 
wurden von vielen Pädagogen und der Kir-
che als Konkurrenz angesehen, da sie ihr 
Erziehungs- und Bildungsmonopol durch 
den Medieneinfluss bedroht sahen. Das 
immer vielfältiger werdende Angebot der 
Massenmedien wurde in „Gutes“, „Wert-
volles“ und „Schlechtes“, „Nutzloses“ un-
terteilt. Ersteres wurde dem Zögling emp-
fohlen, Letzteres wenn möglich von ihm 
ferngehalten.3 Diese Diskussion kumulierte 
in der ersten Jugendschutzgesetzgebung 
Anfang der 1930er Jahre.

Während des Nationalsozialismus wurden 
Kinofilme dann als Instrumente zur Volks-
beherrschung eingesetzt. Auch das da-
mals relativ junge Medium Radio wurde 
genutzt, um politische Parolen über die 
Volksempfänger in die Haushalte zu sen-
den. Dabei gab es gerade beim Radio 
schon früh Ansätze von Partizipation der 

Bürger. Ein halbes Jahr nach der offizi-
ellen Einführung des Hörfunks in Deutsch-
land am 23. Oktober 1923 wurde der Ar-
beiter-Radio-Klub-Deutschland e.V. (ARK) 
gegründet, der laut Satzung das Radio in 
den Dienst der kulturellen Bestrebungen 
der Arbeiter stellen und auf die Radio-
gesetzgebung, die Sender und ihre Pro-
gramme einwirken wollte. Auch Bertolt 
Brecht war Ende der 1920er Jahre für den 
Rundfunk tätig und forderte in seiner Radi-
otheorie: „Der Rundfunk ist aus einem Dis-
tributionsapparat in einen Kommunikati-
onsapparat zu verwandeln. Der Rundfunk 
wäre der denkbar großartigste Kommuni-
kationsapparat des öffentlichen Lebens, 
ein ungeheures Kanalsystem, das heißt, 
er wäre es, wenn er es verstünde, nicht 
nur auszusenden, sondern auch zu emp-
fangen, also den Zuhörer nicht nur hören, 
sondern auch sprechen zu machen und 
ihn nicht zu isolieren, sondern ihn auch in 
Beziehung zu setzen“.4 Im Rückblick war 
Brecht mit seinen Forderungen der Zeit 
weit voraus, denn mit den Möglichkeiten 
der Bürgermedien, die sich seit den 1970er 
Jahren und vor allem in den 1980er Jah-
ren in Deutschland entwickelt haben – 
und vor allem über die Entwicklung des In-
ternets zum Mitmachnetz Web 2.0 –, sind 
seine Forderungen in Teilen Wirklichkeit 
geworden. 

Schund und Schmutz im TV

Mit dem Aufkommen des 
Fernsehens in den 1950er und 
1960er Jahren etablierte sich 
in Deutschland eine soge-
nannte „Bewahrpädagogik“, 
angeführt vom Ehepaar Mar-
tin und Margarete Keilhacker, 
die Filmwirkungen auch psy-
chologisch untersuchten und 

1 Kübler, Hans-Dieter (1995): 
Medienpädagogik. In: Bienemann, 
Georg / Hasebrink, Marianne /  
Nikles, Bruno W. (Hrsg.): Handbuch 
des Kinder- und Jugendschutzes. 
Votum, Münster, S. 257.
2 Baacke, Dieter (1995): Die Medien. 
In: Lenzen, Dieter (Hrsg.): Erziehungs- 
wissenschaft – Ein Grundkurs. 
Rohwolt, Reinbek bei Hamburg, 
S. 326 ff.
3 Ebd.
4 Brecht, Bertolt: Der Rundfunk als 
Kommunikationsapparat. Rede über 
die Funktion des Rundfunks (1932). 
In: Engell, Lorenz / Fahle, Oliver/ Neit-
zel, Britta / Pias, Claus / Vogl, Joseph 
(1999): Kursbuch Medienkultur – Die 
maßgeblichen Theorien von Brecht 
bis Baudrillard. DVA, Stuttgart, S. 260.
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ein Konzept der filmerzieherischen Arbeit 
entwickelten, um Kindern ausgewählte In-
halte, also das „Gute und Echte“, nahezu-
bringen. Medien sollten also zum Schutze 
der Heranwachsenden kontrolliert wer-
den. Solch eine bewahrpädagogische Po-
sition der Medienpädagogik war insofern 
gesellschaftsstabilisierend, als dass gel-
tende Normen und Moralvorstellungen in 
der Medienpädagogik ihre Entsprechung 
fanden. Dabei lebten Keilhacker und an-
dere Pädagogen „in der Vorstellung, es 
gäbe einen pädagogischen Schonraum, in 
dem Medien nichts zu suchen hätten. De-
ren Ausbreitung sorgte dafür, dass die Me-
dien den vorgestellten Schonraum schnell 
überschwemmten“.5

In Adaption der kritischen Theorie aus der 
Frankfurter Schule entwickelte sich in den 
1960er und 1970er Jahren die ideologie-
kritische Medienpädagogik. Sie unterstellt 
den Massenmedien grundsätzlich Manipu-
lation. Daher sollten die Ideologiegehalte 
der medialen Produkte kritisch entschlüs-
selt werden.6 Damit wandte sich dieser An-
satz von einer normensetzend bewahren-
den Medienpädagogik ab, da sie „in dieser 
Bewahrung allenfalls ‚Unterdrückung’ und 
etablierte Machtverhältnisse sah“.7 Trotz-
dem waren die ideologiekritischen Posi-
tionen mit Ideen der Bewahrpädagogik 
insofern verbunden, als dass beide ihr 

Hauptaugenmerk auf die Gefähr-
dung des Menschen durch me-

diale Inhalte richteten.8  

Von	Menschen	
und	Medien

74

Die Erfindung der Medienkompetenz

Der Erziehungswissenschaftler und Me-
dienpädagoge Dieter Baacke führte dann 
in den 1970er Jahren den Begriff „Medi-
enkompetenz“ ein. Damit vollzog Baacke 
einen Paradigmenwechsel, denn er ver-
knüpft den Begriff „Medienkompetenz“ 
mit dem grundlegenden Menschenbild 
eines selbstbestimmten und gesellschaft-
lich handelnden Subjekts. Das war zur da-
maligen Zeit etwas Besonderes, denn wie 
beschrieben war die Medienpädagogik in 
ihren Anfängen vor allem eine Bewahrpä-
dagogik. In seinem Konzept einer hand-
lungsorientierten Medienpädagogik stellt 
Baacke den Menschen in den Mittelpunkt. 
Er sieht menschliches Verhalten nicht als 
reine Reaktion auf seine Umwelt und ge-
sellschaftliche Zustände. Der Mensch ist 
vielmehr jemand, der selbst handeln und 
seine Umwelt gestalten kann. Es geht also 
weniger um die Frage, was die Medien mit 
den Menschen machen, sondern vielmehr 
darum, wie die Menschen die Medien kom-
petent nutzen können. Dabei sieht Baacke 
Medienkompetenz als einen Bestandteil 
einer grundsätzlichen kommunikativen 
Kompetenz. 

Das Konzept der Kompetenz hat seinen 
Ursprung in der Sprachwissenschaft. Mit 
Kompetenz ist hier die Fähigkeit gemeint, 
eine Sprache zu sprechen und zu ver-
stehen. Dabei lernen Kinder Spra-
che nicht durch Imitation. 
Denn dann müssten sie 
jeden Satz, den sie 
sprechen, 
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bauend auf Baacke gibt es weitere Ver-
suche, den Begriff der Medienkompetenz 
greifbar zu machen und zu differenzie-
ren. Die Kommunikationswissenschaftle-
rin Helga Theunert nimmt z.B. eine Drei-
teilung vor in Sachkompetenz (das Wissen 
über die Medien), Rezeptionskompetenz 
(die Fähigkeit, Medien kritisch zu nutzen) 
und Partizipationskompetenz (die Fähig-
keit, Medien selbstbestimmt zu produzie-
ren).

Medienkompetenz und Jugendschutz

Das Schlagwort „Medienkompetenz“ 
taucht auch in heutigen Diskussionen im-
mer wieder auf und wurde sogar im Lan-
desmediengesetz NRW verankert. Dabei 
ist die technische Entwicklung vor allem 
in den vergangenen drei Jahrzehnten ra-
sant vorangeschritten. Mit der Einführung 
des dualen Rundfunksystems in den 
1980er Jahren hat sich ins-
besondere die Fernsehland-
schaft in Deutschland massiv 
verändert. Private Program-
manbieter haben neue wer-
befinanzierte Formate entwi-
ckelt, bei denen die Diskussion 

5 Baacke, S. 328.
6  Schorb, Bernd (1995): Medien-
alltag und Medienhandeln. Medi-
enpädagogik im Spiegel von Ge-
schichte, Forschung und Praxis. 
Leske + Budrich, Opladen, S. 46.
7  Baacke, Dieter (1997): Medien-
pädagogik (Grundlagen der Me-
dienkommunikation – Band 1). 
Niemeyer, Tübingen, S. 47.
8 Ebd.

vorher genau so gehört haben. Im Laufe 
der Entwicklung entwickeln Sprecher eine 
Regelstruktur. Sie lernen, neue Aussagen 
zu produzieren und über die Sprachrich-
tigkeit von Sätzen zu entscheiden. 

Ähnlich wie beim Erlernen einer Spra-
che geht es bei der Vermittlung von Me-
dienkompetenz nicht darum, einfach eine 
Reihe von technischen Fertigkeiten zu ler-
nen, um z. B. einen Computer oder ein 
Handy verwenden zu können. Es geht viel-
mehr auch darum, das Lernen zu lernen, 
um sich neue Fähigkeiten und neues Wis-
sen im Bereich Medien selbst zu erschlie-
ßen. Zu den weiteren Zielen gehört es, die 
eigene Mediennutzung zu reflektieren und 
die Entwicklungen im Bereich Medien kri-
tisch zu verfolgen.

Baackes Grundideen sind auch in der heu-
tigen medienpädagogischen Debatte von 
zentraler Bedeutung. Vor allem der Begriff 
der Medienkompetenz hat seit den 1990er 
Jahren eine unglaubliche Popularität er-
halten. Um Medienkompetenz in Reich-
weite und Umfang zu erfassen, schlägt 
Baacke eine Differenzierung in vier Dimen-
sionen vor: Medienkritik (vorhandenes Wis-

sen über Medien sollte erweitert und 
kritisch reflektiert werden – auch 
bezogen auf das eigene Medi-

enhandeln), Medienkunde (Wissen 
über heutige Medien und Mediensy-

steme; dazu gehören auch instrumentell-
qualifikatorische Fähigkeiten, um neue 
Geräte bedienen zu können), Mediennut-
zung (Nutzungs- bzw. Rezeptionskompe-
tenz jedes einzelnen Menschen im Um-
gang mit Medien – auch im Bereich des 
interaktiven Handelns) und Medienge-
staltung (jeder Mensch kann das Medien-
system innovativ weiter entwickeln und 
neue Inhalte gestaltend einbringen). Auf-

Mit dem Auftreten von Inter-
net und Handy ergaben sich 
völlig neue Fragen an den 
Jugendmedienschutz. Einen 
Beitrag zur Information über 
die Entwicklung stellte die 
1998 von der AJS herausge-
gebene Broschüre „Schöne 
neue Medienwelt?“ dar.

▼

Erzieherischer	Jugendmedienschutz
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ein Konzept der filmerzieherischen Arbeit 
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Hauptaugenmerk auf die Gefähr-
dung des Menschen durch me-

diale Inhalte richteten.8  

Von	Menschen	
und	Medien
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um „Schund und 
Schmutz“ wieder auf- 
kochte (Teletubbies,
Power Rangers, Nach-
mittagstalks, Tutti 
Frutti, …). Ende der 
1980er Jahre wur-
den auch die Lan-
desrundfunkanstal-

ten gegründet, unter anderem um die 
Programme der privaten Sender zu be-
aufsichtigen. Die daraus entstandenen 
Landesmedienanstalten haben ihr Aufga-
benspektrum heute alle erweitert um den 
Punkt der Medienkompetenzförderung. 

Seit den 1990er Jahren hat sich 
die Taktzahl der technischen Re-
volutionen weiter erhöht. Die 
zunehmende Verbreitung und 
ständige Weiterentwicklung von 

Computern hatte eine Digitalisierung al-
ler Lebensbereiche zur Folge. Der Zugang 
zum Internet wurde immer selbstver-
ständlicher und vor allem auch schneller. 
Das weltweite Netz stellt vor allem den Ju-
gendschutz vor neue Aufgaben, denn Län-
dergrenzen werden heute per Mausklick 
überwunden. Kinder und Jugendliche von 
problematischen Inhalten fernzuhalten, 
wird immer schwieriger. Neue Ansätze zur 
technischen Regulierung durch Jugend-
schutzsoftware sind heute ein Baustein 
des gesetzlichen Jugendschutzes gewor-
den. Gleichzeitig zielt erzieherischer Ju-
gendschutz darauf ab, dass Kinder und 
Jugendliche sich zu starken Persönlich-
keiten entwickeln. 

Dieser Ansatz wird in den nächsten Jah-
ren vermutlich noch wichtiger. Denn mit 
der zunehmenden Verbreitung von Smart-
phones und Tablets wird das konvergente 
Rundum-Medium Internet immer lokaler 

und persönlicher. (Fast) Jeder hat heute 
seinen eigenen Netzzugang in der Tasche. 
Er hat mit dem Alleskönner Smartphone 
die Möglichkeit, Bilder zu machen und so-
fort zu veröffentlichen, jederzeit zu kom-
munizieren, Musik oder Filme aus dem 
Netz zu nutzen u.v.m. Zunehmend kommt 
es auf den einzelnen Nutzer und seinen 
Umgang mit Medien an. Kinder und Ju-
gendliche müssen befähigt werden, Me-
dien verantwortungsbewusst und sinnvoll 
zu nutzen. Zur Entwicklung einer starken 
Persönlichkeit gehört es auch, die eigene 
Medienkompetenz auszubilden. Dabei gibt 
es nicht die Medienkompetenz, die bei al-
len Menschen gleich ist. Als ein Bestand-
teil der kommunikativen Kompetenz ist 
Medienkompetenz vielschichtig und indi-
viduell.

Ausblick

Medienkompetenz und Jugendmedien- 
schutz schließen sich nicht aus. Im Ge-
genteil – der Ansatz des erzieherischen 
Jugendschutzes, „junge Menschen zu 
Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit sowie zur 
Verantwortung gegenüber ihren Mit-
menschen zu führen“ ist übertragen 
auf das Feld der Medien ein Appell zur 
Förderung von Medienkompetenz. Der 
Empowerment-Ansatz, Kinder und Ju-
gendliche im Umgang mit Medien stark 
zu machen, ist insofern zeitgemäß, als 
dass ein bewahrender Ansatz ange-
sichts der sich rasant wandelnden und 
konvergierenden Medienwelt immer 
nur „hinterherlaufen“ kann.

Kinder	und	
Jugendliche	

stark	machen

Computerspiele gehören schon seit Beginn der 
1990er Jahre zu den am meist diskutierten Themen 
im Jugendschutz. Um auf den großen Aufklärungs-
bedarf zu reagieren, hat die AJS erstmals 1991 eine 
Informationsbroschüre mit dem Titel „Computer-
spiele – Spielspaß ohne Risiko“ herausgegeben. 

▼
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Erzieherischer Kinder- und Jugendmedienschutz 

Heranwachsende stärken
Kinder- und Jugendschutz (AJS) Lan-
desstelle Nordrhein-Westfalen e. V. un-
terstützt die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe dabei, Eltern und an-
dere Erziehungsberechtigte im Bereich 
Medienerziehung fit zu machen, da-
mit diese dann Kinder und Jugendliche 
vor gefährdenden Einflüssen schützen 
können (§ 14 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII). Im 
Bereich Jugendmedienschutz zählen 
dazu etwa problematische Medienin-
halte und Persönlichkeitsverletzungen. 
2009 hat die AJS das Angebot Eltern-Me-
dien-Jugendschutz für Mitarbeiter aus 
dem Bereich Jugendhilfe aufgesetzt. 
Bislang wurden 130 Teilnehmende zur 
Fachkraft für medienpädagogische El-
ternarbeit qualifiziert.

Um die Heranwachsenden direkt zu er-
reichen, sollte Medienerziehung zu-
dem in den schulischen Alltag integriert 
werden. Über das AJS-Projekt Medien 
passen immer! werden Fachkräfte der 
Jugendhilfe in Nordrhein-Westfalen wei-
tergebildet, um junge Menschen durch 
geeignete Maßnahmen zum Schutz vor 
gefährdenden Einflüssen zu befähigen 
(§ 14 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII). Die Fortbil-
dung orientiert sich am Medienpass9 für 
Schulen und verknüpft dessen Ansatz 
mit lebensweltorientierten Angeboten 
für den offenen Ganztag. Dabei bietet 
praktische Medienarbeit vielfältige Be-
rührungspunkte zum Feld des sozialen 
Lernens und des präventiven Jugend-
schutzes.

Der erzieherische Kinder- und Jugend-
schutz will junge Menschen stark ma-
chen, damit sie sich selbst schützen 
können (vgl. § 14 SGB VIII, siehe S. 34). 
Dabei sollen auch die Ziele und Auf-
gaben des Kinder- und Jugendmedi-
enschutzes einbezogen werden (§ 2 
Abs. 3 Kinder- und Jugendförderungs-
gesetz NRW). Die denkbar beste Form 
von präventivem Jugendschutz bietet 
Medienerziehung, die zu einem selbst-
bewussten, reflektierten und entschei-
dungsfähigen Umgang mit Medien 
führt. Dies impliziert die Perspektive von 
Empowerment: Maßnahmen verspre-
chen dann Erfolg, wenn sie den jungen 
Menschen ermöglichen, ihre Interes-
sen eigenmächtig, selbstverantwortlich 
und selbstbestimmt zu vertreten. Kinder 
und Jugendliche müssen demnach an-
geleitet werden, sich verantwortungsbe-
wusst und sicher in der Welt der Medien 
zu bewegen, zumal im Internet. 

Angesichts der rasanten Entwicklungen 
im Medienbereich bedarf es hier alters-
gerechter und fachlich guter Angebote 
des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes. Vor allem qualifizierte Fach-
kräfte sind gefragt. Eine große Heraus-
forderung ist es, Eltern zu unterstützen, 
die in Fragen der Medienerziehung ver-
unsichert sind. Gerade Kinder aus so-
zial schwächeren Verhältnissen nutzen 
Medien besonders stark als Orientie-
rungshilfe in einer immer unübersicht-
licheren Welt. Die Arbeitsgemeinschaft 

9 Der Medienpass NRW 
wurde entwickelt, um 
Schülerinnen und Schü-
lern den sicheren Um-
gang mit Medien zu 
vermitteln. Darin sind 
die Kompetenzen auf-
geschlüsselt, die Kin-
der und Jugendliche im 
Kontakt mit Medien ha-
ben sollten. Seit dem 
Schuljahr 2012/2013 
können Grundschu-
len in NRW den Medi-
enpass NRW einset-
zen, seit dem Schuljahr 
2013/2014 die 5. und 6. 
Klassen, und zum Schul-
jahr 2014/2015 wird der 
Medienpass für die Klas-
sen 7 bis 10 eingeführt. 
Informationen zu die-
sem Bildungsangebot 
finden sich auf www.
medienpass.nrw.de.

Matthias Felling
matthias.felling@mail.ajs.nrw.de

Susanne Philipp
susanne.philipp@mail.ajs.nrw.de
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freien Jugendhilfe dabei, Eltern und an-
dere Erziehungsberechtigte im Bereich 
Medienerziehung fit zu machen, da-
mit diese dann Kinder und Jugendliche 
vor gefährdenden Einflüssen schützen 
können (§ 14 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII). Im 
Bereich Jugendmedienschutz zählen 
dazu etwa problematische Medienin-
halte und Persönlichkeitsverletzungen. 
2009 hat die AJS das Angebot Eltern-Me-
dien-Jugendschutz für Mitarbeiter aus 
dem Bereich Jugendhilfe aufgesetzt. 
Bislang wurden 130 Teilnehmende zur 
Fachkraft für medienpädagogische El-
ternarbeit qualifiziert.

Um die Heranwachsenden direkt zu er-
reichen, sollte Medienerziehung zu-
dem in den schulischen Alltag integriert 
werden. Über das AJS-Projekt Medien 
passen immer! werden Fachkräfte der 
Jugendhilfe in Nordrhein-Westfalen wei-
tergebildet, um junge Menschen durch 
geeignete Maßnahmen zum Schutz vor 
gefährdenden Einflüssen zu befähigen 
(§ 14 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII). Die Fortbil-
dung orientiert sich am Medienpass9 für 
Schulen und verknüpft dessen Ansatz 
mit lebensweltorientierten Angeboten 
für den offenen Ganztag. Dabei bietet 
praktische Medienarbeit vielfältige Be-
rührungspunkte zum Feld des sozialen 
Lernens und des präventiven Jugend-
schutzes.

Der erzieherische Kinder- und Jugend-
schutz will junge Menschen stark ma-
chen, damit sie sich selbst schützen 
können (vgl. § 14 SGB VIII, siehe S. 34). 
Dabei sollen auch die Ziele und Auf-
gaben des Kinder- und Jugendmedi-
enschutzes einbezogen werden (§ 2 
Abs. 3 Kinder- und Jugendförderungs-
gesetz NRW). Die denkbar beste Form 
von präventivem Jugendschutz bietet 
Medienerziehung, die zu einem selbst-
bewussten, reflektierten und entschei-
dungsfähigen Umgang mit Medien 
führt. Dies impliziert die Perspektive von 
Empowerment: Maßnahmen verspre-
chen dann Erfolg, wenn sie den jungen 
Menschen ermöglichen, ihre Interes-
sen eigenmächtig, selbstverantwortlich 
und selbstbestimmt zu vertreten. Kinder 
und Jugendliche müssen demnach an-
geleitet werden, sich verantwortungsbe-
wusst und sicher in der Welt der Medien 
zu bewegen, zumal im Internet. 

Angesichts der rasanten Entwicklungen 
im Medienbereich bedarf es hier alters-
gerechter und fachlich guter Angebote 
des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes. Vor allem qualifizierte Fach-
kräfte sind gefragt. Eine große Heraus-
forderung ist es, Eltern zu unterstützen, 
die in Fragen der Medienerziehung ver-
unsichert sind. Gerade Kinder aus so-
zial schwächeren Verhältnissen nutzen 
Medien besonders stark als Orientie-
rungshilfe in einer immer unübersicht-
licheren Welt. Die Arbeitsgemeinschaft 

9 Der Medienpass NRW 
wurde entwickelt, um 
Schülerinnen und Schü-
lern den sicheren Um-
gang mit Medien zu 
vermitteln. Darin sind 
die Kompetenzen auf-
geschlüsselt, die Kin-
der und Jugendliche im 
Kontakt mit Medien ha-
ben sollten. Seit dem 
Schuljahr 2012/2013 
können Grundschu-
len in NRW den Medi-
enpass NRW einset-
zen, seit dem Schuljahr 
2013/2014 die 5. und 6. 
Klassen, und zum Schul-
jahr 2014/2015 wird der 
Medienpass für die Klas-
sen 7 bis 10 eingeführt. 
Informationen zu die-
sem Bildungsangebot 
finden sich auf www.
medienpass.nrw.de.

Matthias Felling
matthias.felling@mail.ajs.nrw.de

Susanne Philipp
susanne.philipp@mail.ajs.nrw.de

Erzieherischer	Jugendmedienschutz
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Thema

Filter alleine reichen nicht 
Jugendschutzprogramme erfassen neuerdings Internetangebote ab 18 Jahren

Die Kommission für Jugendmedienschutz 
(KJM) hat Anfang 2012 erstmals zwei 
Jugendschutzprogramme anerkannt. Aller-
dings wurden die Programme der Deutschen 
Telekom und des Vereins JusProg zunächst 
nur für Angebote bis 18 Jahre anerkannt. 
Im Mai 2013 hat die KJM entschieden, dass 
die beiden Programme ab Juni 2013 auch 
Internetangebote mit einer Freigabe ab 18 
Jahren umfassen können. Somit gibt es nun 
zwei hoheitlich anerkannte Filtersysteme für 
alle Altersstufen. 

Was bedeutet dieser Beschluss der KJM? 
Nehmen wir mal an, ein Anbieter eines 
Online-Games kommt nach Prüfung seiner 
Inhalte zu dem Ergebnis, dass sein Weban-
gebot für Kinder und Jugendliche entwick-
lungsbeeinträchtigend ist und folglich erst ab 
18 Jahren zugänglich sein darf. Er nutzt das 
age-de.xml-Label (siehe Kasten Technik) um 

seine Webseite mit der Altersstufe „ab 18“ 
zu versehen. Damit Kinder und Jugendliche 
nicht auf diese Webseite gelangen, muss auf 
dem von ihnen genutzten Gerät ein entspre-
chendes Jugendschutzprogramm installiert 
sein. In der Pflicht, das Alterslabel auch zu 
nutzen, sind also die Anbieter von Inhalten, 
damit das System flächendeckend funktio-
niert. Die KJM fordert zudem von der 
Telekom und von JusProg e.V., dass zeitnah 
auch Versionen der Jugendschutzprogramme 
für mobile Geräte wie Smartphones oder 
Tablets vorliegen. 

Die nun umgesetzte „18er-Privilegierung“ 
erfasst keine jugendgefährdenden und unzu-
lässigen Angebote. Einfache pornografische 
Darstellungen dürfen z.B. weiterhin nur in 
„Geschlossenen Benutzergruppen“ angebo-
ten werden. In die Kategorie „ab 18“ fallen 
aber entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte, 

die nun verbreitet werden dürfen, wenn sie 
entsprechend gelabelt sind.

Damit der Jugendschutz in diesem Feld 
greift, müssen die Programme auch eingesetzt 
werden. Der Ball liegt also vor allem bei den El-
tern, eine gelungene Mischung aus technischen 
und erzieherischen Maßnahmen zu finden. 

Eltern in der Pflicht

es jedoch häufig zum sogenannten „Over-
blocking“. Seiten werden gesperrt, weil sie 
z.B. das Wort „Pornografie“ beinhalten, 
auch wenn sie sich dem Thema kritisch 
zuwenden. Es können auch Begriffe abge-
wehrt werden, in denen bestimmte Worte 
enthalten sind, z.B. „Staatsexamen“ (Sex). 
Die Schlüsselwörter-Blockade ist zudem 
auf reine Textinhalte beschränkt, Bild- oder 
Filmmaterialien werden nicht blockiert.

Bei der Selbstklassifizierung versehen 
die Anbieter ihre Seite mit einem virtuellen 
Kennzeichen und klassifizieren damit die 
Inhalte. Eine Filtersoftware auf dem Rech-
ner der Nutzer/-innen versteht die Kennung 
und entscheidet anhand der Nutzereinstel-
lungen, ob das Angebot angezeigt wird 
oder nicht. In Deutschland wurde mit dem 
„age-de.xml-Label“ ein neuer Standard 
entwickelt zum technischen Zusammenspiel 
von Jugendschutzprogrammen und Web-
sites. Die Altersklasse wird in der age-de.
xml-Datei auf  dem Server (Root) direkt 
angegeben. Es gibt wie bei Kinofilmen oder 
Computerspielen ab 0, ab 6, ab 12, ab 18 
Jahre. Mit diesem System bekommen nicht 
nur ganze Websites, sondern auch Einzel-
seiten (Webpages) von Websites individuelle 
Altersklassen und werden entsprechend 
angezeigt oder blockiert.

TECHNIK
Bei Positiv- und Negativlisten werden 

Webseiten von einer Redaktion begutachtet 
und einzeln ausgewählt. Die Positivliste 
(„Whitelist“) lässt nur bestimmte Seiten 
zu, die als kindgerecht eingestuft wurden. 
Die bekannteste Whitelist im deutschspra-
chigen Raum kommt vom gemeinnützigen 
Verein fragFINN. Sie enthält über 10 000 
für Kinder unbedenkliche Seiten, die von 
einem medienpädagogischen Team aus-
gewählt wurden. Umgekehrt blockiert die 
Negativliste („Blacklist“) Angebote, die als 
jugendschutzrelevant eingestuft worden sind. 
Ein bekanntes Beispiel kommt von der Bun-
desprüfstelle für jugendgefährdende Medien 
(BPjM). Das sogenannte BPjM-Modul steht 
Herstellern von Filterprogrammen zur Ver-
fügung und verwehrt den Zugang zu den von 
der BPjM indizierten Internetseiten. Da bei 
Whitelists wie auch bei Blacklists jede Seite 
quasi „von Hand“ eingestuft wird, können 
nie alle aktuell vorhandenen Internetseiten 
erfasst werden. Oft können Eltern die Listen 
selbst erweitern und einzelne Seiten freigeben 
bzw. sperren.

Bei der automatischen Klassifizierung 
entscheiden Computer, ob eine Seite gesperrt 
wird, z.B. durch Keyword-Blocking: Sobald 
eine Seite bestimmte Begriffe enthält, kann 
sie nicht aufgerufen werden. Hier kommt 

Um Kenntnis, Akzeptanz und Nutzung 
von Jugendschutzsoftware in Elternhäusern 
abzufragen, hat das Hans-Bredow-Institut 
Anfang 2012 daher im Auftrag des Bundesju-
gendministeriums eine Studie durchgeführt. 
Demnach ist Eltern ihre Verantwortung 
durchaus bewusst. Sie wissen, dass ihnen 
eine Hauptaufgabe zukommt, wenn es da-
rum geht, dass Kinder im Internet nicht mit 
ungeeigneten Inhalten in Kontakt kommen. 
94 Prozent der Eltern bestätigen, dass vor 
allem sie selbst Verantwortung dafür tragen, 
Kinder vor ungeeigneten Internetinhalten zu 
schützen. Aber nur 25 Prozent derjenigen, 
die von Jugendschutzsoftware schon gehört 
haben, d.h. rund 20 Prozent aller Eltern, set-
zen Jugendschutzsoftware zu Hause ein. Die 
Nutzung steigt zunächst mit zunehmendem 
Alter an (3-5 Jahre: 14 Prozent; 6-8 Jahre: 23 
Prozent; 9-11 Jahre: 33 Prozent), hat seinen 
Höhepunkt bei Kindern zwischen 12 und 
14 Jahren (36 Prozent) und geht bei Jugend-
lichen dann wieder zurück (15-17 Jahre: 32 
Prozent) (forsa 2011, Anm.: Prozentangaben 
beziehen sich auf die Gesamtheit der Eltern, 
die schon mal von Jugendschutzsoftware 
gehört haben). Höher gebildete Elternteile 
setzen eher Filterprogramme ein als niedrig 
gebildete. Im Vergleich zu anderen Län-
dern liegt Deutschland bei der häuslichen 
Nutzung von Jugendschutzsoftware im 
Mittelfeld: Eltern in Ländern wie Groß-
britannien und Irland setzen deutlich öfter 
Filterlösungen ein, eine häufigere Nutzung 
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LINKS 
www.jugendschutzprogramm.de 

Das Jugendschutzprogramm des Vereins JusProg 
wurde von der KJM 2012 anerkannt. Die Software 
nutzt eine Kombination aus fragFINN-Whitelist, 
BPjM-Modul und age-de.xml-Label und ist in der 
Basisfunktion kostenfrei. JusProg e.V. ist ein ge-
meinnütziger Verein, der sich zu 100 Prozent aus den 
Beiträgen seiner Mitglieder finanziert. Mitglieder sind 
Unternehmen der deutschen Internet-Wirtschaft aus 
verschiedenen Branchen, etwa Verlage, Computer-
spiele-Produzenten, Erotik-Unternehmen. 

www.t-online.de/kinderschutz 
Die Kinderschutz-Software der Deutschen Tele-

kom ist von der KJM anerkannt und für Telekom-
Kunden kostenlos. 

www.kinderserver-info.de
Technische Basis des KinderServers ist ein eigens 

für das Projekt entwickelter Proxy-Server. Der Proxy 
kennt alle Domain-Adressen der fragFINN-Whitelist, 
der Kindersuchmaschine Blinde-Kuh, alle Seiten-
stark-Seiten. Er prüft alle aufgerufenen Webseiten 
auf  das Anbieter-Alterskennzeichen „age-de.xml“ 
bis 12 Jahre. Bei eingeschaltetem KinderServer wird 
jeder Internetverkehr des Gerätes über diesen Proxy 
umgeleitet und geprüft. 

www.sicher-online-gehen.de
Bund, Länder und die Wirtschaft haben im 

Juli 2012 die Initiative „sicher online gehen – Kin-
derschutz im Internet“ ins Leben gerufen. Auf 
der Webseite finden sich aktuelle Nachrichten und 
Hintergrundinformationen zum Thema Jugend-
schutzsoftware. 

www.i-kiz.de/hilfe
Alle Anbieter von Webseiten können einen I-

KiZ-Button (KiZ = Zentrum für Kinderschutz im 
Internet) auf ihrer Website verlinken und so Kindern, 
Jugendlichen und Eltern schnell Hilfe vermitteln, 
wenn sie belästigt werden oder Unangenehmes 
gesehen haben. 

www.klicksafe.de/jugendschutzfilter 
Die EU-Initiative klicksafe bietet einen Überblick 

über existierende Filtersysteme auf dem deutschen 
Markt. Auch kostenpflichtige Angebote werden 
vorgestellt. 

5

ist auch bei den direkten Nachbarn in 
Frankreich, Österreich, der Schweiz und 
den Niederlanden zu beobachten (EU Kids 
Online, FHNW-HSA).

Kombinierter Schutz
Es gibt inzwischen viele technische Mög-

lichkeiten, Kinder und Jugendliche vor uner-
wünschten Inhalten zu schützen. Neben den 
anerkannten Programmen der Deutschen 
Telekom und des Vereins JusProg gibt es 
eine Reihe weiterer kostenloser und kosten-
pflichtiger Programme (siehe Links). Tech-
nische Schutzmaßnahmen sind vor allem für 
Kinder wichtig, die ihre ersten Schritte im 
Netz unternehmen. Ein Filterprogramm auf 
dem heimischen Rechner bietet allerdings 
nie einen hundertprozentigen Schutz davor, 
dass Kinder und Jugendliche mit problema-
tischen Inhalten konfrontiert werden – sei es 
bei Freunden oder auch, weil sie einen Weg 
gefunden haben, den Filter zu umgehen. 
Der sinnvollste Schutz ist daher immer eine 
Kombination aus technischen Maßnahmen 
und erzieherischen Mitteln – abgestimmt auf 
das Alter des Kindes.

Ein Beispiel: Anton ist acht Jahre alt. 
Seine Mutter hat ihn bei den ersten Schrit-

ten bzw. Klicks im Internet begleitet. Der 
Familiencomputer, an dem Anton online 
geht, ist mit aktueller Jugendschutzsoftware 
ausgestattet, die den Surfraum altersgemäß 
einschränkt. Anton weiß, dass dieser Filter 
ihn schützen soll.

Als Anton aber bei seiner Freundin Frieda 
ist, gehen die beiden unbeaufsichtigt und 
ungefiltert ins Netz und landen aus purer 
Neugier auf einer Seite mit blutigen Bildern. 
Diese Bilder gehen Anton nicht mehr aus 
dem Kopf, aber er traut sich nicht, seiner 
Mutter etwas davon zu erzählen. Denn ei-
gentlich darf er solche Bilder ja nicht sehen.

In unserem Fall wäre es für Anton wichtig, 
dass er eine Ansprechpartnerin oder einen 
Ansprechpartner hat, um schockierende 
Bilder oder andere bedenkliche Inhalte ein-
ordnen zu können und zu verarbeiten. Vor 
allem Kinder fühlen sich schnell schuldig, 
wenn Sie im Netz etwas sehen, was Sie nicht 
sehen durften. Dabei kann Anton nichts 
dafür, dass – vermutlich ein Erwachsener – 
diese Bilder ins Netz gestellt hat. 

Vor allem jüngere Kinder brauchen 
besonderen Schutz und Begleitung durch 
die Eltern. Wenn diese mit den Kindern 
am Rechner sitzen, können Sie Inhalte am 

besten filtern, erklären und einordnen. Ältere 
Kinder brauchen größere Spielräume, auch 
im Internet. Ein Jugendschutzfilter macht 
Sinn, denn die Eltern können (und sollten) 
das Kind nicht rund um die Uhr beaufsich-
tigen. Vielmehr sind klare Verabredungen 
und Regeln wichtig, sowohl hinsichtlich 
der Dauer der Nutzung als auch der Surf-
ziele der Kinder. Bei Bedarf kann über die 
Jugendschutzsoftware auch eine Zeitsperre 
eingerichtet werden. Die Installation und 
Einstellung der Jugendschutzprogramme 
ist übrigens Aufgabe der Eltern. Auch wenn 
es in anderen Feldern der Mediennutzung 
häufig Sinn macht, die eigenen Kinder um 
Rat zu fragen, sollten Sie nicht die Aufgabe 
bekommen, die Filtersoftware einzurichten. 

Matthias Felling (AJS)
matthias.felling@mail.ajs.nrw.de

RECHT
Grundsätzlich muss gemäß § 5 Abs.1 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV) jeder Anbieter von Rundfunk 
oder Telemedien dafür sorgen, dass 
entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte 
nur von denjenigen Kindern und Jugend-
lichen wahrgenommen werden, die die 
erforderliche Altersstufe erreicht haben. 
Dieser Pflicht kommt der Anbieter nach, 
wenn er durch technische Mittel die 
Wahrnehmung entwicklungsbeeinträch-
tigender Inhalte zumindest wesentlich 
erschwert (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 JMStV). 
Ein solches technisches Mittel ist die 
Programmierung der Inhalte für ein 
anerkanntes Jugendschutzprogramm im 
Sinne des § 11 JMStV. Das heißt konkret: 
Soweit ein Anbieter seine Angebote mit 
einem „technischen Alterskennzeichen“ 
versieht bzw. entsprechend „labelt“, hat 
er alle Vorgaben des § 5 JMStV erfüllt. 
Jugendgefährdende Inhalte oder sonst 
unzulässige Angebote im Sinne des § 4 
JMStV, wie z.B. pornografische Darstel-
lungen, sind hiervon nicht erfasst.

Im Februar 2012 hat die Kommission 
für Jugendmedienschutz (KJM) zwei 
Jugendschutzprogramme gemäß § 11 
Abs. 2 JMStV für fünf Jahre anerkannt 
(die Software jugendschutzprogramm.de 
des Vereins JusProg sowie einen von der 

Deutschen Telekom entwickelten Filter), 
da beide einen nach Altersstufen differen-
zierten Zugang gemäß § 11 Abs. 3 JMStV 
ermöglichen. Dieser orientiert sich an den 
Altersstufen aus dem Jugendschutzgesetz 
(ab 0, ab 6, ab 12, ab 16 und ab 18 Jahre). 
Die Altersklassifizierung erfolgt mit dem 
hierfür entwickelten Standard „age-de.
xml“. Als Auflage wurde bestimmt, dass 
bis zum 1.6.2013 nur Inhalte bis einschließ-
lich „frei ab 16 Jahren“ für diese Filter 
programmiert werden können. Für Inhalte 
„frei ab 18 Jahren“ sollte zunächst eine 
weitere Entwicklungsphase abgewartet 
werden, bis sich die Schutzwirkung der 
Programme stärker entfaltet. 

Die Anbieter haben aus Sicht der KJM 
die bestehenden Programme inzwischen 
weiterentwickelt. Angekündigt sind u.a. 
spezielle Apps für mobile Endgeräte. Die 
KJM hat daher entschieden, dass ab Juni 
2013 auch Inhalte „frei ab 18 Jahren“ vom 
entsprechenden Anbieter für die genann-
ten Jugendschutzprogramme „gelabelt“ 
werden können. Diese Angebote können 
dann ohne weitere Beschränkung ver-
breitet werden. Die ursprüngliche Auflage 
konnte auch deswegen nicht beibehalten 
werden, weil es hierfür im bestehenden 
JMStV aus dem Jahre 2003 keine gesetz-
liche Grundlage gibt. 

§

www

2/2013
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Filter alleine reichen nicht 
Jugendschutzprogramme erfassen neuerdings Internetangebote ab 18 Jahren

Die Kommission für Jugendmedienschutz 
(KJM) hat Anfang 2012 erstmals zwei 
Jugendschutzprogramme anerkannt. Aller-
dings wurden die Programme der Deutschen 
Telekom und des Vereins JusProg zunächst 
nur für Angebote bis 18 Jahre anerkannt. 
Im Mai 2013 hat die KJM entschieden, dass 
die beiden Programme ab Juni 2013 auch 
Internetangebote mit einer Freigabe ab 18 
Jahren umfassen können. Somit gibt es nun 
zwei hoheitlich anerkannte Filtersysteme für 
alle Altersstufen. 

Was bedeutet dieser Beschluss der KJM? 
Nehmen wir mal an, ein Anbieter eines 
Online-Games kommt nach Prüfung seiner 
Inhalte zu dem Ergebnis, dass sein Weban-
gebot für Kinder und Jugendliche entwick-
lungsbeeinträchtigend ist und folglich erst ab 
18 Jahren zugänglich sein darf. Er nutzt das 
age-de.xml-Label (siehe Kasten Technik) um 

seine Webseite mit der Altersstufe „ab 18“ 
zu versehen. Damit Kinder und Jugendliche 
nicht auf diese Webseite gelangen, muss auf 
dem von ihnen genutzten Gerät ein entspre-
chendes Jugendschutzprogramm installiert 
sein. In der Pflicht, das Alterslabel auch zu 
nutzen, sind also die Anbieter von Inhalten, 
damit das System flächendeckend funktio-
niert. Die KJM fordert zudem von der 
Telekom und von JusProg e.V., dass zeitnah 
auch Versionen der Jugendschutzprogramme 
für mobile Geräte wie Smartphones oder 
Tablets vorliegen. 

Die nun umgesetzte „18er-Privilegierung“ 
erfasst keine jugendgefährdenden und unzu-
lässigen Angebote. Einfache pornografische 
Darstellungen dürfen z.B. weiterhin nur in 
„Geschlossenen Benutzergruppen“ angebo-
ten werden. In die Kategorie „ab 18“ fallen 
aber entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte, 

die nun verbreitet werden dürfen, wenn sie 
entsprechend gelabelt sind.

Damit der Jugendschutz in diesem Feld 
greift, müssen die Programme auch eingesetzt 
werden. Der Ball liegt also vor allem bei den El-
tern, eine gelungene Mischung aus technischen 
und erzieherischen Maßnahmen zu finden. 

Eltern in der Pflicht

es jedoch häufig zum sogenannten „Over-
blocking“. Seiten werden gesperrt, weil sie 
z.B. das Wort „Pornografie“ beinhalten, 
auch wenn sie sich dem Thema kritisch 
zuwenden. Es können auch Begriffe abge-
wehrt werden, in denen bestimmte Worte 
enthalten sind, z.B. „Staatsexamen“ (Sex). 
Die Schlüsselwörter-Blockade ist zudem 
auf reine Textinhalte beschränkt, Bild- oder 
Filmmaterialien werden nicht blockiert.

Bei der Selbstklassifizierung versehen 
die Anbieter ihre Seite mit einem virtuellen 
Kennzeichen und klassifizieren damit die 
Inhalte. Eine Filtersoftware auf dem Rech-
ner der Nutzer/-innen versteht die Kennung 
und entscheidet anhand der Nutzereinstel-
lungen, ob das Angebot angezeigt wird 
oder nicht. In Deutschland wurde mit dem 
„age-de.xml-Label“ ein neuer Standard 
entwickelt zum technischen Zusammenspiel 
von Jugendschutzprogrammen und Web-
sites. Die Altersklasse wird in der age-de.
xml-Datei auf  dem Server (Root) direkt 
angegeben. Es gibt wie bei Kinofilmen oder 
Computerspielen ab 0, ab 6, ab 12, ab 18 
Jahre. Mit diesem System bekommen nicht 
nur ganze Websites, sondern auch Einzel-
seiten (Webpages) von Websites individuelle 
Altersklassen und werden entsprechend 
angezeigt oder blockiert.

TECHNIK
Bei Positiv- und Negativlisten werden 

Webseiten von einer Redaktion begutachtet 
und einzeln ausgewählt. Die Positivliste 
(„Whitelist“) lässt nur bestimmte Seiten 
zu, die als kindgerecht eingestuft wurden. 
Die bekannteste Whitelist im deutschspra-
chigen Raum kommt vom gemeinnützigen 
Verein fragFINN. Sie enthält über 10 000 
für Kinder unbedenkliche Seiten, die von 
einem medienpädagogischen Team aus-
gewählt wurden. Umgekehrt blockiert die 
Negativliste („Blacklist“) Angebote, die als 
jugendschutzrelevant eingestuft worden sind. 
Ein bekanntes Beispiel kommt von der Bun-
desprüfstelle für jugendgefährdende Medien 
(BPjM). Das sogenannte BPjM-Modul steht 
Herstellern von Filterprogrammen zur Ver-
fügung und verwehrt den Zugang zu den von 
der BPjM indizierten Internetseiten. Da bei 
Whitelists wie auch bei Blacklists jede Seite 
quasi „von Hand“ eingestuft wird, können 
nie alle aktuell vorhandenen Internetseiten 
erfasst werden. Oft können Eltern die Listen 
selbst erweitern und einzelne Seiten freigeben 
bzw. sperren.

Bei der automatischen Klassifizierung 
entscheiden Computer, ob eine Seite gesperrt 
wird, z.B. durch Keyword-Blocking: Sobald 
eine Seite bestimmte Begriffe enthält, kann 
sie nicht aufgerufen werden. Hier kommt 

Um Kenntnis, Akzeptanz und Nutzung 
von Jugendschutzsoftware in Elternhäusern 
abzufragen, hat das Hans-Bredow-Institut 
Anfang 2012 daher im Auftrag des Bundesju-
gendministeriums eine Studie durchgeführt. 
Demnach ist Eltern ihre Verantwortung 
durchaus bewusst. Sie wissen, dass ihnen 
eine Hauptaufgabe zukommt, wenn es da-
rum geht, dass Kinder im Internet nicht mit 
ungeeigneten Inhalten in Kontakt kommen. 
94 Prozent der Eltern bestätigen, dass vor 
allem sie selbst Verantwortung dafür tragen, 
Kinder vor ungeeigneten Internetinhalten zu 
schützen. Aber nur 25 Prozent derjenigen, 
die von Jugendschutzsoftware schon gehört 
haben, d.h. rund 20 Prozent aller Eltern, set-
zen Jugendschutzsoftware zu Hause ein. Die 
Nutzung steigt zunächst mit zunehmendem 
Alter an (3-5 Jahre: 14 Prozent; 6-8 Jahre: 23 
Prozent; 9-11 Jahre: 33 Prozent), hat seinen 
Höhepunkt bei Kindern zwischen 12 und 
14 Jahren (36 Prozent) und geht bei Jugend-
lichen dann wieder zurück (15-17 Jahre: 32 
Prozent) (forsa 2011, Anm.: Prozentangaben 
beziehen sich auf die Gesamtheit der Eltern, 
die schon mal von Jugendschutzsoftware 
gehört haben). Höher gebildete Elternteile 
setzen eher Filterprogramme ein als niedrig 
gebildete. Im Vergleich zu anderen Län-
dern liegt Deutschland bei der häuslichen 
Nutzung von Jugendschutzsoftware im 
Mittelfeld: Eltern in Ländern wie Groß-
britannien und Irland setzen deutlich öfter 
Filterlösungen ein, eine häufigere Nutzung 
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LINKS 
www.jugendschutzprogramm.de 

Das Jugendschutzprogramm des Vereins JusProg 
wurde von der KJM 2012 anerkannt. Die Software 
nutzt eine Kombination aus fragFINN-Whitelist, 
BPjM-Modul und age-de.xml-Label und ist in der 
Basisfunktion kostenfrei. JusProg e.V. ist ein ge-
meinnütziger Verein, der sich zu 100 Prozent aus den 
Beiträgen seiner Mitglieder finanziert. Mitglieder sind 
Unternehmen der deutschen Internet-Wirtschaft aus 
verschiedenen Branchen, etwa Verlage, Computer-
spiele-Produzenten, Erotik-Unternehmen. 

www.t-online.de/kinderschutz 
Die Kinderschutz-Software der Deutschen Tele-

kom ist von der KJM anerkannt und für Telekom-
Kunden kostenlos. 

www.kinderserver-info.de
Technische Basis des KinderServers ist ein eigens 

für das Projekt entwickelter Proxy-Server. Der Proxy 
kennt alle Domain-Adressen der fragFINN-Whitelist, 
der Kindersuchmaschine Blinde-Kuh, alle Seiten-
stark-Seiten. Er prüft alle aufgerufenen Webseiten 
auf  das Anbieter-Alterskennzeichen „age-de.xml“ 
bis 12 Jahre. Bei eingeschaltetem KinderServer wird 
jeder Internetverkehr des Gerätes über diesen Proxy 
umgeleitet und geprüft. 

www.sicher-online-gehen.de
Bund, Länder und die Wirtschaft haben im 

Juli 2012 die Initiative „sicher online gehen – Kin-
derschutz im Internet“ ins Leben gerufen. Auf 
der Webseite finden sich aktuelle Nachrichten und 
Hintergrundinformationen zum Thema Jugend-
schutzsoftware. 

www.i-kiz.de/hilfe
Alle Anbieter von Webseiten können einen I-

KiZ-Button (KiZ = Zentrum für Kinderschutz im 
Internet) auf ihrer Website verlinken und so Kindern, 
Jugendlichen und Eltern schnell Hilfe vermitteln, 
wenn sie belästigt werden oder Unangenehmes 
gesehen haben. 

www.klicksafe.de/jugendschutzfilter 
Die EU-Initiative klicksafe bietet einen Überblick 

über existierende Filtersysteme auf dem deutschen 
Markt. Auch kostenpflichtige Angebote werden 
vorgestellt. 
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ist auch bei den direkten Nachbarn in 
Frankreich, Österreich, der Schweiz und 
den Niederlanden zu beobachten (EU Kids 
Online, FHNW-HSA).

Kombinierter Schutz
Es gibt inzwischen viele technische Mög-

lichkeiten, Kinder und Jugendliche vor uner-
wünschten Inhalten zu schützen. Neben den 
anerkannten Programmen der Deutschen 
Telekom und des Vereins JusProg gibt es 
eine Reihe weiterer kostenloser und kosten-
pflichtiger Programme (siehe Links). Tech-
nische Schutzmaßnahmen sind vor allem für 
Kinder wichtig, die ihre ersten Schritte im 
Netz unternehmen. Ein Filterprogramm auf 
dem heimischen Rechner bietet allerdings 
nie einen hundertprozentigen Schutz davor, 
dass Kinder und Jugendliche mit problema-
tischen Inhalten konfrontiert werden – sei es 
bei Freunden oder auch, weil sie einen Weg 
gefunden haben, den Filter zu umgehen. 
Der sinnvollste Schutz ist daher immer eine 
Kombination aus technischen Maßnahmen 
und erzieherischen Mitteln – abgestimmt auf 
das Alter des Kindes.

Ein Beispiel: Anton ist acht Jahre alt. 
Seine Mutter hat ihn bei den ersten Schrit-

ten bzw. Klicks im Internet begleitet. Der 
Familiencomputer, an dem Anton online 
geht, ist mit aktueller Jugendschutzsoftware 
ausgestattet, die den Surfraum altersgemäß 
einschränkt. Anton weiß, dass dieser Filter 
ihn schützen soll.

Als Anton aber bei seiner Freundin Frieda 
ist, gehen die beiden unbeaufsichtigt und 
ungefiltert ins Netz und landen aus purer 
Neugier auf einer Seite mit blutigen Bildern. 
Diese Bilder gehen Anton nicht mehr aus 
dem Kopf, aber er traut sich nicht, seiner 
Mutter etwas davon zu erzählen. Denn ei-
gentlich darf er solche Bilder ja nicht sehen.

In unserem Fall wäre es für Anton wichtig, 
dass er eine Ansprechpartnerin oder einen 
Ansprechpartner hat, um schockierende 
Bilder oder andere bedenkliche Inhalte ein-
ordnen zu können und zu verarbeiten. Vor 
allem Kinder fühlen sich schnell schuldig, 
wenn Sie im Netz etwas sehen, was Sie nicht 
sehen durften. Dabei kann Anton nichts 
dafür, dass – vermutlich ein Erwachsener – 
diese Bilder ins Netz gestellt hat. 

Vor allem jüngere Kinder brauchen 
besonderen Schutz und Begleitung durch 
die Eltern. Wenn diese mit den Kindern 
am Rechner sitzen, können Sie Inhalte am 

besten filtern, erklären und einordnen. Ältere 
Kinder brauchen größere Spielräume, auch 
im Internet. Ein Jugendschutzfilter macht 
Sinn, denn die Eltern können (und sollten) 
das Kind nicht rund um die Uhr beaufsich-
tigen. Vielmehr sind klare Verabredungen 
und Regeln wichtig, sowohl hinsichtlich 
der Dauer der Nutzung als auch der Surf-
ziele der Kinder. Bei Bedarf kann über die 
Jugendschutzsoftware auch eine Zeitsperre 
eingerichtet werden. Die Installation und 
Einstellung der Jugendschutzprogramme 
ist übrigens Aufgabe der Eltern. Auch wenn 
es in anderen Feldern der Mediennutzung 
häufig Sinn macht, die eigenen Kinder um 
Rat zu fragen, sollten Sie nicht die Aufgabe 
bekommen, die Filtersoftware einzurichten. 

Matthias Felling (AJS)
matthias.felling@mail.ajs.nrw.de

RECHT
Grundsätzlich muss gemäß § 5 Abs.1 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
(JMStV) jeder Anbieter von Rundfunk 
oder Telemedien dafür sorgen, dass 
entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte 
nur von denjenigen Kindern und Jugend-
lichen wahrgenommen werden, die die 
erforderliche Altersstufe erreicht haben. 
Dieser Pflicht kommt der Anbieter nach, 
wenn er durch technische Mittel die 
Wahrnehmung entwicklungsbeeinträch-
tigender Inhalte zumindest wesentlich 
erschwert (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 JMStV). 
Ein solches technisches Mittel ist die 
Programmierung der Inhalte für ein 
anerkanntes Jugendschutzprogramm im 
Sinne des § 11 JMStV. Das heißt konkret: 
Soweit ein Anbieter seine Angebote mit 
einem „technischen Alterskennzeichen“ 
versieht bzw. entsprechend „labelt“, hat 
er alle Vorgaben des § 5 JMStV erfüllt. 
Jugendgefährdende Inhalte oder sonst 
unzulässige Angebote im Sinne des § 4 
JMStV, wie z.B. pornografische Darstel-
lungen, sind hiervon nicht erfasst.

Im Februar 2012 hat die Kommission 
für Jugendmedienschutz (KJM) zwei 
Jugendschutzprogramme gemäß § 11 
Abs. 2 JMStV für fünf Jahre anerkannt 
(die Software jugendschutzprogramm.de 
des Vereins JusProg sowie einen von der 

Deutschen Telekom entwickelten Filter), 
da beide einen nach Altersstufen differen-
zierten Zugang gemäß § 11 Abs. 3 JMStV 
ermöglichen. Dieser orientiert sich an den 
Altersstufen aus dem Jugendschutzgesetz 
(ab 0, ab 6, ab 12, ab 16 und ab 18 Jahre). 
Die Altersklassifizierung erfolgt mit dem 
hierfür entwickelten Standard „age-de.
xml“. Als Auflage wurde bestimmt, dass 
bis zum 1.6.2013 nur Inhalte bis einschließ-
lich „frei ab 16 Jahren“ für diese Filter 
programmiert werden können. Für Inhalte 
„frei ab 18 Jahren“ sollte zunächst eine 
weitere Entwicklungsphase abgewartet 
werden, bis sich die Schutzwirkung der 
Programme stärker entfaltet. 

Die Anbieter haben aus Sicht der KJM 
die bestehenden Programme inzwischen 
weiterentwickelt. Angekündigt sind u.a. 
spezielle Apps für mobile Endgeräte. Die 
KJM hat daher entschieden, dass ab Juni 
2013 auch Inhalte „frei ab 18 Jahren“ vom 
entsprechenden Anbieter für die genann-
ten Jugendschutzprogramme „gelabelt“ 
werden können. Diese Angebote können 
dann ohne weitere Beschränkung ver-
breitet werden. Die ursprüngliche Auflage 
konnte auch deswegen nicht beibehalten 
werden, weil es hierfür im bestehenden 
JMStV aus dem Jahre 2003 keine gesetz-
liche Grundlage gibt. 

§
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Würden Sie auf mich schießen? 
Lasertag und Jugendschutz – eine Frage der Haltung

Beim Jugendforum NRW im Rahmen der 
diesjährigen Spielemesse gamescom hat die 
AJS zur Diskussion über das Thema Laser-
tag eingeladen. Messebesucher hatten die 
Möglichkeit, mit Spielzeugwaffen auf Schau-
fensterpuppen zu schießen. So entwickelten 
sich zahlreiche Gespräche darüber, wo die 
Grenzen eines Spiels liegen, in dem Waffen 
aufeinander gerichtet werden. 

Derzeit öffnen immer mehr solcher Laser-
tag-Spielstätten in Deutschland ihre Pforten. 
Dabei gibt es keine einheitliche Regelung, 
ab welchem Alter der Zugang zu Lasertag-
Hallen erlaubt ist. Mancherorts gibt es keine 
Altersbeschränkung, andere Hallen dürfen 
Minderjährige ab zwölf ohne Begleitung der 
Eltern besuchen. Dann gibt es Spielstätten, 
bei denen Zwölfjährige nur in Begleitung der 
Eltern spielen können, oder solche, in denen 
erst ab 16 oder 18 gespielt werden darf. Diese 
Unterschiedlichkeit liegt zum einen an den 
verschiedenen Angeboten von Laserspielen. 
So gibt es Anbieter, die bei der Ausrüstung 
und Dekoration bewusst eine Nähe zum 
Krieg suchen und von „Waffen“ sprechen – 
andere untersagen das Tragen militärischer 
Kleidung und sprechen von Phasern, mit 
denen „markiert“ wird. Die unterschiedlichen 
Altersgrenzen liegen aber auch daran, dass 
Lasertag-Angebote auf kommunaler Ebene 
von den Jugendämtern unterschiedlich be-
wertet werden. 

Verstoß gegen die Menschenwürde?
Der Europäische Gerichtshof  bewertete 

2005 die Spielvariante Laserdrome noch als 
grundsätzlich mit der Menschenwürde unver-
einbar. Hat sich unser gesellschaftliches Ver-

ständnis inzwischen geändert? Oder machen 
neue Spielvarianten eine andere Bewertung 
erforderlich? Mit der gemeinsamen Aktion 
von AJS und Stadt Köln auf der gamescom 
wurden Messebesucher eingeladen, sich an 
dieser Diskussion zu beteiligen. Im Laufe 
der fünf Messetage haben sich 241 Personen 
an einer Umfrage zur Altersfreigabe von 
Lasertag beteiligt. Einige von ihnen haben 
sich auch auf einer Meinungswand verewigt 
(siehe Zitate in den Kästen). 

Ergebnisse der Lasertag-Umfrage 
Von den 241 Teilnehmenden der Umfrage 

sind 76 Prozent männlich. Fast die Hälfte ist 
unter 18 Jahren und mehr als 80 Prozent nicht 

älter als 25 Jahre. Die Gruppe der 14-Jäh-
rigen ist mit 27 Teilnehmenden absolut am 
häufigsten vertreten. Das Durchschnittsalter 
der Befragten liegt dennoch bei 20,29 Jahren, 
was von den 16 Teilnehmenden herrührt, die 
über 36 Jahre alt waren. 28,6 Prozent der 
Befragten sprechen sich für eine Altersgrenze 
von Lasertag-Angeboten ab 12 Jahren aus, 
21,2 Prozent wollen eine Altersgrenze ab 16 
Jahren, 16,6 Prozent ab 14 Jahren und 10,8 
Prozent ab 18 Jahren. Die durchschnittliche 
Altersempfehlung liegt bei 13,4 Jahren.

Insgesamt sprechen sich nur knapp 15 Pro-
zent der Befragten für eine Altersgrenze von 
unter zwölf Jahren aus. Mehr als die Hälfte 
(53,8 Prozent) plädiert für eine Altersgrenze 

Was ist Lasertag?
Beim Lasertag spielen Teilnehmer/ 

-innen gegeneinander und erzielen 
Punkte, indem sie ihre Mitspielenden 
mit Infrarotsignalgebern abtreffen bzw. 
markieren. Die Spieler/-innen tragen 
meist Westen mit Sensorfeldern, welche 
die Treffer registrieren. Lasertag wird 
in der Halle oder draußen gespielt und 
läuft auch unter den Namen Lasergame, 
Laserdrome oder Laserspiel. Je nach 
Anbieter haben die Ausrüstung und das 
Setting einen sehr realen und militanten 
Look oder sind eher futuristisch. 

Altersempfehlungen insgesamt
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von mindestens 14 Jahren – 
ein gutes Drittel fordert eine 
Altersfreigabe von 16, 17 
oder 18 Jahren. 

Zudem ergab sich in der 
Befragung, dass weibliche 
Messebesucherinnen ten-
denziell eine höhere Al-
tersgrenze fordern als 
männliche Teilnehmer. So wünscht sich 
fast die Hälfte der weiblichen Befragten eine 
Altersgrenze ab 16 bzw. 18 Jahren, bei den 
männlichen Befragten sprechen sich dafür 
nur gut ein Viertel aus. Eine ähnliche Tendenz 
ergibt sich mit Blick auf das Alter der Inter-
viewpartner: Hier steigt die Altersempfehlung 
mit steigendem Alter der Befragten an, d. h. 
je älter die befragten Teilnehmenden sind, 
desto höher ist die empfohlene Altersgrenze.

Fazit gamescom
Die Frage „Würden Sie auf mich schießen?“ 

beantworten die meisten Messebesucher/ 
-innen mit „Ja“. Die aufgestellten Schau-
fensterpuppen bekamen im Laufe der Mes-

Würden Sie auf 
mich schießen?      Nein!
Zitate der Messebesucher:

➲ Es animiert Leute zum Schießen,   
 weil es ja soooo lustig ist.

➲	Es könnte in zu frühem Alter den   
 Kindern Gewalt und Schusswaffen   
 zu verharmlost darstellen.

➲	Ich finde es nicht gut, weil im echten  
 Leben Leute sterben, und mit Waf-  
 fen spielt man nicht!!!!

➲	Grundloses ABKNALLEN! Ab 18!

➲	Hier wird Krieg geübt. Wir brau-  
 chen eine moralische Stimme, die  
 sich dagegen stellt!

➲ Ich schieße lieber auf Zielscheiben.

➲	Ich schieße nicht.

Würden Sie auf 
mich schießen?              Ja!
Zitate der Messebesucher:

➲ Dann müsste man auch Erbsenpisto-
len verbieten.

➲ Es macht viel Spaß, es mit seinen
Freunden zu spielen, solange man 
sich im Klaren darüber ist, dass es 
nur ein Spiel ist.

➲ Es ist keine Gewaltverherrlichung.  
 Man bewegt sich und hat Spaß.

➲ Es ist NUR ein Spiel. Differenziert  
 sich klar von Krieg und echter Ge- 
 walt. Lieber in Spielform ausleben,  
 als wirklich Menschen verletzen.

➲ Früher ist man auch als Kind in   
 den Wald gegangen und hat getan,  
 als wären Stöcker Waffen.

➲ Es fördert Teamdenken, Mann-  
 schaftssport. Es fördert räumliches  
 Denken. 

➲ Kinder spielen seit Ewigkeiten   
 „Cowboy und Indianer“ oder   
 „Räuber und Gendarm“.   
 Lasertag ist lediglich eine   
 modernere / zeitgemäße Variante.

➲ Lieber Licht als Kugeln. 

➲ Es sollte kein Problem darstellen,   
 da es sich um etwas Virtuelles   
 handelt und bei vorhandenem   
 Abstraktionsvermögen eine Unter- 
 scheidung zu Realem besteht.

➲	Es kommt darauf an, wie das Kind  
 ist. Ich finde, wenn die Eltern es ok  
 finden, kann man es machen.

➲ Leute brauchen ein Ventil, besser   
 als in echt.

➲	Voll in Ordnung. Tut ja nicht weh.

setage viele Treffer 
ab. Die Tendenz bei 
den gesammelten Mei-
nungen geht klar in 
die Richtung, dass zwi-
schen Gewalt im Spiel 

und echter Gewalt unter-
schieden werden kann und 
bei Lasertag der Spaß im 
Vordergrund steht. Gleich-
zeitig spricht sich die große 

Mehrheit (ca. 85 Prozent) der befragten 
Messebesucher/-innen für eine Altersgrenze 
für Lasertag-Angebote von mindestens zwölf 
Jahren aus. Dabei überraschen zum Teil auch 
junge Gamer, die nach einer leidenschaft-
lichen Ausführung im Gespräch über den 
problemlosen und kulturell wertvollen Um-
gang mit Waffen im Spiel trotzdem eine relativ
restriktive Altersgrenze von 16 fordern. 

AJS und Stadt Köln bleiben an dem Thema 
Lasertag dran und planen für Anfang 2015 
eine weitere Fachveranstaltung.

Matthias Felling (AJS) / 
Gregor Klom (Medienpädagoge) 

Altersempfehlungen kumuliert
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ein gutes Drittel fordert eine 
Altersfreigabe von 16, 17 
oder 18 Jahren. 
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tersgrenze fordern als 
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Altersgrenze ab 16 bzw. 18 Jahren, bei den 
männlichen Befragten sprechen sich dafür 
nur gut ein Viertel aus. Eine ähnliche Tendenz 
ergibt sich mit Blick auf das Alter der Inter-
viewpartner: Hier steigt die Altersempfehlung 
mit steigendem Alter der Befragten an, d. h. 
je älter die befragten Teilnehmenden sind, 
desto höher ist die empfohlene Altersgrenze.

Fazit gamescom
Die Frage „Würden Sie auf mich schießen?“ 

beantworten die meisten Messebesucher/ 
-innen mit „Ja“. Die aufgestellten Schau-
fensterpuppen bekamen im Laufe der Mes-

Würden Sie auf 
mich schießen?      Nein!
Zitate der Messebesucher:

➲ Es animiert Leute zum Schießen,   
 weil es ja soooo lustig ist.

➲	Es könnte in zu frühem Alter den   
 Kindern Gewalt und Schusswaffen   
 zu verharmlost darstellen.

➲	Ich finde es nicht gut, weil im echten  
 Leben Leute sterben, und mit Waf-  
 fen spielt man nicht!!!!

➲	Grundloses ABKNALLEN! Ab 18!

➲	Hier wird Krieg geübt. Wir brau-  
 chen eine moralische Stimme, die  
 sich dagegen stellt!

➲ Ich schieße lieber auf Zielscheiben.

➲	Ich schieße nicht.

Würden Sie auf 
mich schießen?              Ja!
Zitate der Messebesucher:

➲ Dann müsste man auch Erbsenpisto-
len verbieten.

➲ Es macht viel Spaß, es mit seinen
Freunden zu spielen, solange man 
sich im Klaren darüber ist, dass es 
nur ein Spiel ist.

➲ Es ist keine Gewaltverherrlichung.  
 Man bewegt sich und hat Spaß.

➲ Es ist NUR ein Spiel. Differenziert  
 sich klar von Krieg und echter Ge- 
 walt. Lieber in Spielform ausleben,  
 als wirklich Menschen verletzen.

➲ Früher ist man auch als Kind in   
 den Wald gegangen und hat getan,  
 als wären Stöcker Waffen.

➲ Es fördert Teamdenken, Mann-  
 schaftssport. Es fördert räumliches  
 Denken. 

➲ Kinder spielen seit Ewigkeiten   
 „Cowboy und Indianer“ oder   
 „Räuber und Gendarm“.   
 Lasertag ist lediglich eine   
 modernere / zeitgemäße Variante.

➲ Lieber Licht als Kugeln. 

➲ Es sollte kein Problem darstellen,   
 da es sich um etwas Virtuelles   
 handelt und bei vorhandenem   
 Abstraktionsvermögen eine Unter- 
 scheidung zu Realem besteht.

➲	Es kommt darauf an, wie das Kind  
 ist. Ich finde, wenn die Eltern es ok  
 finden, kann man es machen.

➲ Leute brauchen ein Ventil, besser   
 als in echt.

➲	Voll in Ordnung. Tut ja nicht weh.

setage viele Treffer 
ab. Die Tendenz bei 
den gesammelten Mei-
nungen geht klar in 
die Richtung, dass zwi-
schen Gewalt im Spiel 

und echter Gewalt unter-
schieden werden kann und 
bei Lasertag der Spaß im 
Vordergrund steht. Gleich-
zeitig spricht sich die große 

Mehrheit (ca. 85 Prozent) der befragten 
Messebesucher/-innen für eine Altersgrenze 
für Lasertag-Angebote von mindestens zwölf 
Jahren aus. Dabei überraschen zum Teil auch 
junge Gamer, die nach einer leidenschaft-
lichen Ausführung im Gespräch über den 
problemlosen und kulturell wertvollen Um-
gang mit Waffen im Spiel trotzdem eine relativ
restriktive Altersgrenze von 16 fordern. 

AJS und Stadt Köln bleiben an dem Thema 
Lasertag dran und planen für Anfang 2015 
eine weitere Fachveranstaltung.

Matthias Felling (AJS) / 
Gregor Klom (Medienpädagoge) 

Altersempfehlungen kumuliert
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modifiziert, vor allem den „spielerischen“ Charakter 
der Abläufe betont und den kämpferischen Aspekt, 
zumal die Simulation von Tötungen und Verletzungen, 
in den Hintergrund treten lassen. Auch wenn dadurch 
wohl kein Verstoß mehr gegen die Menschenwürde 
vorhanden sein dürfte, lässt sich in vielen Fällen eine 
jugendgefährdende Wirkung nicht leugnen. Diese wird 
in der Regel vorliegen, wenn der Spielbetrieb so gestal-
tet ist, dass die Teilnehmenden in einem realistisch 
anmutenden kriegsähnlichem Umfeld mit „Waffen“ 
aufeinander schießen. Häufig wird deshalb der Ruf 
nach Altersgrenzen für Lasertag laut, um Kinder und Ju-
gendliche vor diesen negativen Einflüssen zu schützen. 

Ordnungsrahmen
Bau- und Gewerberecht

Baurechtlich werden Lasertag-Anlagen in Deutsch-
land zumeist als Sportstätten angesehen. Grundsätzlich 
ist der Betrieb einer Lasertag-Anlage in einem Indus-
triegebiet erlaubt. Vom Bauaufsichtsamt wird geprüft, 
ob eine bauplanrechtliche Angelegenheit vorliegt, z.B. 
ob die Anlage sowie die Nutzungsanwendung in das 
Umfeld passen. Dies können Kommunen individuell 
regeln. Hierzu muss der Antragsteller einen Bauantrag 
einreichen mit entsprechender Betriebsbeschreibung 
für gewerbliche Anlagen. 

Zum gewerblichen Betrieb einer Lasertag-Anlage 
benötigt der Anbieter keine besondere gewerberecht-
liche Erlaubnis, insbesondere wird dabei nicht die Ju-
gendschutzrelevanz der Angebote geprüft. Erforderlich 
ist eine Gewerbeanmeldung bei der Gewerbemeldestel-
le nach § 14 Gewerbeordnung. Lasertag-Anlagen sind 
von ihrem üblichen Gepräge her nicht als Spielhallen 
im Sinne des § 33i GewO einzuordnen.

Altersgrenzen nach dem Jugendschutzgesetz

Altersgrenzen für Lasertag-Angebote können 
behördlich angeordnet oder mit den Betreibern der 
Anlagen auf freiwilliger Basis vereinbart werden. Seriös 
kommerziell agierende Veranstalter treten zumeist 
offen an die Kommunen heran und treffen in Abspra-
che mit diesen freiwillige Vereinbarungen. Kommt es 
nicht zu einem solchen Kontakt, findet nach erfolgter 
Gewerbeanzeige eine tatsächliche Bewertung der 
Jugendschutzrelevanz nur im Rahmen der ordnungs-
dienstlichen Überwachung statt, also nur im Einzelfall. 

Ordnungsrechtlich kann der Zugang zu Lasertag-
Angeboten nach § 7 JuSchG mit Altersbegrenzungen, 
Zeitbegrenzungen oder anderen Auflagen versehen 
werden.

Lasertag - Ein Fall für den Jugendschutz?
Viele Kommunen diskutieren eine Altersregelung

Das Grundprinzip von Lasertag ist einfach: 
Spieler versuchen auf einem halbdunklen, teil-
weise auch vernebelten Spielfeld ihre Gegner mit-

hilfe eines Zielgerätes, das mit unschädlichem 
Infrarotlicht ausgestattet ist, am Oberkörper zu 

treffen bzw. zu markieren. Jeder trägt eine 
spezielle Weste mit Sensoren, die Treffer 

signalisieren. In Deutschland bieten 
verschiedene Betreiber (z.B. Lasergame, 

Laserspiel oder LaserTag) Spielmöglich-
keiten nach diesem Prinzip an. 

Eine einheitliche Altersregelung für Min-
derjährige bei Lasertag-Spielvarianten gibt es 
bislang nicht. Da die Angebote unterschiedlich 

ausgerichtet sind, erscheinen pauschale Alters-
grenzen auch nicht sachgerecht. Vielmehr wird im 
Einzelfall zu prüfen sein, inwieweit von dem konkreten 
Angebot eine Jugendschutzgefährdung ausgeht. Die für 
den Kinder- und Jugendschutz zuständigen örtlichen 
Behörden stehen daher oft vor der Frage, nach welchen 
Kriterien sie Lasertag-Angebote beurteilen sollen. Die 
folgenden Ausführungen sind hier als Orientierungshilfe 
für alle Beteiligten (Lasertag-Betreiber, Jugend- und 
Ordnungsämter, Zielgruppe Eltern, Kinder und Ju-
gendliche) gedacht.

Spaß oder Kriegspiel
Bei der Diskussion um mögliche Gefahren von La-

sertag spielen moralische Aspekte eine große Rolle. Für 
die Fans und Organisatoren ist Lasertag ein harmloser 
Sport mit hohem Spaßfaktor. Für viele Eltern und Pä-
dagogen ist es dagegen ein kriegerisches Angriffsspiel. 

Angebote, bei denen die Tötung oder Verletzung 
von Mitspielenden unter Einsatz von Schusswaffen 
simuliert werden, wurden in der Vergangenheit wie-
derholt nicht nur unter Jugendschutzgesichtspunk-
ten, sondern auch unter dem Aspekt eines Verstoßes 
gegen die im Grundgesetz garantierte Menschenwürde 
problematisiert (Vgl. Laserdrome-Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 13.12.2006  /Az. 6 C 17/06). Ver-
neint wurde ein Verstoß gegen die Menschenwürde bei 
vergleichbaren Angeboten dann, wenn sich die Spieler 
beim Wettkampf chancengleich gegenüberstehen, der 
Gegenspieler nicht gleichsam zur bloßen Zielscheibe 
herabgewürdigt wird und sich die  – auflagengemäß er-
wachsenen – Akteure freiwillig und eigenverantwortlich 
in das ihnen bekannte Spielszenario begeben haben 
(Vgl. Paintball-Urteil des Bayrischen Verfassungsge-
richtshofs vom 21.11.2012 / Az. 15 BV 09.2719).

Als Reaktion auf ergangene Gerichtsentschei-
dungen haben Lasertag-Anbieter die Spielgestaltung 
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Merkblatt Lasertag
Die AJS NRW e.V. hat 

gemeinsam mit der Stadt 
Köln auf der gamescom 
2014 die Diskussion zum 
Thema Lasertag begon-
nen. Am 24. März 2015 
fand ein Fachtag zum 
Thema statt (veranstaltet 
von AJS NRW, Stadt Köln 
und LVR; in Kooperation 
mit fjmk und Jugend-
presse Rheinland). In 
verschiedenen Work-
shops wurde an Krite-
rien zur Bewertung von 
Lasertag-Angeboten ge-
arbeitet. Die Ergebnisse 
des Fachtags sind in ein 
AJS-Merkblatt eingeflos-
sen (zu finden auf www.
ajs.nrw.de). Die zentralen 
Aspekte werden hier wie-
dergegeben.
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möglich zu erreichen.  Begrenzt wird der Spielverlauf 
durch ein festgelegtes Zeit- oder Fraglimit. 

Bei der Bewertung von Angeboten sollte zunächst 
die Hintergrundgeschichte und die damit verbundene 
äußere Gestaltung der Lasertag-Halle, dann auch die 
Ausstattung und die Einordnung durch das Personal 
betrachtet werden. 

Findet das Angebot z. B. in einem militärischen 
Setting statt, oder herrscht eine abstrakte und futuri-
stische Ausgestaltung der Halle vor? Falls die Spieler 
militärische Uniformen tragen und die Spielgeräte rea-
listischen Waffen nachempfunden sind, liegt beispiels-
weise eine Alterseinstufung ab 18 nahe. Wohingegen 
eine eher abstrakte Spielausrüstung für eine Einstufung 
ab 12 Jahren sprechen kann.  

Vergleich mit Alterskriterien USK

Die Alterskriterien der USK können nicht im Ganzen 
zur Bewertung von Lasertag-Angeboten herangezogen 
werden. Sinnvoll erscheinen Bezüge zu den USK-Krite-
rien aus den Bereichen „Spielauftrag“ und „Setting“. 
Was gibt es für Gameplay-Spielaufgaben? Wie sieht das 
Belohnungssystem aus? Welche visuelle und akustische 
Umsetzung hat die Spielidee? Wie realistisch ist das Set-
ting? Spielt Gewalt eine zentrale Rolle? Wie steht es um 
Jugendaffinität und Identifikationspotenzial? Richten 
sich Werbung und Ansprache vornehmlich an Kinder 
und Jugendliche? Auch die USK-Kriterien können nur 
eine Anregung zur Beurteilung von Lasertag bieten. 
Wie bei Computerspielen muss jede Anlage individuell 
beurteilt werden. 

Maßnahmen nach Gefahreinschätzung

Ordnungsbehörden sollten Lasertag-Angebote je-
weils Individuell und mit einer Ortsbesichtigung prüfen. 
Hilfreich ist auch, das Gespräch mit dem Anbieter zu 
suchen und eine mögliche Zusammenarbeit auszuloten. 

Denkbare Schutzmaßnahmen, die vereinbart 
werden können: 
■ Klares Regelwerk des Anbieters
■ Konzeption im Einklang mit dem Jugendschutzgesetz
■ Einschränkungen im Sinne einer Altersgrenze auf 

der Grundlage des § 7 JuSchG
■ Überprüfung von Ausstattung / Equipment hinsicht-

lich technischer, gesundheitlicher und ethischer 
Aspekte

■ Aufsicht durch geschulte Mitarbeiter/-innen hinsich-
 lich Jugendschutz 
■ Einverständniserklärung der Eltern, eventuell zusätz-

liche Begleitung durch Erwachsene und „Muttizettel“
Matthias Felling und  
Britta Schülke (beide AJS)
felling@mail.ajs.nrw.de
schuelke@mail.ajs.nrw.de
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Jugendschutzgesetz
§ 7 Jugendgefährdende Veranstaltungen 
und Betriebe

Geht von einer öffentlichen Veranstaltung oder 
einem Gewerbebetrieb eine Gefährdung für das 
körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kin-
dern oder Jugendlichen aus, so kann die zuständige 
Behörde anordnen, dass der Veranstalter oder Ge-
werbetreibende Kindern und Jugendlichen die An-
wesenheit nicht gestatten darf. Die Anordnung kann 
Altersbegrenzungen, Zeitbegrenzungen oder andere 
Auflagen enthalten, wenn dadurch die Gefährdung 
ausgeschlossen oder wesentlich gemindert wird.

Gefährdungslagen?
Eine von einem Gewerbebetrieb ausgehende Ge-

fährdung von Kindern und Jugendlichen im Sinne der 
Vorschrift ist anzunehmen, wenn bei ungehindertem, 
objektiv zu erwartendem Geschehensablauf in abseh-
barer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die 
körperliche Unversehrtheit  oder z. B. die psychische 
Konstitution Schaden nehmen wird. Ein Verbot für Kin-
der und Jugendliche dürfte nur bei Gefährdungslagen 
von einigem Gewicht in Betracht kommen. Ansonsten 
sollte bei Bejahung einer Gefährdungslage mit Al-
tersbegrenzungen gearbeitet werden. Anordnungen 
der zuständigen örtlichen Ordnungsbehörden stehen 
demnach in deren Ermessen und unterliegen dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

Die fachliche Bewertung und Begründung einer 
entsprechenden Gefährdungslage für Kinder und Ju-
gendliche durch die konkrete Lastertag-Anlage wird 
üblicherweise von der Ordnungsbehörde beim zustän-
digen Jugendamt / erzieherischer Kinder- und Jugend-
schutz angefragt. In der Praxis bereitet den Ordnungs-
behörden häufig die Einschätzung, inwieweit eine für 
eine Altersbegrenzung erforderliche Gefahrenlage für 
Kinder und Jugendliche besteht, Schwierigkeiten. 

Kriterien zur Bewertung von Angeboten
Setting 

Besonders wichtig für den Grad der Identifikation 
der Spielenden mit Lasertag ist das Setting. Lasertag 
gibt es in unterschiedlichen Ausführungen hinsichtlich 
Konzept, Regelwerk und Ausstattung. Einige bieten 
abstrakte Science Fiction-Versionen mit aufwendigen 
farbenintensiven Lichtkonstruktionen mit Spielformen 
wie „teamplay“, „capture the flag“ und „central flag“ 
an. Andere legen den Schwerpunkt noch mehr auf 
sportliche oder strategische Aspekte und wieder andere 
werben bewusst mit einer ausgesprochen martialisch 
anmutenden Ausrüstung mit kriegerischen Szenen und 
sind auch in Einzelspieler-Spielform auf dem Markt.

Laut Aussagen der Lasertag-Betreiber in Deutsch-
land gibt es im überwiegenden Teil der Arenen (90 Pro-
zent) keine Hintergrundgeschichte. Das dominierende 
Setting ist der Spielmodus „Deathmatch“ mit dem 
Spielziel, durch das Schießen auf andere Spieler so viele 
(Treffer-)Punkte – sogenannte Frags oder Kills – wie 
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Amtsgericht Bad Hersfeld: Löschung von WhatsApp!
Müssen Eltern regelmäßig die Handys ihrer Kinder kontrollieren?

6 3/2016FORUM

Amtsgericht Bad Hersfeld Beschluss v. 22.07.2016 F 361/16 EASO

eine Gefahr für die Entwicklung und Privatsphäre 
darstellen.

l Eltern sollen regelmäßig mit ihren Kindern 
klärende Gespräche zu allen Themen des Medien-
bereichs führen und in hinreichenden Abständen 
gemeinsam mit dem Kind Einsicht in die elektro-
nischen Geräte nehmen, wenn es Anlass zur Sorge 
gibt, dass kein verantwortungsvoller Umgang mit 
dem Handy stattfindet. 

Zur Begründung führte das Gericht aus, dass 
Eltern ihre Schutzfunktion auch in der digitalen 
Welt ausüben müssen. Kinder bewegen sich online 
oftmals recht unbedarft, daher sollten Eltern den 
Zugang und die Nutzung der digitalen Welt ihrer 
Kinder begleiten. 

Regelmäßige Besprechungen im Umgang mit den 
digitalen Geräten dienen dazu, frühzeitig Probleme 
aufzudecken, auf Gefahren aufmerksam zu ma-
chen und so die Medienkompetenz zu stärken. Die 
Eltern sollen deshalb – im Beisein des Kindes – die 
Geräte überwachen.  Digitale Geräte sind nach An-
sicht des Gerichts kein Spielzeug. Die Intensität der 
Nachschau kann dem Alter und der geistigen Reife 
angepasst werden. Wörtlich führt das Gericht aus: 

„Hiernach besteht nach hiesiger gerichtlicher Über-
zeugung kein vernünftiger Grund, nicht auch den 
Eltern grundsätzlich und zuvorderst zu gewähren, 
die auch gegenüber anderen Personen durch den 
Minderjährigen vielfältig veröffentlichten Inhalte 
durchzusehen, dies stets mit dem Ziel, die Kinder in 
allen Fällen adäquat zu schützen. […] Im Ergebnis 
müssen Eltern daher wissen, was ihre Kinder in 
ihrem digitalen Umfeld tun und sich anschauen.“   

Das Familiengericht in Bad Hersfeld hat einem Va-
ter, der seiner Kindessorge nicht hinreichend nach-
kam, verschiedene Auflagen zur Handynutzung 
seiner Tochter auferlegt (§ 1666 BGB). Die Tochter 
war wiederholt aus dem privaten Umfeld des 
Vaters über WhatsApp sexuell belästigt worden. 

Erstmals hat ein Gericht einen richtungsweisenden Beschluss zum Thema sexuelle Belästigung über WhatsApp 
gefasst und ausführlich erläutert. Dabei bewertet das Amtsgericht Bad Hersfeld die Nutzung von Messenger-
diensten von Kindern unter 16 Jahren und die elterliche Sorgepflicht auch im Kontext der Nutzung digitaler 
Medien. Neben dem Katalog an Auflagen für den Vater des belästigten Mädchens ist festzuhalten, dass auch 
ein strafrechtliches Verfahren gegen den Täter eingeleitet ist.

Bei dem Beschluss handelt es sich um eine Einzelfall-
entscheidung, die für andere Familien nicht verbind-
lich ist. Gleichwohl kann die ausführliche Entscheidung 
des Gerichtes durchaus als Appell an alle Eltern ver-
standen werden, ihre Kinder mit den neuen Medien 
nicht alleine zu lassen. Die gesetzlich verankerte 
Kindessorge hat sich nicht nur auf die grundlegenden 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes 

oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder 

nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familienge-

richt die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr 

erforderlich sind.

Unter anderem legte das Gericht fest: 

l Die Eltern haben dafür Sorge zu tragen, dass 
ein Kontakt des Kindes zu dem Täter nicht mehr 
stattfindet, weder im physisch-realen noch im 
virtuellen Bereich.

l Kann eine mögliche Kontaktaufnahme über das 
Smartphone nicht sicher unterbunden werden, 
weil der verwendete Messengerdienst (WhatsApp) 
automatisch Telefonnummern verknüpft, so ist der 
Dienst zu löschen. Die Löschung muss durch Han-
dykontrollen seitens der Eltern laufend aufrecht 
erhalten werden.

l Das Gericht vertritt die Auffassung, dass Whats-
App durch die zwangsweise Datenvernetzung 
grundsätzlich für Kinder und Jugendliche unter 
16 Jahren nicht geeignet ist. Der Dienst kann 

Bedürfnisse auszurichten (Essen, Kleidung, ärztliche 
Versorgung, Unterkunft), sondern ist umfassend zu 
verstehen. Internet und Mediennutzung sind heute 
fester Bestandteil des alltäglichen Lebens, gerade 
bei Kindern und Jugendlichen. Hier setzt das Gericht 
an, es verdeutlicht, dass die Vermittlung von Medien-
kompetenz an Priorität zugelegt hat. Ein sorgsamer 
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eine Gefahr für die Entwicklung und Privatsphäre 
darstellen.

l Eltern sollen regelmäßig mit ihren Kindern 
klärende Gespräche zu allen Themen des Medien-
bereichs führen und in hinreichenden Abständen 
gemeinsam mit dem Kind Einsicht in die elektro-
nischen Geräte nehmen, wenn es Anlass zur Sorge 
gibt, dass kein verantwortungsvoller Umgang mit 
dem Handy stattfindet. 

Zur Begründung führte das Gericht aus, dass 
Eltern ihre Schutzfunktion auch in der digitalen 
Welt ausüben müssen. Kinder bewegen sich online 
oftmals recht unbedarft, daher sollten Eltern den 
Zugang und die Nutzung der digitalen Welt ihrer 
Kinder begleiten. 

Regelmäßige Besprechungen im Umgang mit den 
digitalen Geräten dienen dazu, frühzeitig Probleme 
aufzudecken, auf Gefahren aufmerksam zu ma-
chen und so die Medienkompetenz zu stärken. Die 
Eltern sollen deshalb – im Beisein des Kindes – die 
Geräte überwachen.  Digitale Geräte sind nach An-
sicht des Gerichts kein Spielzeug. Die Intensität der 
Nachschau kann dem Alter und der geistigen Reife 
angepasst werden. Wörtlich führt das Gericht aus: 

„Hiernach besteht nach hiesiger gerichtlicher Über-
zeugung kein vernünftiger Grund, nicht auch den 
Eltern grundsätzlich und zuvorderst zu gewähren, 
die auch gegenüber anderen Personen durch den 
Minderjährigen vielfältig veröffentlichten Inhalte 
durchzusehen, dies stets mit dem Ziel, die Kinder in 
allen Fällen adäquat zu schützen. […] Im Ergebnis 
müssen Eltern daher wissen, was ihre Kinder in 
ihrem digitalen Umfeld tun und sich anschauen.“   

Das Familiengericht in Bad Hersfeld hat einem Va-
ter, der seiner Kindessorge nicht hinreichend nach-
kam, verschiedene Auflagen zur Handynutzung 
seiner Tochter auferlegt (§ 1666 BGB). Die Tochter 
war wiederholt aus dem privaten Umfeld des 
Vaters über WhatsApp sexuell belästigt worden. 

Erstmals hat ein Gericht einen richtungsweisenden Beschluss zum Thema sexuelle Belästigung über WhatsApp 
gefasst und ausführlich erläutert. Dabei bewertet das Amtsgericht Bad Hersfeld die Nutzung von Messenger-
diensten von Kindern unter 16 Jahren und die elterliche Sorgepflicht auch im Kontext der Nutzung digitaler 
Medien. Neben dem Katalog an Auflagen für den Vater des belästigten Mädchens ist festzuhalten, dass auch 
ein strafrechtliches Verfahren gegen den Täter eingeleitet ist.

Bei dem Beschluss handelt es sich um eine Einzelfall-
entscheidung, die für andere Familien nicht verbind-
lich ist. Gleichwohl kann die ausführliche Entscheidung 
des Gerichtes durchaus als Appell an alle Eltern ver-
standen werden, ihre Kinder mit den neuen Medien 
nicht alleine zu lassen. Die gesetzlich verankerte 
Kindessorge hat sich nicht nur auf die grundlegenden 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls

(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes 

oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder 

nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familienge-

richt die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr 

erforderlich sind.

Unter anderem legte das Gericht fest: 

l Die Eltern haben dafür Sorge zu tragen, dass 
ein Kontakt des Kindes zu dem Täter nicht mehr 
stattfindet, weder im physisch-realen noch im 
virtuellen Bereich.

l Kann eine mögliche Kontaktaufnahme über das 
Smartphone nicht sicher unterbunden werden, 
weil der verwendete Messengerdienst (WhatsApp) 
automatisch Telefonnummern verknüpft, so ist der 
Dienst zu löschen. Die Löschung muss durch Han-
dykontrollen seitens der Eltern laufend aufrecht 
erhalten werden.

l Das Gericht vertritt die Auffassung, dass Whats-
App durch die zwangsweise Datenvernetzung 
grundsätzlich für Kinder und Jugendliche unter 
16 Jahren nicht geeignet ist. Der Dienst kann 

Bedürfnisse auszurichten (Essen, Kleidung, ärztliche 
Versorgung, Unterkunft), sondern ist umfassend zu 
verstehen. Internet und Mediennutzung sind heute 
fester Bestandteil des alltäglichen Lebens, gerade 
bei Kindern und Jugendlichen. Hier setzt das Gericht 
an, es verdeutlicht, dass die Vermittlung von Medien-
kompetenz an Priorität zugelegt hat. Ein sorgsamer 
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In den Medien traf der Beschluss 
auf große Resonanz. Kritisiert 

wird vor allem, dass das betrof-
fene Mädchen „abgestraft“ wird, 
indem der WhatsApp Dienst zu 

löschen ist, anstatt es vor Über-
griffen durch den Täter zu schüt-
zen, „dann dürfe man auch nicht 

mehr vor die Tür gehen“ heißt es. 
Tatsächlich, über die Sinnhaftigkeit 
dieser Auflage als effektiver Schutz 

vor Belästigung lässt sich streiten. 
Von einem sozialen Ausschluss ist 
sogar die Rede. Und die Auflagen 

werfen Fragen auf. WhatsApp ist laut 
den Nutzungsbedingungen erst ab 16 
Jahren freigegeben. Faktisch kommu-

nizieren bereits Zweitklässler mit dem 
Messengerdienst… 

Es ist ein schmaler Grat zwischen Selbst-
bestimmung und Schutz des Kindes. Wie 

sieht es mit der Privatsphäre der Kinder 
aus bei Handykontrollen? Kollidieren die 
Kontrollpflichten womöglich mit dem 

Persönlichkeitsrecht des Kindes? Haben 
Kinder kein Recht auf vertrauliche Kom-
munikation? Vertrauen ist gut, Kontrolle 

ist besser? Wird nicht über das Ziel hinausge-
schossen? Wie soll das praktisch umgesetzt wer-

den? Für Eltern ist das nicht leicht. Aus erzieherischer 
Sicht kann es nicht nur um Kontrolle gehen, sondern 
vielmehr um Aufklärung, Beziehung und Vertrauen. 
Was als Auftrag für die Eltern bleibt: Für ihre Kinder 
zu sorgen und sie vor Gefahren zu schützen und sie 
gleichzeitig zu starken Persönlichkeiten zu erziehen.

Umgang mit Medien in einer sich verändernden Welt 
muss gelehrt werden, um Kinder zu stärken und zu 
eigenverantwortlichen Persönlichkeiten zu erziehen. 
„Schaut hin“ ist der Aufruf, den das Gericht allen Eltern 
mitgeben möchte. Dabei sollen sie nicht alleine gelas-
sen werden, es gibt vielfältige Angebote an Eltern, sich 
unterstützen zu lassen und fortzubilden.

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)§ 1626 Elterliche Sorge, Grundsätze(1) Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, für das minderjährige 
Kind zu sorgen (elterliche Sorge). Die elterliche Sorge umfasst die 
Sorge für die Person des Kindes (Personensorge) und das Vermögen 
des Kindes (Vermögenssorge).
(2) Bei der Pflege und Erziehung berücksichtigen die Eltern die 
wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes zu 
selbständigem verantwortungsbewusstem Handeln. Sie besprechen 
mit dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt 
ist, Fragen der elterlichen Sorge und streben Einvernehmen an.
(3) Zum Wohl des Kindes gehört in der Regel der Umgang mit beiden 
Elternteilen. Gleiches gilt für den Umgang mit anderen Personen, zu 
denen das Kind Bindungen besitzt, wenn ihre Aufrechterhaltung für 
seine Entwicklung förderlich ist.

§ 1631 Inhalt und Grenzen der Personensorge(1) Die Personensorge umfasst insbesondere die Pflicht und das 
Recht, das Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen 
Aufenthalt zu bestimmen.
(2) Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche 
Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende 
Maßnahmen sind unzulässig.
(3) Das Familiengericht hat die Eltern auf Antrag bei der Ausübung 
der Personensorge in geeigneten Fällen zu unterstützen.
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Die zwei Ohrfeigen, die ein

Baden-Württembergischer

Staatsminister seinem politi-

schen Widersacher verpasst

hat, mögen in der heutigen

Welt des wohltemperierten

Talkshowgebells wie ein Rück-

fall in die Barbarei erscheinen.

Doch sind sie ein Ausdruck von

Zivilisiertheit. Es hat schließ-

lich Zeiten gegeben, in denen

mangelnde Loyalität mit

Schwerthieben bestraft wurde.

Denn die Ohrfeige ist eine re-

lativ harmlose Form der Ge-

walt – verglichen etwa mit dem

Fausthieb. Man sieht das auch

daran, dass sie bis vor kurzem

11

ISSN
0174/4968

IMPRESSUM
Herausgeber:
Arbeitsgemeinschaft
Kinder- und Jugendschutz (AJS)
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e. V.
Poststraße 15-23, 50676 Köln
Tel.: (02 21) 92 13 92-0,
Fax: (02 21) 92 13 92-20
e-mail: info@mail.ajs.nrw.de
http://www.ajs.nrw.de
mit Förderung des Ministeriums für Schule,
Jugend und Kinder aus Mitteln des Landes NRW

Vorsitzender: Jürgen Jentsch MdL (Gütersloh)

Stellvertreter(innen):
Prof. Dr. Karla Etschenberg (Einzelmitglied)
Prof. Dr. Wilfried Ferchhoff
(Ev. Arbeitskreis Kinder- u. Jugendschutz NRW)
Wilhelm Müller (Landesjugendring)
Prof. Dr. Joachim Faulde (Kath. Landesarbeits-
gemeinschaft Kinder- u. Jugendschutz NRW)
Michael Schöttle (Arbeiterwohlfahrt)
Gabriele Surek (Diakonisches Werk)
Ulrike Werthmanns-Reppekus
(Der Paritätische NRW)

Kooptiert in den Vorstand:
Vertreter(in) vom Ministerium für Schule,
Jugend und Kinder NRW

Redaktion: Jan Lieven, Gf.: 92 13 92-19
Redaktionsmitarbeit: (Telefondurchwahl)
N.N.(-16), Carmen Trenz (-18),
Sebastian Gutknecht (-15), Gisela Braun (-17),
N.N. (-14), Dr. Stefan Schlang (-12)

Erscheinungsweise:  vierteljährlich

Verlag/Anzeigenverwaltung/Herstellung:
DREI-W-VERLAG GmbH
Postfach 18 51 26, 45201 Essen
Anzeigen: Markus Kämpfer
Tel.: (0 20 54) 51 19, Fax: (0 20 54) 37 40
e-mail: info@drei-w-verlag.de
http://www.drei-w-verlag.de
Bezugspreis:
3 Euro pro Ausgabe, Jahresabonnement 12 Euro

Namentlich gekennzeichnete Beiträge
geben nicht immer die Meinung des
Herausgebers wieder.
Das AJS FORUM wird vom Deutschen Zentralin-
stitut für soziale Fragen (dzi) regelmäßig doku-
mentiert und erscheint als Quellennachweis auf
der Datenbank SoLit (CD-Rom)

Harmlos
ein alltägliches Mittel der

Kindererziehung war.

Die Ohrfeige ist also gar

kein richtiger Schlag. Sie ist

eher ein Ritual als ein wirk-

sames Mittel im Kampf. Sie

verletzt mehr die Ehre als den

Körper. Das erklärt ihre gro-

ße zeremonielle Bedeutung:

Als Zeichen der Herrschafts-

ausübung spielte sie eine Rol-

le bei der Einsetzung von Her-

zögen, bei der Firmung, im

Handwerksbrauch, im Hoch-

zeitsritual und beim Ritter-

schlag.

Gerade wegen dieser ritu-

ellen Kraft ist die Ohrfeige

auch die Waffe der Frauen, die

sich der Zudringlichkeit der

Männer erwehren wollen. Im

Regelkanon intersexueller

Kommunikation war sie das

Nonplusultra der Eskalation,

mit dem die Frau auch den be-

griffsstutzigsten Kraftmeier

bändigen konnte.

Genau deshalb gilt die

Ohrfeige dem echten zivilisa-

tionsfernen Prügelknaben als

weibisch. Für ihn ist die Ohr-

feigenaffäre von Stuttgart nur

ein Zickenkrieg unter Män-

nern.
Matthias Heine / DIE WELT

Mobbing ist unter Kindern und
Jugendlichen weit verbreitet
Experten diskutierten auf einer Tagung in Köln über
professionelle Hilfen für Mobbing-Opfer

Streitereien und Rangeleien
gehören zum Alltag von Kindern
und Jugendlichen. Die meisten
Konflikte können Kinder unter
sich regeln. Wird aber ein Kind
systematisch über längere Zeit
schikaniert und fertig gemacht,
dann ist das „Mobbing“ oder
„Bullying“. Schätzungsweise
zehn Prozent aller Schulkinder
sind betroffen, das sind ein bis
drei Kinder pro Klasse. Damit ist
Mobbing kein Randthema, son-
dern ein verbreitetes Problem.

Eine Tagung zum Thema
„Mobbing unter Kindern und Ju-
gendlichen. Was kann dagegen
getan werden?“ der Arbeitsge-

meinschaft Kinder- und Jugend-
schutz (AJS), Köln, und der Ka-
tholischen Arbeitsgemeinschaft
Kinder- und Jugendschutz, Mün-
ster, am 8. Dezember in Köln ist
auf großes Interesse gestoßen.
200 Fachkräfte hatten sich ange-
meldet. Aus Platzgründen konn-
ten nur 90 Lehrerinnen und Leh-
rer, Fachkräfte aus der Jugendhil-
fe, von Beratungsstellen und der
Polizei berücksichtigt werden.
Wegen des großen Interesses wird
die Tagung am 28. Februar 2005
im Kolpinghaus in Köln wieder-
holt.

Stefan Korn von der Universi-
tät München wies auf „die im-
mense psychische Belastung“ der
betroffenen Kinder hin, aus denen
sie in der Regel ohne Hilfe von
außen nicht herausfinden: „Schul-
verweigerung und körperliche
Beschwerden sind wahrscheinli-
che Folgen“. Deutlich wurde, dass
beim Mobbing nicht nur Täter und
Opfer, sondern die gesamte Grup-
pe – Täter, Anfeuernde, Beobach-
ter u.a. - eine Rolle spielen. Dar-
um kann das Mobbingopfer nur
dann effizient geschützt werden,
wenn die ganze Gruppe/Schul-

klasse in die Anti-Mobbing-Stra-
tegie einbezogen wird.

Beim Mobbing sind die Er-
wachsenen besonders gefordert:
Da die „Opfer“ aus Angst vor
noch mehr Terror und aus Scham
selten über ihre Qualen sprechen,
ist es umso wichtiger, dass Eltern
und Pädagogen aufmerksam sind
und eingreifen. Allerdings sind
diese oft ratlos, und in der Tat
können gut gemeinte, aber falsche
Hilfsangebote die Situation des
betroffenen Kindes verschlim-
mern. Auf der Tagung wurden
deshalb professionelle Anti-Mob-
bing-Strategien vorgestellt. Der
australische Psychologe Christo-
pher Szaday, der in Zürich arbei-
tet, informierte über den „No Bla-
me Support Group Approach“
und der  Polizeibeamte Michael
Heimes aus Viersen über die
„Anti-Bullying-Strategie“ nach
Dan Olweaus.

Weitere Informationen über die
Tagungsergebnisse sind bei der
AJS erhältlich. Anmeldungen für
die Wiederholungstagung sind
ebenfalls an die AJS zu richten.

carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de@@

Internet glaubwürdiger als Radio
Jugendliche empfinden die Ta-

geszeitung als das glaubwürdigste
Medium. Das geht aus einer Studie
des Medienpädagogischen For-
schungsverbundes Südwest hervor.

Demnach gaben von rund 1000
Befragten in der Bundesrepublik
im Alter zwischen 12 und 19 Jah-
ren 42 Prozent an, bei wider-
sprüchlicher Berichterstattung in
verschiedenen Medien am ehesten
der Tageszeitung zu vertrauen. Für
30 Prozent hat das Fernsehen die
höchste Glaubwürdigkeit, für 15
Prozent das Internet und für 12
Prozent das Radio.

Beim persönlichen Medienbe-
sitz ist der Studie zufolge das
Handy Spitzenreiter. Neun von
zehn Jugendlichen gaben an, ein
eigenes Mobiltelefon Handy zu
besitzen, wobei das Versenden
von SMS für sie die wichtigste
Funktion ist.

Etwa zwei Drittel verfügen
über ein Fernsehgerät, 53 Prozent
über einen PC und 28 Prozent über
einen eigenen Internet-Zugang. Der
Anteil der Jugendlichen mit Com-
puter-Erfahrung liegt bei 94 Pro-
zent. 85 Prozent nutzen regelmä-
ßig das Internet.        Chip-online
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Mobbing unter Kindern und Jugendlichen
Ein Überblick über das Phänomen und Hinweise zum Umgang mit Mobbing
Von Carmen Trenz

In fast allen Kindergruppen und Schulklas-
sen gibt es Mädchen und Jungen, die von an-
deren Kindern, von Mitschülern und Mitschü-
lerinnen gehänselt, bedroht, gedemütigt, ge-
schlagen oder sonst misshandelt werden. Wird
ein Kind über einen längeren Zeitraum syste-
matisch schikaniert - ohne dass es sich selber
helfen kann - so ist das „Mobbing“ oder „Bul-
lying“. Gleich ob körperlich oder seelisch
verletzt wird, Mobbing tut weh und die Opfer
leiden sehr darunter.

Jeder Kindergarten, Hort, jede Schule,  Sport-
oder Jugendgruppe muss sich der Tatsache stel-
len, dass Mobbing vorkommt. Mobbing ist eine
Form der Gewalt und darf auf keinen Fall baga-
tellisiert werden. Da die meisten betroffenen
Kinder oder Jugendlichen aus Angst und Scham-
gefühlen niemandem von ihren Qualen erzäh-
len, ist es umso wichtiger, dass die Erwachse-
nen besonders aufmerksam sind und aktiv wer-
den, wenn ein Kind gemobbt wird. Die Opfer
von Mobbing brauchen Hilfe und Unterstützung.
Die Täterinnen und Täter müssen in ihre Schran-
ken gewiesen werden und die Klassenkamera-
den oder Gruppenmitglieder, die die Schikanen
beobachten, müssen zum Eingreifen ermutigt
werden. Gefordert ist Zivilcourage.

Was ist Mobbing?
Es ist normal, dass Kinder untereinander

Konflikte haben und sich streiten. Alltägliche
Streitigkeiten können und sollen Kinder un-
ter sich ausmachen. Auch ist es normal, dass
Kinder miteinander kämpfen und ihre Kräfte
messen. Solange alle Beteiligten damit einver-
standen sind, sind Rangeleien unproblematisch
und kein Anlass, um sich Sorgen zu machen.
Auch gelegentliche Hänseleien werden nicht
als Mobbing bezeichnet. Selbst lang andau-
ernde Auseinandersetzungen sind dann nicht
„Mobbing“, wenn alle Beteiligten die Mög-
lichkeit haben, ihre Konflikte ohne Hilfe von
außen zu beenden.

Etwas anderes ist es, wenn ein Kind oder
Jugendlicher über einen längeren Zeitraum
immer wieder von Klassenkameraden oder
Gruppenmitgliedern systematisch erniedrigt
und fertig gemacht wird, und wenn das betrof-
fene Kind den Feindseligkeiten und Schika-
nen ohnmächtig ausgesetzt ist. Die Demüti-
gungen können in Form  körperlicher Gewalt,
aber auch mit psychischen Mitteln geschehen.

In solchen Fällen spricht man von „Mob-
bing“ (to mob = pöbeln) oder auch von „Bul-
lying“ (to bully = einschüchtern). Beim Mob-
bing handelt es sich nicht um einen Konflikt
zwischen zwei Menschen oder Parteien, son-
dern um einseitig ausgeübte Gewalt.

Neu ist die Bezeichnung „Mobbing“, nicht
aber das Problem. Wahrscheinlich erinnert
sich jeder an Situationen in seiner Schulzeit,
in denen einzelne Klassenkameraden immer
wieder beleidigt, verprügelt oder fertig gemacht
wurden. An Mitschüler, die kaum einer mochte
und die nie gewählt wurden, wenn im Sport
Mannschaftsgruppen gebildet werden sollten.

Wie wird gemobbt?
Einige Beispiele:

1. Mädchen aus Steffis Klasse sagen ständig
schlimme Sachen über ihre Mutter , sie sei
eine „fette Kuh“ oder „die geht auf den
Strich“.

2. Christina wird andauernd wegen ihrer
schicken Sachen verspottet.

3. Sven ist als „Streber“ verschrieen und wird
von allen geschnitten.

4. Andreas wird von einer Gruppe Gleichal-
triger seit Monaten erpresst und mit Prü-
geln bedroht, wenn er nicht regelmäßig
Geld abgibt.

Gemobbt wird auf ganz verschiedene Art
und Weise. Es gibt handgreifliche und seeli-
sche Schikanen: Kinder werden verprügelt,
geschubst, gekniffen, bespuckt, mit Gegen-
ständen beworfen. Man nimmt dem Jugendli-
chen das Handy weg, versteckt seine Schul-
sachen oder macht was kaputt.

Auch bei den seelischen Mißhandlungen
gibt es viele Varianten: Beleidigen, hänseln,
lästern, lächerlich machen, aus der Gruppe
ausschließen, Gerüchte und Lügen verbreiten,
Drohungen, systematisches Drangsalieren mit
SMS-Botschaften, rassistische Beschimpfun-
gen – das sind nur einige der Quälereien, die
betroffene Kinder erleiden müssen.

Mobbing ist immer eine Form der Gewalt.
Meist bleiben die Gewalttätigkeiten unterhalb
der Schwelle zur Straftat – allerdings können
die psychischen Folgen von seelischen Ver-
letzungen manchmal grausamer sein als die
einer Körperverletzung.

Wie läuft Mobbing ab?
Es gibt sicherlich Beispiele, in denen be-

wusst und geplant schikaniert wird. In vielen
Fällen aber ist das Mobbing keine geplante
Aktion. Manchmal entwickelt es sich aus an-
fänglich relativ harmlosen Hänseleien. Ein
Junge oder ein Mädchen wird ausgeguckt und
geärgert, vielleicht weil es anders ist als die
Mehrheit der Gruppe.

Reagiert das angegriffene Kind so, dass sich
der oder die Angreifer stark und überlegen füh-
len und greift niemand sonst ein, fahren sie fort
und oft noch schlimmer als am Anfang. Eine
solche Reaktion des Opfers kann sein, dass das
Kind Angst zeigt, dass es weint, das Mobben
ignoriert und sich nicht wehrt oder aber auf
eine Weise wehrt – sich aufregt, um sich
schlägt, sich aggressiv verhält - die dazu bei-
trägt, dass sich der Angreifer eher noch stär-
ker fühlt. Vielleicht fühlt sich der Mobber un-
terlegen und macht weiter, um sich wieder
mächtig zu fühlen.

Typisch für das Mobben ist die Tatsache,
dass das angegriffene Kind in einer bestimm-
ten Gruppenkonstellation bzw. -situation un-
terlegen ist und sie alleine nicht verändern kann.
Für das einzelne Kind ist es ungeheuer schwer,
aus einer bestimmten Rolle herauszukommen.
Der Wechsel von der „Sonnenseite“ auf die „Op-
ferseite“ kann oft ganz schnell geschehen.

Je länger das Mobben andauert, desto un-
möglicher wird es für das betroffene Kind, sich
alleine aus seiner Opferrolle zu befreien. Bei
vielen Kindern sinkt das Selbstwertgefühl, sie
resignieren.

Oft geht das Mobbing zunächst von einem
Kind aus, andere Kinder schließen sich dem
Anführer an, weil sie an seiner mächtigen Po-
sition teilhaben wollen. Oder sie sehen zumin-
dest zu und sind vielleicht froh, dass es nicht
sie selbst getroffen hat. Wenn sie sich gegen
den Mobber stellen, befürchten manche, selbst
zum Opfer zu werden.

Die Gruppe spielt beim Mobbing eine ganz
zentrale Rolle: Mobbing funktioniert nur dann,
wenn andere wegsehen und nicht helfend ein-
greifen. Darum tragen alle in der Gruppe, auch
die „Dulder“, ganz erheblich zum Mobbing-
geschehen bei.

Erschwerend kommt hinzu, dass bei vielen
Altersgenossen bzw. Mitschülern und manch-
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Mobbing unter Kindern und Jugendlichen
Ein Überblick über das Phänomen und Hinweise zum Umgang mit Mobbing
Von Carmen Trenz

In fast allen Kindergruppen und Schulklas-
sen gibt es Mädchen und Jungen, die von an-
deren Kindern, von Mitschülern und Mitschü-
lerinnen gehänselt, bedroht, gedemütigt, ge-
schlagen oder sonst misshandelt werden. Wird
ein Kind über einen längeren Zeitraum syste-
matisch schikaniert - ohne dass es sich selber
helfen kann - so ist das „Mobbing“ oder „Bul-
lying“. Gleich ob körperlich oder seelisch
verletzt wird, Mobbing tut weh und die Opfer
leiden sehr darunter.

Jeder Kindergarten, Hort, jede Schule,  Sport-
oder Jugendgruppe muss sich der Tatsache stel-
len, dass Mobbing vorkommt. Mobbing ist eine
Form der Gewalt und darf auf keinen Fall baga-
tellisiert werden. Da die meisten betroffenen
Kinder oder Jugendlichen aus Angst und Scham-
gefühlen niemandem von ihren Qualen erzäh-
len, ist es umso wichtiger, dass die Erwachse-
nen besonders aufmerksam sind und aktiv wer-
den, wenn ein Kind gemobbt wird. Die Opfer
von Mobbing brauchen Hilfe und Unterstützung.
Die Täterinnen und Täter müssen in ihre Schran-
ken gewiesen werden und die Klassenkamera-
den oder Gruppenmitglieder, die die Schikanen
beobachten, müssen zum Eingreifen ermutigt
werden. Gefordert ist Zivilcourage.

Was ist Mobbing?
Es ist normal, dass Kinder untereinander

Konflikte haben und sich streiten. Alltägliche
Streitigkeiten können und sollen Kinder un-
ter sich ausmachen. Auch ist es normal, dass
Kinder miteinander kämpfen und ihre Kräfte
messen. Solange alle Beteiligten damit einver-
standen sind, sind Rangeleien unproblematisch
und kein Anlass, um sich Sorgen zu machen.
Auch gelegentliche Hänseleien werden nicht
als Mobbing bezeichnet. Selbst lang andau-
ernde Auseinandersetzungen sind dann nicht
„Mobbing“, wenn alle Beteiligten die Mög-
lichkeit haben, ihre Konflikte ohne Hilfe von
außen zu beenden.

Etwas anderes ist es, wenn ein Kind oder
Jugendlicher über einen längeren Zeitraum
immer wieder von Klassenkameraden oder
Gruppenmitgliedern systematisch erniedrigt
und fertig gemacht wird, und wenn das betrof-
fene Kind den Feindseligkeiten und Schika-
nen ohnmächtig ausgesetzt ist. Die Demüti-
gungen können in Form  körperlicher Gewalt,
aber auch mit psychischen Mitteln geschehen.

In solchen Fällen spricht man von „Mob-
bing“ (to mob = pöbeln) oder auch von „Bul-
lying“ (to bully = einschüchtern). Beim Mob-
bing handelt es sich nicht um einen Konflikt
zwischen zwei Menschen oder Parteien, son-
dern um einseitig ausgeübte Gewalt.

Neu ist die Bezeichnung „Mobbing“, nicht
aber das Problem. Wahrscheinlich erinnert
sich jeder an Situationen in seiner Schulzeit,
in denen einzelne Klassenkameraden immer
wieder beleidigt, verprügelt oder fertig gemacht
wurden. An Mitschüler, die kaum einer mochte
und die nie gewählt wurden, wenn im Sport
Mannschaftsgruppen gebildet werden sollten.

Wie wird gemobbt?
Einige Beispiele:

1. Mädchen aus Steffis Klasse sagen ständig
schlimme Sachen über ihre Mutter , sie sei
eine „fette Kuh“ oder „die geht auf den
Strich“.

2. Christina wird andauernd wegen ihrer
schicken Sachen verspottet.

3. Sven ist als „Streber“ verschrieen und wird
von allen geschnitten.

4. Andreas wird von einer Gruppe Gleichal-
triger seit Monaten erpresst und mit Prü-
geln bedroht, wenn er nicht regelmäßig
Geld abgibt.

Gemobbt wird auf ganz verschiedene Art
und Weise. Es gibt handgreifliche und seeli-
sche Schikanen: Kinder werden verprügelt,
geschubst, gekniffen, bespuckt, mit Gegen-
ständen beworfen. Man nimmt dem Jugendli-
chen das Handy weg, versteckt seine Schul-
sachen oder macht was kaputt.

Auch bei den seelischen Mißhandlungen
gibt es viele Varianten: Beleidigen, hänseln,
lästern, lächerlich machen, aus der Gruppe
ausschließen, Gerüchte und Lügen verbreiten,
Drohungen, systematisches Drangsalieren mit
SMS-Botschaften, rassistische Beschimpfun-
gen – das sind nur einige der Quälereien, die
betroffene Kinder erleiden müssen.

Mobbing ist immer eine Form der Gewalt.
Meist bleiben die Gewalttätigkeiten unterhalb
der Schwelle zur Straftat – allerdings können
die psychischen Folgen von seelischen Ver-
letzungen manchmal grausamer sein als die
einer Körperverletzung.

Wie läuft Mobbing ab?
Es gibt sicherlich Beispiele, in denen be-

wusst und geplant schikaniert wird. In vielen
Fällen aber ist das Mobbing keine geplante
Aktion. Manchmal entwickelt es sich aus an-
fänglich relativ harmlosen Hänseleien. Ein
Junge oder ein Mädchen wird ausgeguckt und
geärgert, vielleicht weil es anders ist als die
Mehrheit der Gruppe.

Reagiert das angegriffene Kind so, dass sich
der oder die Angreifer stark und überlegen füh-
len und greift niemand sonst ein, fahren sie fort
und oft noch schlimmer als am Anfang. Eine
solche Reaktion des Opfers kann sein, dass das
Kind Angst zeigt, dass es weint, das Mobben
ignoriert und sich nicht wehrt oder aber auf
eine Weise wehrt – sich aufregt, um sich
schlägt, sich aggressiv verhält - die dazu bei-
trägt, dass sich der Angreifer eher noch stär-
ker fühlt. Vielleicht fühlt sich der Mobber un-
terlegen und macht weiter, um sich wieder
mächtig zu fühlen.

Typisch für das Mobben ist die Tatsache,
dass das angegriffene Kind in einer bestimm-
ten Gruppenkonstellation bzw. -situation un-
terlegen ist und sie alleine nicht verändern kann.
Für das einzelne Kind ist es ungeheuer schwer,
aus einer bestimmten Rolle herauszukommen.
Der Wechsel von der „Sonnenseite“ auf die „Op-
ferseite“ kann oft ganz schnell geschehen.

Je länger das Mobben andauert, desto un-
möglicher wird es für das betroffene Kind, sich
alleine aus seiner Opferrolle zu befreien. Bei
vielen Kindern sinkt das Selbstwertgefühl, sie
resignieren.

Oft geht das Mobbing zunächst von einem
Kind aus, andere Kinder schließen sich dem
Anführer an, weil sie an seiner mächtigen Po-
sition teilhaben wollen. Oder sie sehen zumin-
dest zu und sind vielleicht froh, dass es nicht
sie selbst getroffen hat. Wenn sie sich gegen
den Mobber stellen, befürchten manche, selbst
zum Opfer zu werden.

Die Gruppe spielt beim Mobbing eine ganz
zentrale Rolle: Mobbing funktioniert nur dann,
wenn andere wegsehen und nicht helfend ein-
greifen. Darum tragen alle in der Gruppe, auch
die „Dulder“, ganz erheblich zum Mobbing-
geschehen bei.

Erschwerend kommt hinzu, dass bei vielen
Altersgenossen bzw. Mitschülern und manch-

1/2005 5

mal auch bei Lehrern so etwas wie ein Gewöh-
nungsprozeß eintritt: Weil das betroffene Kind
schon so lange abfällig behandelt wird, halten
alle das für nicht so schlimm, irgendwie nor-
mal, nach dem Motto „Das ist halt die natürli-
che Hackordnung“, „Es gibt eben starke und
schwache Menschen“. Dass das Kind leidet, wird
nicht mehr wahrgenommen, zumindest nicht
bewußt. Manche geben dem gemobbten Kind
selbst indirekt die Schuld: Wer sich so verhält
und behandeln läßt, hat es nicht anders verdient.

Wie verbreitet ist Mobbing ?
Mobbing hat es schon immer in erhebli-

chem Umfang gegeben. Esperten vermuten,
dass es wahrscheinlich nicht wesentlich zuge-
nommen hat. Mobbing kommt in allen Schich-
ten, in allen Altersgruppen und in allen Schul-
arten vor, auch in der Grundschule und auch
schon im Kindergarten. In einer „Zwangsgrup-
pe“ wie der Schulklasse findet Mobbing be-
sonders regelmäßig statt, weil der einzelne die
Gruppe nicht ohne weiteres verlassen kann.
Aufgrund von Schülerbefragungen schätzt
man, dass etwa 10 bis 15 Prozent der Schul-
kinder betroffen sind, das heißt im Durch-
schnitt gibt es pro Klasse ein bis drei Kinder,
die gemobbt werden. Die Häufigkeit schwankt
stark von Schule zu Schule, von Klasse zu
Klasse. Es wird vermutet, dass nur jede 10.
Klasse keinen ausgeprägten Mobbingfall hat.

Sowohl die gemobbten Kinder wie auch die
Mobber sind Mädchen und Jungen gleicher-
maßen. Jungen mobben im allgemeinen offe-
ner und sichtbarer als Mädchen – zum Bei-
spiel körperlich - und fallen daher eher auf.
Bei Mädchen findet man häufiger versteckte,
man könnte auch sagen raffiniertere Mobbing-
methoden.

Gibt es das typische Mobbingopfer?
Grundsätzlich kann jede und jeder in die

Situation geraten, von einzelnen oder einer
Gruppe gemobbt zu werden. Zum Beispiel,
weil man bestimmten Gruppennormen nicht
entspricht. In einer Klasse mit vielen Lei-

stungsverweigerern wird vielleicht ein Kind,
das neugierig ist und gerne lernt, zum Streber
abgestempelt und fertig gemacht. In einer an-
deren Klasse wird ein Kind gehänselt und ver-
spottet, weil es schlecht in der Schule ist.
Manchmal sind es körperliche Merkmale wie
eine helle oder dunkle Haut, eine besondere
Haarfarbe oder dass ein Kind anders geklei-
det ist als die meisten. Allerdings spielen äu-
ßere Merkmale eine viel geringere Rolle als
oft angenommen wird und dienen höchstens
als Rechtfertigung für die Mobber.

Unter Fachleuten herrschte lange Zeit die
Meinung, dass Kinder, die ängstlicher, viel-
leicht ungeschickter als andere Kinder sind, die
besonders still und passiv wirken, oft auch
körperlich schwächer sind – das gilt zumin-
dest bei den Jungen – eher zum Opfer (ge-
macht) werden. Heute gehen viele Experten
davon aus, dass nicht die Persönlichkeit, son-
dern in erster Linie die Gruppe bzw. die Grup-
pensituation darüber entscheidet, ob ein Kind
gemobbt wird.

Es gibt natürlich Mobbingopfer, deren
Selbstvertrauen gering ist und durch das Mob-
bing weiter abnimmt. Jedenfalls scheinen
Unsicherheit und Ängstlichkeit Signale zu
sein, die potentielle Mobber ermutigen, ihr
eigenes Selbstwertgefühl auf Kosten von an-
deren aufzuwerten oder ihren Frust an ande-
ren abzulassen.

Schließlich gibt es  Kinder, die beides sind:
sowohl Opfer wie Peiniger. Den Frust und das
Leid, das ihnen zugefügt worden ist, geben sie
an „Schwächere“ weiter. Sie schlagen um sich
oder demütigen, um sich endlich auch mäch-
tig zu fühlen.

Woran kann man erkennen, dass ein
Kind gemobbt wird?

Oft verläuft das Mobbing „still“, unauffäl-
lig und ist für Erwachsene nicht einfach fest-
zustellen. Darum ist es wichtig, auf mögliche
Signale und Veränderungen im Verhalten des
Kindes zu achten und nachzuforschen, was
ihnen zugrunde liegt.

Oft kommt es zu körperliche Reaktionen.
Kinder, die täglich feindselig behandelt wer-
den, stehen unter einem extremen Dauerstress
und das macht krank. Psychisch und auch
körperlich. Typische Symptome von Dauer-
stress sind Kopf- und Bauchschmerzen, Übel-
keit, Schwindelgefühle, Durchfall. Die Kinder
simulieren nicht, ihre Angst führt zu körperli-
chen Symptomen. Auch Appetitlosigkeit, mas-
sive Schlafstörungen, Albträume können Aus-
wirkungen sein. Es gibt Kinder, die wieder ins
Bett machen.

Häufig ändert sich das Sozialverhalten: Das
Kind trifft sich nicht mehr mit Gleichaltrigen,
verliert sein Interesse an Freizeitbeschäftigun-
gen und Hobbies.

Ein wichtiges Alarmsignal können Schul-
ängste und Schulschwänzen sein. Wird das
Kind vor allem auf dem Schulweg schikaniert,
kann es sein, dass es nur noch in die Schule
gehen will, wenn es gebracht wird, oder es
sucht sich einen neuen, oft umständlichen
Schulweg. Möglicher weise besucht das Kind
zwar regelmäßig die Schule, aber die Schul-
leistungen lassen immer mehr, manchmal auch
plötzlich, nach.

Warnsignale sind psychische Veränderun-
gen: Das Kind ist oft traurig, ängstlich und
deprimiert. Manche Kinder werden reizbar,
haben Wutausbrüche oder zeigen unerwartete
Stimmungsschwankungen. Einige werden ag-
gressiv, neigen selbst zur Gewalt. Manche
werden überempfindlich gegenüber Kritik.

Auf körperliche Gewaltanwendung oder
Erpressungen könnten folgende Beobachtun-
gen hinweisen: Das Kind kommt mit zerrisse-
nen Sachen nach Hause, hat Verletzungen, die
es nicht plausibel erklären kann. Bücher sind
beschädigt oder Schulsachen kommen häufi-
ger abhanden. Das Kind verlangt mehr Geld
oder stiehlt es.

Signale und Symptome wahrzunehmen ist
ungeheuer wichtig, man muss aber bedenken,
dass einzelne Symptome auch Indizien für
ganz andere Probleme sein können. Sie bewei-
sen erst mal nicht, dass das Kind gequält wird.
Auffälligkeiten müssen aber immer Anlass
sein herauszufinden, was der Grund für die
Veränderungen ist.

Warum Kinder nicht darüber reden?
Wenn das Kind sich den Eltern oder einem

Lehrer anvertraut und sich Hilfe holt, ist  schon
viel gewonnen, vorausgesetzt natürlich man
glaubt dem Kind. Alleine das darüber sprechen
bedeutet eine große Entlastung. Aber genau
das tun Kinder meistens nicht. Manche leug-
nen sogar vehement, dass sie gemobbt werden.
Dafür kann es viele Gründe geben, wie zum

aus: Elternbrief, AK Neue Erziehung, Berlin
1.
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Nur ein paar Klicks und du bist gemobbt
Gezielte Aufklärung hilft beim Eindämmen von Mobbing-Attacken

„das Problem unter den Nägeln brennt.“ Er 
begrüße insbesondere die teilnehmenden 
Schüler des Elsa-Brandström-Gymnasiums 
Oberhausen: „Euch betrifft das Problem in 
ganz besonderer Weise“, so Jentsch, „ihr seid 
die Experten, und wir brauchen eure Mitwir-
kung, wenn wir es schaffen 
wollen, dass Mädchen und 
Jungen keine Angst haben 
müssen, Opfer von Mobbing 
zu werden.“

Während Mitarbeiter in 
Schulen und in der Kinder- 
und Jugendarbeit das „direkte 
Mobbing“ teilweise in den 
Griff bekommen haben – z.B. 
mithilfe einer gezielten Ein-
führung von Verhaltensregeln, 
mit Maßnahmen zur Förderung 
des gegenseitigen Respekts 
und der Sensibilisierung –, steht die Fachwelt 
beim Thema Cyber-Mobbing noch vor einem 
relativ neuen Phänomen: „Wir beobachten und 
ahnen, dass Mädchen und Jungen im Internet 
massiv beleidigt, gequält und fertiggemacht 
werden. Das können wir als Erwachsene 
nicht zulassen“, so Jentsch, schließlich sei das 
systematische Fertigmachen u. a. durch die 
Streuung bösartiger Gerüchte und bloßstel-
lender Fotos in Windeseile und mit weltweitem 
Verbreitungsgrad möglich. Darüber hinaus ist 
jede Form von Mobbing Gewalt, die schlimme 
körperliche und seelische Verletzungen zur 
Folge haben kann.

Auch wenn soziale Netzwerke wie Schü-
lerVZ bereits moderierte Foren und Gruppen 
zum Thema Cyber-Mobbing und -bullying 
vorhalten, um unter den Nutzern das respekt-
volle Verhalten zu fördern, wissen die jungen 
User oftmals nicht, dass es konkrete Hilfs-
mechanismen wie Meldefunktionen auf den 
Profilseiten gibt: „Erst mal haben wir davon 
nichts gewusst, das kam erst später“, so die 
Schülerinnen Franziska Brand und Adriana 
Chojnacka, die im Rahmen der Tagung über 
ihre eigenen Erfahrungen mit Cyber-Mobbing 
berichteten. „Man fühlt sich allein gelassen 
und richtig fertiggemacht. Zwar kennt man das 
schon, dass Videos und Bilder gemacht und 
einfach eingestellt werden, aber wenn es ganz 
schlimm wird, dann braucht man doch sehr 
lange, bis man sich traut, was zu sagen.“ Heute 
engagieren sich die Mädchen an ihrer Schule 
dafür, dass Mitschüler von Mobbing-Attacken 
im Internet verschont bleiben.

Wissenschaft trifft Praxis
„Mobbing im Weg 2.0“ lautete der Titel des 

Vortrags von Dr. Catarina Katzer. Die Wis-
senschaftlerin ist Mitglied im Europäischen 
Netzwerk gegen Cyberbullying1 und hat eine der 
ersten repräsentativen Studien zum Thema durch-

geführt. Während man beim 
direkten Mobbing – dem phy-
sischen (z.B. Prügel, Schlagen), 
verbalen und psychischen Mob-
bing (z.B. Hänseln, Beleidigen, 
Ausgrenzen) in der Schule, auf 
dem Schulhof, im Klassenraum 
und auf dem Schulweg – bereits 
in der Lage sei, mit angemes-
senen präventiven Maßnah-
men zu reagieren, stehe man 
in Sachen „Cyber-Mobbing“ 
noch einem weitgehend neuen 
Phänomen gegenüber. Dabei 

war Cyberbullying bereits 2005 „ein Problem“, 
berichtet Katzer und bezieht sich auf Ergeb-
nisse der Studie „Cyberbullying und sexuelle 
Viktimisierung von Kindern und Jugendlichen 
in Internet-Chatrooms“, bei der 1700 Schüler 
der Klassen 5 bis 11 aus allen Regelschulformen 
befragt wurden und die das Institut für Wirt-
schafts- und Sozialpsychologie der Universität 
Köln durchgeführt hat: „Hier wurde deutlich, 
dass sich Formen von verbalem und psychischem 
Bullying in das Internet verlagern, die bisher nur 
aus dem physischen Umfeld bekannt waren.“

Laut JIM-Studie 2009 nutzen mittlerweile 
rund 90 Prozent der Kinder und Jugendlichen 
zwischen 12 und 19 Jahren das Internet mehr-
mals täglich. „Die neuen Medien eröffnen 
völlig neue Tatorte für kriminelles Verhalten, 
Gewalt, Psychoterror und sexuelle Aggres-
sion“, so Katzer, „und wir stellen fest, dass 
gerade die Verbindung der unterschiedlichen 
Informationstechnologien Aggressionen wie 
das Bullying bei Kindern und Jugendlichen 
fördert.“ Die Vernetzung der verschiedenen 
Technologien, wie das Foto- und Video-Handy 
und die Internetkommunikation mit ihrer 
einfachen Handhabung ließen „Phänomene“ 
wie Cyberbullying und „Happy Slapping“2 
entstehen. In kürzester Zeit können die oftmals 
manipulierten Daten Internetnutzern auf breiter 
Fläche gezeigt werden.

Tatort Handy, Tatort Internet: Chat-
room-User nennen sich „Bad Devil“ oder 
„Krieger15“. „Aggressive Nicknames 
sollte man im Chat grundsätzlich meiden“, 
so die Cyberbullying-Expertin Dr. Cata-
rina Katzer im Rahmen der landesweiten 
Fachtagung der Landesstelle Kinder- und 
Jugendschutz (AJS) NRW zum Thema 
„Was hilft gegen Cyber-Mobbing?“ am 
2. Juni im Reinoldinum in Dortmund. 
Über 300 Interessierte aus den Bereichen 
Schule, Beratung, Jugendhilfe und Polizei 
nahmen an der Tagung teil, um Wissens-
wertes für die eigene Praxis zu erfahren. 
Denn: Soziale Netzwerke wie SchülerVZ 
und Facebook, Chatrooms und Video-
plattformen wie YouTube und Clipfish 
werden immer öfter zu Schauplätzen der 
Rache, des Spotts, der Diffamierung, der 
Erpressung und auch des Abwehrens. 
Die Anonymisierung im World Wide 
Web ermöglicht jedem, der es will, in 
Sekundenschnelle virtuell Schikane und 
Revanche auszuüben.

Im Rahmen der Tagung wurde deutlich, dass 
strafrechtliche und technische Maßnahmen 
zur Einschränkung von Mobbing-Attacken 
nur bedingt wirksam sind. Vielmehr müssen 
gemeinsame Netzwerke zwischen Akteuren 
aus Schule, Jugendarbeit, Politik und Krimi-
nalprävention geschaffen, Aufklärungs- und 
Präventionskampagnen gemeinsam mit Ju-
gendlichen entwickelt und Maßnahmen für 
eine flächendeckende Medienerziehung initiiert 
werden – auch um den Nutzen und die Vorteile 
neuer Medien hervorzuheben. 

Jürgen Jentsch, Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendschutz NRW 
e.V. (AJS), eröffnete den Fachtag und freute 
sich über die große Resonanz. Sie zeige, dass 

1 Cyberbullying: Wiederholtes Verbreiten und Versenden von 
z. B. beleidigenden Nachrichten, peinlichen Fotos oder Vi-
deos sowie das gezielte Einrichten von Cliquen und Subgrup-
pen, die im Internet gegen Personen oder Gruppen hetzen.
2 Happy Slapping: Dokumentieren von Gewalttaten per Han-
dy mit anschließender Verbreitung der Videos im Internet.
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Nur ein paar Klicks und du bist gemobbt
Gezielte Aufklärung hilft beim Eindämmen von Mobbing-Attacken

„das Problem unter den Nägeln brennt.“ Er 
begrüße insbesondere die teilnehmenden 
Schüler des Elsa-Brandström-Gymnasiums 
Oberhausen: „Euch betrifft das Problem in 
ganz besonderer Weise“, so Jentsch, „ihr seid 
die Experten, und wir brauchen eure Mitwir-
kung, wenn wir es schaffen 
wollen, dass Mädchen und 
Jungen keine Angst haben 
müssen, Opfer von Mobbing 
zu werden.“

Während Mitarbeiter in 
Schulen und in der Kinder- 
und Jugendarbeit das „direkte 
Mobbing“ teilweise in den 
Griff bekommen haben – z.B. 
mithilfe einer gezielten Ein-
führung von Verhaltensregeln, 
mit Maßnahmen zur Förderung 
des gegenseitigen Respekts 
und der Sensibilisierung –, steht die Fachwelt 
beim Thema Cyber-Mobbing noch vor einem 
relativ neuen Phänomen: „Wir beobachten und 
ahnen, dass Mädchen und Jungen im Internet 
massiv beleidigt, gequält und fertiggemacht 
werden. Das können wir als Erwachsene 
nicht zulassen“, so Jentsch, schließlich sei das 
systematische Fertigmachen u. a. durch die 
Streuung bösartiger Gerüchte und bloßstel-
lender Fotos in Windeseile und mit weltweitem 
Verbreitungsgrad möglich. Darüber hinaus ist 
jede Form von Mobbing Gewalt, die schlimme 
körperliche und seelische Verletzungen zur 
Folge haben kann.

Auch wenn soziale Netzwerke wie Schü-
lerVZ bereits moderierte Foren und Gruppen 
zum Thema Cyber-Mobbing und -bullying 
vorhalten, um unter den Nutzern das respekt-
volle Verhalten zu fördern, wissen die jungen 
User oftmals nicht, dass es konkrete Hilfs-
mechanismen wie Meldefunktionen auf den 
Profilseiten gibt: „Erst mal haben wir davon 
nichts gewusst, das kam erst später“, so die 
Schülerinnen Franziska Brand und Adriana 
Chojnacka, die im Rahmen der Tagung über 
ihre eigenen Erfahrungen mit Cyber-Mobbing 
berichteten. „Man fühlt sich allein gelassen 
und richtig fertiggemacht. Zwar kennt man das 
schon, dass Videos und Bilder gemacht und 
einfach eingestellt werden, aber wenn es ganz 
schlimm wird, dann braucht man doch sehr 
lange, bis man sich traut, was zu sagen.“ Heute 
engagieren sich die Mädchen an ihrer Schule 
dafür, dass Mitschüler von Mobbing-Attacken 
im Internet verschont bleiben.

Wissenschaft trifft Praxis
„Mobbing im Weg 2.0“ lautete der Titel des 

Vortrags von Dr. Catarina Katzer. Die Wis-
senschaftlerin ist Mitglied im Europäischen 
Netzwerk gegen Cyberbullying1 und hat eine der 
ersten repräsentativen Studien zum Thema durch-

geführt. Während man beim 
direkten Mobbing – dem phy-
sischen (z.B. Prügel, Schlagen), 
verbalen und psychischen Mob-
bing (z.B. Hänseln, Beleidigen, 
Ausgrenzen) in der Schule, auf 
dem Schulhof, im Klassenraum 
und auf dem Schulweg – bereits 
in der Lage sei, mit angemes-
senen präventiven Maßnah-
men zu reagieren, stehe man 
in Sachen „Cyber-Mobbing“ 
noch einem weitgehend neuen 
Phänomen gegenüber. Dabei 

war Cyberbullying bereits 2005 „ein Problem“, 
berichtet Katzer und bezieht sich auf Ergeb-
nisse der Studie „Cyberbullying und sexuelle 
Viktimisierung von Kindern und Jugendlichen 
in Internet-Chatrooms“, bei der 1700 Schüler 
der Klassen 5 bis 11 aus allen Regelschulformen 
befragt wurden und die das Institut für Wirt-
schafts- und Sozialpsychologie der Universität 
Köln durchgeführt hat: „Hier wurde deutlich, 
dass sich Formen von verbalem und psychischem 
Bullying in das Internet verlagern, die bisher nur 
aus dem physischen Umfeld bekannt waren.“

Laut JIM-Studie 2009 nutzen mittlerweile 
rund 90 Prozent der Kinder und Jugendlichen 
zwischen 12 und 19 Jahren das Internet mehr-
mals täglich. „Die neuen Medien eröffnen 
völlig neue Tatorte für kriminelles Verhalten, 
Gewalt, Psychoterror und sexuelle Aggres-
sion“, so Katzer, „und wir stellen fest, dass 
gerade die Verbindung der unterschiedlichen 
Informationstechnologien Aggressionen wie 
das Bullying bei Kindern und Jugendlichen 
fördert.“ Die Vernetzung der verschiedenen 
Technologien, wie das Foto- und Video-Handy 
und die Internetkommunikation mit ihrer 
einfachen Handhabung ließen „Phänomene“ 
wie Cyberbullying und „Happy Slapping“2 
entstehen. In kürzester Zeit können die oftmals 
manipulierten Daten Internetnutzern auf breiter 
Fläche gezeigt werden.

Tatort Handy, Tatort Internet: Chat-
room-User nennen sich „Bad Devil“ oder 
„Krieger15“. „Aggressive Nicknames 
sollte man im Chat grundsätzlich meiden“, 
so die Cyberbullying-Expertin Dr. Cata-
rina Katzer im Rahmen der landesweiten 
Fachtagung der Landesstelle Kinder- und 
Jugendschutz (AJS) NRW zum Thema 
„Was hilft gegen Cyber-Mobbing?“ am 
2. Juni im Reinoldinum in Dortmund. 
Über 300 Interessierte aus den Bereichen 
Schule, Beratung, Jugendhilfe und Polizei 
nahmen an der Tagung teil, um Wissens-
wertes für die eigene Praxis zu erfahren. 
Denn: Soziale Netzwerke wie SchülerVZ 
und Facebook, Chatrooms und Video-
plattformen wie YouTube und Clipfish 
werden immer öfter zu Schauplätzen der 
Rache, des Spotts, der Diffamierung, der 
Erpressung und auch des Abwehrens. 
Die Anonymisierung im World Wide 
Web ermöglicht jedem, der es will, in 
Sekundenschnelle virtuell Schikane und 
Revanche auszuüben.

Im Rahmen der Tagung wurde deutlich, dass 
strafrechtliche und technische Maßnahmen 
zur Einschränkung von Mobbing-Attacken 
nur bedingt wirksam sind. Vielmehr müssen 
gemeinsame Netzwerke zwischen Akteuren 
aus Schule, Jugendarbeit, Politik und Krimi-
nalprävention geschaffen, Aufklärungs- und 
Präventionskampagnen gemeinsam mit Ju-
gendlichen entwickelt und Maßnahmen für 
eine flächendeckende Medienerziehung initiiert 
werden – auch um den Nutzen und die Vorteile 
neuer Medien hervorzuheben. 

Jürgen Jentsch, Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendschutz NRW 
e.V. (AJS), eröffnete den Fachtag und freute 
sich über die große Resonanz. Sie zeige, dass 

1 Cyberbullying: Wiederholtes Verbreiten und Versenden von 
z. B. beleidigenden Nachrichten, peinlichen Fotos oder Vi-
deos sowie das gezielte Einrichten von Cliquen und Subgrup-
pen, die im Internet gegen Personen oder Gruppen hetzen.
2 Happy Slapping: Dokumentieren von Gewalttaten per Han-
dy mit anschließender Verbreitung der Videos im Internet.
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Nicht jeder Chatter ist ein Netter
Die Erhebung aus dem Jahr 2005 zeigt 

u.a. auf, dass Chatrooms regelmäßig zu Orten 
werden, in denen Kinder und Jugendliche 
gestört (44%), beleidigt (39%) oder in einen 
Streit verwickelt werden (31,7%). Laut Katzer 
entstehen aber auch „subtilere Formen von Cy-
berbullying“ wie das Verbreiten von Gerüchten 
(17,3%) und Hänseleien (13%), was von den 
befragten Schülern als „eher leichtes Cyberbul-
lying“ eingestuft wurde, bis hin zu massiven 
Bedrohungen (8,3%) und Erpressungen (4,3%), 
die als „schweres Cyberbullying“ empfunden 
werden. Während das „eher leichte Cyberbul-
lying“ bereits zur Normalität in Chatrooms 
geworden ist und als unproblematisch angese-
hen wird, fühlen sich rund 15 % der Schüler 
„sehr verletzt“ und „einer akuten direkten 
Belastung ausgesetzt“. „Dauerhaft belastet“ 
fühlen sich rund 20,6% der Opfer. Sie können 
das Geschehene nicht vergessen. Katzer gab in 
diesem Zusammenhang zu bedenken, dass ein 
als normal empfundenes leichtes Cyberbullying 
langfristig zu einer Vermittlung von „Gewalt 
befürwortenden Normen“ führen kann, „die in 
den Schulalltag der Jugend integriert werden.“ 
Der hohe Verbreitungsgrad von gesellschaftlich 
unerwünschten Verhaltensweisen durch das 
Internet müsse bedacht werden.

Opfer und Täter
Die repräsentative Untersuchung hat zudem 

ergeben: Bei der Tätersuche ist ein Zusammen-
hang gegeben zwischen direktem Schulbullying 
und Cyberbullying; so stammen „Täter und Op-
fer aus Chatrooms und Schule zu einem Großteil 
aus demselben Personenkreis.“ Und Cyberbul-
lying wird überwiegend von Jungen bzw. jungen 
männlichen Erwachsenen ausgeübt. Rund 79% 
der Jugendlichen, die bereits direktes Mobbing 
an der Schule ausgeübt haben, wurden auch in 
Chatrooms durch „Bullyingverhalten“ auffällig. 
Rund 63% der in der Schule gemobbten Opfer 
wurden auch zu Opfern von Cyberbullying. 
„Insbesondere der Zusammenhang zwischen 
Cyberbullying und Schulbullying sollte bei 
der Präventionsarbeit bedacht werden“, so 
Katzer. „Diese sollte nicht ausschließlich 
im schulischen oder familiären Umfeld an-
setzen, sondern das Internet einbeziehen.“

Ebenso könnten Peer-to-Peer-Projekte an Schu-
len von Schülern selbst initiiert werden. Eine 
externe „Online-Opferhilfe“, an die man sich 
anonym wenden kann, sei erforderlich ebenso 
wie die Aufforderung an alle Anbieter von Kin-
der- und Jugend-Chatrooms und sozialen Netz-
werken, Online-Hilfe verpfl ichtend anzubieten.

Erfahrungen aus der Praxis
Marco Fileccia, Lehrer und Medienpäda-

goge am Elsa-Brandström Gymnasium Ober-
hausen, hat das Praxisfeld Schule fest im Blick 
und betonte die Wichtigkeit der Einführung 
einer fächerübergreifenden Medienpädagogik. 
Jugendliche heute, die „Digital Natives 2.0“, 
„müssen wissen, wie man eine soziale Kom-
munikation im Netz führt“ und brauchen Gele-
genheiten um sich mit Methoden der Selbstdar-
stellung zu beschäftigen. Cyber-Mobbing habe 
im Vergleich zum direkten Mobbing eine ganz 
andere Intensität. „Die Jugendlichen sind per 
Handy und Internet 24 Stunden erreichbar“, 
so Fileccia, „und die Schüler sind heutzutage 
unglaublich gut vernetzt“. Sie können Nach-
richten in Windeseile an ein unüberschaubar 
großes Publikum versenden. 

Das Elsa-Brandström Gymnasium in Ober-
hausen hat die Thematik Cyber-Mobbing im 
Rahmen der Schulsozialarbeit ganz gezielt in 
den Fokus gerückt und Maßnahmen sowohl 
für die Intervention als auch für die Präven-
tion initiiert und auf die Zielgruppen Kinder, 
Jugendliche, Lehrer und Eltern ausgerichtet. 
Dazu gehören neben der Medienerziehung z.B. 
regelmäßige Lehrer-Fortbildungen, Elterna-
bende und Maßnahmen für die Elternbildung. 
„Wir brauchen die Eltern, um Cyber-Mobbing 
effektiv entgegenwirken zu können“, so Filec-
cia. Darüber hinaus informieren und beraten 
ausgebildete Schüler aus den Klassen 8 und 
9 Mitschüler im Rahmen von Peer-to-Peer-
Projekten. Die „SchülerVZ-Scouts“ „wissen 
ganz genau, was man bei SchülerVZ darf 
oder nicht“, so Fileccia. Zurzeit gehen sie in 
die 6. Jahrgangsstufe und führen dort eine 
rund dreistündige Infoveranstaltung durch. 
Dazu gehört u.a. eine Plakataktion, in deren 
Rahmen die Schüler dazu aufgefordert wer-
den, eine Selbstdarstellung zu entwerfen. Die 

Bestimmte Risikofaktoren können dazu 
führen, dass Kinder und Jugendliche in die 
Opferrolle geraten: zum Beispiel ein negatives 
Selbstwertgefühl, überbehütende Eltern (Über-
protektion), ein dauerhafter Außenseiter-Status, 
geringe Beliebtheit oder die Neugier, gefähr-
liche Orte im Internet aufzusuchen. Dennoch 
ist nicht ausgeschlossen, dass Opfer zu Tätern 
werden, „denn gerade die Möglichkeit der 
Anonymisierung, das Einrichten einer falschen 
Chat-Indentität als Schutz, gibt Opfern auch die 
Gelegenheit, um sich zu wehren“, so Katzer. 
Andererseits könne eine solche „Fake-Identität“ 
auch dazu dienen, um im Chat über persönliche 
Probleme zu reden. Nicht ungefährlich, denn 
ein solches Verhalten kann Täter wiederum 
provozieren, weil es „Schwäche“ signalisiert. 
Potenzielle Täter, die „Cyberbullies“, neigen 
in der Regel zu einer sogenannten „dissozialen 
Internetnutzung (Prügel-, Rechtsradikalen-, 
Porno-Chatrooms); sie sind „Gewaltbefür-
worter“, neigen zur Straffälligkeit (Diebstahl, 
Sachbeschädigung) und zeigen häufig ein 
„schulisches Problemverhalten“.

Handlungsempfehlungen   
für die Praxis

„Aufklärung und Prävention werden immer 
wichtiger“, so Katzer. Es sei vonnöten, dass 
Vortragsreihen, Trainings für Eltern, Lehrer, 
Psychologen, Pädagogen, Kriminalbeamte, 
soziale Einrichtungen, Institutionen und Be-
hörden flächendeckend angeboten werden. 
Natürlich seien zukünftig auch Politik, Justiz 
und Gesellschaft maßgeblich in der Pfl icht, 
an der Bekämpfung von Gefahren im Internet 
mitzuwirken. Zudem müsse der Aufklärungs-
notstand von Schülern behoben werden und 
eine Sensibilisierung für Risiken und Ge-
fahren im Internet erfolgen, ohne den Nutzen 
von neuen Medien zu vernachlässigen. Zum 
Beispiel gingen Schüler oftmals leichtfertig 
mit persönlichen Daten um, wenn sie ein In-
ternetprofi l erstellen.

Im Bereich der Prävention müssten Angebote 
für die Erlangung von Medienkompetenz für Ju-
gendliche, Eltern und Lehrer ausgebaut werden, 
denkbar sei auch die Einführung eines „Lehr-
fachs Medienerziehung“ sowie der stärkere 
Einbezug des Internets in den Schulunterricht. 
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Plakate werden anschließend am Schulhofzaun 
aufgehängt, so dass sie jeder ansehen kann. 
Die Schüler setzen sich dann anschließend 
gemeinsam mit den Scouts über das öffent-
liche Aushängen ihrer persönlichen Daten 
auseinander und entwickeln in der Diskussion 
ein Gefühl dafür, „was ok ist und was nicht“, 
so Fileccia. Rollenspiele und Diskussionen 
ergänzen das Programm und vertiefen die 
Refl ektion der Schüler.

Wirkliche Prävention könne aber nur gelin-
gen, wenn Lehrer und Pädagogen dazu in der 
Lage sind, sich regelmäßig selbstkritisch zu 
hinterfragen, sozusagen die „Mobbing-Brille“ 
aufsetzen. Dazu gehöre das „tatsächliche Hin-
schauen“, die Wahrnehmungsschärfung für 
Mobbing-Signale wie z.B. Beschimpfungen, 
Leistungsabfall und Rückzug. „Es lohnt sich 
frühzeitig zu intervenieren, indem man Beleidi-
gungen und Diskriminierungen unter Schülern 
grundsätzlich nicht zulässt“, so Fileccia. Lehrer 
müssten dazu in der Lage sein, Täter mit den 
eigenen Taten zu konfrontieren, so, dass sie 
dafür einstehen: „Als Lehrer sind wir Vorbilder“, 
so Fileccia. Er plädierte abschließend für eine 
“Feedback-Kultur“ an Schulen „und dafür 
müssen Lehrer kritikfähig sein“, denn Schüler 
brauchen eine Vertrauensbasis, die es ihnen 
ermöglicht, im Unterricht und darüber hinaus 
Kritik zu äußern.

Erfahrungen aus dem Praxisfeld Kinder- und 
Jugendhilfe stellte Dirk Hannusch, Kinder- und 
Jugendschutzbeauftragter im Jugendamt der 
Stadt Hagen vor. Er setzt sich im Rahmen des 
Jugendschutzes gezielt für präventive Maßnah-
men gegen Mobbing und Cyber-Mobbing ein. 
Anders als im Bereich Schule sei die Ansprache 

und Einbeziehung von Kindern- und Jugend-
lichen in offenen Kinder- und Jugendprojekten 
schwieriger, weil es keine „Pfl ichtveranstal-
tungen“ sind. „Im Rahmen unserer Arbeit 
haben wir es in der Regel mit Beschimpfungen 
und Beleidigungen in öffentlichen Foren zu 
tun, und das überwiegend per Handy“, so 
Hannusch. „Da wird dann mal eben beim 
letzten Komasaufen oder auf der Toilette ein 
Film gedreht und verbreitet.“ Seitdem Smart-
phones verfügbar sind, ist die Differenzierung 
zwischen Internet und Handy aufgehoben. Mit 
der neuen Technologie können beide Bereiche 
abgedeckt werden „und wir haben neuerdings 
auch den Eindruck, dass dabei Facebook eine 
zunehmend bedeutende Rolle spielt und we-
niger SchülerVZ, möglicherweise wegen der 
internationalen Ausrichtung“, so Hannusch.

In der pädagogischen Arbeit brauche man 
konkrete Ansätze, die u.a. im Rahmen regelmä-
ßiger Fachtagungen für Mitarbeiter der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit für den jeweiligen 
Sozialraum erarbeitet und weiterentwickelt 
werden können. Ein wichtiger Anspruch sei die 
Förderung des Recht- und Unrechtbewusstseins 
sowie die Aufklärung über mögliche rechtliche 
Folgen. Den Kindern und Jugendlichen sei 
oftmals nicht klar, dass ein momentaner Spaß 
im Netz ungeahnte Folgen haben kann. Gute 
Erfahrungen habe man im Rahmen der Arbeit 
mit Peer-Groups gemacht. Hier könne eine 
Sensibilisierung für das Unrechtverhalten auf 
freundschaftlicher Basis erfolgen.

„Die große Stärke der Kinder- und Jugendar-
beit ist allerdings die Vermittlung des positiven 
Nutzens von Medien“, so Hanusch. Den gilt 
es herauszustellen und zu fördern, anstatt mit 

Interaktives Präventionstheater
Dass präventive Strategien durch-

aus kreativ und spaßig sein können, 
zeigt das pädagogische Konzept der 
Theaterproduktion Comic On Köln, 
die in ihrem neu aufgelegten Stück 
„r@usgemobbt“ die Realität in Sze-
ne setzt. „r@usgemobbt“ wurde für 
Kinder im Alter von 9 bis 12 Jahren 
entwickelt und thematisiert die miss-
bräuchliche Nutzung von Computer 
und Handy.

Nik, 11 Jahre alt, ist neu an der 
Schule und hat Schwierigkeiten, neue 
Freunde zu fi nden. Glücklicherweise 
hat er „Salokin“ seinen Avatar im 
Internet, den er selbst erschaffen hat und 
mit dem er gleich nach der Schule Kontakt 
aufnimmt. „Salokin“ ist Nik’s Held und 

macht. Sie nimmt ihn in den Schwitz-
kasten, schüttet seinen Schulrucksack 
aus, erniedrigt, demütigt und beraubt 
ihn, übt Druck aus und das von Tag 
zu Tag mehr. Schließlich erpresst 
sie ihn mit einem Handyvideo, das 
sie manipulieren und unter dem 
Stichwort „Heulsuse“ im Internet 
veröffentlichen will. Außerdem will 
sie ein falsches Internet-Profi l von 
Nik erstellen, auf das jeder zugrei-
fen kann, um dort abzulästern. Nik 
muss jetzt Geld besorgen, damit das 
nicht passiert. Weil er dazu nicht in 
der Lage ist, lässt sich Nik auf einen 

üblen Deal ein, der sich gegen seine Mitschü-
lerin „Natalie“ richtet. Doch dann plagt Nik 
das schlechte Gewissen...

dem erhobenen Zeigefi nger auf Kinder und Ju-
gendliche zuzugehen. In Hagen und Essen wer-
den von Sozialpädagogen Events, Workshops 
und Projekte durchgeführt, die den positiven 
Nutzen fest im Blick haben: Dazu gehören 
z.B. der Internetführerschein sowie die Projekte 
„Chatiquette“ (Umgangsformen im Chat), 
„Geocaching“ (Schnitzeljagd mit Computer 
und GPS) und „clip:2“ (3. Hagener Handy-
Film-Festival). „Das wirkt“, weiß Hannusch 
nach über zwei Jahren Erfahrung mit dieser 
Projektarbeit. Maßgebliche Voraussetzungen 
für den Erfolg sei allerdings die Einbindung 
des Know-how der Jugendlichen sowie eine 
funktionierende Netzwerkarbeit der Koopera-
tionspartner, die kollegiale Beratung und die 
Durchführung spezieller Fortbildungen sowie 
die Bereitschaft der Beteiligten sich mit der 
Fortentwicklung der Technik und von Standards 
im Umgang mit der Thematik auseinander-
zusetzen und entsprechende Handreichungen 
auszuarbeiten.

Melanie Garbas, Waltrop
Fotos: AJS

Wichtige Adressen im Internet:
www.mekonet.de

www.klicksafe.de

www.medien-dschungel.de

www.cyberbullying-germany.de

www.jugenschutz.net

www.internet-abc.de

www.comic-on.de

www.chatiquette.de

www.geocaching.de

www.clip2-fi lmfestival.de

enorm mutig und stark. Eines Tages gerät Nik 
in die Fänge von „Lizzy“, der Anführerin einer 
Gang, die ihn zum Opfer ihrer Machenschaften 

Foto: Comic On! Theaterproduktion Köln

http://www.mekonet.de/
http://www.klicksafe.de/
http://www.medien-dschungel.de/
http://www.cyberbullying-germany.de/
http://www.jugenschutz.net/
http://www.internet-abc.de/
http://www.comic-on.de/
http://www.chatiquette.de/
http://www.geocaching.de/
http://www.clip2-filmfestival.de/
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Cyber-Mobbing – wahrnehmen, bewerten, handeln
Fachtagung diskutiert die „digitale Tyrannei“ unter Heranwachsenden

Je nach Umfrage geben bis zu ein Drittel 
der deutschen Heranwachsenden an, selbst 
Opfer von Cyber-Mobbing gewesen zu sein. 
Etwa jeder zehnte Jugendliche gibt zu, andere 
bereits medial tyrannisiert zu haben. Aber auch 
unter Erwachsenen ist Cyber-Mobbing ein 
Thema. Von Cyberbulling oder Cyber-Mobbing 
ist heutzutage die Rede, wenn 
Belästigungen, Demütigungen 
oder Bedrohungen mit Hilfe mo-
derener Kommunikationsmittel, 
besonders über Soziale Online-
Netzwerke oder Handys, erfol-
gen. Während bei den Untersu-
chungen anfangs die quantita-
tive Ausdehnung des Problems 
im Vordergrund stand – wer, 
wie oft, ab welchem Alter –, 
treten mittlerweile qualitative 
Aspekte in den Vordergrund: 
Wie greifen psychische Me-
chanismen und mediale Mög-
lichkeiten beim Cyberbullying 
ineinander? Was motiviert Täter 
(-innen), wie nehmen Betroffene 
die Diffamierungen wahr und 
wie reagieren sie darauf? Wann 
welche Maßnahmen ergreifen? 
Und mit welchen Methoden? 

Diese Verschiebung der Dis-
kussion um Cyber-Mobbing 
belegte einmal mehr die Fachta-
gung „Cyber-Mobbing – wahrnehmen, bewer-
ten, handeln“ am 12. Juni 2012 in Köln. Das 
Medienkompetenz Netzwerk NRW (mekonet) 
veranstaltete sie in Kooperation mit der Arbeits-
gemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e.V. und 
dem Landschaftsverband Rheinland (LVR). 
Etwa ein Drittel der Teilnehmer(-innen) kam 
aus Schulen bzw. aus der Schulsozialarbeit. 
Ebenfalls stark vertreten waren Berufskollegs/-
schulen, Mitarbeiter(-innen) von Jugendämtern 
bzw. Städten sowie die Polizei /Kriminalprä-
vention. Interesse bestand auch unter Mit-
arbeitern von Familienberatungsstellen und 
Jugendeinrichtungen sowie von Institutionen 
des Kinder- und Jugendschutzes.

Psychologie des Cyber-Mobbings
Zum Auftakt der Veranstaltung erläuterte 

Prof. Dr. Matthias Brand von der Universi-
tät Duisburg-Essen in seinem Vortrag „Wie 
peinlich…aber lustig“ die psychologischen 
Motive und Auswirkungen des aktiven und 
passiven Cyber-Mobbings. Grundsätzlich 

dient Cyber-Mobbing auf Täterseite der Emo-
tionsregulation: Eigene negative Emotionen 
sollen kompensiert, positive Emotionen ver-
stärkt werden, etwa indem man vermeintlich 
lustige Situationen per Foto „verlängert“. Auf 
der Opferseite wird das ganz unterschiedlich 
verarbeitet: Die einen gehen damit routiniert 

um, die anderen aber, die we-
niger selbstbewusst und eher 
emotional instabil sind, fühlen 
sich massiv persönlich verletzt. 
Cyber-Mobbing muss daher aus 
der Opferperspektive definiert 
werden. Es beginnt dort, wo sich 
ein Opfer der digitalen Tyrannei 
eines anderen ausgeliefert fühlt 
und es zu Psychostress kommt, 
der wiederum zu körperlichen 
Symptomen führen kann. 

Prof. Brand, der Cyber-
Mobbing im Rahmen des For-
schungsprojekts „Moralische 
Entscheidungen“ an der Univer-
sität Duisburg-Essen untersucht, 
stellte außerdem die Brisanz 
eines Phänomens heraus, das für 
Cyber-Mobbing spezifisch ist: 
die (vermeintliche) Anonymität 
im Internet. Auf Täterseite führe 
diese zu Enthemmung: Men-
schen verhalten sich moralisch 
fragwürdiger, „wenn sie ver-

meintlich anonym sind, als wenn sie sozusagen 
‚dingfest’ gemacht werden könnten,“ so Brand. 
Opfer wiederum empfinden es als besonders 
stressend, wenn sie nicht wissen, an welches 
Publikum z. B. peinliche Videoclips über sie 
gelangt sind.

(Rechtliche) Konsequenzen
Anschließend erläuterte Sebastian Gut-

knecht von der Arbeitsgemeinschaft Kinder- 
und Jugendschutz (AJS), wie die einzelnen 
Facetten von Cyber-Mobbing rechtlich zu 
bewerten sind. Er machte noch einmal deut-
lich: Gegen den Willen bzw. ohne das Wissen 
des Abgebildeten Bild- oder Videomaterial 
zu veröffentlichen und es somit dem poten-
ziell unbegrenzten Publikum zugänglich zu 
machen, verstößt bereits gegen das Recht am 
eigenen Bild, das aus dem Kunsturhebergesetz 
abgeleitet ist. Dies gelte unabhängig von der 
Art und Weise, wie der Betroffene dargestellt 
ist. Beim Cyber-Mobbing kommt aber meist 
noch mehr dazu: Beschimpfungen, Lügen 
und Drohungen werden verbreitet. Diese, so 

betonte Gutknecht, müssen aber hinreichend 
auf die betroffene Person konkretisiert sein, 
um gegen die betreffenden Paragraphen des 
Strafgesetzbuches zu verstoßen. 

Die Fragen aus dem Publikum zu den recht-
lichen Dimensionen des Cyber-Mobbings wur-
den oft vor dem Hintergrund konkreter Fälle 
und Probleme gestellt. Der (rechtliche) Bera-
tungs- und Aufklärungsbedarf scheint enorm.

Eine Gesprächsrunde unter den Experten des 
Vormittags sowie mit Dr. Stephanie Pieschl, die 
sich an der Westfälischen Wilhelms Universität 
Münster mit der medienpsychologischen Seite 
von Cyber-Mobbing beschäftigt, führte die 
Ergebnisse des Vormittags zusammen. Gleich-
zeitig bildete die Diskussion den Übergang zum 
Nachmittag, der sich den Konsequenzen wid-
mete, die aus den psychologischen Grundlagen 
und den rechtlichen Rahmenbedingungen von 
Cyber-Mobbing für die medienpädagogische 
Praxis gezogen werden müssen.

Präventiv ansetzen  
Nach der Mittagspause präsentierte Zartbit-

ter Köln e.V. Ausschnitte aus dem Theaterstück 
„Click It! 2“, das 2011 mit dem klicksafe-Preis 
für Sicherheit im Internet ausgezeichnet wurde. 
Wie das Stück in der Präventionsarbeit gegen 
Cyber-Mobbing eingesetzt werden kann, 
konnte in der Workshopphase vertieft werden. 

Mit dem Unterrichtsprogramm „Surf-Fair“ 
präsentierte Dr. Stephanie Pieschl ebenfalls ei-
nen präventiven Ansatz gegen Cyber-Mobbing, 
der sich an Schüler(-innen) der Klassen 5 bis 7, 
also Kinder im Alter von zehn bis zwölf Jah-
ren richtet und den sie zusammen mit Torsten 
Porsch (und anderen) an der Uni Münster ent-
wickelt hat. Die Durchführung von „Surf-Fair“ 
ist nicht auf den „Entwicklerkreis“ beschränkt, 
das Präventionsprogramm kann ebenfalls von 
Lehrer(-inne)n und anderen Pädagog(-inn)en 
ohne besondere Internetkenntnisse durchge-
führt werden – auch jenseits des Schulkon-
textes. Computer müssen nicht zur Verfügung 
stehen. Zu „Surf-Fair“ gehört ein Film über 
einen fiktiven Cyber-Mobbing-Fall, der ohne 
eine Lösung des Problems endet. Sein offenes 
Ende bietet den Einstieg in eine Diskussion. 
Hier können die Heranwachsenden ihre eigene 
Lebenswirklichkeit in die Geschehnisse des 
Films einpassen und so „ihre“ Lösung – mehr 
oder weniger angeleitet –  formulieren. Ihre 
Ressourcen sind ein weiterer Ansatzpunkt. 
Die Heranwachsenden sollten Interneterfah-
rung haben, was aber mit Blick auf die immer 
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früher einsetzende Mediennutzung fast immer 
der Fall ist. Als Präventionsprogramm sollte 
das sprichwörtliche „Kind noch nicht in den 
Brunnen gefallen sein“, wenn „Surf-Fair“ zum 
Einsatz kommt, so Pieschl im Workshop. 

Peer-to-peer-Beratung
Marco Fileccia und mehrere Schüler des 

Elsa-Brändström-Gymnasiums in Oberhausen 
präsentierten in ihrem Workshop die Medien-
scouts NRW, ein Projekt der Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM). Zwi-
schen Januar 2011 und April 2012 wurden 40 
Schüler(-innen) unterschiedlicher Schulformen 
in einer Pilotphase zu Medienscouts ausgebil-
det. Aktuell sind fast einhundert Schulen aus 
zehn Kreisen an dem Projekt beteiligt. 

In Oberhausen leisten die Medienscouts 
sowohl Aufklärung als auch Hilfe bei Cyber-
Mobbing. Sie können mitreden, wenn es um 
SchülerVZ, Facebook und Co. geht, besser als 
Lehrer(-innen). Aber genauso können sie ihren 
Mitschüler(-innen) vermitteln, wie man im 
Internet miteinander umgehen sollte. Damit ist 
das Projekt ein Beispiel für „peer to peer educa-
tion“ in der Medienbildung. Als Medienscouts 
„der ersten Stunde“ stellten Marco Fileccia 
und seine Schüler(-innen) im Workshop den 
Ansatz des Projekts, seine Vor- und Nachteile 
sowie die Ausbildung und die Arbeit der Medi-
enscouts an ihrer Schule vor. Deutlich wurde: 
Der „peer-to-peer“ Ansatz genießt eine hohe 
Akzeptanz in den Schulen, Überzeugungsar-
beit bei Schulleitung und Eltern müsse kaum 
geleistet werden, so Fileccia. Wichtiger sei: Die 
Medienscouts müssen von den Schüler(-inne)n 
akzeptiert und nicht als „Cyber-Cops“, also als 
Petzen oder verlängerter Arm der Lehrerschaft, 
gesehen werden. 

Im Elsa-Brändström-Gymnasium durchlau-
fen die Medienscouts ihre (Zusatz-)Ausbildung 
in der achten Klasse, so dass sie als Neunt- und 
Zehntklässler mit jüngeren Schüler(-inne)n
arbeiten können. Danach geben sie ihre Kennt-
nisse an die nächste Generation von Mediens-
couts weiter. Zentral ist hierbei die gemeinsame 
Ausbildung von Schüler(-inn)n und Pädagog(-
inn)en über die Schulformen hinweg. Themen 
der Ausbildung sind: Internet und Sicherheit, 

Handy, Computerspiele und So-
cial Communities – in diesen 
Bereich fällt auch das Thema 
Cyber-Mobbing. Zusätzlich 
zur Vermittlung von Medi-
enkompetenz in diesen Be-
reichen werden die Scouts 
in ihrer Kommunikations-
fähigkeit, ihrer Beratungs-
kompetenz sowie in ihrer 
emotionalen und sozialen 
Kompetenz geschult. Damit 
werden sie vorbereitet, mit Schüler(-inne)n und 
auch Erwachsenen zu arbeiten. 

Dass solche neuen Ansätze im Umgang 
mit Cyber-Mobbing an Schulen nötig sind, 
zeigte der Fall einer Schülerin, die an das Elsa-
Brändström-Gymnasium wechselte, nachdem 
sie an ihrer Schule über Jahre hinweg direkt und 
über das Internet gemobbt wurde. Besonders 
das Unverständnis der Lehrer(-innen) für ihre 
Situation und unzureichende Interventions-
methoden in der Klasse verschlimmerten ihre 
Situation, wie sie im Workshop berichtete. 

Betroffene beraten und Hilfe geben 
Verständnis für die Opfer von Cyber-Mob-

bing aufbringen, ihnen zuhören und ihnen wei-
ter helfen sind Aufgaben der Helpline „Safer 
Internet“ vom Verein Nummer gegen Kummer 
e.V. Ihr Konzept und ihre Erfahrungen mit der 
Beratung von Betroffenen stellten die Referen-
tinnen Rebecca Maier und Maike Workowski in 
einem eigenen Workshop vor. Mit ihnen übten 
sich die Teilnehmenden anhand von Fallbei-
spielen in der Telefon- und E-Mail-Beratung 
von Kindern, Jugendlichen und Eltern. 

Die wichtigsten Ratschläge: Zuhören und 
seelische Entlastung geben, nur so fi ndet man 
heraus, was die Ratsuchenden wollen und 
wie groß das Problem tatsächlich ist. Sie sind 
Teil der Lösung, nicht nur des Problems, und 
sollten mit ihren Kompetenzen einbezogen 
werden. Wichtig ist, in der Beratung auch das 
soziale Umfeld anzusprechen (Lehrer, Eltern, 
Freunde etc.) und mögliche Hilfesysteme 
(Schulsozialarbeiter, Kooperationen von Schule 
und Polizei) zu benennen. Rechtliche Schritte 
gilt es zu prüfen, etwa die Einschaltung eines 

Anwalts, eine Unterlassungs-
klage etc. Hierfür essentiell 
sind das Sichern von Beweisen 
und das Melden von Mobbing-
fällen bei den Providern oder den 
Beschwerdestellen. Wie das geht, 
erklärt z. B. die „Nummer gegen 
Kummer“.

Allen Beteiligten sollte dabei 
klar sein, welche Konsequenzen die 
Kriseninterventionskette (Einschal-

tung von Polizei und Staatsanwalt-
schaft) hat, sobald sie einmal ange-

laufen ist.  Bei akuten Gefährdungssituationen, 
z. B. bei Morddrohungen, hilft (hingegen) nur 
ein „massiver Schuss vor den Bug“, wie es ein 
Teilnehmer ausdrückte. Es gilt, Stellung zu be-
ziehen und dem Opfer aktiv beizustehen, etwa 
die Kommentarfunktion von Blogs und Video-
kanälen zu nutzen und zu schreiben, dass man 
die Angriffe nicht richtig fi ndet und melden 
wird, d. h. eine Öffentlichkeit zu schaffen, die 
nicht mehr der Kontrolle des/der Täter(s) allein 
unterliegt. Die Moderation zwischen Täter und 
Opfer hängt immer vom Einzelfall ab und ist, 
ebenso wie die Kontaktaufnahme der Eltern 
von Tätern und Opfern untereinander, heikel, 
weil die Situation noch weiter eskalieren kann.

Lessons learned?
Kaum ein Kind, das Cyber-Mobbing nicht 

zumindest aus dem Bekanntenkreis kennt – das 
bedeutet (auch), dass kaum ein Lehrer, Medi-
enpädagoge oder Jugendschützer an der „digi-
talen Tyrannei“ vorbei kommt. Es besteht ein 
enormer Informationsbedarf zum Thema, vor 
allem zu den Möglichkeiten, Cyber-Mobbing 
wirkungsvoll zu begegnen. 

Beim Erkennen des Problems hilft der Blick 
aus der Opferperspektive, der die individuelle 
Wahrnehmung des Betroffenen sowie die me-
dialen Besonderheiten des Cyber-Mobbings 
berücksichtigt. Rechtlich kann „digitalen 
Tyrannen“ begegnet werden – lösen lässt sich 
das Problem auf diesem Wege aber nicht. Dieses 
kann sowohl bei Tätern als auch Opfern tiefer 
liegen als es der konkrete Fall vermuten lässt. 
Juristische Interventionen kommen daher nicht 
ohne begleitende Beratung aus. Präventiv an-
setzen kann man, indem man die Empathie und 
Medienkompetenz von Schüler(-inne)n stärkt: 
Gezielte Unterrichtsprojekte und peer-to-peer 
Ansätze versprechen hier Erfolge. Was medien-
kompetentes Handeln in diesem Zusammenhang 
bedeutet, entwickelt sich erst gerade, ebenso 
wie ein Methodenrepertoire für die Pädagogik 
und den Jugendschutz. Die gute Nachricht (zum 
Schluss): Immerhin gibt es Methoden, Pro-
jekte und Einrichtungen, die diese vermitteln.

Cathrin Bengesser und Lars Gräßer

Mehr zum Thema „Cyber-Mobbing“ bei mekonet
Die Fachtagung „Cyber-Mobbing - wahrnehmen, bewerten, handeln“ ist 

online dokumentiert: www.mekonet.de/fachtagung2012.  

In der Reihe mekonet kompakt ist begleitend die Ausgabe „Cyber-
Mobbing auf einen Blick“ erschienen. Sie skizziert die Erscheinungsformen 
von Mobbing im Netz, stellt aktuelle Forschungsergebnisse vor, klärt über 
rechtliche Dimensionen auf und gibt praktische Tipps, Cyber-Mobbing zu 
begegnen. Sie kann unter www.mekonet.de/kompakt als PDF abgerufen 
oder bestellt werden. 
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Cyber-Mobbing – wahrnehmen, bewerten, handeln
Fachtagung diskutiert die „digitale Tyrannei“ unter Heranwachsenden

Je nach Umfrage geben bis zu ein Drittel 
der deutschen Heranwachsenden an, selbst 
Opfer von Cyber-Mobbing gewesen zu sein. 
Etwa jeder zehnte Jugendliche gibt zu, andere 
bereits medial tyrannisiert zu haben. Aber auch 
unter Erwachsenen ist Cyber-Mobbing ein 
Thema. Von Cyberbulling oder Cyber-Mobbing 
ist heutzutage die Rede, wenn 
Belästigungen, Demütigungen 
oder Bedrohungen mit Hilfe mo-
derener Kommunikationsmittel, 
besonders über Soziale Online-
Netzwerke oder Handys, erfol-
gen. Während bei den Untersu-
chungen anfangs die quantita-
tive Ausdehnung des Problems 
im Vordergrund stand – wer, 
wie oft, ab welchem Alter –, 
treten mittlerweile qualitative 
Aspekte in den Vordergrund: 
Wie greifen psychische Me-
chanismen und mediale Mög-
lichkeiten beim Cyberbullying 
ineinander? Was motiviert Täter 
(-innen), wie nehmen Betroffene 
die Diffamierungen wahr und 
wie reagieren sie darauf? Wann 
welche Maßnahmen ergreifen? 
Und mit welchen Methoden? 

Diese Verschiebung der Dis-
kussion um Cyber-Mobbing 
belegte einmal mehr die Fachta-
gung „Cyber-Mobbing – wahrnehmen, bewer-
ten, handeln“ am 12. Juni 2012 in Köln. Das 
Medienkompetenz Netzwerk NRW (mekonet) 
veranstaltete sie in Kooperation mit der Arbeits-
gemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle Nordrhein-Westfalen e.V. und 
dem Landschaftsverband Rheinland (LVR). 
Etwa ein Drittel der Teilnehmer(-innen) kam 
aus Schulen bzw. aus der Schulsozialarbeit. 
Ebenfalls stark vertreten waren Berufskollegs/-
schulen, Mitarbeiter(-innen) von Jugendämtern 
bzw. Städten sowie die Polizei /Kriminalprä-
vention. Interesse bestand auch unter Mit-
arbeitern von Familienberatungsstellen und 
Jugendeinrichtungen sowie von Institutionen 
des Kinder- und Jugendschutzes.

Psychologie des Cyber-Mobbings
Zum Auftakt der Veranstaltung erläuterte 

Prof. Dr. Matthias Brand von der Universi-
tät Duisburg-Essen in seinem Vortrag „Wie 
peinlich…aber lustig“ die psychologischen 
Motive und Auswirkungen des aktiven und 
passiven Cyber-Mobbings. Grundsätzlich 

dient Cyber-Mobbing auf Täterseite der Emo-
tionsregulation: Eigene negative Emotionen 
sollen kompensiert, positive Emotionen ver-
stärkt werden, etwa indem man vermeintlich 
lustige Situationen per Foto „verlängert“. Auf 
der Opferseite wird das ganz unterschiedlich 
verarbeitet: Die einen gehen damit routiniert 

um, die anderen aber, die we-
niger selbstbewusst und eher 
emotional instabil sind, fühlen 
sich massiv persönlich verletzt. 
Cyber-Mobbing muss daher aus 
der Opferperspektive definiert 
werden. Es beginnt dort, wo sich 
ein Opfer der digitalen Tyrannei 
eines anderen ausgeliefert fühlt 
und es zu Psychostress kommt, 
der wiederum zu körperlichen 
Symptomen führen kann. 

Prof. Brand, der Cyber-
Mobbing im Rahmen des For-
schungsprojekts „Moralische 
Entscheidungen“ an der Univer-
sität Duisburg-Essen untersucht, 
stellte außerdem die Brisanz 
eines Phänomens heraus, das für 
Cyber-Mobbing spezifisch ist: 
die (vermeintliche) Anonymität 
im Internet. Auf Täterseite führe 
diese zu Enthemmung: Men-
schen verhalten sich moralisch 
fragwürdiger, „wenn sie ver-

meintlich anonym sind, als wenn sie sozusagen 
‚dingfest’ gemacht werden könnten,“ so Brand. 
Opfer wiederum empfinden es als besonders 
stressend, wenn sie nicht wissen, an welches 
Publikum z. B. peinliche Videoclips über sie 
gelangt sind.

(Rechtliche) Konsequenzen
Anschließend erläuterte Sebastian Gut-

knecht von der Arbeitsgemeinschaft Kinder- 
und Jugendschutz (AJS), wie die einzelnen 
Facetten von Cyber-Mobbing rechtlich zu 
bewerten sind. Er machte noch einmal deut-
lich: Gegen den Willen bzw. ohne das Wissen 
des Abgebildeten Bild- oder Videomaterial 
zu veröffentlichen und es somit dem poten-
ziell unbegrenzten Publikum zugänglich zu 
machen, verstößt bereits gegen das Recht am 
eigenen Bild, das aus dem Kunsturhebergesetz 
abgeleitet ist. Dies gelte unabhängig von der 
Art und Weise, wie der Betroffene dargestellt 
ist. Beim Cyber-Mobbing kommt aber meist 
noch mehr dazu: Beschimpfungen, Lügen 
und Drohungen werden verbreitet. Diese, so 

betonte Gutknecht, müssen aber hinreichend 
auf die betroffene Person konkretisiert sein, 
um gegen die betreffenden Paragraphen des 
Strafgesetzbuches zu verstoßen. 

Die Fragen aus dem Publikum zu den recht-
lichen Dimensionen des Cyber-Mobbings wur-
den oft vor dem Hintergrund konkreter Fälle 
und Probleme gestellt. Der (rechtliche) Bera-
tungs- und Aufklärungsbedarf scheint enorm.

Eine Gesprächsrunde unter den Experten des 
Vormittags sowie mit Dr. Stephanie Pieschl, die 
sich an der Westfälischen Wilhelms Universität 
Münster mit der medienpsychologischen Seite 
von Cyber-Mobbing beschäftigt, führte die 
Ergebnisse des Vormittags zusammen. Gleich-
zeitig bildete die Diskussion den Übergang zum 
Nachmittag, der sich den Konsequenzen wid-
mete, die aus den psychologischen Grundlagen 
und den rechtlichen Rahmenbedingungen von 
Cyber-Mobbing für die medienpädagogische 
Praxis gezogen werden müssen.

Präventiv ansetzen  
Nach der Mittagspause präsentierte Zartbit-

ter Köln e.V. Ausschnitte aus dem Theaterstück 
„Click It! 2“, das 2011 mit dem klicksafe-Preis 
für Sicherheit im Internet ausgezeichnet wurde. 
Wie das Stück in der Präventionsarbeit gegen 
Cyber-Mobbing eingesetzt werden kann, 
konnte in der Workshopphase vertieft werden. 

Mit dem Unterrichtsprogramm „Surf-Fair“ 
präsentierte Dr. Stephanie Pieschl ebenfalls ei-
nen präventiven Ansatz gegen Cyber-Mobbing, 
der sich an Schüler(-innen) der Klassen 5 bis 7, 
also Kinder im Alter von zehn bis zwölf Jah-
ren richtet und den sie zusammen mit Torsten 
Porsch (und anderen) an der Uni Münster ent-
wickelt hat. Die Durchführung von „Surf-Fair“ 
ist nicht auf den „Entwicklerkreis“ beschränkt, 
das Präventionsprogramm kann ebenfalls von 
Lehrer(-inne)n und anderen Pädagog(-inn)en 
ohne besondere Internetkenntnisse durchge-
führt werden – auch jenseits des Schulkon-
textes. Computer müssen nicht zur Verfügung 
stehen. Zu „Surf-Fair“ gehört ein Film über 
einen fiktiven Cyber-Mobbing-Fall, der ohne 
eine Lösung des Problems endet. Sein offenes 
Ende bietet den Einstieg in eine Diskussion. 
Hier können die Heranwachsenden ihre eigene 
Lebenswirklichkeit in die Geschehnisse des 
Films einpassen und so „ihre“ Lösung – mehr 
oder weniger angeleitet –  formulieren. Ihre 
Ressourcen sind ein weiterer Ansatzpunkt. 
Die Heranwachsenden sollten Interneterfah-
rung haben, was aber mit Blick auf die immer 
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früher einsetzende Mediennutzung fast immer 
der Fall ist. Als Präventionsprogramm sollte 
das sprichwörtliche „Kind noch nicht in den 
Brunnen gefallen sein“, wenn „Surf-Fair“ zum 
Einsatz kommt, so Pieschl im Workshop. 

Peer-to-peer-Beratung
Marco Fileccia und mehrere Schüler des 

Elsa-Brändström-Gymnasiums in Oberhausen 
präsentierten in ihrem Workshop die Medien-
scouts NRW, ein Projekt der Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM). Zwi-
schen Januar 2011 und April 2012 wurden 40 
Schüler(-innen) unterschiedlicher Schulformen 
in einer Pilotphase zu Medienscouts ausgebil-
det. Aktuell sind fast einhundert Schulen aus 
zehn Kreisen an dem Projekt beteiligt. 

In Oberhausen leisten die Medienscouts 
sowohl Aufklärung als auch Hilfe bei Cyber-
Mobbing. Sie können mitreden, wenn es um 
SchülerVZ, Facebook und Co. geht, besser als 
Lehrer(-innen). Aber genauso können sie ihren 
Mitschüler(-innen) vermitteln, wie man im 
Internet miteinander umgehen sollte. Damit ist 
das Projekt ein Beispiel für „peer to peer educa-
tion“ in der Medienbildung. Als Medienscouts 
„der ersten Stunde“ stellten Marco Fileccia 
und seine Schüler(-innen) im Workshop den 
Ansatz des Projekts, seine Vor- und Nachteile 
sowie die Ausbildung und die Arbeit der Medi-
enscouts an ihrer Schule vor. Deutlich wurde: 
Der „peer-to-peer“ Ansatz genießt eine hohe 
Akzeptanz in den Schulen, Überzeugungsar-
beit bei Schulleitung und Eltern müsse kaum 
geleistet werden, so Fileccia. Wichtiger sei: Die 
Medienscouts müssen von den Schüler(-inne)n 
akzeptiert und nicht als „Cyber-Cops“, also als 
Petzen oder verlängerter Arm der Lehrerschaft, 
gesehen werden. 

Im Elsa-Brändström-Gymnasium durchlau-
fen die Medienscouts ihre (Zusatz-)Ausbildung 
in der achten Klasse, so dass sie als Neunt- und 
Zehntklässler mit jüngeren Schüler(-inne)n
arbeiten können. Danach geben sie ihre Kennt-
nisse an die nächste Generation von Mediens-
couts weiter. Zentral ist hierbei die gemeinsame 
Ausbildung von Schüler(-inn)n und Pädagog(-
inn)en über die Schulformen hinweg. Themen 
der Ausbildung sind: Internet und Sicherheit, 

Handy, Computerspiele und So-
cial Communities – in diesen 
Bereich fällt auch das Thema 
Cyber-Mobbing. Zusätzlich 
zur Vermittlung von Medi-
enkompetenz in diesen Be-
reichen werden die Scouts 
in ihrer Kommunikations-
fähigkeit, ihrer Beratungs-
kompetenz sowie in ihrer 
emotionalen und sozialen 
Kompetenz geschult. Damit 
werden sie vorbereitet, mit Schüler(-inne)n und 
auch Erwachsenen zu arbeiten. 

Dass solche neuen Ansätze im Umgang 
mit Cyber-Mobbing an Schulen nötig sind, 
zeigte der Fall einer Schülerin, die an das Elsa-
Brändström-Gymnasium wechselte, nachdem 
sie an ihrer Schule über Jahre hinweg direkt und 
über das Internet gemobbt wurde. Besonders 
das Unverständnis der Lehrer(-innen) für ihre 
Situation und unzureichende Interventions-
methoden in der Klasse verschlimmerten ihre 
Situation, wie sie im Workshop berichtete. 

Betroffene beraten und Hilfe geben 
Verständnis für die Opfer von Cyber-Mob-

bing aufbringen, ihnen zuhören und ihnen wei-
ter helfen sind Aufgaben der Helpline „Safer 
Internet“ vom Verein Nummer gegen Kummer 
e.V. Ihr Konzept und ihre Erfahrungen mit der 
Beratung von Betroffenen stellten die Referen-
tinnen Rebecca Maier und Maike Workowski in 
einem eigenen Workshop vor. Mit ihnen übten 
sich die Teilnehmenden anhand von Fallbei-
spielen in der Telefon- und E-Mail-Beratung 
von Kindern, Jugendlichen und Eltern. 

Die wichtigsten Ratschläge: Zuhören und 
seelische Entlastung geben, nur so fi ndet man 
heraus, was die Ratsuchenden wollen und 
wie groß das Problem tatsächlich ist. Sie sind 
Teil der Lösung, nicht nur des Problems, und 
sollten mit ihren Kompetenzen einbezogen 
werden. Wichtig ist, in der Beratung auch das 
soziale Umfeld anzusprechen (Lehrer, Eltern, 
Freunde etc.) und mögliche Hilfesysteme 
(Schulsozialarbeiter, Kooperationen von Schule 
und Polizei) zu benennen. Rechtliche Schritte 
gilt es zu prüfen, etwa die Einschaltung eines 

Anwalts, eine Unterlassungs-
klage etc. Hierfür essentiell 
sind das Sichern von Beweisen 
und das Melden von Mobbing-
fällen bei den Providern oder den 
Beschwerdestellen. Wie das geht, 
erklärt z. B. die „Nummer gegen 
Kummer“.

Allen Beteiligten sollte dabei 
klar sein, welche Konsequenzen die 
Kriseninterventionskette (Einschal-

tung von Polizei und Staatsanwalt-
schaft) hat, sobald sie einmal ange-

laufen ist.  Bei akuten Gefährdungssituationen, 
z. B. bei Morddrohungen, hilft (hingegen) nur 
ein „massiver Schuss vor den Bug“, wie es ein 
Teilnehmer ausdrückte. Es gilt, Stellung zu be-
ziehen und dem Opfer aktiv beizustehen, etwa 
die Kommentarfunktion von Blogs und Video-
kanälen zu nutzen und zu schreiben, dass man 
die Angriffe nicht richtig fi ndet und melden 
wird, d. h. eine Öffentlichkeit zu schaffen, die 
nicht mehr der Kontrolle des/der Täter(s) allein 
unterliegt. Die Moderation zwischen Täter und 
Opfer hängt immer vom Einzelfall ab und ist, 
ebenso wie die Kontaktaufnahme der Eltern 
von Tätern und Opfern untereinander, heikel, 
weil die Situation noch weiter eskalieren kann.

Lessons learned?
Kaum ein Kind, das Cyber-Mobbing nicht 

zumindest aus dem Bekanntenkreis kennt – das 
bedeutet (auch), dass kaum ein Lehrer, Medi-
enpädagoge oder Jugendschützer an der „digi-
talen Tyrannei“ vorbei kommt. Es besteht ein 
enormer Informationsbedarf zum Thema, vor 
allem zu den Möglichkeiten, Cyber-Mobbing 
wirkungsvoll zu begegnen. 

Beim Erkennen des Problems hilft der Blick 
aus der Opferperspektive, der die individuelle 
Wahrnehmung des Betroffenen sowie die me-
dialen Besonderheiten des Cyber-Mobbings 
berücksichtigt. Rechtlich kann „digitalen 
Tyrannen“ begegnet werden – lösen lässt sich 
das Problem auf diesem Wege aber nicht. Dieses 
kann sowohl bei Tätern als auch Opfern tiefer 
liegen als es der konkrete Fall vermuten lässt. 
Juristische Interventionen kommen daher nicht 
ohne begleitende Beratung aus. Präventiv an-
setzen kann man, indem man die Empathie und 
Medienkompetenz von Schüler(-inne)n stärkt: 
Gezielte Unterrichtsprojekte und peer-to-peer 
Ansätze versprechen hier Erfolge. Was medien-
kompetentes Handeln in diesem Zusammenhang 
bedeutet, entwickelt sich erst gerade, ebenso 
wie ein Methodenrepertoire für die Pädagogik 
und den Jugendschutz. Die gute Nachricht (zum 
Schluss): Immerhin gibt es Methoden, Pro-
jekte und Einrichtungen, die diese vermitteln.

Cathrin Bengesser und Lars Gräßer

Mehr zum Thema „Cyber-Mobbing“ bei mekonet
Die Fachtagung „Cyber-Mobbing - wahrnehmen, bewerten, handeln“ ist 

online dokumentiert: www.mekonet.de/fachtagung2012.  

In der Reihe mekonet kompakt ist begleitend die Ausgabe „Cyber-
Mobbing auf einen Blick“ erschienen. Sie skizziert die Erscheinungsformen 
von Mobbing im Netz, stellt aktuelle Forschungsergebnisse vor, klärt über 
rechtliche Dimensionen auf und gibt praktische Tipps, Cyber-Mobbing zu 
begegnen. Sie kann unter www.mekonet.de/kompakt als PDF abgerufen 
oder bestellt werden. 
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Thema

Forschungsbedarf zum Thema Cyber-Mobbing
Aktuelle Studien auf dem Prüfstand

davon ein Smartphone, was eine Zunahme von 
elf Prozent zum Jahr 2010 bedeutet. Auch der 
PC gehört zum Standardinventar in deutschen 
Haushalten und ist somit den meisten Jugend-
lichen zugänglich. 89 Prozent der Jugendlichen 
haben einen Internetanschluss zu Hause. Mit 

zunehmendem Alter verbringen 
Kinder und Jugendliche deutlich 
mehr Zeit im Internet. Mit Hilfe 
dieser Online-Medien pflegen 
sie ihre sozialen Kontakte. Und 
hier kann es zu Konflikten kom-
men, die mitunter bis hin zum 
Cyber-Mobbing gehen. 

Versöhnung im Gespräch
Nach der Studie „Wo der 

Spaß aufhört…“ der bayrischen 
Landeszentrale für Medien und 
des Instituts für Medienpäda-
gogik in Forschung und Praxis 
(JFF) erleben Jugendliche die 
meisten Online-Konflikte mit 

„Freunden von Freunden“. Jeder dritte Ju-
gendliche im Alter von zwölf bis 19 Jahren hat 
schon unangenehme Erfahrungen im Internet, 
per Mail, Instant-Messenger oder Chatroom 
gemacht. Die Jugendlichen selbst betonen, 
dass sie die Konflikte selbst lösen wollen. 
Das Einmischen von Erwachsenen wird meist 
sehr kritisch bewertet. Eskalierende Formen 
werden stark abgelehnt (Ausgrenzung, Bloß-
stellung, Einschüchterung und Provokation) 
und eher lösungsorientierte Wege bevorzugt. 
Die Jugendlichen versuchen, den Konflikt 
zeitnah zu lösen und den Betreffenden auf sein 
Fehlverhalten anzusprechen, und sie suchen die 
Versöhnung im direkten Gespräch. Weiterhin 
vertreten Jugendliche die Meinung, dass man 
den Betroffenen aktiv zur Seite stehen muss. 
Im Gegensatz zu dieser sozialen Aussage steht 
allerdings: 55 Prozent der Befragten gaben an, 
regelmäßig beobachtet zu haben, dass Dritte 
nichts unternehmen. 

Laut Studie der Technischen Universität 
Berlin „Bystander von Cyber-Mobbing“ gaben 
73 Prozent der Befragten an, in der letzten Zeit 
Cyber-Mobbing als Bystander (bzw. Beobach-
ter) mitbekommen zu haben. Viele haben die 
Sorge, durch aktives Eingreifen selbst zum 
Opfer zu werden. Somit darf die Nichteinmi-
schung nicht zwangsweise als Desinteresse am 
Wohlergehen des Opfers interpretiert werden. 
In manchen Fällen steckt auch eine positive 
Absicht hinter diesem Verhalten, nämlich der 
Versuch, dem Täter durch Nichtbeachtung den 
Spaß am Mobben zu nehmen.

Die Zepf-Studie bezüglich Mobbing bei 
Schülerinnen und Schülern in der Bundesre-
publik Deutschland fand heraus, dass hinter 
Cyber-Mobbing-Attacken zu 54 Prozent 
Mitschüler, zu 22 Prozent jemand anders, 
zu 13 Prozent ein Freund und zu elf Prozent 
Internetbekanntschaften stecken. 

Die Studien geben zusammenfassend 
folgende Formen des Cyber-Mobbing an: 
Beleidigung, Beschimpfung, Belästigung, 
Anschwärzen, Gerüchte verbreiten, Auftre-
ten unter falscher Identität, Bloßstellung, 
Betrügerei, Ausgrenzung, Cyberthreats und 
Cyberstalking. 

Psychische und physische Folgen
Die Folgen des Cyber-Mobbing sind so 

individuell wie die Opfer selbst. Die Forsa-
Umfrage der Techniker Krankenkasse zum 
Thema Cyber-Mobbing ergab, dass 70 Prozent 
Wut empfanden, 24 Prozent Verzweiflung 
und 22 Prozent Hilflosigkeit. 17 Prozent lit-
ten unter Schlafstörungen, 20 Prozent unter 
Kopfschmerzen und acht Prozent unter Bauch-
schmerzen. Erkennbar ist, dass Cyber-Mobbing 
Folgen für die meisten Opfer hat und insbe-
sondere, dass sich diese nicht nur psychisch, 
sondern auch physisch äußern können.

In der europaweiten Studie „Risks and safety 
on the internet - The perspective of European 
children“ der LSE berichteten fünf Prozent 
der Befragten, sie seien im Internet gemobbt 
worden, drei Prozent gaben das Handy an. 
Das Problem Mobbing und Cyber-Mobbing 
tritt im europäischen Vergleich prozentual am 
häufigsten in Estland und Rumänien mit über 
40 Prozent auf. Am wenigsten wurde das Pro-
blem in Südeuropa (Portugal, Italien, Türkei 
und Griechenland) festgestellt. Deutschland 
befindet sich auf Platz 18 von 23 Ländern. 

Das Problemfeld Cyber-Mobbing ist als 
mögliches Gefahrenpotenzial erkannt und in 
der Gesellschaft angekommen. Aktuelle Studi-
en geben allerdings kein einheitliches und kein 
klares Abbild der Situation. Die Ergebnisse 
legen eine Erkenntnis nahe: Es besteht noch 
großer Forschungsbedarf. So 
ist es etwa kaum möglich, die 
einzelnen Studien direkt mitei-
nander zu vergleichen, da jede 
Studie andere Definitionen von 
Cyber-Mobbing nutzt oder erst 
gar keine angibt. Lediglich die 
Abgrenzung zu herkömmlichem 
Mobbing scheint eindeutig zu 
sein. Die entscheidenden Un-
terschiede ergeben sich aus den 
technischen Besonderheiten 
von Handys und Computern, 
namentlich der Möglichkeit der 
Anonymität und der Orts- und 
Zeitunabhängigkeit. 

Die Definitionen von Cyber-
Mobbing reichen vom individuellen Verständ-
nis des Kindes, wann Cyber-Mobbing beginnt, 
bis hin zur strengen Vorgabe, dass erst dann 
davon gesprochen werden kann, wenn Macht-
gefälle und Intention der Schädigung vorherr-
schen, das schädigende Verhalten sich zwei 
bis dreimal wiederholt und das Opfer nur eine 
geringe Möglichkeit hat sich zu wehren. Aber 
auch diese Begrifflichkeiten, wie z.B. Macht-
gefälle, lassen noch einen großen Spielraum 
und sind nicht klar definiert. Der Appell an 
zukünftige Studien müsste lauten, sich auf eine 
Definition zu einigen und diese so genau wie 
möglich zu spezifizieren. Generalisierungen 
und Sammelbegriffe sind hier nicht hilfreich.

Die JIM-Studie 2011 
zeigt, dass 96 Prozent 
der Jugendlichen 
ein Handy besit-
zen und sogar 
jeder vier te 

Kristina Schardt
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Fazit und Ausblick 
Die bisherigen Studien können als Vorun-

tersuchung betrachtet und genutzt werden, 
um eine Vorstrukturierung des Themenfeldes 
durchzuführen und einen ersten Überblick zu 
gewinnen. Erste Ansatzpunkte und Themen-
felder wären damit geschaffen und müssten 
noch spezifi ziert werden.

Wünschenswert für zukünftige Studien 
wäre es, mit einheitlichen Definitionen zu 
arbeiten und somit eine Vergleichsmöglichkeit 
zu schaffen. Die Stichproben sollten aus ganz 
Deutschland genommen werden und nicht 
nur aus vereinzelten Gebieten. Studien wie 
PISA, Shell-Jugendstudie oder JIM und KIM 
haben es vorgemacht und sollten als Beispiel 
dienen, eine Langzeitstudie auch im Bereich 
Cyber-Mobbing zu entwerfen. Diese müsste in 
regelmäßigen Abständen und jahrgangsstufen-
differenzierend im großen Umfang Ergebnisse 
sichern und eine Vergleichsmöglichkeit eröff-
nen. Daran könnte dann auch eine Entwick-
lung oder eine Veränderung innerhalb dieses 
Themenbereiches abgelesen werden. 

Kristina Schardt (Köln)

Geschlossene Unter-
bringung als ultima ratio

Die Unterbringung eines Jugendlichen in 
einem geschlossenen Heim darf nach einem 
Beschluss des Bundesgerichtshofes (BGH) 
nur die allerletzte Maßnahme sein. Zunächst 
müsse geprüft werden, ob die Heimerziehung 
in einer offenen Einrichtung möglich ist; eine 
geschlossene Unterbringung komme „nur als 
letztes Mittel und nur für die kürzeste ange-
messene Zeit in Betracht“. Ein 1995 geborener 
Jugendlicher, der nicht mehr zur Schule ging, 
Alkohol und Cannabis konsumierte und Straf-
taten beging, hatte seiner  geschlossenen Un-
terbringung zum Zweck einer Drogentherapie 
widersprochen. Auf Antrag der Mutter wurde 
die Unterbringung gerichtlich angeordnet. Der 
BGH verwies den Fall nun an die Vorinstanz 
zurück (Aktenzeichen: XII ZB 661/11) (FAZ/
KNA)

Internet ist auch Schule
Verwaltungsgerichtshof hält die Bestrafung einer Schüle-
rin wegen Beleidigungen im Netz für berechtigt 

Dass Lehrerbewertungen durch Schüler auf 
Internetportalen grundsätzlich zulässig sind, 
haben die deutschen Gerichte inzwischen 
längst verbindlich festgestellt. Eine völlig neue 
Konstellation der schulischen „Bewertung“ 
lag nun kürzlich dem Verwaltungsgerichtshof 
(VGR) in Baden-Württemberg zur Entschei-
dung vor: Eine Schülerin hatte in einem 
Internet-Forum eine Klassenkameradin – unter 
geringer Abänderung deren Namens – übel be-
leidigt. Als die Schulleitung dies erfuhr, sprach 
sie gegenüber der Schülerin umgehend einen 
eintägigen Schulverweis aus; Begründung: 
Auch Beleidigungen, die quasi „außerhalb“ 
der Schule unter Mitschülern getätigt würden, 
rechtfertigten gleichwohl konkrete schulische 
Maßnahmen, da ein solches Verhalten störend 
auf den Schulbetrieb ausstrahlen könne. 

Der VGH schloß sich dieser Meinung jetzt 
grundsätzlich an. Wörtlich: „Die rechtlichen 
Möglichkeiten der Schulleitung sind nicht auf 
das Schulgebäude und den Schulhofbegrenzt. 
Ein schulischer Bezug im Sinne des Gesetzes 
liegt vielmehr auch dann vor, wenn das außer-
schulische Fehlverhalten einzelner Schüler die 
Rechte anderer Schüler massiv beeinträchtigt 
und in den Schulalltag hineinwirkt. Davon war 
hier auszugehen, da auch die anderen Schüler von 

den Beleidigungen Kenntnis nehmen konnten.“ 

Den Schulverweis als härteste mögliche 
Maßnahme wollte das Gericht allerdings 
dennoch nicht absegnen. Ein solcher Verweis 
sei nämlich nur zulässig, wenn die Aufgaben 
der Schule und die Rechte der Mitschülerin in 
„schwerwiegendster Weise“ beeinträchtigt wür-
den. Von einer solchen Beeinträchtigung aber 
könne hier (noch) nicht ausgegangen werden. 

Noch einmal wörtlich: „Die vorliegende 
Konstellation weist die Besonderheit auf, dass 
die beleidigte Mitschülerin durch eine ge-
schickte Namensänderung tatsächlich nur den 
anderen Mitschülern der Klasse erkennbar war. 
Eine weitere Verbreitung der Beleidigungen 
im Internet war folglich nicht zu erwarten, da 
außenstehende Personen das Beleidigungsopfer 
nicht identifi zieren konnten. Es handelt sich 
damit eher um eine Beleidigung unter ‘Be-
kannten‘. Hierfür aber stellt der Schulverweis 
nicht die geeignete Reaktion dar, die Schullei-
tung muss zunächst mit milderen Mitteln gegen 
die Schülerin vorgehen.“ 

VGH Baden- Württemberg - 9 S 1056111 

Winfried Schwabe 
(aus: Kölner Stadt-Anzeiger)

Einbezogene Studien:

1. Cyberbullying bei Schülerinnen und 
Schülern, IKG Institut für interdisziplinäre 
Konfl ikt- und Gewaltforschung / Universität 
Bielefeld, von Peter Sitzer, Julia Marth, Caro-
line Kocik, Kay Nina Müller, 2012, Bielefeld

2. Wo der Spaß aufhört…; Jugendliche 
und ihre Perspektive auf Konfl ikte in Sozi-
alen Netzwerkdiensten, Bayrische Landes-
zentrale für neue Medien und JFF Institut für 
Medienpädagogik, von Ulrike Wagner, Niels 
Brüggen, Peter Gerlicher, Mareike Schemmer-
ling, 2011, München

3. Stimmungen, Meinungen, Trends von 
Kindern und Jugendlichen in Hessen, LBS 
Hessen Kinderbarometer, PROKIDS, 2011, 
Thüringen

4. Mobbing bei Schülerinnen und Schü-
lern in der BRD, Zepf, Zentrum für empi-
rische pädagogische Forschung Universität 
Koblenz Landau, von Prof. Dr. Rheinhold S. 
Jäger, Dr. Uwe Fischer und Julia Riebel, 2009, 
Koblenz, Landau

5. Cybermobbing- Gewalt unter Ju-
gendlichen, Forsa-Umfrage; TK, Techniker 
Krankenkasse- Gesund in die Zukunft, von 
Günter van Aalst, 2011, NRW

6. Bystander von Cyber-Mobbing, Tech-
nische Universität Berlin, von Sonja Mohr und 
Dr. Jan Pfetsch, 2011, Berlin

7. Risks and safety on the internet- The 
perspective of European children, LSE- The 
London school of Economics and Political 
Science, Co- funded by the European Union, 
von Sonja Livingstone, Leslie Haddon, Anke 
Görzig, Kjartan Olaffson, 2010, 25 Länder

8. KIM-Studie 2010, Kinder + Medien, 
Computer + Internet, Medienpädagogischer 
Forschungsverbund Südwest, 2010/ Stuttgart

9.  JIM-Studie 2011, (Jugend Informa-
tion, Multi-) Media, Medienpädagogischer 
Forschungsbund Südwest, 2011/ Stuttgart
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Internetportalen grundsätzlich zulässig sind, 
haben die deutschen Gerichte inzwischen 
längst verbindlich festgestellt. Eine völlig neue 
Konstellation der schulischen „Bewertung“ 
lag nun kürzlich dem Verwaltungsgerichtshof 
(VGR) in Baden-Württemberg zur Entschei-
dung vor: Eine Schülerin hatte in einem 
Internet-Forum eine Klassenkameradin – unter 
geringer Abänderung deren Namens – übel be-
leidigt. Als die Schulleitung dies erfuhr, sprach 
sie gegenüber der Schülerin umgehend einen 
eintägigen Schulverweis aus; Begründung: 
Auch Beleidigungen, die quasi „außerhalb“ 
der Schule unter Mitschülern getätigt würden, 
rechtfertigten gleichwohl konkrete schulische 
Maßnahmen, da ein solches Verhalten störend 
auf den Schulbetrieb ausstrahlen könne. 

Der VGH schloß sich dieser Meinung jetzt 
grundsätzlich an. Wörtlich: „Die rechtlichen 
Möglichkeiten der Schulleitung sind nicht auf 
das Schulgebäude und den Schulhofbegrenzt. 
Ein schulischer Bezug im Sinne des Gesetzes 
liegt vielmehr auch dann vor, wenn das außer-
schulische Fehlverhalten einzelner Schüler die 
Rechte anderer Schüler massiv beeinträchtigt 
und in den Schulalltag hineinwirkt. Davon war 
hier auszugehen, da auch die anderen Schüler von 

den Beleidigungen Kenntnis nehmen konnten.“ 

Den Schulverweis als härteste mögliche 
Maßnahme wollte das Gericht allerdings 
dennoch nicht absegnen. Ein solcher Verweis 
sei nämlich nur zulässig, wenn die Aufgaben 
der Schule und die Rechte der Mitschülerin in 
„schwerwiegendster Weise“ beeinträchtigt wür-
den. Von einer solchen Beeinträchtigung aber 
könne hier (noch) nicht ausgegangen werden. 

Noch einmal wörtlich: „Die vorliegende 
Konstellation weist die Besonderheit auf, dass 
die beleidigte Mitschülerin durch eine ge-
schickte Namensänderung tatsächlich nur den 
anderen Mitschülern der Klasse erkennbar war. 
Eine weitere Verbreitung der Beleidigungen 
im Internet war folglich nicht zu erwarten, da 
außenstehende Personen das Beleidigungsopfer 
nicht identifi zieren konnten. Es handelt sich 
damit eher um eine Beleidigung unter ‘Be-
kannten‘. Hierfür aber stellt der Schulverweis 
nicht die geeignete Reaktion dar, die Schullei-
tung muss zunächst mit milderen Mitteln gegen 
die Schülerin vorgehen.“ 

VGH Baden- Württemberg - 9 S 1056111 

Winfried Schwabe 
(aus: Kölner Stadt-Anzeiger)

Einbezogene Studien:

1. Cyberbullying bei Schülerinnen und 
Schülern, IKG Institut für interdisziplinäre 
Konfl ikt- und Gewaltforschung / Universität 
Bielefeld, von Peter Sitzer, Julia Marth, Caro-
line Kocik, Kay Nina Müller, 2012, Bielefeld

2. Wo der Spaß aufhört…; Jugendliche 
und ihre Perspektive auf Konfl ikte in Sozi-
alen Netzwerkdiensten, Bayrische Landes-
zentrale für neue Medien und JFF Institut für 
Medienpädagogik, von Ulrike Wagner, Niels 
Brüggen, Peter Gerlicher, Mareike Schemmer-
ling, 2011, München

3. Stimmungen, Meinungen, Trends von 
Kindern und Jugendlichen in Hessen, LBS 
Hessen Kinderbarometer, PROKIDS, 2011, 
Thüringen

4. Mobbing bei Schülerinnen und Schü-
lern in der BRD, Zepf, Zentrum für empi-
rische pädagogische Forschung Universität 
Koblenz Landau, von Prof. Dr. Rheinhold S. 
Jäger, Dr. Uwe Fischer und Julia Riebel, 2009, 
Koblenz, Landau

5. Cybermobbing- Gewalt unter Ju-
gendlichen, Forsa-Umfrage; TK, Techniker 
Krankenkasse- Gesund in die Zukunft, von 
Günter van Aalst, 2011, NRW

6. Bystander von Cyber-Mobbing, Tech-
nische Universität Berlin, von Sonja Mohr und 
Dr. Jan Pfetsch, 2011, Berlin

7. Risks and safety on the internet- The 
perspective of European children, LSE- The 
London school of Economics and Political 
Science, Co- funded by the European Union, 
von Sonja Livingstone, Leslie Haddon, Anke 
Görzig, Kjartan Olaffson, 2010, 25 Länder

8. KIM-Studie 2010, Kinder + Medien, 
Computer + Internet, Medienpädagogischer 
Forschungsverbund Südwest, 2010/ Stuttgart

9.  JIM-Studie 2011, (Jugend Informa-
tion, Multi-) Media, Medienpädagogischer 
Forschungsbund Südwest, 2011/ Stuttgart
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Spannungsfeld zwischen Faszination und Gefahr
Cyberlife – eine Studie zu Cybermobbing bei Schülerinnen und Schülern

Eine neue Studie  mit dem Titel „Cyberlife 
– Spannungsfeld zwischen Faszination und 
Gefahr. Cybermobbing bei Schülerinnen 
und Schülern“ sorgte kürzlich für ein erheb-
liches Medienecho, aber auch für zahlreiche 
kritische Einwände aus Fachkreisen. Die 
Befragung wurde von dem  2011 gegründe-
ten „Bündnis gegen Cybermobbing e. V.“ 
mit finanzieller Unterstützung der ARAG 
Versicherung durchgeführt.  (Diese bietet 
eine spezielle Cybermobbing-Versicherung 
(ARAGweb@ktiv) an, was manche Kritiker 
problematisch finden, zumal die Studie der 
Öffentlickeit mit dramatisierenden  Schlag-
zeilen vorgestellt wurde.) Zwischen Novem-
ber 2012 und Februar 2013 konnten Eltern, 
Lehrkräfte und Schüler/innen in Deutsch-
land bei einer Online-Befragung  Auskunft 
geben über die Internetnutzung von Kindern 
und Jugendlichen zwischen sieben und 22 
Jahren.  Gefragt wurde nach der Nutzung 
des Internet, der elterlichen Kontrolle, Er-
fahrungen mit Cybermobbing, schulischen 
Präventions- und Interventionsmaßnahmen  
und nach Wünschen der Unterstützung.  

Rund 6.740 Schülerinnen und Schüler, 
knapp 2.000 Eltern und 660 Lehrkräfte 
waren in die Auswertung einbezogen. Die 
Aufforderung zur Teilnahme an der Be-
fragung wurde bundesweit breit gestreut 
und mit insgesamt knapp 9.400 Personen 
(stark vertreten Nordrhein-Westfalen und 
Hamburg) hat die Studie viele Menschen 
erfasst. Gleichwohl handelt es sich nicht um 
eine repräsentative Untersuchung, da die 
Auswahl zufällig erfolgte. 

Fehlende Definition als Kritikpunkt
Bevor einige Ergebnisse vorgestellt wer-

den, ist es notwendig, einen schwergewich-
tigen Kritikpunkt  zu benennen, der letztlich 
viele Aussagen  zum Kernthema der Studie 
– Cybermobbing –  relativiert. Da den Be-
fragten keine Definition von Cybermobbing 
vorgegeben wurde, ist davon auszugehen, 
dass viele beleidigende Internetbeiträge 
von den Studienteilnehmern zwar negativ 
bewertet wurden,  nicht aber als Cybermob-
bing bezeichnet werden können. Fairerweise 
muss gesagt werden, dass sich auch in den 
meisten der vorherigen Studien zum Thema 
Cybermobbing keine allgemein verbindliche 
Definition findet (siehe auch den Beitrag 
über den „Forschungsbedarf  zum Thema 
Cyber-Mobbing“ von Kristina Schardt im 
AJS FORUM  4/2012), sodass die Studien 
weder eine belastbare Aussage zum Ausmaß 
von Cybermobbing geben können noch 
miteinander vergleichbar sind.

Wie  beim traditionellen Mobbing  sollte 
auch von Cybermobbing nur gesprochen 
werden, wenn Beleidigungen, abwertende 
und feindselige Internetmitteilungen län-
gerfristig stattfinden und/oder das Ansehen 
einer Person erheblich herabsetzen und mit 
Ausgrenzung verbunden sind. Diese Art von 
Diffamierungen ist ein gravierendes Problem, 
das nicht mit vorwiegend  jugendtypischen 
Hänseleien oder Beleidigungen in einen Topf 
geworfen werden sollte. 

Für diese Sichtweise spricht auch die 
Tatsache, dass nur rund ein Fünftel der  
17 Prozent, die laut der Studie Opfer von 
Cybermobbing wurden, angaben, längerfri-
stig belastet zu sein. Damit lag der Anteil 

derjenigen, die unter den Vorfällen litten, 
bei 3,5 Prozent der befragten Kinder und 
Jugendlichen. Die meisten „Opfer“ gaben 
an, kurzfristig wütend, verängstigt oder 
verletzt zu sein. Selbstverständlich ist jeder 
Betroffene zu viel und Vorbeugung  dringend 
notwendig. Gleichzeitig können wir junge 
Menschen nur dann ernsthaft sensibilisieren, 
wenn wir über jugendliches Verhalten und 
auch Fehlverhalten differenziert sprechen. 

Dramatisierung in den Medien
Leider wurden in den zahlreichen Medi-

enberichten vor allem die „dramatischen“ 
Zahlen hervorgehoben und damit die Chance 
einer differenzierten Einschätzung der Ergeb-
nisse der Studie verpasst. 

Denn die Studie bietet durchaus inte-
ressante Einblicke in die Internetnutzung  
von Kindern und Jugendlichen und die 
damit verbundenen Risiken und Probleme. 
Aufschlussreich sind auch die Auskünfte  
über schulische Präventions- und Inter-
ventionsmaßnahmen im Hinblick auf  die 
Mediennutzung. Zu begrüßen ist es, dass 
nicht nur  Schülerinnen und Schüler be-
fragt, sondern auch Eltern und Lehrkräfte 
einbezogen wurden. Bei allen Ergebnissen 
zum Cybermobbing sollte die fehlende 
Problemdefinition jedoch grundsätzlich mit 
berücksichtigt werden.

Internetnutzung und Kontrolle
Laut Ergebnissen der Cyberlife-Studie 

nutzen fast alle Kinder und Jugendlichen 
ab zehn Jahren das Internet. Ab dem elften 
Lebensjahr bis zum Alter von 15-17 Jahren 
steigt der Internetkonsum stark an und 
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beträgt durchschnittlich 2,2 (Elternstudie) 
bzw. 2,4 (Schülerstudie) Stunden täglich. 
Fast drei Viertel besitzen einen eigenen Com-
puter, 67 Prozent ein internetfähiges Handy/
Smartphone. Die meisten älteren Kinder und 
Jugendlichen sind in Sozialen Netzwerken 
aktiv, allerdings unterschiedlich intensiv.  40 
Prozent sind in einem Netzwerk aktiv, 20 
Prozent in zwei Netzwerken und ein Viertel 
in drei und mehreren. Im Schnitt haben sie 
2,3 Profi le. 13 Prozent haben keinen Ac-
count. Während die meisten Kinder und Ju-
gendlichen rund sieben enge Freunde haben, 
zählen zum virtuellen Freundeskreis durch-
schnittlich 33 Personen. Als Hauptgrund für 
die Mitgliedschaft nennen die Jugendlichen: 
Kontakt halten und sich verabreden. Fünf 
Prozent begründen die Teilnahme vor allem 
mit der Angst vor Ausgrenzung. Ein Viertel 
der Befragten fühlt sich wohler, seit sie in 
einem Sozialen Netzwerk aktiv sind  und 14 
Prozent fühlen sich beliebter.

Von den befragten Eltern kontrolliert 
knapp die Hälfte die Internetnutzung der 
Kinder,  jüngere Eltern beaufsichtigen ihre 
Kinder intensiver. In der Schülerstudie be-
richten jedoch nur 17 Prozent  von Elternkon-
trollen, zwei Drittel verneinen diese. Leider 
wird bei der Darstellung der Ergebnisse  oft  
das Alter der Kinder nicht berücksichtigt,  
was angesichts der  großen Altersspanne (sie-
ben bis 22 Jahre) notwendig gewesen wäre. 

Einschätzung des Problems
Rund 90 Prozent der Eltern wie auch der 

Lehrkräfte halten Cybermobbing für ein 
gefährliches Problem. Vor allem Eltern über-
schätzen den Anteil von Opfern und Tätern. 
Sie glauben, dass 38 Prozent der Kinder und 
Jugendlichen Opfer und 34 Prozent Täter von 
Cybermobbing werden. Allerdings berichten 
nur 7,3 Prozent über Cybermobbing bei den 
eigenen Kindern,  etwa 27 Prozent haben von 
Cybermobbing im Bekanntenkreis gehört.

Die Hälfte der Lehrer hält  Cybermobbing 
an der eigenen Schule für ein Problem. Sie 
schätzen,  dass 17 Prozent  ihrer Schüler Op-
fer und 14 Prozent Täter von Cybermobbing 
sind. 60 Prozent der Lehrkräfte waren min-
destens einmal mit einem Fall konfrontiert, 
ein Drittel mehrmals.

Unter den Schülerinnen und Schülern 
berichteten 16,6 Prozent über angebliche  
Cybermobbingattacken, 19 Prozent ou-
teten sich als Täter. Am häufi gsten gab es 
Beschimpfungen und Beleidigungen (60 
Prozent), Gerüchte/Lügen (40 Prozent), 
Bedrohung/Erpressung und Ausgrenzung 
(jeweils 25 Prozent), unerlaubte Veröff ent-
lichung von Fotos (17 Prozent), peinliche 

Fotos (15 Prozent). Mehr als ein Drittel 
der Mobber war zuvor selbst im Internet 
gemobbt worden. Jugendliche, die intensiv 
Soziale Netzwerke nutzen, wurden häufi ger 
Opfer von Cybermobbing.

Wissen und Prävention 
Die Verfasser der Studie bemängeln an 

mehreren Stellen das Wissen der Pädagogen 
und vermissen Präventionsmaßnahmen.  
Allerdings finden 44 Prozent 
der Eltern, dass sie selbst über 
Cybermobbing gut informiert 
sind, und ebenso viele denken 
dies auch über die Lehrkräfte. 
Von den Lehrkräften halten 
zwei Drittel das Fachwissen 
im Kollegenkreis für gut. 
Angesicht der Tatsache, dass 
vermutlich noch vor wenigen 
Jahren der Kenntnisstand über 
Cybermobbing sehr gering 
gewesen sein dürfte, kann man 
diese Einschätzungen  durchaus 
als großen Fortschritt sehen. 

Viele Schulen bieten mittlerweile vielfäl-
tige Maßnahmen und Verfahren  im Bereich 
der Gewaltprävention an.  Rund zwei Drittel 
haben Schulregeln für einen gewaltfreien 
Umgang und thematisieren gewaltfreie 
Konfl iktlösungen, ebenso viele haben ein 
Streitschlichterprogramm. 43 Prozent führen 
Workshops zur Medienkompetenz durch, 23 
Prozent planen das. Mehr als die Hälfte der 
Schüler wird über Gefahren im Netz und 
über Cybermobbing aufgeklärt und auch 
rund die Hälfte der Eltern erhält entspre-
chende Informationen. 

Die Schüler  berichten über noch mehr 
schulische Aktivitäten: Die Hälfte der 
Schulen bringt den Schülern bei, wie man 
auf  Cybermobbing reagieren sollte und 
drei Viertel bieten Internetworkshops an. 
Den Schüleraussagen zufolge gibt es nur an 
einem  Viertel der Schulen keine Präventi-
onsmaßnahmen.

Sensibilisierung an Schulen
Selbstverständlich sollten sich noch viel 

mehr und möglichst alle Schulen an der 
Aufklärung und Vorbeugung von Cy-
bermobbing beteiligen. Aber es 
sollte nicht übersehen werden, 
dass schon viel im Hinblick 
auf  Informationsvermitt-
lung und Sensibilisierung 

erre icht  worden i s t .

Die Lehrerbefragung 
ergab, dass drei Viertel 
der Schulen auf  be-

kannt gewordene Cybermobbingfälle rea-
gieren, meist auch disziplinarisch. In vielen 
Fällen wird zusätzlich die Unterstützung 
durch Polizei und psychologische Dienste 
eingeholt. Knapp die Hälfte der Eltern 
wünscht sich strengere Kontrollen und 
Strafen, 42 Prozent mehr Beratung und 
Aufklärung.

Die von Cybermobbing betroffenen 
Schülerinnen und Schüler versuchen das 

Problem vor allem mit Freun-
den (Mädchen: 51 Prozent, 
Jungen: 33 Prozent) und mit 
Eltern (Mädchen: 42 Prozent, 
Jungen: 33 Prozent) zu lösen. 
Ein Fünftel meldet den Vor-
fall dem Betreiber, 6 Prozent 
der Mädchen und 12 Prozent 
der Jungen suchen sich Hilfe 
über ein Internet-Portal.  Die 
meisten wünschen sich Hilfe  
von Freunden (61 Prozent) und 
Eltern (57 Prozent). Darüber 
hinaus wünschen sich viele 

mehr Aufklärung in der Schule (50 Prozent), 
Unterstützung durch Lehrer (44 Prozent), 
Antimobbing-Trainings (47 Prozent) und 

Schülerscouts (44 Prozent). 

Die Lehrkräfte wünschen sich mit großer 
Mehrheit aufbereitete Unterrichtsmateri-
alien/Module, mehr Lehrerfortbildung und 
Beratung von externen Fachkräften. Dies 
sollte ein Anreiz sein, die Bemühungen  um 
Information und Fortbildung fortzusetzen. 

Einschätzung der Gewaltproblematik
Sowohl Eltern wie auch Lehrkräfte sind 

der Meinung, dass sich die Gewalt unter 
Jugendlichen durch die neuen Medien ver-
ändert habe. 76,7 Prozent der Eltern und 53 
Prozent der Lehrkräfte stimmen der Aussage 
zu, dass Jugendliche generell gewaltbereiter 
geworden sind. Diese Auff assungen stehen 
im Kontrast zur abnehmenden Gewalt unter 
jungen Menschen, wie sie seit einigen Jahren 
sowohl in der polizeilichen Kriminalstatistik 
wie auch in zahlreichen Dunkelfelduntersu-
chungen deutlich wird. Vielleicht fokussiert 
eine solche Befragung den Blick auf Gewalt 
und die besonders schwer fassbare, oft 
anonyme Internetkommunikation in der 

Weise, dass die Jugend problematischer 
scheint als sie – glücklicherweise – ist. 

Carmen Ternz (AJS)
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de
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Spannungsfeld zwischen Faszination und Gefahr
Cyberlife – eine Studie zu Cybermobbing bei Schülerinnen und Schülern

Eine neue Studie  mit dem Titel „Cyberlife 
– Spannungsfeld zwischen Faszination und 
Gefahr. Cybermobbing bei Schülerinnen 
und Schülern“ sorgte kürzlich für ein erheb-
liches Medienecho, aber auch für zahlreiche 
kritische Einwände aus Fachkreisen. Die 
Befragung wurde von dem  2011 gegründe-
ten „Bündnis gegen Cybermobbing e. V.“ 
mit finanzieller Unterstützung der ARAG 
Versicherung durchgeführt.  (Diese bietet 
eine spezielle Cybermobbing-Versicherung 
(ARAGweb@ktiv) an, was manche Kritiker 
problematisch finden, zumal die Studie der 
Öffentlickeit mit dramatisierenden  Schlag-
zeilen vorgestellt wurde.) Zwischen Novem-
ber 2012 und Februar 2013 konnten Eltern, 
Lehrkräfte und Schüler/innen in Deutsch-
land bei einer Online-Befragung  Auskunft 
geben über die Internetnutzung von Kindern 
und Jugendlichen zwischen sieben und 22 
Jahren.  Gefragt wurde nach der Nutzung 
des Internet, der elterlichen Kontrolle, Er-
fahrungen mit Cybermobbing, schulischen 
Präventions- und Interventionsmaßnahmen  
und nach Wünschen der Unterstützung.  

Rund 6.740 Schülerinnen und Schüler, 
knapp 2.000 Eltern und 660 Lehrkräfte 
waren in die Auswertung einbezogen. Die 
Aufforderung zur Teilnahme an der Be-
fragung wurde bundesweit breit gestreut 
und mit insgesamt knapp 9.400 Personen 
(stark vertreten Nordrhein-Westfalen und 
Hamburg) hat die Studie viele Menschen 
erfasst. Gleichwohl handelt es sich nicht um 
eine repräsentative Untersuchung, da die 
Auswahl zufällig erfolgte. 

Fehlende Definition als Kritikpunkt
Bevor einige Ergebnisse vorgestellt wer-

den, ist es notwendig, einen schwergewich-
tigen Kritikpunkt  zu benennen, der letztlich 
viele Aussagen  zum Kernthema der Studie 
– Cybermobbing –  relativiert. Da den Be-
fragten keine Definition von Cybermobbing 
vorgegeben wurde, ist davon auszugehen, 
dass viele beleidigende Internetbeiträge 
von den Studienteilnehmern zwar negativ 
bewertet wurden,  nicht aber als Cybermob-
bing bezeichnet werden können. Fairerweise 
muss gesagt werden, dass sich auch in den 
meisten der vorherigen Studien zum Thema 
Cybermobbing keine allgemein verbindliche 
Definition findet (siehe auch den Beitrag 
über den „Forschungsbedarf  zum Thema 
Cyber-Mobbing“ von Kristina Schardt im 
AJS FORUM  4/2012), sodass die Studien 
weder eine belastbare Aussage zum Ausmaß 
von Cybermobbing geben können noch 
miteinander vergleichbar sind.

Wie  beim traditionellen Mobbing  sollte 
auch von Cybermobbing nur gesprochen 
werden, wenn Beleidigungen, abwertende 
und feindselige Internetmitteilungen län-
gerfristig stattfinden und/oder das Ansehen 
einer Person erheblich herabsetzen und mit 
Ausgrenzung verbunden sind. Diese Art von 
Diffamierungen ist ein gravierendes Problem, 
das nicht mit vorwiegend  jugendtypischen 
Hänseleien oder Beleidigungen in einen Topf 
geworfen werden sollte. 

Für diese Sichtweise spricht auch die 
Tatsache, dass nur rund ein Fünftel der  
17 Prozent, die laut der Studie Opfer von 
Cybermobbing wurden, angaben, längerfri-
stig belastet zu sein. Damit lag der Anteil 

derjenigen, die unter den Vorfällen litten, 
bei 3,5 Prozent der befragten Kinder und 
Jugendlichen. Die meisten „Opfer“ gaben 
an, kurzfristig wütend, verängstigt oder 
verletzt zu sein. Selbstverständlich ist jeder 
Betroffene zu viel und Vorbeugung  dringend 
notwendig. Gleichzeitig können wir junge 
Menschen nur dann ernsthaft sensibilisieren, 
wenn wir über jugendliches Verhalten und 
auch Fehlverhalten differenziert sprechen. 

Dramatisierung in den Medien
Leider wurden in den zahlreichen Medi-

enberichten vor allem die „dramatischen“ 
Zahlen hervorgehoben und damit die Chance 
einer differenzierten Einschätzung der Ergeb-
nisse der Studie verpasst. 

Denn die Studie bietet durchaus inte-
ressante Einblicke in die Internetnutzung  
von Kindern und Jugendlichen und die 
damit verbundenen Risiken und Probleme. 
Aufschlussreich sind auch die Auskünfte  
über schulische Präventions- und Inter-
ventionsmaßnahmen im Hinblick auf  die 
Mediennutzung. Zu begrüßen ist es, dass 
nicht nur  Schülerinnen und Schüler be-
fragt, sondern auch Eltern und Lehrkräfte 
einbezogen wurden. Bei allen Ergebnissen 
zum Cybermobbing sollte die fehlende 
Problemdefinition jedoch grundsätzlich mit 
berücksichtigt werden.

Internetnutzung und Kontrolle
Laut Ergebnissen der Cyberlife-Studie 

nutzen fast alle Kinder und Jugendlichen 
ab zehn Jahren das Internet. Ab dem elften 
Lebensjahr bis zum Alter von 15-17 Jahren 
steigt der Internetkonsum stark an und 
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beträgt durchschnittlich 2,2 (Elternstudie) 
bzw. 2,4 (Schülerstudie) Stunden täglich. 
Fast drei Viertel besitzen einen eigenen Com-
puter, 67 Prozent ein internetfähiges Handy/
Smartphone. Die meisten älteren Kinder und 
Jugendlichen sind in Sozialen Netzwerken 
aktiv, allerdings unterschiedlich intensiv.  40 
Prozent sind in einem Netzwerk aktiv, 20 
Prozent in zwei Netzwerken und ein Viertel 
in drei und mehreren. Im Schnitt haben sie 
2,3 Profi le. 13 Prozent haben keinen Ac-
count. Während die meisten Kinder und Ju-
gendlichen rund sieben enge Freunde haben, 
zählen zum virtuellen Freundeskreis durch-
schnittlich 33 Personen. Als Hauptgrund für 
die Mitgliedschaft nennen die Jugendlichen: 
Kontakt halten und sich verabreden. Fünf 
Prozent begründen die Teilnahme vor allem 
mit der Angst vor Ausgrenzung. Ein Viertel 
der Befragten fühlt sich wohler, seit sie in 
einem Sozialen Netzwerk aktiv sind  und 14 
Prozent fühlen sich beliebter.

Von den befragten Eltern kontrolliert 
knapp die Hälfte die Internetnutzung der 
Kinder,  jüngere Eltern beaufsichtigen ihre 
Kinder intensiver. In der Schülerstudie be-
richten jedoch nur 17 Prozent  von Elternkon-
trollen, zwei Drittel verneinen diese. Leider 
wird bei der Darstellung der Ergebnisse  oft  
das Alter der Kinder nicht berücksichtigt,  
was angesichts der  großen Altersspanne (sie-
ben bis 22 Jahre) notwendig gewesen wäre. 

Einschätzung des Problems
Rund 90 Prozent der Eltern wie auch der 

Lehrkräfte halten Cybermobbing für ein 
gefährliches Problem. Vor allem Eltern über-
schätzen den Anteil von Opfern und Tätern. 
Sie glauben, dass 38 Prozent der Kinder und 
Jugendlichen Opfer und 34 Prozent Täter von 
Cybermobbing werden. Allerdings berichten 
nur 7,3 Prozent über Cybermobbing bei den 
eigenen Kindern,  etwa 27 Prozent haben von 
Cybermobbing im Bekanntenkreis gehört.

Die Hälfte der Lehrer hält  Cybermobbing 
an der eigenen Schule für ein Problem. Sie 
schätzen,  dass 17 Prozent  ihrer Schüler Op-
fer und 14 Prozent Täter von Cybermobbing 
sind. 60 Prozent der Lehrkräfte waren min-
destens einmal mit einem Fall konfrontiert, 
ein Drittel mehrmals.

Unter den Schülerinnen und Schülern 
berichteten 16,6 Prozent über angebliche  
Cybermobbingattacken, 19 Prozent ou-
teten sich als Täter. Am häufi gsten gab es 
Beschimpfungen und Beleidigungen (60 
Prozent), Gerüchte/Lügen (40 Prozent), 
Bedrohung/Erpressung und Ausgrenzung 
(jeweils 25 Prozent), unerlaubte Veröff ent-
lichung von Fotos (17 Prozent), peinliche 

Fotos (15 Prozent). Mehr als ein Drittel 
der Mobber war zuvor selbst im Internet 
gemobbt worden. Jugendliche, die intensiv 
Soziale Netzwerke nutzen, wurden häufi ger 
Opfer von Cybermobbing.

Wissen und Prävention 
Die Verfasser der Studie bemängeln an 

mehreren Stellen das Wissen der Pädagogen 
und vermissen Präventionsmaßnahmen.  
Allerdings finden 44 Prozent 
der Eltern, dass sie selbst über 
Cybermobbing gut informiert 
sind, und ebenso viele denken 
dies auch über die Lehrkräfte. 
Von den Lehrkräften halten 
zwei Drittel das Fachwissen 
im Kollegenkreis für gut. 
Angesicht der Tatsache, dass 
vermutlich noch vor wenigen 
Jahren der Kenntnisstand über 
Cybermobbing sehr gering 
gewesen sein dürfte, kann man 
diese Einschätzungen  durchaus 
als großen Fortschritt sehen. 

Viele Schulen bieten mittlerweile vielfäl-
tige Maßnahmen und Verfahren  im Bereich 
der Gewaltprävention an.  Rund zwei Drittel 
haben Schulregeln für einen gewaltfreien 
Umgang und thematisieren gewaltfreie 
Konfl iktlösungen, ebenso viele haben ein 
Streitschlichterprogramm. 43 Prozent führen 
Workshops zur Medienkompetenz durch, 23 
Prozent planen das. Mehr als die Hälfte der 
Schüler wird über Gefahren im Netz und 
über Cybermobbing aufgeklärt und auch 
rund die Hälfte der Eltern erhält entspre-
chende Informationen. 

Die Schüler  berichten über noch mehr 
schulische Aktivitäten: Die Hälfte der 
Schulen bringt den Schülern bei, wie man 
auf  Cybermobbing reagieren sollte und 
drei Viertel bieten Internetworkshops an. 
Den Schüleraussagen zufolge gibt es nur an 
einem  Viertel der Schulen keine Präventi-
onsmaßnahmen.

Sensibilisierung an Schulen
Selbstverständlich sollten sich noch viel 

mehr und möglichst alle Schulen an der 
Aufklärung und Vorbeugung von Cy-
bermobbing beteiligen. Aber es 
sollte nicht übersehen werden, 
dass schon viel im Hinblick 
auf  Informationsvermitt-
lung und Sensibilisierung 

erre icht  worden i s t .

Die Lehrerbefragung 
ergab, dass drei Viertel 
der Schulen auf  be-

kannt gewordene Cybermobbingfälle rea-
gieren, meist auch disziplinarisch. In vielen 
Fällen wird zusätzlich die Unterstützung 
durch Polizei und psychologische Dienste 
eingeholt. Knapp die Hälfte der Eltern 
wünscht sich strengere Kontrollen und 
Strafen, 42 Prozent mehr Beratung und 
Aufklärung.

Die von Cybermobbing betroffenen 
Schülerinnen und Schüler versuchen das 

Problem vor allem mit Freun-
den (Mädchen: 51 Prozent, 
Jungen: 33 Prozent) und mit 
Eltern (Mädchen: 42 Prozent, 
Jungen: 33 Prozent) zu lösen. 
Ein Fünftel meldet den Vor-
fall dem Betreiber, 6 Prozent 
der Mädchen und 12 Prozent 
der Jungen suchen sich Hilfe 
über ein Internet-Portal.  Die 
meisten wünschen sich Hilfe  
von Freunden (61 Prozent) und 
Eltern (57 Prozent). Darüber 
hinaus wünschen sich viele 

mehr Aufklärung in der Schule (50 Prozent), 
Unterstützung durch Lehrer (44 Prozent), 
Antimobbing-Trainings (47 Prozent) und 

Schülerscouts (44 Prozent). 

Die Lehrkräfte wünschen sich mit großer 
Mehrheit aufbereitete Unterrichtsmateri-
alien/Module, mehr Lehrerfortbildung und 
Beratung von externen Fachkräften. Dies 
sollte ein Anreiz sein, die Bemühungen  um 
Information und Fortbildung fortzusetzen. 

Einschätzung der Gewaltproblematik
Sowohl Eltern wie auch Lehrkräfte sind 

der Meinung, dass sich die Gewalt unter 
Jugendlichen durch die neuen Medien ver-
ändert habe. 76,7 Prozent der Eltern und 53 
Prozent der Lehrkräfte stimmen der Aussage 
zu, dass Jugendliche generell gewaltbereiter 
geworden sind. Diese Auff assungen stehen 
im Kontrast zur abnehmenden Gewalt unter 
jungen Menschen, wie sie seit einigen Jahren 
sowohl in der polizeilichen Kriminalstatistik 
wie auch in zahlreichen Dunkelfelduntersu-
chungen deutlich wird. Vielleicht fokussiert 
eine solche Befragung den Blick auf Gewalt 
und die besonders schwer fassbare, oft 
anonyme Internetkommunikation in der 

Weise, dass die Jugend problematischer 
scheint als sie – glücklicherweise – ist. 

Carmen Ternz (AJS)
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de
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Was hilft gegen  
Cyber-Mobbing? 
Gefordert werden Gesetze, dabei mangelt es oft an  
erfolgreicher Präventionsarbeit
 

Cyber-Mobbing im digitalen Alltag ist nach wie vor ein 
häufiges Problem. Das Smartphone als „Waffe“ zu be-
nutzen, nimmt nach neuesten Studien leider nicht ab, 
sondern zu. Eine internationale Studie von Vodafone 
und dem Meinungsforschungsinstitut YouGov ergab, 
dass jeder fünfte Jugendliche schon einmal online 
gemobbt wurde. Zumeist findet dies per Mail oder im 
Chat (WhatsApp), aber auch in Sozialen Netzwerken 
wie Facebook oder Twitter statt. Eine weitere Erkennt-
nis ist, dass nur knapp die Hälfte der von Mobbing 
Betroffenen mit ihren Eltern sprechen, oft fühlen sich 
Jugendliche allein gelassen. 

Doch nicht nur Jugendliche sind betroffen: Auch 
Frauen fühlen sich zunehmend von digitaler Gewalt 
bedroht. Die NRW-Emanzipationsministerin Barbara 
Steffens (Grüne) hält deshalb einen eigenen Straftat-
bestand Cyber-Mobbing für nötig, um die Menschen 
effektiver vor Mobbing im Netz schützen zu können. 
Wie aus einer aktuellen Pressemitteilung des NRW Mi-
nisteriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter (MGEPA) hervorgeht, will sich Steffens weiter für 
rechtliche Maßnahmen engagieren. Bundesjustizmini-
ster Heiko Maas (SPD) hat ebenso ein entschlosseneres 
Vorgehen gegen Cybermobbing gefordert, ein eigenes 
Gesetz jedoch bislang abgelehnt. Auch andere Jurist/ 
-innen sind der Meinung, dass die bestehenden 
Gesetze ausreichend sind, die z. B. Beleidigung, Ver-
leumdung oder Nötigung unter Strafe stellen, wenn sie 
konsequent auf Cyber-Mobbing angewendet würden. 

Einig sind sich alle, dass neben gesetzlichen Rege-
lungen vor allem die Vorbeugung wichtig ist. Doch wie 
sieht erfolgreiche Prävention aus? Welche Maßnahmen 
sollen Schulen und andere Einrichtungen umsetzen, 
um Cyber-Mobbing vorzubeugen? Im Folgenden 
werden einige Bausteine erläutert, aus denen ein 
stimmiger Präventionsansatz entstehen kann:

3/2016FORUM

Die AJS-Handreichung 
„Cyber-Mobbing begeg-
nen“ bietet neben einer 
Einführung ins Thema 
Cyber-Mobbing samt einer 
rechtlichen Einordnung 
auch ein konkretes Prä-
ventionsmodul zur prak-
tischen Umsetzung und 
eine Übersicht zu weiteren 
pädagogischen Materi-
alien. Download unter 
www.ajs.nrw.de im Bereich 
Gewalt.

4

 Zuständigkeiten benennen

Es ist sinnvoll, klare Verantwortlichkeiten zu benennen 
und ein  Anti-Mobbing-Team zu bilden. Dieses Team 
sollte bei der Arbeit möglichst alle Beteiligten ins 
Boot holen:  Lehrkräfte, Schulsozialarbeiter/-innen, 
Mitarbeiter/-innen im offenen Ganztag, Eltern sowie 
Schülervertreter/-innen. 
Das Thema Cyber-Mobbing ist komplex: So rasant, 
wie sich technische Gerätschaften weiterentwickeln, 
verändern sich auch Erscheinungsformen, Schwer-
punkte und Plattformen von Cyber-Mobbing. Für 
Fachkräfte ist es schwierig, mit der Entwicklung immer 
Schritt zu halten. Designierte Mobbing-Beauftragte an 
den Schulen sollten daher die Kolleg/-innen beraten 
können. Sie sind zudem Ansprechpartner/-innen für 
die Schüler/-innen bei Fragen zu Datenschutz und 
Sicherheit im Internet, bei Fällen von (Cyber-)Mobbing 
und evtl. auch bei anderen sozialen Schwierigkeiten. 

  Konzept entwickeln 

Um wirksam gegen Mobbing mit und ohne Medienein-
satz vorzugehen, sollte auf verschiedenen Ebenen 
angesetzt werden. Das Phänomen Cyber-Mobbing 
liegt auf der Schnittstelle der Handlungsbereiche Me-
dienerziehung und Gewaltprävention. Ein stimmiges 
Konzept hat also die Förderung von Medienkompetenz 
wie auch das soziale Lernen im Blick. 
Zudem sollte ein Konzept zum Umgang mit Cyber-
Mobbing auch die Intervention im Blick haben: „Was 
tun wir in unserer Einrichtung, wenn ein Fall von Cyber-
Mobbing auftritt?“ Hier gibt es bestehende Ansätze wie 
den No Blame Approach, der auch bei Cyber-Mobbing 
greifen kann, wenn sich die Beteiligten kennen. Eine 
konsequente Form der Intervention ist wiederum ein 
Beitrag zur Prävention, weil klar wird, dass Cyber-
Mobbing in der Einrichtung keinen Platz hat. 

  Informieren und Aufklären

Cyber-Mobbing ist für Lehrer/-innen, pädagogische 
Fachkräfte und Eltern oft noch schwieriger wahrzuneh-
men als herkömmliches Mobbing. Umso wichtiger ist 
es, dass an Schulen und pädagogischen Einrichtungen 
ein Bewusstsein für die Problematik entwickelt wird. 
Im ersten Schritt geht es also darum, dass sich Lehrer-
kollegien und pädagogische Teams selbst über Cyber-
Mobbing und Lösungsansätze informieren. Angebote 
wie z. B. klicksafe eignen sich gut, um einen Überblick 
über die Problematik zu bekommen. 
Auch die Eltern sollten über Informationsveranstal-
tungen für das Thema Cyber-Mobbing sensibilisiert 
werden. Auf einem solchen Elternabend kann das Kon-
zept der Einrichtung zur Prävention von Cyber-Mobbing 
vorgestellt werden. Idealerweise wird auch erläutert, 
mit welchem Interventionsansatz bei Fällen von Cyber-
Mobbing reagiert werden soll. 
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Die AJS bietet regelmäßig eintägige 
Schulungen für Multiplikator/-innen 
an, um Cyber-Mobbing zu begegnen. 
Dort werden Handlungskonzepte für 
Einrichtungen besprochen.

  Präventiv arbeiten

Es gibt mittlerweile eine Reihe von Präventionspro-
grammen und -materialien, die Kinder und Jugendli-
che im Rahmen von Unterrichtsreihen oder Projekt-
tagen für das Thema Cyber-Mobbing sensibilisieren. 
Eine Übersicht bietet die AJS-Handreichung „Cyber-
Mobbing begegnen“. Viele der Programme lassen sich 
kostenlos herunterladen oder bestellen. Die meisten 
Ansätze sind modular aufgebaut und können je nach 
Zeitrahmen flexibel eingesetzt werden.
Die Programme versuchen neben einer Aufklärung 
über die Rechtslage vor allem die Besonderheiten des 
Cyber-Mobbings aufzuzeigen (große Reichweite, feh-
lender Schutzraum, Anonymität) und entsprechende 
Bewältigungsstrategien zu vermitteln. Neben dem 
Ziel einer verantwortlichen und kompetenten Me-
diennutzung verfolgen die Präventionsansätze aber 
auch sozio-emotionale Ziele bei den Jugendlichen 
wie Empathiefähigkeit, die Bereitschaft zum Perspek-
tivwechsel und letztlich ein moralisches Handeln. Die 
meisten Präventionsprogramme schließen mit einem 
Transfer in den Alltag, indem z. B. eine Klassenverein-
barung erstellt und von allen unterschrieben wird.

  Schulklima stärken 

An einer Schule, an der sich alle Beteiligten – Schüler/-
innen, Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, weitere 
Mitarbeiter/-innen – wohlfühlen, kommt es nachweislich 
zu weniger Vorfällen von Mobbing und Cyber-Mobbing. 
Wichtig ist es dabei, eine konstruktive Gesprächskultur 
zu etablieren, die jedem ermöglicht, sich an der Ent-
wicklung der Schule zu beteiligen und problematische 
Vorfälle oder Prozesse frühzeitig anzusprechen. Vor 
allem die Schulleitung muss dies mittragen. 
Damit Präventionsarbeit erfolgreich ist, muss das Mit-
einander konsequent gelebt werden. So wichtig es ist, 
Verhaltensregeln zu formulieren, so wichtig ist es auch, 
dass Lehrkräfte und Schüler/-innen auf die Einhaltung 
achten und Verstöße entsprechend verfolgt werden. Die 
Anti-Mobbing-Teams an Schulen müssen als feste An-
sprechpartner an den Schulen etabliert werden. Nach 
der Durchführung von Präventionsprogrammen in Klas-
sen oder anderen Gruppen muss regelmäßig nachge-
hakt werden, inwieweit die Inhalte den Schüler/-innen 
noch bewusst sind und ob die aufgestellten Regeln zum 
Miteinander im Internet von allen eingehalten werden.

  Jugendliche einbinden 

Bei Peer-to-Peer-Projekten werden ältere Jugendliche 
zu Scouts ausgebildet, die jüngere Schüler/-innen 
über Themen wie Sicherheit im Internet, Daten- und 
Persönlichkeitsschutz in Sozialen Netzwerken und 
Verhaltensregeln für Smartphone und Computer auf-
klären. Medienerziehung auf Augenhöhe funktioniert 
besonders gut. Denn die so genannten Medien-Scouts 
sind mit der heutigen Medienwelt viel selbstverständ-
licher vertraut und für die jüngeren Schüler/-innen 
somit oftmals glaubwürdiger als Erwachsene. 
Wichtig beim Peer-to-Peer-Ansatz: In konkreten Fällen 
von Cyber-Mobbing können die jugendlichen Scouts 
nur ein erster Ansprechpartner sein. Sie müssen die 
Problematik dann an erwachsene Mobbing-Beauftrag-
te abgeben können. Alles andere würde die jungen 
Menschen überfordern. 

  Regeln entwickeln 

Nicht nur im Bereich von (Cyber-)Mobbing erweist 
es sich als sehr hilfreich, wenn Schulen eindeutige 
und klare Verhaltensregeln zum sozialen Miteinander 
entwickeln. Damit die Regeln auch von den Schüler/ 
-innen angenommen werden, ist es wichtig, sie an 
der Entwicklung der Abmachungen zu beteiligen. Es 
sollte verbindlich festgelegt werden, dass Mobbing und 
Cyber-Mobbing nicht geduldet werden. Entsprechende 
Missachtungen der Umgangsregeln müssen gemeldet 
werden. Dazu sollten klare Ansprechpartner/-innen für 
alle Beteiligten an der Schule benannt sein. Sinnvoll ist 
es auch, Konsequenzen und  Sanktionen für Verstöße 
gegen den Verhaltenskodex zu formulieren. 
Für den Bereich Cyber-Mobbing können zudem Rege-
lungen zum Umgang miteinander im Netz (Netiquette) 
oder bei der Nutzung von Smartphones (Handy-
Ordnung) hilfreich sein. Zahlreiche Schulen haben sehr 
gute Erfahrungen damit gemacht, wenn eine Handy-
Ordnung von Lehrer/-innen, Eltern und Schüler/-innen 
gemeinsam erarbeitet wurde. Anders als vielleicht zu 
erwarten, sind Schüler/-innen dabei durchaus bereit, 
klare Regeln aufzustellen. Eine Handyordnung, die ge-
meinsam erarbeitet wurde, kann von allen Beteiligten 
besser verinnerlicht werden. Die Regeln sorgen so für 
Transparenz und Gleichbehandlung. Eine Handyord-
nung kann auch dazu genutzt werden, um Heranwach-
sende über rechtliche Hintergründe aufzuklären.
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grammen und -materialien, die Kinder und Jugendli-
che im Rahmen von Unterrichtsreihen oder Projekt-
tagen für das Thema Cyber-Mobbing sensibilisieren. 
Eine Übersicht bietet die AJS-Handreichung „Cyber-
Mobbing begegnen“. Viele der Programme lassen sich 
kostenlos herunterladen oder bestellen. Die meisten 
Ansätze sind modular aufgebaut und können je nach 
Zeitrahmen flexibel eingesetzt werden.
Die Programme versuchen neben einer Aufklärung 
über die Rechtslage vor allem die Besonderheiten des 
Cyber-Mobbings aufzuzeigen (große Reichweite, feh-
lender Schutzraum, Anonymität) und entsprechende 
Bewältigungsstrategien zu vermitteln. Neben dem 
Ziel einer verantwortlichen und kompetenten Me-
diennutzung verfolgen die Präventionsansätze aber 
auch sozio-emotionale Ziele bei den Jugendlichen 
wie Empathiefähigkeit, die Bereitschaft zum Perspek-
tivwechsel und letztlich ein moralisches Handeln. Die 
meisten Präventionsprogramme schließen mit einem 
Transfer in den Alltag, indem z. B. eine Klassenverein-
barung erstellt und von allen unterschrieben wird.

  Schulklima stärken 

An einer Schule, an der sich alle Beteiligten – Schüler/-
innen, Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, weitere 
Mitarbeiter/-innen – wohlfühlen, kommt es nachweislich 
zu weniger Vorfällen von Mobbing und Cyber-Mobbing. 
Wichtig ist es dabei, eine konstruktive Gesprächskultur 
zu etablieren, die jedem ermöglicht, sich an der Ent-
wicklung der Schule zu beteiligen und problematische 
Vorfälle oder Prozesse frühzeitig anzusprechen. Vor 
allem die Schulleitung muss dies mittragen. 
Damit Präventionsarbeit erfolgreich ist, muss das Mit-
einander konsequent gelebt werden. So wichtig es ist, 
Verhaltensregeln zu formulieren, so wichtig ist es auch, 
dass Lehrkräfte und Schüler/-innen auf die Einhaltung 
achten und Verstöße entsprechend verfolgt werden. Die 
Anti-Mobbing-Teams an Schulen müssen als feste An-
sprechpartner an den Schulen etabliert werden. Nach 
der Durchführung von Präventionsprogrammen in Klas-
sen oder anderen Gruppen muss regelmäßig nachge-
hakt werden, inwieweit die Inhalte den Schüler/-innen 
noch bewusst sind und ob die aufgestellten Regeln zum 
Miteinander im Internet von allen eingehalten werden.

  Jugendliche einbinden 

Bei Peer-to-Peer-Projekten werden ältere Jugendliche 
zu Scouts ausgebildet, die jüngere Schüler/-innen 
über Themen wie Sicherheit im Internet, Daten- und 
Persönlichkeitsschutz in Sozialen Netzwerken und 
Verhaltensregeln für Smartphone und Computer auf-
klären. Medienerziehung auf Augenhöhe funktioniert 
besonders gut. Denn die so genannten Medien-Scouts 
sind mit der heutigen Medienwelt viel selbstverständ-
licher vertraut und für die jüngeren Schüler/-innen 
somit oftmals glaubwürdiger als Erwachsene. 
Wichtig beim Peer-to-Peer-Ansatz: In konkreten Fällen 
von Cyber-Mobbing können die jugendlichen Scouts 
nur ein erster Ansprechpartner sein. Sie müssen die 
Problematik dann an erwachsene Mobbing-Beauftrag-
te abgeben können. Alles andere würde die jungen 
Menschen überfordern. 

  Regeln entwickeln 

Nicht nur im Bereich von (Cyber-)Mobbing erweist 
es sich als sehr hilfreich, wenn Schulen eindeutige 
und klare Verhaltensregeln zum sozialen Miteinander 
entwickeln. Damit die Regeln auch von den Schüler/ 
-innen angenommen werden, ist es wichtig, sie an 
der Entwicklung der Abmachungen zu beteiligen. Es 
sollte verbindlich festgelegt werden, dass Mobbing und 
Cyber-Mobbing nicht geduldet werden. Entsprechende 
Missachtungen der Umgangsregeln müssen gemeldet 
werden. Dazu sollten klare Ansprechpartner/-innen für 
alle Beteiligten an der Schule benannt sein. Sinnvoll ist 
es auch, Konsequenzen und  Sanktionen für Verstöße 
gegen den Verhaltenskodex zu formulieren. 
Für den Bereich Cyber-Mobbing können zudem Rege-
lungen zum Umgang miteinander im Netz (Netiquette) 
oder bei der Nutzung von Smartphones (Handy-
Ordnung) hilfreich sein. Zahlreiche Schulen haben sehr 
gute Erfahrungen damit gemacht, wenn eine Handy-
Ordnung von Lehrer/-innen, Eltern und Schüler/-innen 
gemeinsam erarbeitet wurde. Anders als vielleicht zu 
erwarten, sind Schüler/-innen dabei durchaus bereit, 
klare Regeln aufzustellen. Eine Handyordnung, die ge-
meinsam erarbeitet wurde, kann von allen Beteiligten 
besser verinnerlicht werden. Die Regeln sorgen so für 
Transparenz und Gleichbehandlung. Eine Handyord-
nung kann auch dazu genutzt werden, um Heranwach-
sende über rechtliche Hintergründe aufzuklären.
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feste Gruppen von Menschen, die jeweils gleich sind. 
Rechtsextreme argumentieren so und reden von „uns 
Deutschen“ und meinen, dass „die Ausländer“ ver-
schwinden sollen – obwohl es weder „die Deutschen“ 
noch „die Ausländer“ gibt. 

Dabei müssen Hassreden nicht einmal emotional 
aufgeregt sein. Ihre Wirkung kann noch gefährlicher 
sein, wenn sie in einer rationalen Argumentation 
verschleiert sind und vielleicht im ersten Augenblick 
logisch erscheinen. So machen im Netz unzählige 
Verschwörungstheorien die Runde, etwa die antise-
mitischen Verschwörungstheorien rund um den  11. 
September 2001.

Hate Speech und Fremdenhass in 
sozialen Netzwerken

Organisierte Rechte nutzen das Internet für ihre 
Zwecke: Es ist für sie das ideale Instrument, um sich 
miteinander zu vernetzen, Propaganda zu verbreiten 
und Gleichgesinnte anzuwerben. Manchmal sind 
rechtsextreme Gruppen in sozialen Netzwerken ganz 
einfach zu erkennen. Sie verherrlichen Hitler oder den 
Holocaust. Oft ist es aber komplizierter – nicht nur weil 
Neonazis szenetypische Codes verwenden, sondern 
auch, weil sie aktiv versuchen, unter nicht-rechten 
Menschen Vorurteile und Hass zu schüren. Das tun 
sie auch in unpolitischen Gruppen oder Diskussionen. 

Und weil die Rechtsextremen gemerkt haben, 
dass offener Rassismus oder Antisemitismus selten 
direkt gut ankommen, versuchen sie, die gleichen 
Ideen anders zu verpacken:  Sie verbreiten rassistische 
Hetze oder Islamfeindschaft unter dem Deckmantel 
der „besorgten Bürger“, nennen das „legitime Kritik“ 
und bezeichnen ihre Einstellung als „sachlich“. Rechte 
knüpfen schon lange an angstbesetzte Themen wie 
Kinderarmut, Kindesmissbrauch oder Arbeitslosigkeit 
an – nun haben sie in der Flüchtlingsdebatte eine 
neue Bühne gefunden. Ihre Argumentation scheint 
simpel und fast plausibel – wenn sie etwa behaupten,  
„Ausländer“ seien schuld daran, dass Deutsche keine 
Arbeit bekämen. In ihrem Misstrauen in staatliche In-
stitutionen und ihrer Darstellung von sich als Opfer der 
Demokratie finden sie mitunter viel Zuspruch. 

Erhalten sie Gegenwind, stellen Rechtsextreme 
oder Fremdenfeindliche es so dar, als würde ihr Recht 
auf Meinungsfreiheit nicht geachtet. Dabei sind sie es, 
die anderen die Menschenrechte absprechen und die 

#mundaufmachen  
gegen Hate Speech
Warum wir uns mit Hassreden auseinandersetzen müssen

Der Europaratausschuss 
gegen Rassismus und Intoleranz 
(ECRI) stellt eine starke Zunah-
me von fremdenfeindlichen 
politischen Äußerungen im 
Netz fest.  Fachstellen wie die 
Amadeu Antonio Stiftung, die 
seit Jahren anti-demokratische 
Bewegungen im Netz beobach-
ten, sagen, das Problem sei 
lange Zeit unterschätzt wor-
den.  Durch die Möglichkeiten 
der digitalen Kommunikation 

wird nun offenkundig, dass rechtes Gedankengut und 
„Alltagsrassismus“ kontinuierlich vorhanden gewesen 
zu sein scheinen. 

Dass Hassreden hochgefährlich sind, weil sie 
auch Taten nach sich ziehen und sogar als Katalysator 
dienen, zeigt die zunehmende Zahl der Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte (bisher 335 in 2015 laut Wikipe-
dia, abgerufen am 10.09.15). Unter den Schlagworten 
bzw. Hashtags #refugees welcome, #mundaufmachen 
oder #heidepack fordern aktuell viele Prominente auf 
Facebook oder Twitter dazu auf, sich gegen Hassrede 
oder Hate Speech im Netz klar zu positionieren. 

Was ist Hate Speech
Hassrede oder Hate Speech definiert Sprach-

wissenschaftler Jörg Meibauer als den „sprachlichen 
Ausdruck von Hass gegen Personen oder Gruppen 
[...], insbesondere durch die Verwendung von Ausdrü-
cken, die der Herabsetzung und Verunglimpfung von 
ganzen Bevölkerungsgruppen dienen [...]. Hassrede 
unterscheidet sich vom alltagssprachlichen Begriff 
der Beleidigung dadurch, dass letztere dann gegeben 
ist, wenn jemand als Individuum verunglimpft oder 
herabgewürdigt wird, also nicht als Mitglied einer Grup-
pe oder über seine Zugehörigkeit zu dieser Gruppe“  
(Amadeu Antonio Stiftung). Die Grenze verläuft also 

da, wo gegen ganze Gruppen 
von Menschen gehetzt wird, statt 
sich über konkrete Beispiele 
oder Probleme aufzuregen. 

Ein weiteres Element von 
Hate Speech (und der Strategie 
von Rechtsextremen) ist die 
Gegenüberstellung von Wir- 
und Ihr-Gruppen, als gäbe es 

6 3/2015FORUM

Szenetypische Codes
Auf der Internetseite der polizeilichen Kri-

minalprävention des Bundes und der Länder 
finden sich unter „Themen und Tipps“ im Be-
reich Rechtsextremismus Erkennungszeichen 
und Symbole aus der rechtsextremen Szene. 
Dazu gehören etwa germanische Runen und 
Abkürzungen. www.polizei-beratung.de
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(wie im Falle von Facebook) nicht funktioniert, einen 
Sachverhalt zur Anzeige zu bringen. In diesem Fall ist 
der Anbieter gezwungen, etwas zu unternehmen, und es 
kann eine Geldstrafe verhängt werden. Welche Strate-
gie die passende ist, muss der jeweilige Seitenbetreiber 
individuell entscheiden. 

AEIOU-Regel für junge Nutzer
Entscheidend im Umgang mit jungen Nutzern 

ist es, sie für extremistische Botschaften und Inhalte 
im Netz zu sensibilisieren und ihnen Merkmale von 
zweifelhaften Quellen oder Meinungen zu zeigen. Hier 
kann die AEIOU-Regel hilfreich sein (vgl. klicksafe 
Broschüre 2013):  

73/2015FORUM

Facebook kündigte Mitte September 
in Deutschland neue Maßnahmen „zur Be-
kämpfung von Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus“ an. Zu den Maßnahmen gehören 
nach eigenen Angaben die Einsetzung einer 
Task Force zum Umgang mit Hassrede, die 
Partnerschaft mit der „Freiwilligen Selbstkon-
trolle Multimedia-Diensteanbieter“ und eine 
Kampagne, um „Gegenrede“ gegen Hetze in 
Deutschland zu fördern.

Demokratie abschaffen wollen, auf die sie sich so gern 
berufen, wenn es ihnen passt.

Während Neonazis ihre Gesinnung vormals eher 
durch jugendaffine Musik, Videos oder trendige Klei-
dung verbreiteten, ist ihr Gedankengut in Zeiten von 
Social Media offenkundig im Mainstream angelangt 
und nicht mehr länger eine abgekoppelte (Jugend-)
Szene. Laut Julia Schramm von no-nazi.net nimmt 
die Schnittmenge von Populisten und organisierten 
Nazis auf diese Weise zu. Beispielsweise zeigen die 
zahllosen fremdenfeindlichen Beiträge auf Facebook 
zum millionenfach aufgerufenen tagesthemen-
Kommentar von Anja Reschke, dass Hass im Netz 
ein Mainstream-Phänomen ist. Diese Entwicklung 
ist neu und stellt eine neue Herausforderung an die 
Gesellschaft dar. 

Wie umgehen mit Hate Speech
Bei der Konfrontation mit Hasskommentaren 

oder fremdenfeindlichen Seiten im Netz gibt es ver-
schiedene Gegenmaßnahmen. Es gibt keine Patent-
lösung. Netz-Experten wie der Spiegel-Online Blogger 
Sascha Lobo empfehlen den Widerstand mit Worten 
als Gegenbewegung: „Counter Speech“.  Den Hass-
reden setze man am besten ruhige Rationalität mit 
stichhaltigen Argumenten entgegen, die vollkommen 
ohne Aggression auskommen. Für den Erfolg solcher 
Friedenspropaganda benennt Lobo etwa den Fall des 
Amsterdamer Bürgermeisters, der „nach dem islami-
stischen Mord an Theo van Gogh sich deutlich gegen 
anti-muslimische Racheakte aussprach und sagte: ‘Ein 
Amsterdamer wurde ermordet. Kämpft mit dem Stift 
und wenn notwendig, vor Gericht. Aber nehmt niemals 
die Justiz in die eigenen Hände.‘ In den Tagen nach 
dem Mord geschahen im ganzen Land Racheakte gegen 
Muslime – außer in Amsterdam“ (Sascha Lobo). Doch 
ist diese Strategie zeitintensiv und mühsam. Hingegen 
lässt das reine Ignorieren provokante Äußerungen 
zwar ins Leere laufen (und nährt den Hass nicht wei-
ter), doch werden negative Botschaften so auch weiter 
aufrechterhalten. 

Eine angemessene Moderation lässt Raum für un-
terschiedliche Meinungen, doch sollte es klare Regeln 
geben, wann gegen die Debattenkultur verstoßen wird 
(themenfremde Beiträge, Beleidigung etc.). In diesem 
Falle soll kommentarlos gelöscht werden. Dies erfor-
dert ein sehr aufmerksames Community-Management, 
was aufwendig und teuer ist. Auch haben Journalisten 
schon Haltung bewiesen, indem sie auf Hassbeiträge 
mit Ironie reagierten und die Diskussion ins Absurde 
führten. Hier kann es allerdings zu keinem Dialog 
kommen und die Fronten verhärten sich. 

Dem Nutzer bleibt nicht zuletzt die Möglichkeit, die 
Meldefunktion des Netzwerks zu nutzen oder, falls dies 

Silke Knabenschuh (AJS)
knabenschuh@mail.ajs.nrw.deLinks

nonazi.net: www.no-nazi.net

Netz gegen Nazis:  
www.netz-gegen-nazis.de

Online-Beratung gegen Rechtsextremismus:  
www.online-beratung-gegen-rechtsextremismus.de

 A Aktualität ■ Wie aktuell ist die Website?
     ■ Wird sie regelmäßig erneuert?
     ■ Gibt es „tote“ Links, die ins Leere laufen?

 E Referenz ■ Hintergrund Autor/in
     ■ Gibt es andere Seiten von ihr/ihm?
     ■ Was steht woanders im Internet über sie/ihn?
     ■ Kann man sehen, für wen sie/er arbeitet?

 I Identität des Verfassers ■ Wer schrieb die Website?
     ■ Ist ein Kontakt oder Impressum vorhanden? (Pflicht in Deutschland)
     ■ Kann man Kontakt zum Betreiber der Website aufnehmen?

 O Objektivität ■ Wie ist der Text geschrieben?
     ■ Warum wurde der Text geschrieben?
     ■ Kann man eine Meinung/ Absicht erkennen?
     ■ Sind die Informationen wahr?

 U Unbedingt  ■ Misstrauisch sein und immer kontrollieren!

Quellenhinweise
Amadeu Antonio Stiftung: Geh sterben! – Umgang mit  
Hate Speech und Kommentaren im Internet. Broschüre.  
www.amadeu-antonio-stiftung.de/hatespeech 
(abgerufen am 10.09.15).

Amadeu Antonio Stiftung: Was ist überhaupt Hate Speech?  
www.amadeu-antonio-stiftung.de/hatespeech/was-ist-
ueberhaupt-hate-speech (abgerufen am 10.09.15).

Europaratausschuss gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) 
Jahresbericht. www.coe.int.

Sascha Lobo: Wie aus Netzhass Gewalt wird und was hilft, 
S.P.O.N. – Die  Mensch-Maschine vom 19.08.2015. www.spie-
gel.de/netzwelt (abgerufen am 10.09.15). 

Tipps für Eltern: Rechtsextremismus im Internet.
 So schützen sie Ihr Kind gegen rechtsextreme Inhalte im Netz. 
 www.klicksafe.de. 
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(Amadeu Antonio Stiftung). Die Grenze verläuft also 
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lösung. Netz-Experten wie der Spiegel-Online Blogger 
Sascha Lobo empfehlen den Widerstand mit Worten 
als Gegenbewegung: „Counter Speech“.  Den Hass-
reden setze man am besten ruhige Rationalität mit 
stichhaltigen Argumenten entgegen, die vollkommen 
ohne Aggression auskommen. Für den Erfolg solcher 
Friedenspropaganda benennt Lobo etwa den Fall des 
Amsterdamer Bürgermeisters, der „nach dem islami-
stischen Mord an Theo van Gogh sich deutlich gegen 
anti-muslimische Racheakte aussprach und sagte: ‘Ein 
Amsterdamer wurde ermordet. Kämpft mit dem Stift 
und wenn notwendig, vor Gericht. Aber nehmt niemals 
die Justiz in die eigenen Hände.‘ In den Tagen nach 
dem Mord geschahen im ganzen Land Racheakte gegen 
Muslime – außer in Amsterdam“ (Sascha Lobo). Doch 
ist diese Strategie zeitintensiv und mühsam. Hingegen 
lässt das reine Ignorieren provokante Äußerungen 
zwar ins Leere laufen (und nährt den Hass nicht wei-
ter), doch werden negative Botschaften so auch weiter 
aufrechterhalten. 

Eine angemessene Moderation lässt Raum für un-
terschiedliche Meinungen, doch sollte es klare Regeln 
geben, wann gegen die Debattenkultur verstoßen wird 
(themenfremde Beiträge, Beleidigung etc.). In diesem 
Falle soll kommentarlos gelöscht werden. Dies erfor-
dert ein sehr aufmerksames Community-Management, 
was aufwendig und teuer ist. Auch haben Journalisten 
schon Haltung bewiesen, indem sie auf Hassbeiträge 
mit Ironie reagierten und die Diskussion ins Absurde 
führten. Hier kann es allerdings zu keinem Dialog 
kommen und die Fronten verhärten sich. 

Dem Nutzer bleibt nicht zuletzt die Möglichkeit, die 
Meldefunktion des Netzwerks zu nutzen oder, falls dies 

Silke Knabenschuh (AJS)
knabenschuh@mail.ajs.nrw.deLinks

nonazi.net: www.no-nazi.net

Netz gegen Nazis:  
www.netz-gegen-nazis.de

Online-Beratung gegen Rechtsextremismus:  
www.online-beratung-gegen-rechtsextremismus.de

 A Aktualität ■ Wie aktuell ist die Website?
     ■ Wird sie regelmäßig erneuert?
     ■ Gibt es „tote“ Links, die ins Leere laufen?

 E Referenz ■ Hintergrund Autor/in
     ■ Gibt es andere Seiten von ihr/ihm?
     ■ Was steht woanders im Internet über sie/ihn?
     ■ Kann man sehen, für wen sie/er arbeitet?

 I Identität des Verfassers ■ Wer schrieb die Website?
     ■ Ist ein Kontakt oder Impressum vorhanden? (Pflicht in Deutschland)
     ■ Kann man Kontakt zum Betreiber der Website aufnehmen?

 O Objektivität ■ Wie ist der Text geschrieben?
     ■ Warum wurde der Text geschrieben?
     ■ Kann man eine Meinung/ Absicht erkennen?
     ■ Sind die Informationen wahr?

 U Unbedingt  ■ Misstrauisch sein und immer kontrollieren!

Quellenhinweise
Amadeu Antonio Stiftung: Geh sterben! – Umgang mit  
Hate Speech und Kommentaren im Internet. Broschüre.  
www.amadeu-antonio-stiftung.de/hatespeech 
(abgerufen am 10.09.15).

Amadeu Antonio Stiftung: Was ist überhaupt Hate Speech?  
www.amadeu-antonio-stiftung.de/hatespeech/was-ist-
ueberhaupt-hate-speech (abgerufen am 10.09.15).

Europaratausschuss gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) 
Jahresbericht. www.coe.int.

Sascha Lobo: Wie aus Netzhass Gewalt wird und was hilft, 
S.P.O.N. – Die  Mensch-Maschine vom 19.08.2015. www.spie-
gel.de/netzwelt (abgerufen am 10.09.15). 

Tipps für Eltern: Rechtsextremismus im Internet.
 So schützen sie Ihr Kind gegen rechtsextreme Inhalte im Netz. 
 www.klicksafe.de. 
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hen speziell geschulte 
Medienpädagog/-innen 
in Schulen, um gemein-
sam mit Jugendlichen 
zu den Herausforde-
rungen im Umgang mit 
Social Media-Angebo-
ten zu arbeiten. So sol-
len sie Möglichkeiten 
kennenlernen, soziale 
Netzwerke positiv für 
sich zu nutzen. www.
grimme-institut.de unter 
Projekte 

Amadeu Antonio 
Stiftung 
Die Amadeu Antonio 
Stiftung arbeitet seit 
1998 gegen Antisemi-
tismus, Rassismus und 
Recht sex tremismus . 
Mit der Broschüre „‚Geh 
sterben!‘ – Umgang mit 
Hate Speech und De-
battenkultur im Inter-
net“ widmet sie sich den 
Themen Hate Speech 
und Debattenkultur, gibt einen Überblick 
über aktuelle Erscheinungsformen von Hate 
Speech und diskutiert Lösungsansätze. www.
amadeu-antonio-stiftung.de 

nonazi.net 
„nonazi.net – für soziale Netzwerke ohne Na-
zis!“ ist ein Projekt der Amadeu Antonio Stif-
tung und richtet sich an junge Nutzerinnen 
und Nutzer zwischen 13 und 18 Jahren. 
nonazi.net findet sich auf Facebook, YouTu-
be und Twitter – also dort, wo Jugendliche 
sich aufhalten. Hier gibt es Informationen zu 
tagesaktuellen, politischen Entwicklungen 
oder Handlungstipps im Umgang mit Hate 
Speech. www.facebook.com/nonazinet 
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Materialien
Geh sterben.
Umgang mit Hass-
botschaften im Netz.  
(Amadeu Antonio  
Stiftung)

Hass in der Demokratie 
begegnen. 
Materialien für den  
Unterricht. Modul 4.  
(Medien in die Schule)

Widersprechen!  
Aber wie? 
Arbeitsmaterialien 
mit Praxishandbuch. 
(Bundeszentrale für  
politische Bildung) 

Klickt ś? Geh Nazis 
nicht ins Netz. 
(jugendschutz.net /LPR)

Liken. Teilen. Hetzen.
Neo-Nazi Kampagnen  
in sozialen Netzwerken.
(Amadeu Antonio  
Stiftung) 

Ethik macht Klick. 
Werte-Navi fürs digitale 
Leben.  (klicksafe)

Hass im Netz – Wie gehen wir damit um
Ein Überblick über Initiativen, Projekte und Materialien gegen Hate Speech

Der Begriff „Hate Speech“ gewinnt weiter an 
Bedeutung: Die Menge und Lautstärke an 
Hasskommentaren in sozialen Netzwerken in 
der Flüchtlingsdebatte, aber auch gegenüber 
anderen Minderheiten, wächst. Die Kommen-
tarspalten von Rassismusgegner/-innen und 
Flüchtlingsunterstützer-/innen quellen offen-
bar über von grenzüberschreitender Wut und 
Zynismus. Zunehmend wird deutlich, dass 
rechtes Gedankengut in unserer Gesellschaft 
fest verankert scheint. Sich im Netz anonym 
und sanktionsfrei bewegen zu 
können, scheint dem Hass die 
beste Plattform zu geben: Dis-
kussionen sind online weitaus 
enthemmter, respektloser und 
aggressiver als face to face. 
Im Zuge dessen haben sich 
in den vergangenen Monaten 
zahlreiche Gegenaktionen und 
Initiativen gebildet. Auch erste 
Materialien zum Phänomen 
Hate Speech sind erschienen. 
Wie können wir gegen Hetze 
im Netz vorgehen? Was kön-
nen wir präventiv tun? Wie 
reagieren Politik und Anbieter 
darauf? 

Hashtags in sozialen 
Netzwerken 
Unter verschiedenen Hashtags 
gibt es auf Twitter, Facebook, 
YouTube usw. Gegenaktionen 
– teils mit prominenter Un-
terstützung –, um gegen Hate 
Speech online aktiv zu wer-
den. Ziel ist, auf das Thema 
aufmerksam zu machen und 
Nutzer/-innen zur aktiven Be-
teiligung aufzurufen. Populäre 
Hashtags sind #nohate #mund-
aufmachen #refugeeswelcome 
#ausnahmslos oder #YouGeHa 
(YouTuber gegen Hass).

LfM-Appell gegen  
Hate Speech
#nohatespeech: Appell der 
Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) für 
Meinungsfreiheit und gegen 
Diskriminierung und Hetze 
im Internet: Zeichnen unter 
www.lfm-nrw.de/aktuelle-mel-
dungen/ 

Task Force – Gemeinsam gegen 
Hassbotschaften
Bundesjustizminister Heiko Maas hat ge-
meinsam mit Facebook, Twitter, Google und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen die 
„Task Force“ gegen Hate Speech gegründet. 
Im Dezember 2015 stellte sie ihre ersten Er-
gebnisse zum „Umgang mit rechtswidrigen 
Hassbotschaften im Internet“ vor. Vereinbart 
wurden konkrete Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Hassinhalten im Internet: Die Melde-

Tools auf Facebook sollen 
nutzerfreundlicher gestaltet 
werden. Ab sofort gilt bei der 
Einordnung von Verstößen 
deutsches Recht und nicht 
mehr nur die Community-
Guidelines. Ziel ist außerdem, 
Verstöße bzw. rechtswidrige 
Inhalte innerhalb von 24 Stun-
den von der Plattform zu lö-
schen. 

OCCI – Online Civil 
Courage Initiative 
Parallel antwortet Facebook 
mit Netz-gegen-Nazis und der 
Amadeu Antonio Stiftung mit 
der europaweiten „Online Civil 
Courage Initiative (OCCI)“: Sie 
will Extremismus und Hassre-
de im Internet mit „Counter 
Speech“ bekämpfen. Hierzu 
will Facebook Organisationen, 
die präventiv tätig sind, fi-
nanziell unterstützen sowie 
Experten zusammenbringen, 
um Instrumente gegen Hate 
Speech zu entwickeln. Auch 
will Facebook mit Forschungs-
instituten zusammenarbei-
ten und deren Erkenntnisse 
miteinbeziehen. 

BRIcKs / Grimme 
Institut
G e m e i n s a m  m i t  S o c i a l -
Media - E xper t /- innen und 
Medienpädagog/-innen sind 
Trainingsmodule und Hilfs-
mittel entwickelt worden, die 
jungen Usern als praktisches 
Hilf sangebot im Umgang 
gegen Hate Speech dienen 
können. In den 2016 statt-
f indenden Workshops ge -

Silke Knabenschuh (AJS)
silke.knabenschuh@mail.ajs.nrw.de
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#nohatespeech – Vielfalt statt Einfalt 
Hetze, Hass und Diskriminierung finden im Internet 
immer mehr Verbreitung, insbesondere in den Sozialen 
Netzwerken, Foren und Kommentarspalten. Der Hass 
ist längst zu einem gesamtgesellschaftlichen Phäno-
men geworden. Und auch Jugendliche sind davon 
betroffen. In einer aktuellen Forsa-Umfrage, die von 
der Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen 
(LfM) in Auftrag gegeben wurde, gaben zwei Drittel 
aller befragten Personen an, bereits mit Hass im Netz 
konfrontiert worden zu sein. In der Altersgruppe der 
14- bis 24-Jährigen sind es sogar 91 Prozent. 

Am 1. Juli lud die AJS gemeinsam mit der LfM und 
dem Landschaftsverband Rheinland (LVR) zu einer 
Fachtagung nach Köln, um einmal genauer hinzu-
schauen. Rund 300 Praktiker/-innen und Fachkräften 
aus Jugendarbeit und Schule bot die Tagung einen 
weitgehenden inhaltlichen Einstieg und praktische 
Impulse für die (medien-)pädagogische Arbeit mit 
Jungen und Mädchen. 

Die Erfahrungen der Jugendlichen mit Hate Speech 
können dabei ganz unterschiedlich sein. Zum einen 
können sie selbst Ziel von Attacken sein, Hass und 
Diskriminierung aufgrund ihrer vermeintlichen 
Herkunft, ihrer Religion, ihres Geschlechts oder der 
sexuellen Orientierung erleben. Hier müssen Kindern 
und Jugendlichen konkrete Gegenstrategien und 
Hilfsangebote an die Hand gegeben werden. Viele 
Jugendliche – auch wenn sie selbst nicht betroffen 
sind – engagieren sich zudem im Internet gegen solche 
Stimmen. Ihnen müssen Fachkräfte den Rücken stär-
ken, sie aber auch davor schützen, sich selbst in Gefahr 
zu bringen. Zuletzt müssen alle Jugendlichen befähigt 
werden, Angebote und Inhalte im Netz zu hinterfragen 
und Hass auch dann zu erkennen, wenn der sich etwa 
als vermeintlich witzig tarnt. Auch um sich nicht selbst 
– vielleicht unwissentlich – daran zu beteiligen oder 

Hate Speech (englisch für 
„Hassrede“) beschreibt 
abwertende, menschen-
verachtende und volks-
verhetzende Sprache, die sich 
vorwiegend gegen Personen 
oder Gruppen aufgrund ihrer 
vermeintlich nichtdeutschen 
Herkunft, ihrer Hautfarbe, 
Religion, ihres Geschlechts 
oder ihrer sexuellen Orientie-
rung richtet. Hate Speech ist 
insofern verknüpft mit dem 
Begriff Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit. Sie 
kann aber auch jene treffen, 
die zwar selbst nicht einer der 
Gruppen zugeordnet werden, 
aber für ihre Rechte und ge-
gen Menschenfeindlichkeit 
eintreten.

1 Neuer Geschäftsführer seit 1.9.: 
Martin Drechsler.
2 Kim Salmons Gewinnertext: 
www.lizzynet.de/47475726.php.
3 Die aktuellen Ergebnisse und 
Einschätzungen des Bundeskrimi-
nalamtes: www.spiegel.de/politik/
deutschland/fluechtlingsheime-
bundeskriminalamt-zaehlt-mehr-als-
1000-attacken-a-1074448.html.
4 Die Clips zum LfM-Appell: 
www.nrwision.de/programm/sen-
dungen/no-hate-speech.html. 

sich von rechten Gruppen radikalisieren zu lassen. Die 
pädagogische Auseinandersetzung mit Hate Speech 
ist dementsprechend vielschichtig. Es geht hier nicht 
nur darum, Medienkompetenz zu vermitteln und sich 
auf eine faire Diskussionskultur zu verständigen. Dazu 
gehört auch, sich mit diskriminierenden Strukturen im 
analogen Leben auseinanderzusetzen, aus denen sich 
der digitale Hass speist. Die gemeinsame Fachtagung 
von AJS, LfM und LVR wollte dazu erste Impulse geben.

Propagandamedium Nr. 1 für Rechte 
Was ist überhaupt Hate Speech? Wie äußert sie sich 
– sprachlich und inhaltlich? Wer sind ihre Akteur/ 
-innen und wie gehen sie vor? Johannes Baldauf 
von der Amadeu Antonio Stiftung bot hierzu einen 
inhaltlichen Einstieg und legte einen Schwerpunkt 
auf rechte und rechtsextreme Gruppierungen. Sie 
wissen die Möglichkeiten der Sozialen Netzwerke 
immer besser zu nutzen und verpacken ihre Inhalte 
zum Teil in subtiler oder vermeintlich witziger Form. 
Die dahinterstehenden Einstellungen sind dann für 
Jugendliche nicht immer direkt erkennbar. Hier sind 
Konzepte zur Radikalisierungsprävention notwendig, 
wie sie die Amadeu Antonio Stiftung im Rahmen des 
Modellprojektes NoNazi.net entwickelt. 

Nicht alles Hasserfüllte ist auch verboten 
Die Schwierigkeit, Hate Speech begrifflich zu fassen, 
beleuchtete Otto Vollmers, Geschäftsführer der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter e.V.1, 
aus juristischer Sicht. Denn Hate Speech ist kein juri-
stisch relevanter Begriff. Zwar können bestimmte hass-
erfüllte Inhalte Tatbestände des Strafgesetzbuches 
erfüllen (z. B. Beleidigung, Verleumdung, Volksverhet-
zung, Öffentliche Aufforderung zu Straftaten). Aber nicht 
alles, was User/-innen als hasserfüllt wahrnehmen, ist 
auch justiziabel. Auch diesen Inhalten etwas entge-
genzusetzen, ist somit Aufgabe der Zivilgesellschaft. 

Eindrücke von der Hate Speech Fachtagung in Köln
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Zur Fachtagung erschien au-
ßerdem die neue Broschü-
re „Hate Speech – Hass im 
Netz“. Sie soll Fachkräfte 
und Eltern mit Informati-
onen und Handlungsem- 
pfehlungen unterstützen, 
um Gegenstrategien zu 
entwickeln. Dazu enthält sie 
konkrete Tipps für die (me-
dienpädagogische) Arbeit 
mit Jugendlichen. Heraus-
geber sind AJS und LfM in 
Kooperation mit klicksafe. 
Zu bestellen ist die Broschü-
re über www.lfm-nrw.de 
bzw. zum Download unter  
www.ajs.nrw.de. 

Digitaler Hass ist realer Hass 
In diesem Sinne forderte Kübra Gümüşay, Journa-
listin, Bloggerin und Netz-Aktivistin aus Hamburg, 
mehr Zivilcourage im Netz: Hinschauen, einschreiten, 
beistehen – so wie wir es auch im analogen Leben tun 
sollten, wenn wir Gewalt beobachten. Denn auch nicht 
justiziable Inhalte und Hassreden im Netz haben ganz 
reale Auswirkungen auf die Betroffenen, insbesondere 
auf Kinder und Jugendliche, die sich noch in der Phase 
der Persönlichkeitsentwicklung befinden. Der Hass im 
Netz, so Gümüsay, ist die „digitale Umweltverschmut-
zung“, die wir unseren Kindern nicht hinterlassen 
dürfen und der wir entgegentreten müssen. 

Von Humor bis Poetry Slam 
Wie das geschehen kann – dafür bot der Nachmittag 
einige Beispiele und praktische Impulse. Als jemand, 
der sich beruflich mit Social Media beschäftigt, gab zu-
nächst Sven Gantzkow aus der WDR-Online-Redaktion 
Tipps zum Umgang mit Hass im Netz. Gerade wo man 
nicht selbst persönlich betroffen ist, kann Humor und 
Ironie helfen, mit schwierigen Kommentaren umzuge-
hen und/oder gegen hasserfüllte Inhalte Stellung zu 
beziehen. Auch riet Gantzkow Seitenbetreiber/-innen, 
Präsenz zu zeigen und immer im Kontakt mit den User/ 
-innen zu bleiben, um sie zu Gegenrede und Diskussi-
onen zu animieren. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass 
entsprechende Mittel und Personalstellen vorhanden 
sind, wie einige Teilnehmenden aus ihrem Arbeitsalltag 
heraus kritisch anmerkten. Auch die Gefahr, Mitarbei-
tende durch die ständige Konfrontation mit solchen 
Inhalten zu gefährden, kam hier zur Sprache. 

Für die konkrete Arbeit mit Jugendlichen stellten 
weitere Projekte ihre Arbeit vor. Katharina Weber vom 
Verein Gegen Vergessen – Für Demokratie e.V. gab 
einen Einblick in das Material- und Methodenpaket 
„Widersprechen! Aber wie? Argumentationstraining 
gegen rechte Parolen“, das Jugendliche im Umgang 
mit demokratiefeindlichen und menschenverachten-
den Äußerungen schult und zu Peer Coaches ausbil-
det. Auch das europäische Projekt BRICkS (Building 
Respect on the Internet by Combating Hate Speech), 
das Aycha Riffi vom Grimme Institut vorstellte, richtet 
sich direkt an Jugendliche und führt Workshops an 
Schulen durch, um gemeinsam mit den Schüler/-innen 
über ihren digitalen Lebensraum zu sprechen und 
Gegenstrategien zu entwickeln. Noch einen Schritt 
weiter ins Netz macht das Projekt NoNazi.net der Ama-
deu Antonio Stiftung, das Radikalisierungsprävention 
direkt in den Sozialen Netzwerken betreibt und sich 
an Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren richtet. 

Als eine weitere Möglichkeit, mit Jugendlichen zum 
Thema Respekt im Netz zu arbeiten, stellte Ulrike 
Schmidt, Geschäftsführerin der Community- und 
Informationsplattform LizzyNet, den Schreib- und 
Kreativwettbewerb #netzheldin vor. Mädchen und 
junge Frauen waren aufgerufen, Beiträge zum Thema 
Respekt, Hass und Belästigung einzureichen. Die 
Gewinnerin der Wettbewerbs, die Poetry-Slammerin 

Nora Fritzsche (AJS)
fritzsche@mail.ajs.nrw.de

und Bloggerin Kim Salmon trug schließlich ihren 
Text „Meine metaphorischen Brüste“ vor, der sich 
mit sexistischen Sprüchen und Belästigung im Netz 
auseinandersetzt.2  Denn auch wenn rassistische und 
rechtsextreme Hetze in Zeiten der Flüchtlingskrise 
verständlicherweise häufig im Zentrum der Debatte 
stehen, machen auch sexistische Inhalte einen nicht 
zu unterschätzenden Teil der hasserfüllten Kommen-
tare aus. Mädchen und junge Frauen, die im Netz ihre 
Meinung äußern, erleben nachweislich ab dem frühen 
Jugendalter sexistische Beleidigungen oder sogar Dro-
hungen. Niemand will, dass Mädchen sich aus Angst 
vor Gewalt aus dem öffentlichen Raum zurückziehen. 
Im digitalen Raum darf das nicht anders sein.

Mund aufmachen
Grundsätzlich gilt: Hass und Hetze dürfen auch im 
Internet keinen Raum finden. Diffamierungen im Netz 
sind ernst zu nehmen und dürfen nicht als reines „In-
ternetproblem“ gesehen werden. Denn hasserfüllte 
Kampagnen im Netz sind nicht selten Katalysator 
realer Gewalt im analogen Leben. Ein Gradmesser 
dieser Stimmung sind die aktuellen Zahlen des Bun-
deskriminalamtes (BKA): So haben sich die Angriffe auf 
Flüchtlingsunterkünfte 2015 gegenüber dem Vorjahr 
verfünffacht. Insgesamt zählte das BKA 1005 Attacken, 
901 mit klar rechtsradikalem Hintergrund. Die Hetze in 
Sozialen Netzwerken, so der BKA-Chef Holger Münch, 
bildet den Nährboden solcher Taten.3 Schon 2015 hat 
sich die LfM daher in ihrem öffentlichen Appell „Für 
Meinungsfreiheit – gegen Hetze im Internet“ klar 
positioniert und mit dem TV-Lernsender nrwision im 
Laufe der letzten Monate zahlreiche #NoHateSpeech-
Clips produziert. Am Tagungsort bot nrwision auch 
den Teilnehmenden die Möglichkeit, im Rahmen dieser 
Kampagne eigene #NoHateSpeech-Appelle aufzuneh-
men. Im Laufe des Tages entstanden so zahlreiche 
weitere Clips, in denen Tagungsteilnehmer/-innen 
Aufrufe gegen den Hass im Netz formulierten: „Mund 
aufmachen, nicht wegschauen – im Netz genauso 
wenig wie draußen vor der Haustür.“4

 

In Kooperation mit: 

INFORMATIONEN FÜR  
FACHKRÄFTE UND ELTERN 

HATE SPEECH   
HASS IM NETZ 
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Aggression ist ansteckend wie Cholera
Die Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalt muß auf drei Ebenen ansetzen

Grundgesetzänderung beim Demon-
strationsrecht, NPD-Verbot und umfas-
sende Videoüberwachung - die hastige 
Suche nach schnellen Lösungen täuscht 
über die Langfristigkeit des Problems 
hinweg. Konzepte, die die sozialen und 
psychologischen Motive rechter Gewalt 
berücksichtigen, werden sich aber auf 
langfristig angelegte und differenzierte 
Ansätze konzentrieren müssen.

Ein wesentlicher Fehler der kontrovers 
geführten Debatte liegt in der Verwechs-
lung von Einstellungsmustern und Ver-
haltensbereitschaften. Entweder wird auf 
die Veränderung rechten Gedankenguts 
abgezielt, wie dies etwa die sogenannte 
akzeptierende Sozialarbeit versucht. 
Oder massive Maßnahmen von Polizei 
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häufig dumpfe Schweigen der Täter bei 
Verhören und Verhandlungen lassen 
keinen Zweifel an der bloß stützenden 
Funktion rechter Gedanken. Hasstiraden 
haben somit eine Korsettfunktion für das 
Selbst. Sie sollen sich und anderen die 

eigene Destruktivität erklären, um nicht 
vor ihr zu erschrecken. Wäre es anders, 
müßten sich rechte Gewalttäter – ähnlich 
wie Hooligans vor ihren Taten – nicht in 
Stimmung trinken und durch Hetzparolen 
vorab stimulieren, um ihre Aggressions-
hemmung zu senken.
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aus zwei Gründen einen grundsätzlich 
falschen Ansatz. Jede psychosoziale 
Intervention müßte sich der latenten 
Gewaltbereitschaft rechter Gewalttä-
ter annehmen. Versucht man jedoch 
lediglich, rechte Gedanken zu beein-
flussen, wird damit die grundlegende 
Destruktivität nicht erreicht. Aus diesem 
Grund sind rechte Jugendliche in ihren 
Orientierungen tatsächlich nur wenig be-
einflußbar. Denn selbst wenn ihre rechten 
Überzeugungen nachließen, würden sich 
die Jugendlichen wegen der fortbeste-
henden Gewaltneigung, die ja durch 
Einstellungsänderungen unbeeinflußt 
bleibt, lediglich neue Feindbilder suchen 
müssen. Aus den genannten Gründen 
sind besonders solche Jugendliche, die 
bereits Gewalterfahrungen haben oder 
latente Bereitschaft zur Ausübung von 
Gewalt besitzen, für rechte Ideologien 
besonders anfällig. Rechtes Gedanken-
gut bietet zahlreiche Feindbilder, die 
dem Haß Möglichkeiten der scheinbar 
gerechtfertigten Abfuhr bieten.

Auch die Annahme, Ventile für ag-
gressives Verhalten zu schaffen, senke 
die Gewaltneigung, ist irrig. Aggression 
ist ansteckend wie Cholera, stellte der 
Wiener Konfliktforscher Friedrich Hak-
ker fest. Für gewaltbereite Jugendliche 
bedeutet dies, daß die Hemmschwelle 
immer weiter sinkt, je mehr Gewalt ohne 
Konsequenzen ausgeübt werden kann.  
Wenn innere Strukturen zur Regulation 
von Affekten und Impulsen fehlen, wer-
den äußere Grenzen benötigt. Da solche 
Ich-Funktionen häufig nur noch bedingt 
oder gar nicht nachreifen, sind dauer-
hafte äußere Eingrenzungen zur Ge-
walteindämmung notwendig. Wenn aber 
äußere Strukturen fehlen, suchen sich 
Jugendliche eigene Vorbilder und finden 
sie häufig genug in den überschaubaren 
Thesen rechtsextremistischer Ideologien.  

Dennoch ist engagierte Sozialarbeit 
keineswegs sinnlos, wenn sie rechtzei-
tig ansetzt. Denn Gewalttäter fallen fast 
immer bereits im Vorfeld in Kindergärten, 
Schulen und im Wohnumfeld auf. Wenn 
allerdings Jugendämtern nur wenig Mittel 
für sozialpädagogische Familienhilfen 

zur Verfügung stehen, werden notwen-
dige präventive oder therapeutische 
Maßnahmen unterlassen, wo sie noch 
erfolgversprechend sein könnten. Tat-
sächlich können eingrenzende, Halt und 
Struktur gebende regelmäßige Besuche 
mit Hilfsangeboten für Haushalt und Alltag 
durchaus aggressions- und gewaltredu-
zierend in den Familien wirken.

Die Vorgeschichte gewalttätiger Ge-
fängnisinsassen oder Patienten forensi-
scher Einrichtungen ist mit großer Regel-
mäßigkeit von Gewalt und Verwahrlosung 
im familiären und Wohnumfeld geprägt. 
Polytraumatisierte Kindheiten schaffen 
Straftäter, die ihre Traumata an andere 
weiterreichen.  Eingegriffen wird meist 
erst, wenn es eigentlich schon zu spät ist.  

Somit hat die Bekämpfung rechtsex-
tremistischer Gewalt auf drei Ebenen 
anzusetzen: 

● Der Prävention hinsichtlich der 
Entstehungsbedingungen für Gewalt - 
ob sie sich rechtsextrem oder anders 
äußert.  Dies hat durch engagierte und 
umfassende Familien-, Wohn- und Bil-
dungspolitik zu geschehen. Eine solche 
Politik ist anders als die gegenwärtigen 
raschen Aufrufe nicht zum Nulltarif zu 
haben.  Streichorgien bei Jugend- und 
Freizeitarbeit hatten und haben fatale 
Konsequenzen – ebenso wie die Ausdün-
nung psychosozialer Netzwerke.

● Zweitens muß den bereits vorhan-
denen Gewalttätern konsequent be-
gegnet werden. Diese polizeiliche und 
strafrechtliche Verfolgung basiert auf der 
Notwendigkeit, den fehlenden inneren 
Regulationsmechanismen der Straftäter 
äußere entgegenzusetzen, ohne welche 
Affekt- und Impulskontrolle der eigenen 
Destruktivität nicht mehr möglich ist.

● Schließlich ist dem akzeptierenden 
und unterstützenden Umfeld zu begeg-
nen, das rechte Gedanken bis hin zur 
Gewalt duldet oder gutheißt. Andernfalls 
werden sich Gewalttäter als verlängerter 
Arm eines schweigenden Bürgertums 
oder einer zu Taten zu schwachen Politik 
phantasieren.

Ein konzeptionsloses Hin- und Her-
taumeln jedoch vermittelt enttäuschende 
Schwäche. Die Politik wird sich daran 
messen lassen müssen, inwieweit sie 
bereit ist, die verbale Sorge um einen 
Rechtsruck in klare Konzepte zu gießen 
und sie auch umzusetzen.

Der Artikel ist – von der Redaktion gekürzt  – 
der Frankfurter Rundschau entnommen. Autor/
in sind Andrea Schneider und Micha Hilgers 
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Rechtsextremismus – nein danke!
Fachforum zeigte große Bereitschaft von Jugendhilfe und Schule, sich gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt  zu engagieren. 

Der Kölner Politikwissenschaftler Chri-
stoph Butterwegge sagte, die Gesellschaft 
habe durch einseitige Ausrichtung auf 
den “ökonomischen Aspekt” (Stichworte: 
Wirtschaftsstandort, ökonomische Kon-
kurrenz und Leistung) den Nährboden 
für Rechtsextremismus und Gewalt be-
reitet: der Stärkere gewinnt, derjenige, 
der sich gegen andere – notfalls auch 
mit Gewalt – durchsetzen könne. Damit 
werde auch und gerade gegenüber He-
ranwachsenden demonstriert, daß man in 
dieser Gesellschaft nur etwas wird, wenn 
man besser ist als die anderen und mehr 
leistet als sie.

Obwohl die Ursachen für rechtsextre-
mistisches Gedankengut mitten in der 
Gesellschaft zu finden seien, übernehme 
diese dafür keine Mitverantwortung, 
sondern suche ihrerseits nach Sünden-
böcken, wie eben Jugendliche, auf die 
sie das Problem Rechtsextremismus 
abschieben könne.  

Der Kongreß war sich darin einig, daß 
es ein zentrales Anliegen der Jugendhilfe 
und der Schule sein muß, sich konkret 
mit dem Problem auseinanderzusetzen. 
„Es genügt nicht, einfach gegen Rechts-
extremismus zu sein – wir brauchen 
sichtbare Zeichen und gute Vorbilder”, 
sagte Ministerin Fischer. Es ist notwendig, 
daß Jugendliche Flagge zeigen gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt, daß 
sie “Glatzen und Springerstiefeln mit  

Zivilcourage und guten Ideen entge-
gentreten”, stellte sie das Anliegen des 
Landes heraus. Deshalb unterstützt ihr 
Haus mit dem NRW-Programm „Jugend 
gegen Rechts” viele vorbildliche Projekte.

Wichtig sei auch, das Selbstvertrauen 
der Jugendlichen zu stärken, damit sie 
sich nicht von „falschen Führern” beein-
flussen lassen. Nach Meinung der Ministe-
rin ist nicht nur die Ideologie der Gruppen 
ausschlaggebend für die Anfälligkeit 
junger Menschen für extreme Ideologien, 
sondern auch deren persönlicher Hinter-
grund. „Wir müssen den Jugendlichen 
deshalb gute Chancen der Bildung und 
Ausbildung  vermitteln, um Ausgrenzung 
zu verhindern; auch ist eine bessere 

Das Interesse war groß – trotz vieler 
Veranstaltungen zum Thema Rechts-
extremismus in jüngster Zeit. Rund 400 
Fachleute und Projektaussteller nahmen 
an dem Fachforum „Für Demokratie und 
Toleranz – Jugendpolitik gegen Rechtsex-
tremismus” am 11. Juni in der Mercator-
halle in Duisburg teil. Das Ministerium für 
Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit 
(MFJFG) und die Arbeitsgemeinschaft 
Kinder- und Jugendschutz (AJS) Nordr-
hein-Westfalen hatten zu dem Kongreß 
geladen. Es sollten Fragen nach den Ein-
stellungen junger Menschen gegenüber 
Rechtsextremismus, ihren Ursachen und 
den Möglichkeiten der Prävention behan-
delt werden. Welche Konzepte gibt es; 
was kann die Jugendhilfe, die Schule tun?

Einiges ist darüber in den letzten Mo-
naten schon gesagt worden und wurde in 
Duisburg nochmals bekräftigt. Zum Bei-
spiel der Hinweis von Jugendministerin 
Birgit Fischer, daß Rechtsextremismus, 
Ausländerfeindlichkeit und Gewalt keine 
jugendspezifischen Probleme sind, son-
dern in der Mitte der Gesellschaft wurzeln. 
Auf den Punkt brachte es AJS-Vorstands-
mitglied Ulrike Werthmanns-Reppekus, 
indem sie feststellte, daß kein Kind 
„rechtsextrem gepolt“ geboren wird, und 
daß die  „Ideenstifter woanders sitzen“. 
Bei einigen Jugendlichen seien rechts-
extremistische Orientierungen Ausdruck 
ihrer Identitätsfindungssuche.

R e c h t s e x t r e m i s m u s  i m 
Internet

Auf das Engagement des Kinder- und 
Jugendschutzes in der Vergangenheit gegen 
die Verbreitung von rechtsextremistischen 
Inhalten über Medien (in Zeitschriften, 
über Computerspiele und aktuell über 
das Internet) wies AJS-Vorstandsmitglied 
Ulrike Werthmanns-Reppekus in ihrem 
Eingangssatement hin. Sie begrüßte, daß 
die Jugendministerinnen und Jugend-
minister der Europäischen Union (EU) 
auf Initiative Deutschlands Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit im Internet 
wirksamer begegnen wollen. Ein solches 
grenzüberschreitendes Aktionsbündnis 
unterstützte auch das Engagement gegen 
Rechtsextremismus in NRW.

●  Wer sich näher über „Rechtsextre-
mismus im Internet” informieren will, 
dem sei die gleichnamige Broschüre 
von IDA-NRW, Friedrichstr. 61a, 
40217 Düsseldorf, Fax: 02 11/37 10 25 
e-mail: info@IDA-NRW.de empfohlen 
(10 Mark).

●  Bei der AJS, Poststr. 15-23, 50676
Köln, ist zudem der Text eines Vortrages 
„Rechtsextremismus und Internet” von 
Anne Broden, Leiterin des IDA-NRW, 
erhältlich, den sie auf der Landeskonfe-
renz am 14. Dezember 2000 im Landtag 
(AJS und Kath. LAG NW) gehalten hat. 
Anforderung bitte schriftlich; Briefmar-
ken im Wert von 3 Mark dazulegen.

„Flagge zeigen“ gegen Fremdenfeindlichkeit und Gewalt forderte Ministerin Birgit Fischer auf dem Fachforum in Duisburg 
(Foto: Bennohaus, Münster)
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Teilhabemöglichkeit für Kinder und 
Jugendliche an gesellschaftlichen und 
politischen Entscheidungen erforderlich.“ 
Die vom Land unterstützten Programme 
zur „Deeskalation” und die besondere 
Förderung von Mädchenarbeit seien 
darüber hinaus  wichtige Bausteine, um 
Jugendliche gegen Fremdenfeindlichkeit 
immun zu machen und Widerstand gegen 
Rassismus zu zeigen. Wer genügend 
Selbstvertrauen habe, lasse sich nicht so 
leicht von falschen Führern beeinflussen, 
erklärte die Ministerin.

Obwohl der Anteil Jugendlicher mit 
rechtsextremistischen, rassistischen und 
ausländerfeindlichen Meinungen in den 
letzten Jahren mit zehn Prozent gleich 
geblieben ist, haben autoritäre Vorstel-
lungen, Ausländerhaß und Nationalstolz 
zugenommen. Dies berichtete Hilde 
Utzmann vom Polis-Institut aus München. 
Sie sagte, daß über 60 Prozent der 14 bis 
24Jährigen in NRW aufgrund einer von 
Polis im Auftrag des Jugendministeriums 
durchgeführten Befragung der Meinung 
seien, daß „Deutschland eine starke 
Hand“ brauche. 

Die Ergebnisse zeigen außerdem, 
daß das Verhältnis zur Gewalt eindeutig 
geschlechtsspezifisch sei: 85 Prozent 
der Mädchen und jungen Frauen macht 
Gewalt Angst, aber nur 55 Prozent der 
Jungen und jungen Männer. Die Ge-
waltakzeptanz sei stärker bei jungen 
Männern ausgeprägt als bei Mädchen. 

Für die Bochumer Erziehungswissen-
schaftlerin Hildegard Mogge-Grotjahn 
von der Evangelischen Fachhochschule 
ist es daher besonders wichtig, die 
gängigen Erklärungsmuster für die En-
stehung von Rechtsextremismus unter 
einer „geschlechtsspezifischen Frage-
stellung” zu betrachten. Ihren Untersu-
chungen zufolge weisen Mädchen in 
rechtsextremen Gruppierungen selten ein 
„geschlossenes Weltbild” auf – wie so oft 
bei den männlichen Gruppenmitgliedern. 
Viel häufiger finden sich „Mischungen” 
aus Idedeologie-Versatzstücken, in de-
nen rechtsextreme mit feministischen 
und (klein-)bürgerlichen Auffassungen 
verbunden sind. (AJS/en)

Was heißt Zivilcourage oder 
sozialer Mut im Alltag?
Thesenpapier zum Fachforum am 11. Juni in Duisburg 
von Prof. Dr. Gerd Meyer, Tübingen

Zivilcourage ist eine Art prosozialen 
Handelns in bestimmten Situationen, die 
charakterisiert sind durch:
● ein Geschehen, das das subjektive

Wert- oder Gerechtigkeitsempfinden 
einer Person verletzt;

● einen daraus resultierenden Konflikt mit
anderen;

● Handlungsdruck, aber auch Handlungs-
spielraum;

● Öffentlichkeit (mehr als zwei Personen
sind anwesend);

● ein reales oder subjektiv wahrgenom-
menes Machtungleichgewicht zum 
Nachteil dessen, der mutig handeln will, 
etwa in einer Minderheits-/Mehrheitssi-
tuation in Gruppen oder als Verhältnis 
der Über-/Unterordnung, oft verbunden 
mit Anpassungsdruck;

● Risiken, das heißt der Erfolg zivilcou-
ragierten Handelns ist unsicher und es 
sind eher Nachteile zu erwarten.

● Zivilcourage folgt primär ideellen, nicht-
materiellen Motiven, Werten und Inter-
essen. Sozial mutiges Handeln ist i.d.R. 
gewaltfrei.

Wir können drei Arten des (Nicht-)Han-
delns mit Zivilcourage unterscheiden:
1.  Eingreifen vs. Nicht-Eingreifen zugun-

sten anderer, meist in unvorhergesehe-
nen Situationen, in denen man schnell 
entscheiden muß, was man tut.

2.  Sich-Einsetzen vs. Sicht-nicht-Einset-
zen – meist ohne akuten Handlungs-
druck – für allgemeine Werte, für das 
Recht oder für die legitimen Interessen 
anderer, vor allem in organisierten Kon-
texten und Institutionen.

3. Sich-Wehren vs. Sich-nicht-Wehren
z. B. gegen Ungerechtigkeit.

Ergebnisse einer empirischen Studie 
und Ansatzpunkte für die Praxis:  
Was ist förderlich, was ist hinderlich für 
zivilcouragiertes oder sozial mutiges 
Handeln im Alltag?
● Moralische Vorstellungen und Gefühle
●	Verantwortung, soziale und emotiona-

le Nähe
● Soziale Kompetenzen, Angst und Selbst-

sicherheit.

●	S o z i a l e  O r t e  u n d  Ö f f e n t l i c h -
keiten: Hand  l u n -
gsspielräume und Einflußschancen.
●	Die soziale Position 
●	Vor- und Nachteile
●	Autoritätsbeziehungen und Sozialisati-

on in der Familie
●	Konformität
●	Gewalt
●	Gesamtgesellschaftlich vermittelte Fak-

toren.

Wie man Zivilcourage fördern kann.
Gefragt sind demokratische Alltag-

spraxis, pädagogisches Handeln und ein 
eingeübtes Lernen. Wichtiger noch als die 
gewalthaltigen Situationen im öffentlichen 
Raum scheint uns das alltägliche Handeln 
am Arbeitsplatz, in Bildung und Erziehung, 
in Verwaltung und Politik. Wenn unsere 
Gesellschaft d.h. die Mächtigen wie die 
sog. Normalbürger in den Schlüsselberei-
chen Wirtschaft, Verwaltung, Bildung und 
Politik Zivilcourage wirklich fördern will, so 
könnte dies zunächst dadurch geschehen, 
daß der mutige Einsatz für andere, das 
Eintreten für Gerechtigkeit, produktives 
Insistieren auf Basiswerten und legitimen 
allgemeinen Interessen viel positiver als 
bisher bewertet und anerkannt werden. 
Nicht weniger wichtig ist die Veränderung 
von Strukturen, die Machtlosigkeit und 
Angst erzeugen, das konkrete Verhalten 
von „Chefs“ und eine Streitkultur, die 
Nonkonformität und Zivilcourage nicht 
diskriminiert oder gar bestraft. Die Erfolge 
von Seminaren und Übungsprogrammen 
zeigen: Zivilcourage kann man lernen, 
sozialen Mut kann man einüben – mindes-
tens teilweise. Insgesamt kommt es darauf 
an, nicht nur kognitive und sozial-reflexive 
Lernprozesse anzuregen, sondern Zivil-
courage praktisch erfahrbar zu machen, 
zunächtst etwa in Rollen- und Planspielen, 
vor allem aber durch eine vorgelebte, er-
mutigende soziale Praxis.

Prof. Dr. Gerd Meyer
Institut für Politikwissenschaft der Uni-

versität Tübingen 
gerd.meyer@uni-tuebingen.de   
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Teilhabemöglichkeit für Kinder und 
Jugendliche an gesellschaftlichen und 
politischen Entscheidungen erforderlich.“ 
Die vom Land unterstützten Programme 
zur „Deeskalation” und die besondere 
Förderung von Mädchenarbeit seien 
darüber hinaus  wichtige Bausteine, um 
Jugendliche gegen Fremdenfeindlichkeit 
immun zu machen und Widerstand gegen 
Rassismus zu zeigen. Wer genügend 
Selbstvertrauen habe, lasse sich nicht so 
leicht von falschen Führern beeinflussen, 
erklärte die Ministerin.

Obwohl der Anteil Jugendlicher mit 
rechtsextremistischen, rassistischen und 
ausländerfeindlichen Meinungen in den 
letzten Jahren mit zehn Prozent gleich 
geblieben ist, haben autoritäre Vorstel-
lungen, Ausländerhaß und Nationalstolz 
zugenommen. Dies berichtete Hilde 
Utzmann vom Polis-Institut aus München. 
Sie sagte, daß über 60 Prozent der 14 bis 
24Jährigen in NRW aufgrund einer von 
Polis im Auftrag des Jugendministeriums 
durchgeführten Befragung der Meinung 
seien, daß „Deutschland eine starke 
Hand“ brauche. 

Die Ergebnisse zeigen außerdem, 
daß das Verhältnis zur Gewalt eindeutig 
geschlechtsspezifisch sei: 85 Prozent 
der Mädchen und jungen Frauen macht 
Gewalt Angst, aber nur 55 Prozent der 
Jungen und jungen Männer. Die Ge-
waltakzeptanz sei stärker bei jungen 
Männern ausgeprägt als bei Mädchen. 

Für die Bochumer Erziehungswissen-
schaftlerin Hildegard Mogge-Grotjahn 
von der Evangelischen Fachhochschule 
ist es daher besonders wichtig, die 
gängigen Erklärungsmuster für die En-
stehung von Rechtsextremismus unter 
einer „geschlechtsspezifischen Frage-
stellung” zu betrachten. Ihren Untersu-
chungen zufolge weisen Mädchen in 
rechtsextremen Gruppierungen selten ein 
„geschlossenes Weltbild” auf – wie so oft 
bei den männlichen Gruppenmitgliedern. 
Viel häufiger finden sich „Mischungen” 
aus Idedeologie-Versatzstücken, in de-
nen rechtsextreme mit feministischen 
und (klein-)bürgerlichen Auffassungen 
verbunden sind. (AJS/en)

Was heißt Zivilcourage oder 
sozialer Mut im Alltag?
Thesenpapier zum Fachforum am 11. Juni in Duisburg 
von Prof. Dr. Gerd Meyer, Tübingen

Zivilcourage ist eine Art prosozialen 
Handelns in bestimmten Situationen, die 
charakterisiert sind durch:
● ein Geschehen, das das subjektive

Wert- oder Gerechtigkeitsempfinden 
einer Person verletzt;

● einen daraus resultierenden Konflikt mit
anderen;

● Handlungsdruck, aber auch Handlungs-
spielraum;

● Öffentlichkeit (mehr als zwei Personen
sind anwesend);

● ein reales oder subjektiv wahrgenom-
menes Machtungleichgewicht zum 
Nachteil dessen, der mutig handeln will, 
etwa in einer Minderheits-/Mehrheitssi-
tuation in Gruppen oder als Verhältnis 
der Über-/Unterordnung, oft verbunden 
mit Anpassungsdruck;

● Risiken, das heißt der Erfolg zivilcou-
ragierten Handelns ist unsicher und es 
sind eher Nachteile zu erwarten.

● Zivilcourage folgt primär ideellen, nicht-
materiellen Motiven, Werten und Inter-
essen. Sozial mutiges Handeln ist i.d.R. 
gewaltfrei.

Wir können drei Arten des (Nicht-)Han-
delns mit Zivilcourage unterscheiden:
1.  Eingreifen vs. Nicht-Eingreifen zugun-

sten anderer, meist in unvorhergesehe-
nen Situationen, in denen man schnell 
entscheiden muß, was man tut.

2.  Sich-Einsetzen vs. Sicht-nicht-Einset-
zen – meist ohne akuten Handlungs-
druck – für allgemeine Werte, für das 
Recht oder für die legitimen Interessen 
anderer, vor allem in organisierten Kon-
texten und Institutionen.

3. Sich-Wehren vs. Sich-nicht-Wehren
z. B. gegen Ungerechtigkeit.

Ergebnisse einer empirischen Studie 
und Ansatzpunkte für die Praxis:  
Was ist förderlich, was ist hinderlich für 
zivilcouragiertes oder sozial mutiges 
Handeln im Alltag?
● Moralische Vorstellungen und Gefühle
●	Verantwortung, soziale und emotiona-

le Nähe
● Soziale Kompetenzen, Angst und Selbst-

sicherheit.

●	S o z i a l e  O r t e  u n d  Ö f f e n t l i c h -
keiten: Hand  l u n -
gsspielräume und Einflußschancen.
●	Die soziale Position 
●	Vor- und Nachteile
●	Autoritätsbeziehungen und Sozialisati-

on in der Familie
●	Konformität
●	Gewalt
●	Gesamtgesellschaftlich vermittelte Fak-

toren.

Wie man Zivilcourage fördern kann.
Gefragt sind demokratische Alltag-

spraxis, pädagogisches Handeln und ein 
eingeübtes Lernen. Wichtiger noch als die 
gewalthaltigen Situationen im öffentlichen 
Raum scheint uns das alltägliche Handeln 
am Arbeitsplatz, in Bildung und Erziehung, 
in Verwaltung und Politik. Wenn unsere 
Gesellschaft d.h. die Mächtigen wie die 
sog. Normalbürger in den Schlüsselberei-
chen Wirtschaft, Verwaltung, Bildung und 
Politik Zivilcourage wirklich fördern will, so 
könnte dies zunächst dadurch geschehen, 
daß der mutige Einsatz für andere, das 
Eintreten für Gerechtigkeit, produktives 
Insistieren auf Basiswerten und legitimen 
allgemeinen Interessen viel positiver als 
bisher bewertet und anerkannt werden. 
Nicht weniger wichtig ist die Veränderung 
von Strukturen, die Machtlosigkeit und 
Angst erzeugen, das konkrete Verhalten 
von „Chefs“ und eine Streitkultur, die 
Nonkonformität und Zivilcourage nicht 
diskriminiert oder gar bestraft. Die Erfolge 
von Seminaren und Übungsprogrammen 
zeigen: Zivilcourage kann man lernen, 
sozialen Mut kann man einüben – mindes-
tens teilweise. Insgesamt kommt es darauf 
an, nicht nur kognitive und sozial-reflexive 
Lernprozesse anzuregen, sondern Zivil-
courage praktisch erfahrbar zu machen, 
zunächtst etwa in Rollen- und Planspielen, 
vor allem aber durch eine vorgelebte, er-
mutigende soziale Praxis.

Prof. Dr. Gerd Meyer
Institut für Politikwissenschaft der Uni-

versität Tübingen 
gerd.meyer@uni-tuebingen.de   

@@

1.
 G

ew
al

tp
hä

no
m

en
e 

| R
ec

ht
se

xt
re

m
is

m
us



114 115

Rechtsextremismus als Herausforderung      
für die Jugendpolitik
Bilanz und Perspektiven der vorbeugenden Jugendarbeit. Von Jürgen Schattmann

Die Bekämpfung von Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Gewalt sowie die 
Förderung von Toleranz, Interkulturalität und 
des gegenseitigen Verständnisses sind zentrale 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe, die 
sich aus dem Kinder- und Jugendhilfegesetz 
ableiten lassen. Die Angebotspalette der Ein-
richtungen und Träger in Nordrhein-Westfalen 
zeigt deutlich, dass die Jugendhilfe in NRW 
diesen Anspruch in die Praxis umgesetzt hat. 
Konzeptionell und im konkreten Handeln lässt 
sich die demokratische Grundausrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe erkennen. 

Im Jahr 2000 setzten die Landesregierung 
mit ihrem „Bündnis für Toleranz und Zivil-
courage – Gegen Gewalt und Fremdenfeind-
lichkeit“ und ab 2001 die Bundesregierung 
mit ihrem Förderprogramm Schwerpunkte 
in diesem Bereich. Auslöser hierfür war das 
Anwachsen fremdenfeindlicher und rechtsex-
tremer Übergriffe. Die Träger der Jugendhilfe 
haben diese Programme genutzt, um vermehrt 
Angebote zur Auseinandersetzung mit rechts-
extremen Positionen, zur Förderung interkul-
tureller Aktivitäten und zur Entwicklung von 
demokratischem Bewusstsein in der Praxis 
umzusetzen.

Auch wenn heute rechtsextreme Übergriffe 
das politische Erscheinungsbild in unserem 
Land nicht dominieren, gibt es keinen Anlass, 
diese Bemühungen zu reduzieren. Der fachli-
che Diskurs zur Frage, mit welchen konkreten 
Angeboten die Jugendhilfe zur Vermeidung der 
Ausbreitung rechtsextremer und fremdenfeind-
licher Gesinnung beitragen und gleichzeitig die 
demokratische Orientierung junger Menschen 
stärken kann, büßt an Aktualität nicht ein, 
sondern ist weiterhin ein wichtiger Aspekt 
der Reflexion über die Weiterentwicklung von 
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit.

Die Diskussion über die konzeptionellen 
Fixpunkte einer solchen Arbeit muss sowohl 
die Rahmenbedingungen der Jugendhilfe – ihre 
Möglichkeiten und Grenzen – berücksichtigen 
als auch das gesellschaftspolitische Bedin-
gungsgefüge analysieren, das heute Rechtsex-
tremismus und Fremdenfeindlichkeit zulässt. 
Die nachfolgenden drei Punkte markieren aus 
meiner Sicht einige wesentliche Aspekte der 
Diskussion über das Thema. 

Rechtsextremismus und Fremdenfeindlich-
keit werden in unserer Gesellschaft immer 
dann öffentlich diskutiert, wenn Gewalttaten 
die Öffentlichkeit erschüttern und sie aus 
ihrer lethargischen Gewissheit vermeintlich 
stabiler demokratischer Wertvorstellungen und 
Handlungsmaximen reißen. Darauf folgt in der 
Regel eine hektische Ursachensuche, die sich 
an den Tätern und ihren möglichen Motivlagen 
orientiert. Rechtsextremismus ist dann schnell 
entweder ein Jugendproblem oder ein Problem 
mangelnder gesellschaftlicher Integrationskraft 
– besonders auf dem Arbeitsmarkt. Es lassen 
sich auch andere Erklärungsmuster finden.

Selten geht die öffentliche Problemanalyse 
so weit, dass sie versucht, auch grundsätzli-
chere gesellschaftliche Probleme oder Ursa-
chen zu benennen. Bei einer tiefer gehenden 
Betrachtung gilt es zunächst festzuhalten: 
Rechtsextremismus und antidemokratische 
Einstellungen sind weder ein Jugendphä-
nomen noch ursächlich das Ergebnis von 
Bildungsbenachteiligung oder sozialer Ex-
klusion. Antidemokratische Einstellungen 
finden sich vielmehr in allen Schichten und 
Altersklassen der Bevölkerung. Sie sind auch 
nicht „typisch deutsch“. Jeder x-beliebige 
Stammtisch produziert bei der immer wieder 
aufkommenden „politischen Diskussion“ 
mehr oder weniger diese Elemente. Einmal 
sind sie offen fremdenfeindlich, autoritär oder 
totalitär; ein anderes mal sind sie subtil unde-
mokratisch und fremdenfeindlich, bedienen 
sich des Witzes oder der Herabsetzung, um 
den eigentlich offensichtlichen Charakter von 
Fremdenfeindlichkeit oder Rechtsextremismus 
zu verschleiern. Wissenschaftliche Studien 
schätzten das latent in der Bevölkerung 
vorhandene autoritäre und undemokratische 
Potenzial auf zwischen 5 Prozent und 10 
Prozent. Nach den letzten Untersuchungen in 
NRW bewegt sich das Niveau autoritärer Ein-
stellungen unter jungen Menschen sogar auf 
20 Prozent. Der Anteil rechtsextremistischer 
Einstellungen erreichte 8 Prozent. 

Diese Einstellungen, dieser Mangel an 
demokratischer Orientierung, bildet den Nähr-
boden für rechtsextremistische Propaganda 

und Gewalttaten – sie reichen aber allein 
nicht zur Begründung aus. Kommen bei den 
Menschen Verunsicherungen über ihre Zukunft 
hinzu, steigt ihre Akzeptanz für gewalttätige 
und rechtsextreme „Lösungen“. Schon der 
Aufstieg des Faschismus in den 20er und 30er 
Jahren hat dies gezeigt: Es waren vor allem 
die von der Krise besonders stark betroffenen 
kleinbürgerlichen Schichten, die die Macht-
ergreifung der Nationalsozialisten ermöglicht 
haben. Sie verbanden mit der vermeintlich 
starken Hand eine Aufwertung ihrer selbst und 
nahmen die Abwertung anderer gerne an. Diese 
Sündenbockphilosophie ist auch heute noch 
ein Funktionsprinzip, auf dessen Grundlage 
rechtsextreme und fremdenfeindliche Gesin-
nung gedeiht.

Zur sozialen Verunsicherung kommt jedoch 
noch ein weiterer Faktor hinzu: die Komplexität 
demokratischer Prozesse. Die Dimension des 
Gesellschaftlichen erscheint im Vergleich zur 
Dimension des Privaten undurchschaubar, 
komplex, nicht steuerbar. Gerade bei persönlich 
als krisenhaft empfundenen Entwicklungen 
wird die Organisation gesellschaftlicher Ent-
scheidungsprozesse vom Einzelnen als unüber-
sichtlich empfunden. Die Menschen wollen 
Entscheidungen, die ihre Situation verbessern 
und ihnen Perspektiven geben. Subjektiv erle-
ben sie aber das Gegenteil: mehr oder weniger 
folgenlosen Aktionismus der Politik und der 
gesellschaftlichen Akteure. Die komplizierten 
Prozesse des politischen Interessenausgleichs 
werden aus der eigenen Subjektivität heraus 
als nicht ausreichend bewertet. Sie sind zu 
mittelbar und zu wenig unmittelbar.

Politik darf dieser Stimmung nicht folgen 
und das System demokratischer Entschei-
dungsfindung selbst in Frage stellen, indem 
solche Stimmungen aufgegriffen werden 
und mit der Möglichkeit scheinbar einfacher 
Lösungen geworben wird. Vielmehr ist es 
erforderlich, die demokratischen Prozesse 
gerade in ihrer Komplexität zu vermitteln und 
den unmittelbaren Einfluss der Bürgerinnen 
und Bürger auf die Entscheidungsfindung zu 
erhöhen. Denn nur was verstanden wird, wird 
auch akzeptiert. Unmittelbare Subjektivität 
wird dort zu Gunsten eines gemeinschaftlichen 
Verantwortungsbewusstseins überwunden, wo 
der Einzelne auch mitwirken kann.

1. Gesellschaftliches Phänomen  
Rechtsextremismus   
und Fremdenfeindlichkeit

Thema
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Die Kinder- und Jugendhilfe ist ein exzel-
lentes Beispiel für solche Prozesse. Kaum ein 
gesellschaftlicher Bereich ist nämlich von seiner 
Grundkonstitution (siehe Kinder- und Jugendhil-
fegesetz) so auf demokratische Entscheidungen 
und Mitwirkungsprozesse der Beteiligten hin 
ausgelegt wie dieser. Dies gilt vor allem für 
die Jugendarbeit. Die Träger selbst, die Ein-
richtungen und die Angebote, sind im hohen 
Maße demokratisch legitimiert und strukturiert:

● Der Jugendverband als Ort der gemeinsa-
men selbst organisierten Aktivität trägt 
dazu bei, demokratisches und tolerantes 
Verhalten einzuüben.

● Die Bildungsangebote der Jugendarbei zie-
len auf die Entwicklung eines toleranten 
und demokratischen Grundverständnisses.

● Interkulturelle Aktivitäten fördern Gemein-
samkeiten und gegenseitiges Verständnis.

● Partizipative Ansätze stellen nicht nur die
Berücksichtigung der Bedürfnisse junger 
Menschen in den Angeboten sicher, sondern 
helfen auch, die Funktionsweise demokrati-
scher Entscheidungsprozesse kennen zu ler-
nen und demokratisches Verhalten zu üben.

● Der Kindergarten fördert schon frühzei-
tig das Miteinander von Kindern unter-
schiedlicher Herkunft.

Dies allein reicht jedoch nicht aus, um 
verlässliche demokratische Orientierungen im 
Sinne einer Immunisierung gegen rechtsextre-
me Propaganda zu schaffen. Politik insgesamt 
und Jugendhilfe im Speziellen müssen auch die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen positiv 
beeinflussen. Sie müssen die Lebensbedingun-
gen der jungen Menschen so mit ausgestalten, 
dass Verunsicherungen über die eigene Zukunft 
keinen großen Raum einnehmen können. Die 
folgenden Aspekte sind in diesem Zusammen-
hang von Bedeutung:
● Bildung, Ausbildung und Arbeit sind die

wesentlichen Rahmenbedingungen für 
individuelle Zukunftschancen.

● Es müssen stabile und verlässliche Bezie-
hungen geschaffen werden, die gerade in 
individuellen Krisen wirksame Unterstüt-
zung bieten.

● Es muss politisch und im praktisch-päd-
agogischen Handeln latenter Fremden-
feindlichkeit und antidemokratischen Ein-
stellungen entgegenwirkt werden. Neben 
Aufklärung ist eben auch das gemeinsame 
Leben und Erleben von unterschiedlichen 
Gruppen der Bevölkerung zu fördern.

● Es müssen Wege gefunden werden, gerade
junge Menschen besser an gesellschaftli-
chen Entscheidungsprozessen zu beteiligen.

● Und schließlich ist es notwendig, konse-
quent gegen rechtsextreme und fremden-
feindliche Aktivitäten auch strafrechtlich 
vorzugehen.

Mit dem Nachfolgeprogramm des Bundes 
(entimon) wurden im Jahr 2002 nochmals 64 
Projekte in Nordrhein-Westfalen gefördert. Er-
gänzend zur demokratischen Infrastruktur der 
Kinder- und Jugendhilfe setzten die Projekte 
mit ihrer Ausstrahlungskraft ein öffentlich-
keitswirksames Zeichen gegen Rechts und 
gegen Fremdenfeindlichkeit, für Demokratie 
und Toleranz.

Betrachtet man die Ergebnisse der Pro-
jektarbeit in den letzten beiden Jahren, so 
lässt sich Bilanz ziehen, dass die Kinder- und 
Jugendhilfe sehr schnell und effektiv dazu in 
der Lage ist, sich auf neue gesellschaftliche 
Anforderungen einzustellen. Sie kann dies, weil 
ihr demokratische und auf Toleranz abzielende 
Funktionsmechanismen inhärent sind. Sie trägt 
ganz wesentlich dazu bei, das gesellschaftliche 
Klima tolerant zu gestalten.

Vor diesem Hintergrund gilt es zu über-
legen, welche Anforderungen zukünftig an 
die Jugendpolitik formuliert werden können. 
Folgende Aspekte scheinen dabei wesentlich 
zu sein:
● Die Aktivitäten der Kinder- und Jugendhil-

fe für Demokratie und Toleranz sind wei-
terhin gezielt zu fördern.

● Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich
dabei noch intensiver mit den Ursachen der 
Entstehung von rechtsextremer und intole-
ranter Gesinnung beschäftigen. 

● Nötig ist es auch, sich stärker mit gefähr-
deten Gruppen junger Menschen zu be-
schäftigen. Dazu ist es wichtig, mehr über 
die Funktionsmechanismen dieser Szenen 
zu wissen.

● Und schließlich: Immer wieder neu thema-
tisiert werden müssen die Möglichkeiten 
und Grenzen der pädagogischen Arbeit. 
Denn Jugendhilfe kann nur die Probleme 
lösen, für die sie auch Instrumente zur 
Verfügung hat.
Letztlich liegt auf der Hand, dass öf-

fentlichkeitswirksame Einzelaktivitäten als 
Antwort auf rechtsextreme Übergriffe zwar 
helfen können, das Bewusstsein zu schärfen. 
Langfristig aber kann nur die permanente 
Auseinandersetzung mit diesen Themen in der 
alltäglichen Arbeit der Jugendhilfe eine stabile 
demokratische Orientierung in der nachwach-
senden Generation erhalten.

Jürgen Schattmann
Leiter des Referates Jugendarbeit,

Jugendsozialarbeit und Jugendschutz
im Ministerium für Schule, Jugend und 

Kinder NRW, Düsseldorf

(Der Text stellt den leicht gekürzten Beitrag des Autors 
auf dem AJS-Fachforum „Prävention gegen Rechtsextre-
mismus“ am 27. November 2002 in Gelsenkirchen dar.)

Kinder- und Jugendhilfe als 
Raum für das Einüben    
toleranter und demokratischer 
Verhaltensweisen

3. Zunahme von Rechtsextremis-
mus und Fremdenfeindlichkeit
als strukturelle Anforderung 
an die Ausrichtung der   
Kinder- und Jugendhilfe

Mit den Angeboten zur Förderung demo-
kratischer Einstellungen der Jugendhilfe und 
mit flankierenden politischen Maßnahmen, 
die für die nachwachsende Generation Zu-
kunftschancen schaffen, kann eine dauerhafte 
demokratische Grundeinstellung der jungen 
Menschen unterstützt werden, in der für Rechts-
extremismus und Fremdenfeindlichkeit immer 
weniger Raum bleibt. Eine Grundlage hierfür 
ist allerdings, gegen eine Zunahme rechtsex-
tremer Tendenzen aktiv zu sein. Hier wurden 
in jüngster Vergangenheit gezielte Maßnahmen 
entwickelt und umgesetzt.

Auf den anwachsenden Rechtsextremismus 
hat die Landesregierung im Jahr 2000 rea-
giert. Mit dem „81-Punkte-Programm gegen 
Rechtsextremismus“ und dem „Bündnis für 
Toleranz und Zivilcourage“ wurden wichtige 
Impulse für die Auseinandersetzung gegeben. 
Im Jahr 2001 startete das Jugendministerium 
das Programm „Jugend gegen Rechts“. Dieses 
mit 3 Mio. DM Bundesmitteln ausgestattete 
Programm förderte insgesamt 42 Projekte durch 
das Jugendministerium.

53/2003

1.
 G

ew
al

tp
hä

no
m

en
e 

| R
ec

ht
se

xt
re

m
is

m
us



116 117

12

DokumentationDokumentation

Das Aussteigerprogramm gegen Rechtsextremismus
Bericht über den Aufbau des Fachkräftepools und über die Auswertung der Betreuungsfälle

Im Sommer 2001 hat die NRW-Landesregie-
rung in Ergänzung ihres „Aktionsprogramms 
gegen Rechtsextremismus“ ein Aussteigerpro-
gramm beschlossen. Das Programm wendet 
sich an Jugendliche und Erwachsene, die sich 
aus der rechtsextremen Szene lösen wollen. Es 
will die Ausstiegswilligen mit individuellen 
Hilfsangeboten bei der Wiedereingliederung 
in ein normales Leben unterstützen. Für 
Personen über 27 Jahre generell sowie für 
rechtsextreme Straftäter und Führungskader 
gleich welchen Alters ist der Verfassungsschutz 
zuständig. Junge ausstiegswillige Mitläufer bis 
27 Jahre wie auch besorgte Eltern und sonstige 
Bezugspersonen sollen durch die örtliche Kin-
der- und Jugendhilfe beraten und unterstützt 
werden. Dafür muß ein Pool von geschulten 
Betreuungspersonen und ein flächendeckendes 
Netzwerk von Beratungseinrichtungen aufge-
baut werden.

Umsetzung
Ausstiegswillige, Bezugspersonen und son-

stige besorgte Bürger/innen können sich über 
die kostenlose Telefonnummer 0180 3 100 110  
an C@ll- NRW, den Bürgerberatungsdienst 
des Landes, wenden. Dieses Angebot wurde 
über Pressemitteilungen, Flyer und Plakate 
bekannt gemacht.

Nach Absprache mit dem damals zuständi-
gen Ministerium für Frauen, Jugend, Familie 
und Gesundheit/MFJFG (jetzt: Ministerium 
für Schule, Jugend und Kinder NRW (MSJK) 
vermittelt die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz (AJS) Landesstelle NRW e.V. 
ausstiegswillige Jugendliche und besorgte 
Bezugspersonen an örtliche Betreuerinnen und 
Betreuer weiter. Die Durchführung des Aus-
steigerprogramms wurde zunächst auf ein Jahr 
begrenzt (September 2001 bis August 2002).

Um sicherzustellen, dass genügend Fach-
kräfte in den Kommunen zur Verfügung stehen, 
hat das MFJFG die Stadt- und Kreisjugendäm-
ter gebeten, geeignete Fachkräfte aus ihrem 
Jugendamtsbereich, zum Beispiel von freien 
Trägern, zu benennen. Zuvor hatten sich bereits 
17 Fachkräfte aus Erziehungs- und Jugendbera-
tungsstellen zur Mitarbeit bereit erklärt.

Die AJS ist für den Aufbau und die Ko-
ordination des Fachkräftepools zuständig. 
Um die Fachkräfte auf ihre Beratungs- und 
Betreuungstätigkeit im Zusammenhang mit 
der Ausstiegsarbeit vorzubereiten, hat die AJS 
in Zusammenarbeit mit der Informations- und 

Dokumentationsstelle gegen Gewalt, Rechtsex-
tremismus und Ausländerfeindlichkeit in NRW 
(IDA-NRW) und mit Förderung des MFJFG 
vier Seminare durchgeführt. Themenschwer-
punkte waren:

● Erscheinungsformen, Organisationen des
Rechtsextremismus in Deutschland, speziell 
in NRW

● Rechtsextreme Jugend(sub)kulturen – Zu-
gänge, Erfahrungen und Binnenstrukturen

● Einstellungen und Motive von rechtsextre-
men und gewaltbereiten Jugendlichen

● Spezifische Anforderungen an Beratung im
Bereich des Rechtsextremismus und Ras-
sismus

● Erfahrungen aus verschiedenen Ausstiegs-
programmen (Rheinland-Pfalz, EXIT 
Deutschland)

● Detaillierte Informationen über das Aus-
steigerprogramm in NRW (Gesprächspart-
ner MFJFG, C@ll-NRW)

Aufbau des Fachkräftepools und 
Qualifizierung

Im Verlauf des Programmzeitraums wurden 
rund 80 Personen aus dem Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe (einschließlich psychosozialer 
Beratungsstellen) aus insgesamt 53 Kommunen 
als Betreuungspersonen benannt. 

Um zu erfahren, wie viele Betreuungs-
personen in den Kommunen am Ende des 
Projektzeitraumes noch zur Verfügung stehen, 
hat die AJS die Fachkräfte angeschrieben. 30 
Fachkräfte aus 25 Kommunen haben bislang 
auf das Schreiben reagiert und ausdrücklich 
ihre weitere Mitarbeit bestätigt. Es kann ver-
mutet werden, dass weitere Fachkräfte dazu 
bereit sind, sich aber aus unterschiedlichen 
Gründen nicht gemeldet haben.

An den vier Qualifizierungsseminaren haben 
insgesamt 61 Fachkräfte teilgenommen, viele 
davon mehrfach. Es ist somit gelungen, im 
Verlaufe des Aussteigerprogramms eine grö-
ßere Zahl von Fachkräften in den Kommunen 
in Fragen des Rechtsextremismus und der 
Beratung von rechtsextremen Jugendlichen 
sowie deren Bezugspersonen zu schulen. Dies 
ist der Beginn eines Netzwerkes von Fachleu-
ten zu diesem Thema in Nordrhein-Westfalen. 
Sinnvoll wäre es, wenn in jeder Kommune 
mindestens ein/e Ansprechpartner/in aus dem 
Bereich der Jugendhilfe zur Verfügung stünde.

Bei den letzten beiden Seminaren wurde 
deutlich, dass auch die Teilnehmer/innen eine 
Fortsetzung des Programms wünschen. Sie 
möchten, dass der Aufbau eines Netzwerkes 
von entsprechend geschulten Betreuungsper-
sonen fortgesetzt wird. Sie schlagen vor, dass 
jährlich zwei Treffen in bewährter Weise von 
AJS und IDA-NRW organisiert werden.

Auswertung Betreuungsfälle
Bis Mitte Oktober 2002 wurden 31 Personen 

registriert, die um Informationen und Unterstüt-
zung bei C@ll-NRW nachgefragt haben. Dabei 
handelte es sich in fast allen Fällen um besorgte 
Bezugspersonen (Eltern, sonstige Verwandte, 
pädagogische Fachkräfte). Nur in einem Fall 
hat sich ein betroffener junger Mann selbst 
an C@ll-NRW gewandt. Unter den Anrufer/
innen waren: ein junger Aussteiger, elf Eltern-
teile, meistens Mütter, drei sonstige Verwandte 
(Großeltern, Schwester, Cousine), drei Freunde/
in der Familie bzw. des Jugendlichen, elf Päd-
agogen/innen (Sozialpädagogen/innen, Lehrer/
innen), eine Mitarbeiterin einer Stadtbücherei.

Insgesamt ging es um 31 Jugendliche zwi-
schen 13 und 24 Jahren. Darunter waren fünf 
Mädchen (13 Jahre, 14 Jahre, zwei 15-Jährige 
und ein 17-jähriges Mädchen). Der Alters-
schwerpunkt bei den Jungen lag zwischen 15 
und 17 Jahren.

Um zu erfahren, was in den weitervermit-
telten Fällen geschehen ist und welche Ergeb-
nisse die Aktivitäten der Betreuungspersonen 
erbracht haben, hat die AJS die Fachkräfte und 
teilweise auch die ratsuchenden Bezugsperso-
nen telefonisch befragt. Im folgenden werden 
die Ergebnisse der Befragung wiedergegeben.

Der einzige rechtsextreme junge Mann (21 
Jahre), der sich selbst an C@ll-NRW gewandt 
hat, war seit acht Jahren in der Szene und hatte 
dort eine führende Stellung inne. Sein Ausstieg 
war mit vielfältigen Bedrohungen aus der rech-
ten Szene und teilweise vollzogener Gewalt-
anwendung verbunden. Seine Situation war in 
vielerlei Hinsicht problematisch: Er befand sich 
in einer stationären Therapie, brauchte Arbeit 
und Wohnung. Es gab mehrere ausführliche 
Treffen mit einem durch die AJS vermittelten 
Betreuer. Eigentlich hätte dieser junge Mann 
zwei bis drei Kontakte pro Woche gebraucht. 
Um ihm weitergehende Hilfestellungen zu-
kommen zu lassen, hat der Betreuer Kontakt zu 
einer Straffälligenhilfsinstitution in der Region 
aufgenommen. Zu einem weiteren fest verein-
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barten Gesprächstermin ist der junge Mann 
nicht erschienen, was den Betreuer verwundert 
hat. Dieser hält es für nicht ausgeschlossen, 
dass es sich bei dem Jugendlichen um einen 
Spitzel aus der rechten Szene handelte.

In sieben Fällen waren die Anrufer/innen 
vor allem an Informationen und Materialien 
über den Rechtsextremismus, rechte Gruppie-
rungen, Hinweisen zum Umgang mit rechten 
Jugendlichen und Fortbildungsangeboten inter-
essiert. Sie erhielten entsprechende Materialien 
entweder von den Betreuungspersonen, von 
IDA-NRW oder von C@ll-NRW zugesandt. 
Alle gaben an, dass ihnen diese Informationen 
weitergeholfen haben.

In den meisten Fällen wurden telefonische 
und/oder persönliche Gespräche mit den Eltern, 
Lehrer/innen oder Sozialpädagogen/innen, 
teilweise auch mit den Jugendlichen selbst 
geführt. In einigen Fällen kam es zu mehreren, 
teils auch sehr ausführlichen Gesprächskontak-
ten. Die Jugendlichen hatten nur selten selbst 
Ausstiegsabsichten geäußert. Besorgt waren die 
Bezugspersonen, die sich oft unsicher, hilflos 
und mit dem Problem alleine gestellt fühlten. 
In den Gesprächen ging es anfangs vielfach um 
die Frage, ob sich der Jugendliche tatsächlich in 
der rechtsextremen Szene aufhält, dort aktiv ist 
und ob eine rechte Überzeugung vorliegt, oder 
ob das Verhalten eher auf pubertäre Begleiter-
scheinungen – Provokation, Protest, Ablösung 
vom Elternhaus - zurückzuführen ist. Von der 
Klärung dieser Frage ist auch die geeignete 
Reaktion abhängig. Nach Einschätzung der 
Berater/innen lagen bei den Jugendlichen 
häufiger allgemeine Erziehungsprobleme und 
pubertäre Auffälligkeiten vor als rechtsex-
treme Überzeugungen. Entsprechend wurde 
Erziehungsberatung angeboten und in einigen 
Fällen auch an Erziehungsberatungsstellen 
weitervermittelt. 

In zwei Fällen haben sich die betroffenen 
Jugendlichen (ein 14-jähriger Junge und ein 
19-jähriger junger Mann) zwischenzeitlich aus 
der rechten Szene gelöst. In den meisten Fällen 
aber war die Situation bis zum Zeitpunkt der 
Befragung unklar. Teils bestritten die Jugendli-
chen eine Zugehörigkeit zu rechten Kreisen, in 
einigen Fällen haben sie zwar ihre Aufmachung 
(z.B. Kleidung) geändert, zeigen jedoch nach 
wie vor Verhaltensauffälligkeiten wie hohe 
Aggressivität. Viele Berater/innen boten den 
Eltern oder Pädagogen an, sich wieder an sie 
zu wenden, wenn Bedarf besteht.

Die Kontaktaufnahme zu den Ratsuchenden, 
die bei C@ll -NRW angerufen haben, war für 
die Betreuer/innen nicht immer einfach. Zu 
zwei Personen konnte kein Kontakt herge-
stellt werden, weil sie unter der angegebenen 
Telefonnummer bzw. E-Mail-Adresse nicht 

zu erreichen waren. Manchmal haben die Be-
treuer/innen mehrfach versucht, einen Kontakt 
herzustellen, bis es gelang.

Mit den Unterstützungs- und Hilfeleistun-
gen waren die Ratsuchenden unterschiedlich 
zufrieden. Die meisten fühlten sich nach 
Einschätzung der Betreuer/innen oder nach 
eigener Aussage kompetent beraten und wa-
ren anschließend sicherer in der Beurteilung 
der Situation und im Umgang mit dem be-
treffenden Jugendlichen. Es gab jedoch auch 
einige kritische Äußerungen zu den Betreu-
ungspersonen und zu den Telefonberatern bei 
C@ll-NRW. Einige Fachkräfte wirkten nach 
Aussage der Ratsuchenden überfordert. Zudem 
fühlten sich manche Anrufer/innen in ihrer 
Sorge um den Jugendlichen nicht ausreichend 
ernstgenommen, wenn etwa Auffälligkeiten als 
„pubertäre Begleiterscheinung“ bagatellisiert 
worden seien.

Von seiten der Betreuer/innen wurden 
folgende Anmerkungen bzw. Anregungen zum 
Aussteigerprogramm genannt:

● Beratung und Betreuung im Bereich der
Aussteigerarbeit erfordert Austausch und 
Kooperation zwischen Jugendamt, Polizei, 
Staatsschutz und freien Organisationen, die 
in diesem Bereich tätig sind.

● Gewünscht wurde, dass AJS und IDA-
NRW einen Erfahrungsaustausch für die-
jenigen Betreuungspersonen organisieren, 
die bereits Beratungskontakte im Rahmen 
des Aussteigerprogramms hatten. 

● Es wurde vorgeschlagen, dass das Land die
Jugendämter nochmals abfragt, wer für Be-
ratung und Betreuung von ausstiegswilligen 
Jugendlichen und besorgte Bezugsperso-
nen oder sonstige Bürger/innen zuständig 
ist. Die Jugendschutzfachkräfte könnten 
Ansprechpartner sein und gegebenenfalls 
an kompetente Betreuer/innen weiterver-
mitteln. Zur Zeit kann es passieren, dass 
besorgte Bürger/innen keinen Ansprech-
partner in einer Kommune finden, der ihm 
weiterhelfen kann.

● Auch im Rahmen der Vermittlung geeig-
neter Betreuer/innen durch die AJS tauchte 
mehrfach das Problem auf, dass Anrufer/
innen in ihrer Kommune keine Fachkraft 
genannt werden konnte. In diesen Fäl-
len wurde versucht, Betreuer/innen aus 
Nachbarkommunen zu gewinnen. Das 
gelang meistens, war aber problematisch, 
weil kommunale Arbeitgeber dies aus 
Kostengründen oft ablehnen und weil die 
Betroffenen weite Wege hatten. Manchmal 
waren deshalb nur telefonische Kontakte 
möglich. Ein ähnliches Problem ergibt sich 
bei großen ländlichen Flächenkreisen.

Fazit
Das Programm kann einen wichtigen 

Beitrag dazu leisten, dass gefährdete junge 
Menschen mit Hilfe und Unterstützung durch 
Eltern, weitere Personen aus ihrem Umfeld und 
kompetente Betreuer/innen erst gar nicht in 
rechtsextremistische Kreise geraten oder sich 
zumindest frühzeitig wieder daraus lösen. Es hat 
sich gezeigt, dass vor allem Eltern und sonstige 
besorgte Bezugspersonen einen Beratungs- und 
Unterstützungsbedarf haben.

Das Programm sollte daher fortgeführt 
werden. Tatsächlich rufen auch nach wie vor 
insbesondere Eltern bei C@ll-NRW an und 
bitten um Rat und Unterstützung. Die AJS 
hat allein im Jahr 2003 in mehr als 20 Fällen 
weitervermittelt.

Voraussetzung für die Weiterführung des 
Aussteigerprogramms ist die Betreuung und 
der weitere Ausbau des begonnenen Fachkräf-
tepools. Da Qualifizierungsangebote ein wichti-
ger Bestandteil des Netzwerkaufbaus sind, soll-
ten nach Auffassung von AJS und IDA-NRW 
und auch vieler Betreuungsfachkäfte jährlich 
zwei Seminare zur Weiterqualifizierung  und 
zum Erfahrungsaustausch angeboten werden.  

Um weitere Betreuungspersonen zu gewin-
nen, sollte die Oberste Landesjugendbehörde 
nochmals die Jugendämter anschreiben und 
darauf hinweisen, wie wichtig es ist, dass 
flächendeckend Fachkräfte zur Verfügung 
stehen, die in Fragen des Rechtsextremismus 
kompetent beraten können. Es sollte in die-
sem Zusammenhang auch darauf hingewirkt 
werden, dass alle Mitarbeiter/innen in den 
Kommunen, die bereits in diesem Arbeitsfeld 
tätig sind (u.a. die Mitglieder im Arbeitskreis 
der Ruhrgebietsstädte gegen rechtsextreme 
Tendenzen bei Jugendlichen/ak Ruhr), in den 
Fachkräftepool einfließen. 

Flankierend müßte die Öffentlichkeit 
erneut und verstärkt über das Aussteigerpro-
gramm und sein Angebot an ausstiegswil-
lige junge Menschen und besorgte Eltern, 
Pädagogen/innen und sonstige Bürger/innen 
aufmerksam gemacht werden.

Carmen Trenz
Referentin für Delinquenzprohpylaxe 

bei der AJS, Köln

Anne Broden
Informations- und Dokumentationszentrum 

für Antirassismusarbeit in NRW 
IDA-NRW, Düsseldorf
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Carmen Trenz
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de

Zwischen Bratwurst und Sitzblockade
Tagung von AJS, IDA-NRW und Landesjugendring zu Protestformen gegen Rechts

Welche Protestaktionen sind 
erfolgreich, welche eher nicht 
wirksam? Welche sind legal und 
wie gehen pädagogisch Verant-
wortliche mit Protestformen 
um, deren Legalität umstritten 
ist? Mit solchen Fragen rund 
um zivilgesellschaftliche Pro-
testformen gegen Rechts be-
fasste sich die nunmehr zehnte 
gemeinsame Tagung der drei 
NRW-Landesorganisationen 
AJS, Landesjugendring und 
IDA-NRW (Informations- und Dokumen-
tationszentrum für Antirassismusarbeit in 
NRW) im März diesen Jahres. Rassistische 
und rechte Einstellungen, Äußerungen und 
Aktionen sind ein gesamtgesellschaftliches 
Phänomen und auch unter jungen Menschen 
verbreitet. Rechtsextreme Gruppierungen 
haben in NRW vor allem in der Aachener 
Region, in Dortmund, Köln, Wuppertal 
und Düsseldorf  Zulauf. Umso erfreulicher 

Rechtsextremismus“ leitet. 
Die jungen Leute machten 
hierdurch die wertvolle Erfah-
rung, dass sie etwas bewirken 
können. Außerdem erläuterte 
Schattmann die Entwicklung 
des Gesamtkonzeptes gegen 
Rechtsextremismus und die 
Aufgaben der Landeskoordi-
nierungsstelle. 

Am Ziel ausrichten
In seinem Einführungsvortrag gab Michael 

Sturm, Mitarbeiter der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus für Demokratie 
(mobin) im Regierungsbezirk Münster, einen 
umfassenden Einblick in aktuelle (Straßen-)
Aktionen von Rechtsextremisten, zivilge-
sellschaftliche Bündnisse gegen Rechts und 
verschiedene Protestformen. Sturm unter-
schied drei Typen von Bündnissen, die alle 
ihre Berechtigung haben: Institutionelle, 

Ad-hoc- und unab-
hängige Bündnisse mit 
langfristiger Orientie-
rung. Die Vielfalt an 
Bündnissen garantiere 
auch eine vielfältige 
Protestkultur. Laut 
Sturm gibt es keine 
guten oder schlechten 
Formen des Protests, 
sondern die Form sollte 
sich nach dem Ziel des 
Protestes richten. Um 
eine Naziveranstaltung 
zu verhindern, sei eine 
gewaltfreie Sitzblocka-
de häufig die erfolg-
reichste Strategie. Die 

Legitimität von Sitzblockaden sei allerdings 
umstritten, auch gebe es keine einheitliche 
Rechtsprechung. Wichtig sei es, vorab einen 
breiten Aktionskonsens auszuhandeln wie 
etwa: Alle leisten solidarisch zivilen Unge-
horsam gegen Naziaufmärsche, die Blocka-
den sind gewaltfrei und bestehen nur aus 
Menschen ohne Einsatz von Gegenständen. 

Außer Blockaden gibt es laut Sturm viele 
kreative Aktionsformen, der Fantasie seien 
keine Grenzen gesetzt. Als Beispiele nannte 
Sturm die Gräfenburger Aktion „Demo-
kraten geben hier den Takt an“, bei der Nazis 
mit Trommeln und Pfeifen aus dem Takt 

gebracht wurden. Bei einer anderen Aktion 
wurden Kirchen- und Kuhglocken geläutet. 
Unter dem Slogan „Bad Nenndorf ist bunt“ 
schmückten Anwohner feierlich ihre Straßen. 
Anderswo waren die Straßen während eines 
Nazimarsches leer gefegt.

Alltagsrassismus bekämpfen
In der anschließenden Fishbowldiskussion, 

die Anne Brülls vom Landesjugendring mo-
derierte, hielten zunächst der Lehrer Karim 
Fereidooni, Tosten Nagel, Geschäftsführer 
der Falken in Düsseldorf, Davíd Stoop, 
Jugendbildungsreferent im DGB und Mi-
chael Sturm Kurzstatements zum Thema 
„Engagement gegen Rechts in Schule, Ju-
gendverbandsarbeit und Zivilgesellschaft“. 
Alle plädierten dafür, Protestformen nicht 
auf  Aktionen gegen rechte Aufmärsche zu 
beschränken, sondern vor allem den Alltags-
rassismus zu bekämpfen. Dabei sollte jeder 
selbstkritisch die eigene Betroffenheit, z. B. 
seine Vorurteile, reflektieren. Wichtig sei es, 
bei Alltagsdiskriminierung Flagge zu zeigen. 
Außerdem waren sich die Referenten einig, 
dass die Bündnisse sich nicht gegenseitig 
schlechtmachen, sondern das Engagement 
der anderen anerkennen sollten.

Nach den Statements bereicherten Teil-
nehmer, die sich abwechselnd auf den freien 
Stuhl zwischen den Referenten setzten, die 
Diskussion. Dabei ging es vor allem um die 
Frage, wie das Thema in die Schule eingebun-
den werden kann: Um Schüler zu aktivieren, 
fehle oft die Zeit, ein anderes Hindernis sei 
das Gebot, Schüler in ihrer politischen Ur-
teilsbildung nicht zu beeinflussen (Überwäl-
tigungsverbot). Dies und die autokratischen 
Strukturen führten leicht dazu, dass Schulen 
sich unpolitisch verhielten. Wichtig wäre 
es, dass sich die Schulleitung aktiv für eine 
demokratische Kultur einsetzte. Das Label 
„Schule ohne Rassismus“ reiche nicht aus, 
wenn es nicht gelebt werde. 

Regina Laudage-Kleeberg von der Katho-
lischen LAG Kinder- und Jugendschutz fasste 
die Ergebnisse der Tagung kritisch-lebendig 
zusammen und resümierte, dass es wohl noch 
viele Ängste dazu gebe, welche Protestformen 
denn erlaubt seien und wie Ärger mit der 
Polizei vermieden werden könne.

Carmen Trenz, AJS

ist es, wenn sich Jugendliche aktiv gegen 
Rassismus und andere menschenfeindliche 
Einstellungen und Vorkommnisse engagieren. 
Dazu tauschten sich rund 40 Fachkräfte aus 
Jugendämtern, von freien Trägern der Kinder- 
und Jugendhilfe, aus Schulen und ehrenamt-
lich Tätige bei der Tagung in Wuppertal aus.

Die Bedeutung des Engagements von Ju-
gendlichen unterstrich Jürgen Schattmann, 
der im Ministerium für Frauen, Kinder, Ju-
gend, Kultur und Sport (MFKJKS) die Grup-
pe „Jugend“ und die Projektgruppe „Hand-
lungskonzept gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus, Landeskoordinierungsstelle gegen 

Hauptreferent Michael Sturm
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Das Wollknäuel entwirren
Verstrickungen zwischen institutionellen Strukturen und rassistischem Handeln

Rassistisches Denken und Handeln ist 
verbreitet – in der Gesellschaft generell, aber 
auch in sozialen Einrichtungen wie in der 
Jugendarbeit, im Sport und in Schulen. Ras-
sismus nur als Defizit des Einzelnen zu sehen 
wäre jedoch falsch, zumindest verkürzt. Bei 
der Entstehung und Aufrechterhaltung von 
rassistischen Einstellungen und Mecha-
nismen spielen die Strukturen, Normen, 
Praktiken und Routinen der Institutionen 
eine große Rolle. Dies findet bislang wenig 
Beachtung. Die Tagung „Verstrickungen 
erkennen und begegnen: Struktureller und 
individueller Rassismus in Jugendarbeit, 
Schule und Sport“ hat diese Zusammenhän-
ge aufgegriffen und mit Praktiker/-innen dis-
kutiert. Veranstaltet wurde sie am 22. Januar 
von der AJS, dem Landesjugendring NRW 
und dem Informations- und Dokumenta-
tionszentrum für Antirassismusarbeit in 
NRW (IDA NRW) in Kooperation mit dem 
LVR-Landesjugendamt Rheinland. Mehr als 
100 Fachkräfte aus Schulen, Einrichtungen 
der offenen und verbandlichen Jugendarbeit 
und dem Sport diskutierten engagiert und 
kontrovers. Etwa darüber, was Rassismus ist, 
wie er sich äußert und welche individuellen 
und strukturellen Maßnahmen notwendig 
sind, um rassistische Ausgrenzungen und 

Abwertungen von Menschen und Menschen-
gruppen abzubauen. 

Rassismus nur bei den „anderen“
Ein Ziel der Tagung war es, sensibel zu 

machen für subtile Formen des Rassismus 
und den selbstkritischen Blick, auch auf die 
eigene Institution, zu schärfen. Viele lehnen 
Rassismus zwar ab und sehen ihn nur bei den 
„anderen“. Sie nehmen aber nicht bewusst 
wahr, welchen Diskriminierungserfahrungen 
Betroffene tatsächlich ausgesetzt sind. Solche 
Erfahrungen mit Zuschreibungen machen 
zum Beispiel Schüler/-innen, die wegen ihres 
Migrationshintergrundes keine Gymnasial-
empfehlung oder aufgrund ihres türkischen 
Namens bei gleicher Leistung eine schlech-
tere Bewertung als Schüler/-innen der Mehr-
heitsgesellschaft bekommen. „Wer steht in 
der Hierarchie der Schule, der Offenen Tür, 
des Sportvereins oben und hat das Sagen und 
wer putzt in der Schule, in der Umkleideka-
bine, im Jugendhaus?“ (so Anne Broden in 
ihrer Einführungsrede). Und selbst bei gut 
gemeinten pädagogischen Ansätzen können 
Ausgrenzungsmechanismen enthalten sein, 
wenn beispielsweise Jugendliche mit soge-
nanntem Migrationshintergrund zu einer 
besonderen Gruppe zusammengefasst (bzw. 

stigmatisiert) werden, um eine Förderung zu 
bekommen. 

Notwendig ist, dass diejenigen, die von 
Rassismus betroffen sind, selbst zu Wort 
kommen, dass ihre Erfahrungen ange-
hört, ihre Empfindung ernst genommen 
werden. Denn sie sind es, die entscheiden, 
was rassistisch ist, nicht Angehörige der 
Mehrheitsgesellschaft. Und gerade Organi-
sationen müssen dringend ihr Regelwerk auf 
rassistische Ausgrenzungen hin überprüfen 
und entsprechend ändern, wie in einer Ar-
beitsgruppe am Beispiel von Sportvereinen 
deutlich wurde.

Bereitschaft zuzuhören
Wichtig ist es, dass über Stigmatisierungs-

erfahrungen und Ausgrenzungsmechanis-
men in allen pädagogischen Kontexten 
und Einrichtungen und in der Gesellschaft 
generell offen diskutiert werden kann. Dies 
gilt, auch wenn oder gerade weil nicht immer 
leicht zwischen individuellen Einstellungen 
und strukturellen Bedingungen als Ursache 
von Rassismus zu unterscheiden ist. Stereo-
type Abwehrmechanismen, die eigene Zu-
schreibungen negieren und die Erfahrungen 
der Migranten als Überempfindlichkeit 
zurückweisen, sind nicht hilfreich und ver-
schlimmern die Situation der als „anders“ 
definierten Menschen. Unverzichtbar ist 
der fortlaufende Dialog von Angehörigen 
der Mehrheits- und Minderheitsgesell-
schaft über den Umgang miteinander und 
die Bereitschaft, sich die Erfahrungen der 
Einzelnen anzuhören. Einen Beitrag dazu 
hat diese Veranstaltung geleistet, auch wenn 
viele Fragen offen geblieben und sicher auch 
neue hinzugekommen sind.

Die Beiträge der Tagung – Hauptvortrag 
von Saphira Shure und die Berichte aus den 
vier Arbeitsgruppen (Bereiche Offene und Ver-
bandliche Jugendarbeit, Schule und Sport) – 
können in der Zeitschrift „Überblick“ 1/2015 
nachgelesen werden. 

Carmen Trenz (AJS)

Saphira Shure, TU Dortmund, bei ihrem Einführungsvortrag über das Erkennen und Bearbeiten der 
verschiedenen Enden rassistischer Verstrickungen.

6 1/2015

Dokumentation

AJS Forum 01-2015.indd   6 13.03.15   16:48

1.
 G

ew
al

tp
hä

no
m

en
e 

| R
ec

ht
se

xt
re

m
is

m
us



120 121

10 1/2016FORUM

„Rassismus – 
War da was?“ 
Eindrücke von der  
Rassismus-Fachtagung in Münster
Migration ist – entgegen der momentanen 
Nachrichtenlage – kein Phänomen der letz-
ten Wochen und Monate. Deutschland ist 
seit langem ein Einwanderungsland. Kinder 
und Jugendliche der verschiedensten (famili-
ären) Herkunftsländer sind seit Jahrzehnten 
selbstverständlicher Teil dieser Gesellschaft. 
Sie machen Schulklassen, Kitagruppen und 
Jugendtreffs noch bunter, bringen neue 
Erfahrungen, Werte und Kompetenzen mit, 
die den Horizont ihrer Altersgenossen und 
unserer Gesellschaft insgesamt erweitern. 
Sie sind dabei untereinander genau so unter-
schiedlich wie alle anderen auch und von so-
genannten herkunftsdeutschen Kindern oft 
nicht zu unterscheiden. Andererseits haben 
sie statistisch gesehen immer noch schlech-
tere Teilhabe- und Bildungschancen und 
können mit besonderen Herausforderungen 
konfrontiert sein. Wie aber kann mit diesen 
Themen und Bedürfnissen in der pädago-
gischen Praxis angemessen umgegangen 
werden, ohne Kinder und Jugendliche wie-
derum auf eine Differenz zu reduzieren und 

Blick durch verschiedene Brillen
Einen Einstieg in die Diskussion bot der Re-
ferent Andreas Foitzik, Diplompädagoge und 
Berater im Feld der Migrationspädagogik. Er 
plädierte in seinem Fachvortrag für einen 
multiperspektivischen Blick – wie durch 
verschiedene Brillen. Die ‚Kultur-Brille‘ – und 
somit die Frage: Ist dieses Verhalten nun 
kulturspezifisch? – ist dabei eine Möglichkeit 
unter vielen. Sie sollte aber nicht immer und 
automatisch aufgesetzt werden, wenn es 
um Jugendliche mit familiärer Migrationsge-
schichte geht. Denn Fachkräfte laufen so Ge-
fahr, Verhalten vorschnell zu kulturalisieren 
und monokausal zu erklären. Stattdessen, 
so die Grundthese des Modells, lohnt es, 
Situationen durch ganz verschiedene Brillen 
zu betrachten: Spielen hier migrationsspezi-
fische Erfahrungen eine Rolle (‚Migrations-

Brille‘)? Oder sind eher 
das Alter, die soziale Lage 
oder das Geschlecht ein 
entscheidender Faktor? 
Auch die ‚Subjekt-Brille‘, 
der ganz individuelle Blick, 
ist natürlich unverzichtbar 
und trägt ihren Teil bei zu 
einer gesamtheitlichen Be-
trachtung. Im Sinne einer 
rassismuskritischen Pä-
dagogik muss aber immer 
auch die ‚Rassismus-Brille‘ 
aufgesetzt werden: Erklä-
ren sich eine Situation, 

ein Handeln oder Verhalten aus konkreten 
Erfahrungen von Rassismus, Ausgrenzung 
und Diskriminierung? 

Mehr Fragen als Antworten 
Diese Frage diskutierten die Teilnehmenden 
im Laufe des Tages und warfen so vor allem 
neue Fragen auf: Was ist überhaupt Rassis-
mus, was Diskriminierung? Kann ein diskri-
minierungsfreies Miteinander gelingen? Und 
wie muss pädagogische Arbeit aussehen, 
die dazu beitragen will? Rassismus- und 
Diskriminierungserfahrungen einen Raum zu 
geben, zuzuhören und Jugendliche in ihrer 

Identität und Mehrfachzugehörigkeit zu be-
stärken, sahen die Teilnehmenden dabei als 
primäre Handlungsfelder. Aber auch im Alltag 
warten Herausforderungen: Wie kontere ich 
beispielsweise Vorurteile anderer und wie 
setze ich Stammtischparolen wirksam etwas 
entgegen? Auch auf die Frage, wie mit rassi-
stischen Einstellungen unter Jugendlichen 
umgegangen werden kann, suchten die 
Teilnehmenden gemeinsam nach Antworten. 

Migrationspädagogik als Spiegel 
Auch sich selbst und die eigene Rolle in den 
Blick zu nehmen, gehört zu den zentralen He-
rausforderungen der Migrationspädagogik. 
Das eigene Denken und Handeln rassismus-
kritisch zu hinterfragen, fällt naturgemäß am 
schwersten. Und doch ist es nötig, um den 
mehr oder minder subtilen Rassismus, den 
viele Teilnehmende in Medien, Politik und 
am Stammtisch beobachten, nicht selbst – 
auch ungewollt – in die Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen hereinzutragen. Diese 
Veranstaltung konnte hier nur einen Anstoß 
geben und ermutigen, sich selbst und seine 
Vorprägung bewusster wahrzunehmen. Auf 
die Frage „Rassismus – War da was?“ hieß es 
dazu in der Abmoderation passend: „Ja, da 
war was.“. Nachdenken müssen wir darüber 
alle selbst. 

Literaturhinweise
Foitzik, Andreas: Erfahrungen mit Rassismus im pädago-
gischen Alltag. Eine Einführung zum Thema Rassismus für 
Fachkräfte in Jugendhilfe und Schule, in: THEMA JUGEND 
KOMPAKT, Katholische Landesarbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz NW e.V., Münster 2015. 
Foitzik, Andreas: Interkulturelle Kompetenz, Aktion 
Jugendschutz AJS Landesarbeitsstelle Baden-Württ-
emberg, Stuttgart 2013. 

Nora Fritzsche (AJS)
fritzsche@mail.ajs.nrw.de

Perspektive Reflexionskompetenz  Handlungskompetenz

Kultur ...unterscheiden, ob ... darüber auf einer   
 die Kategorie Kultur tat- Metaebene ins Gespräch 
 sächlich eine Rolle spielt kommen

Migration ...Migrationsthemen ... Räume gestalten, in  
 von Kulturthemen denen vielfältige Zuge-  
 unterscheiden hörigkeiten erlebbar sind

Rassismus ... eigene Verstrickungen ... Jugendliche unterstützen, 
 wahrnehmen und  Rassismuserfahrungen  
 Rassismuserfahrungen realistisch in das eigene 
 anerkennen Lebenskonzept einzubauen

Subjekt ... Handlungsgründe ... zuhören   
 Auseinandersetzung mit    
 den gesellschaftlichen    
 Realitäten anerkennen

sie zu ‚den anderen‘ zu machen? Kurz gesagt: 
Können wir Differenz in den Blick nehmen, 
ohne sie dabei zu verstärken? Dieser Frage 
widmete sich am 16. Februar die Fachtagung 
„Rassismus – War da was? Pädagogisches 
Handeln in der Migrationsgesellschaft“, zu 
der die AJS, das Informations- und Dokumen-
tationszentrum für Antirassismusarbeit NRW 
und der Landesjugendring in Kooperation 
mit dem LWL-Landesjugendamt eingeladen 
hatten. Rund 120 Praktiker/-innen und Fach-
kräfte aus Jugendarbeit und Schule trafen in 
Münster zusammen, um über rassismuskri-
tische Pädagogik zu diskutieren. 
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Von frommen Muslimen und Dschihadisten
Wie gehen wir mit der Herausforderung des Salafismus um?

Zur Zeit sorgen immer wieder 
Salafisten für Schlagzeilen in den 
Medien. Besonders erschreckend 
sind Meldungen von jungen 
Männern, aber auch Frauen, die 
in den Nahen Osten reisen, um 
dort die Terrororganisation IS zu 
unterstützen. Entsprechend laut 
sind die Forderungen, der Staat 
möge durch gesetzliche Maßnah-
men die Ausreise oder zumindest 
die Wiedereinreise verhindern, 
damit der Terror nicht auch nach 
Deutschland getragen wird. 

Solche Abwehrmaßnahmen 
sind richtig, können aber allein 
keine Lösung sein. Letztendlich 
sind gesellschaftliche Reakti-
onen auf allen Ebenen gefordert. 
Denn zu Salafisten werden junge 
Leute nicht durch Zufall, son-
dern in Reaktion auf ihre soziale 
Umwelt.

Frömmigkeit als Vorbild
Zunächst einmal muss diffe-

renziert werden: Salafist ist nicht 
gleich Salafist. Eine pauschale 
Charakterisierung von Salafisten 
als Täter ist wenig hilfreich. Der 
Begriff „salafiyya“ bezieht sich 
auf die muslimische Urgemeinde, 
deren Frömmigkeit von den mei-
sten Muslimen hochgeschätzt, 
von Salafisten als Vorbild für 
die eigene Lebensführung ideali-
siert wird. Diejenigen, die durch 
individuelle Frömmigkeit eine 
ideale islamische Gesellschaft 
erreichen wollen, bilden die 
vermutlich größte Gruppe unter 
den Salafisten in Deutschland, 
die Puristen. Daneben gibt es 
die politischen Salafisten, die 
einen nach den Regeln der Scha-
ria funktionierenden Staat auf 
politischem Weg anstreben. Die 
dritte Gruppe, die Dschihadisten, 
sind bereit, dieses Ziel mit Gewalt 
durchzusetzen. Letztere sind 
es, um die es in der Diskussion 
geht. Von den anderen beiden 
Gruppen geht keine unmittelbare 
Gefahr aus, aber aus ihren Krei-
sen rekrutieren die Dschihadisten 
ihren Nachwuchs.

Einfaches klares Weltbild
Was veranlasst junge Men-

schen, Salafist zu werden und 
sich weiter zu radikalisieren? 
Allgemein gültige Antworten gibt 
es sicher nicht, zu unterschiedlich 
sind allein die Herkunftsge-
schichten. Da sind gebürtige 
Muslime, die den Kontakt zur 
eigenen Tradition und zur mus-
limischen Gemeinde verloren 
haben, aber auch Konvertiten. 
Viele haben eine familiäre Migra-
tionsgeschichte, aber längst nicht 
alle. Im Einzelfall werden bio-
grafische Ursachen zu benennen 
sein. Häufig spielen Diskriminie-
rungserfahrungen, mangelnde 
Integration, aber auch Sinnkrisen 
und Orientierungslosigkeit eine 
Rolle. Dagegen bietet der Salafis-
mus ein einfaches Weltbild sowie 
klare Vorschriften für richtiges 
und falsches Verhalten. In der 
Gemeinschaft Gleichgesinnter 
findet der Einzelne emotionale 
Nähe und Anerkennung.

Dies alles kennt man von an-
deren religiösen Gemeinschaften, 
z.B. christlich-fundamentali-
stischen Gruppen oder von den 
früher „Jugendsekten“ genann-
ten Gemeinschaften. Hier wie 
dort sind präventive Maßnahmen 
erforderlich, um die Betroffenen 
vor falschen Entscheidungen zu 
schützen. Für eine funktionieren-
de Salafismusprävention müssen 
jedoch auch die allgemein ge-
sellschaftlichen Bedingungen 
stimmen. Dazu gehört vor allem 

eine grundsätzliche Anerkennung 
des Islam als Teil der Gesellschaft 
in Deutschland. Jede Form von 
Ausgrenzung von Muslimen ist 
zu vermeiden, Islamophobie und 
Rassismus befördern extremis-
tische Reaktionen. 

Vielfach hört man die For-
derung, von muslimischer Seite 
müsse mehr gegen Islamismus 
und Salafismus getan werden. 
Sicher ist ein solches Engagement 
wichtig, aber erstens geschieht 
dies bereits, z.B. im Projekt 
„Extremismusprävention“ der 
Deutsch-Islamischen Moschee-
Stiftung Düsseldorf. Und zwei-
tens ist es, wie schon erwähnt, 
Teil des Problems, dass die Mo-
scheegemeinden die betroffenen 
Jugendlichen gar nicht erreichen, 
weil sie entweder ohne Bindung 
an eine Moschee aufgewachsen 
oder gerade erst zum Islam kon-
vertiert sind.

Konkrete Hilfsangebote
Die wichtigsten Handlungs-

felder für Präventionsarbeit sind 
Schule und Jugendarbeit. Gerade 
angesichts geringer Einflussmög-
lichkeiten der muslimischen Ge-
meinden kommt dem islamischen 
Religionsunterricht in Zukunft 
steigende Bedeutung zu. In NRW 
ist er seit 2012 als reguläres 
Schulfach eingeführt, aber längst 
noch nicht in allen Bundeslän-
dern. Darüber hinaus gibt es gute 
primärpräventive Projekte und 
Materialien. Zu nennen wären 
z.B. die Projekte „Ibrahim trifft 
Abraham“ (http://www.ibrahim-
trifft-abraham.de/), „Dialog 
macht Schule“ (http://www.
dialogmachtschule.
de) und „Mus-
lim3.0 (http://
www.wert-voll.
org/95.html) oder 
das kürzlich erschie-
nene Handbuch „Islam 
& Schule“, herausgegeben 
von der Bundeskoordination 
„Schule ohne Rassismus - Schu-

le mit Courage“.  Alle diese Maß-
nahmen und Materialien zielen 
darauf ab, Wissen über den Islam 
und seine vielfältigen Aspekte 
zu vermitteln. Die Jugendlichen 
sollen gestärkt werden, Unsi-
cherheiten und Widersprüche zu 
ertragen (Ambiguitätstoleranz) 
und ihre Dialogbereitschaft soll 
gefördert werden.

Die Erfahrung zeigt aller-
dings, dass junge Leute, die 
sich in der salafistischen Szene 
bewegen, häufig für primärprä-
ventive Maßnahmen nicht mehr 
ansprechbar sind. In solchen 
Fällen bedarf  es anderer, kon-
kreterer Hilfsangebote. Hierfür 
hat das Bundesinnenministerium 
die „Beratungsstelle Radikali-
sierung“ beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge ein-
gerichtet, die über eine Hotline 
erreichbar ist und mit mehreren 
Beratungsstellen zusammenar-
beitet. 

Ein ähnliches Projekt hat das 
nordrhein-westfälische Innenmi-
nisterium im Frühjahr 2014 mit 
dem „Wegweiser“ ins Leben ge-
rufen. An drei Modellstandorten 
(Bochum, Düsseldorf und Bonn) 
stehen Ansprechpartner für Be-
troffene und Angehörige bereit, 
die über gute Kontakte in die is-
lamische Community, aber auch 
zu wichtigen Hilfseinrichtungen 
in unterschiedlicher Trägerschaft 
verfügen. Entsprechende Netz-
werke sollen in weiteren Kom-
munen in NRW etabliert werden.

Stefan Schlang (AJS)

Hintergrund

Dr. Stefan Schlang 
stefan.schlang@mail.ajs.nrw.de
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Von frommen Muslimen und Dschihadisten
Wie gehen wir mit der Herausforderung des Salafismus um?

Zur Zeit sorgen immer wieder 
Salafisten für Schlagzeilen in den 
Medien. Besonders erschreckend 
sind Meldungen von jungen 
Männern, aber auch Frauen, die 
in den Nahen Osten reisen, um 
dort die Terrororganisation IS zu 
unterstützen. Entsprechend laut 
sind die Forderungen, der Staat 
möge durch gesetzliche Maßnah-
men die Ausreise oder zumindest 
die Wiedereinreise verhindern, 
damit der Terror nicht auch nach 
Deutschland getragen wird. 

Solche Abwehrmaßnahmen 
sind richtig, können aber allein 
keine Lösung sein. Letztendlich 
sind gesellschaftliche Reakti-
onen auf allen Ebenen gefordert. 
Denn zu Salafisten werden junge 
Leute nicht durch Zufall, son-
dern in Reaktion auf ihre soziale 
Umwelt.

Frömmigkeit als Vorbild
Zunächst einmal muss diffe-

renziert werden: Salafist ist nicht 
gleich Salafist. Eine pauschale 
Charakterisierung von Salafisten 
als Täter ist wenig hilfreich. Der 
Begriff „salafiyya“ bezieht sich 
auf die muslimische Urgemeinde, 
deren Frömmigkeit von den mei-
sten Muslimen hochgeschätzt, 
von Salafisten als Vorbild für 
die eigene Lebensführung ideali-
siert wird. Diejenigen, die durch 
individuelle Frömmigkeit eine 
ideale islamische Gesellschaft 
erreichen wollen, bilden die 
vermutlich größte Gruppe unter 
den Salafisten in Deutschland, 
die Puristen. Daneben gibt es 
die politischen Salafisten, die 
einen nach den Regeln der Scha-
ria funktionierenden Staat auf 
politischem Weg anstreben. Die 
dritte Gruppe, die Dschihadisten, 
sind bereit, dieses Ziel mit Gewalt 
durchzusetzen. Letztere sind 
es, um die es in der Diskussion 
geht. Von den anderen beiden 
Gruppen geht keine unmittelbare 
Gefahr aus, aber aus ihren Krei-
sen rekrutieren die Dschihadisten 
ihren Nachwuchs.

Einfaches klares Weltbild
Was veranlasst junge Men-

schen, Salafist zu werden und 
sich weiter zu radikalisieren? 
Allgemein gültige Antworten gibt 
es sicher nicht, zu unterschiedlich 
sind allein die Herkunftsge-
schichten. Da sind gebürtige 
Muslime, die den Kontakt zur 
eigenen Tradition und zur mus-
limischen Gemeinde verloren 
haben, aber auch Konvertiten. 
Viele haben eine familiäre Migra-
tionsgeschichte, aber längst nicht 
alle. Im Einzelfall werden bio-
grafische Ursachen zu benennen 
sein. Häufig spielen Diskriminie-
rungserfahrungen, mangelnde 
Integration, aber auch Sinnkrisen 
und Orientierungslosigkeit eine 
Rolle. Dagegen bietet der Salafis-
mus ein einfaches Weltbild sowie 
klare Vorschriften für richtiges 
und falsches Verhalten. In der 
Gemeinschaft Gleichgesinnter 
findet der Einzelne emotionale 
Nähe und Anerkennung.

Dies alles kennt man von an-
deren religiösen Gemeinschaften, 
z.B. christlich-fundamentali-
stischen Gruppen oder von den 
früher „Jugendsekten“ genann-
ten Gemeinschaften. Hier wie 
dort sind präventive Maßnahmen 
erforderlich, um die Betroffenen 
vor falschen Entscheidungen zu 
schützen. Für eine funktionieren-
de Salafismusprävention müssen 
jedoch auch die allgemein ge-
sellschaftlichen Bedingungen 
stimmen. Dazu gehört vor allem 

eine grundsätzliche Anerkennung 
des Islam als Teil der Gesellschaft 
in Deutschland. Jede Form von 
Ausgrenzung von Muslimen ist 
zu vermeiden, Islamophobie und 
Rassismus befördern extremis-
tische Reaktionen. 

Vielfach hört man die For-
derung, von muslimischer Seite 
müsse mehr gegen Islamismus 
und Salafismus getan werden. 
Sicher ist ein solches Engagement 
wichtig, aber erstens geschieht 
dies bereits, z.B. im Projekt 
„Extremismusprävention“ der 
Deutsch-Islamischen Moschee-
Stiftung Düsseldorf. Und zwei-
tens ist es, wie schon erwähnt, 
Teil des Problems, dass die Mo-
scheegemeinden die betroffenen 
Jugendlichen gar nicht erreichen, 
weil sie entweder ohne Bindung 
an eine Moschee aufgewachsen 
oder gerade erst zum Islam kon-
vertiert sind.

Konkrete Hilfsangebote
Die wichtigsten Handlungs-

felder für Präventionsarbeit sind 
Schule und Jugendarbeit. Gerade 
angesichts geringer Einflussmög-
lichkeiten der muslimischen Ge-
meinden kommt dem islamischen 
Religionsunterricht in Zukunft 
steigende Bedeutung zu. In NRW 
ist er seit 2012 als reguläres 
Schulfach eingeführt, aber längst 
noch nicht in allen Bundeslän-
dern. Darüber hinaus gibt es gute 
primärpräventive Projekte und 
Materialien. Zu nennen wären 
z.B. die Projekte „Ibrahim trifft 
Abraham“ (http://www.ibrahim-
trifft-abraham.de/), „Dialog 
macht Schule“ (http://www.
dialogmachtschule.
de) und „Mus-
lim3.0 (http://
www.wert-voll.
org/95.html) oder 
das kürzlich erschie-
nene Handbuch „Islam 
& Schule“, herausgegeben 
von der Bundeskoordination 
„Schule ohne Rassismus - Schu-

le mit Courage“.  Alle diese Maß-
nahmen und Materialien zielen 
darauf ab, Wissen über den Islam 
und seine vielfältigen Aspekte 
zu vermitteln. Die Jugendlichen 
sollen gestärkt werden, Unsi-
cherheiten und Widersprüche zu 
ertragen (Ambiguitätstoleranz) 
und ihre Dialogbereitschaft soll 
gefördert werden.

Die Erfahrung zeigt aller-
dings, dass junge Leute, die 
sich in der salafistischen Szene 
bewegen, häufig für primärprä-
ventive Maßnahmen nicht mehr 
ansprechbar sind. In solchen 
Fällen bedarf  es anderer, kon-
kreterer Hilfsangebote. Hierfür 
hat das Bundesinnenministerium 
die „Beratungsstelle Radikali-
sierung“ beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge ein-
gerichtet, die über eine Hotline 
erreichbar ist und mit mehreren 
Beratungsstellen zusammenar-
beitet. 

Ein ähnliches Projekt hat das 
nordrhein-westfälische Innenmi-
nisterium im Frühjahr 2014 mit 
dem „Wegweiser“ ins Leben ge-
rufen. An drei Modellstandorten 
(Bochum, Düsseldorf und Bonn) 
stehen Ansprechpartner für Be-
troffene und Angehörige bereit, 
die über gute Kontakte in die is-
lamische Community, aber auch 
zu wichtigen Hilfseinrichtungen 
in unterschiedlicher Trägerschaft 
verfügen. Entsprechende Netz-
werke sollen in weiteren Kom-
munen in NRW etabliert werden.

Stefan Schlang (AJS)
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Die Anschläge von Paris Mitte November haben 
das Thema der salafistischen Radikalisierung auf 
furchtbare Weise noch näher rücken lassen. Doch so 
erschreckend die Zahlen und Meldungen auch sind, so 
präsent die Bilder aus Paris in unseren Köpfen, es reicht 
nicht, sie nur aus sicherheitspolitischer Perspektive zu 
betrachten oder ihnen mit Repression zu begegnen. Es 
handelt sich vielmehr um ein gesamtgesellschaftliches 
Problem. Wir müssen den Blick auf unsere Gesellschaft 
richten und fragen: Was macht salafistische Angebote 
für deutsche Jugendliche überhaupt attraktiv? Was 
bieten ihnen salafistische Gruppen, was wir als Gesell-
schaft ihnen nicht bieten? Und wie können wir dem 
Phänomen gemeinsam begegnen, um unsere Kinder 
und Jugendlichen vor solchen Angeboten und ihren 
negativen Folgen zu schützen und sie zu stärken?

Nora Fritzsche, Dimitria Bouzikou, Dr. Stefan Schlang, Yvonne 
Dabrowski (v.l.n.r.)

Salafistischer Radikalisierung gemeinsam begegnen – aber wie?
Neues Projekt der AJS zu landesweiter Prävention angelaufen

Salafismus 
Der Salafismus (vom arabischen as-salaf as-salih

übersetzbar mit Die ehrwürdigen Altvorderen) ist religionshistorisch 
eine Strömung des sunnitischen Islam, die sich in Lebensweise, 
Kleidung und Verhalten strikt an den ersten drei Generationen 
nach dem Propheten Mohammed orientiert. Sie zeichnet sich aus 
durch ein wortwörtliches Verständnis der islamischen Quellen und 
die Ablehnung wissenschaftlicher Koranexegese. Damit einher geht 
ein absoluter Wahrheitsanspruch und die Ablehnung oder offene 
Abwertung anderer Denkweisen und Glaubensrichtungen – mus-
limischer wie nichtmuslimischer. Der Salafismus in Deutschland, 
der seit einigen Jahren eine wachsende Jugendkultur bildet, ist 
in Anlehnung an diese Strömung in weiten Teilen eine Ideologie 
der Ungleichwertigkeit, die sich gegen Pluralismus, Individualität 

und freie Meinungsbildung richtet. Parallel zu sogenannten ‚Sek-
ten‘ ergeben sich hier zahlreiche Konfliktpunkte, insbesondere im 
Bereich des Kinder- und Jugendschutzes. 

Gewaltbereit ist dabei nur ein kleiner Teil der salafistischen 
Szene. Hier unterscheidet man zwischen dem puristischen, dem 
politischen und dem jihadistischen Salafismus. Puristen leben ihre 
religiösen Überzeugungen im Privaten und üben keinen Druck auf 
Andere aus. Politische oder missionarische Salafisten erklären ihr 
Weltbild zum einzig wahren und tragen dies auch nach außen, was 
sich in der Abwertung anderer Denkweisen äußern kann. Lediglich 
die kleine Gruppe der Jihadisten ist jedoch bereit, religiöse Über-
zeugungen auch mit Gewalt durchzusetzen. 
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Aufgabe des Kinder- und Jugendschutzes 
In der AJS ist zum diesem Thema im Oktober 2015 

ein Präventionsprojekt angelaufen. Im Rahmen des 
Bundesprogramms „Demokratie Leben“ und gefördert 
vom Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen arbeitet 
ein vierköpfiges Projektteam aus den Bereichen Ge-
waltprävention, Politikwissenschaften, Religions- und 
Islamwissenschaft die nächsten vier Jahre landesweit 
in der Prävention salafistischer Radikalisierung von jun-
gen Menschen. Primäre Zielgruppe des Projektes sind 
dabei die Fachkräfte des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes in NRW. In allen Jugendamtsbezirken 
sollen Fachkräfte zu zentralen Ansprechpersonen fort-
gebildet und in die Lage versetzt werden, vor Ort eigene 
Präventionskonzepte zu installieren. Das Projektteam 
der AJS unterstützt die Fachkräfte bei dieser Arbeit, 
bietet ab 2016 umfangreiche Fortbildungen an, stellt 
Arbeitshilfen und Materialien zur Verfügung, berät und 
hilft bei der Vernetzung mit den zahlreichen regionalen 
und überregionalen Projekten im Themenfeld sowie 
Schulen, Sportvereinen, Moscheegemeinden, Islam-
verbänden, Polizei und Expert/-innen. So sollen in NRW 
flächendeckend Präventionsmaßnahmen entstehen. 

Primärprävention heißt Begegnung
In Ergänzung zu den landesweiten Angeboten in 

den Bereichen der Intervention (Wegweiser NRW) und 
der Deradikalisierung (Aussteigerprogramm Islamis-
mus des Landes Nordrhein-Westfalen), ist das Projekt 
dabei klar primärpräventiv angelegt. Es will im Vorfeld 
etwaiger Radikalisierungsprozesse und lange vor einer 
gewaltbereiten oder extremistischen Orientierung wir-
ken, Jugendliche immun machen gegen salafistische 
Angebote. Im Zentrum primärpräventiver Arbeit muss 

daher die Begegnung stehen. Nur wer Jugendlichen 
offen und vorurteilsfrei begegnet, ihnen zuhört und sie 
ernst nimmt, kann präventive Maßnahmen entwickeln, 
die an ihre Alltagserfahrungen anknüpfen. Auf der an-
deren Seite müssen Fachkräfte solchen Verhaltenswei-
sen, die andere verletzen, einschränken und abwerten 
und die den Beginn eines Radikalisierungsprozesses 
markieren (können), entschieden entgegentreten. Hier 
besteht häufig große Unsicherheit. Das Projektteam 
will Fachkräfte darin schulen und unterstützen, solche 
Tendenzen zu erkennen, sie von jugendlicher Provoka-
tion oder schlicht Frömmigkeit zu unterscheiden und 
mit ihnen angemessen umzugehen.

Nora Fritzsche (AJS)
fritzsche@mail.ajs.nrw.de

Salafistischer Radikalisierung gemeinsam begegnen – aber wie?
Neues Projekt der AJS zu landesweiter Prävention angelaufen

Differenziert gegen Islamfeindlichkeit
Dieses Vorhaben erfordert – insbesondere in Zeiten zunehmender Islam-

feindlichkeit – viel Sensibilität. Drei Grundsätze stehen daher im Mittelpunkt 
der Projektarbeit:

1. Islam ist nicht gleich Salafismus! – Es muss immer differenziert werden 
zwischen der Religion, die Millionen Deutsche friedlich leben, und dem 

Salafismus als einer radikalen Minderheit. 

2. Provokation ist nicht gleich Salafismus! – Nicht jede jugendliche Pro-
vokation ist gleich Ausdruck einer echten Gefahr/Gefährdung. Für diese 

Graubereiche will das Projekt sensibilisieren und den Fokus auf Handlungen 
und Einstellungen statt auf Äußerlichkeiten oder Herkunft lenken. Nur so kann 
eine Stigmatisierung muslimischer Jugendlicher verhindert werden.

3. Islamfeindlichkeit fördert Salafismus! – Der gesellschaftliche Kontext 
zunehmender Islamfeindlichkeit in Zeiten von Pegida, AfD und Flücht-

lingsdebatte muss immer mitgedacht werden. Denn wo deutsche Muslim/ 
-innen pauschal verurteilt, herabgewürdigt und diskriminiert werden, finden 
salafistische Gruppen den besten Nährboden. 

Wie geht’s weiter? – Ein Ausblick 
Diese und weitere Punkte, Fallstricke und Voraus-

setzungen gelingender Präventionsarbeit, aber auch 
Möglichkeiten und konkrete Schutzkonzepte werden 
Inhalt der sechstägigen Fortbildungsreihe sein, die die 
AJS ab Frühjahr 2016 anbietet. In drei Modulen führen 
die Fachreferent/-innen schrittweise und mit differen-
ziertem Blick an das Thema salafistische Jugendkultur 
heran, zeigen und erproben Handlungsoptionen und 
stoßen so gemeinsam Strategien für die jeweiligen 
Kommunen an. Bei der anschließenden Implementie-
rung dieser Maßnahmen unterstützt das Projektteam 
die fortgebildeten Fachkräfte, vernetzt mit bestehen-
den Projekten und Akteur/-innen, stellt Materialien 
und Konzepte zur Verfügung und berät (auch vor Ort). 
Alternativ zum Fortbildungsprogramm bietet die AJS 
auf Nachfrage auch eintägige Informationsveranstal-
tungen an, die kompakt über das Thema salafistische 
Jugendkulturen aufklären. Weitere Informationen 
zum Fortbildungsprogramm, aktuelle Meldungen und 
Ansprechpartner/-innen im Projekt sind in Kürze auf 
der AJS-Website zu finden. 
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Aufgabe des Kinder- und Jugendschutzes 
In der AJS ist zum diesem Thema im Oktober 2015 

ein Präventionsprojekt angelaufen. Im Rahmen des 
Bundesprogramms „Demokratie Leben“ und gefördert 
vom Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur 
und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen arbeitet 
ein vierköpfiges Projektteam aus den Bereichen Ge-
waltprävention, Politikwissenschaften, Religions- und 
Islamwissenschaft die nächsten vier Jahre landesweit 
in der Prävention salafistischer Radikalisierung von jun-
gen Menschen. Primäre Zielgruppe des Projektes sind 
dabei die Fachkräfte des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes in NRW. In allen Jugendamtsbezirken 
sollen Fachkräfte zu zentralen Ansprechpersonen fort-
gebildet und in die Lage versetzt werden, vor Ort eigene 
Präventionskonzepte zu installieren. Das Projektteam 
der AJS unterstützt die Fachkräfte bei dieser Arbeit, 
bietet ab 2016 umfangreiche Fortbildungen an, stellt 
Arbeitshilfen und Materialien zur Verfügung, berät und 
hilft bei der Vernetzung mit den zahlreichen regionalen 
und überregionalen Projekten im Themenfeld sowie 
Schulen, Sportvereinen, Moscheegemeinden, Islam-
verbänden, Polizei und Expert/-innen. So sollen in NRW 
flächendeckend Präventionsmaßnahmen entstehen. 

Primärprävention heißt Begegnung
In Ergänzung zu den landesweiten Angeboten in 

den Bereichen der Intervention (Wegweiser NRW) und 
der Deradikalisierung (Aussteigerprogramm Islamis-
mus des Landes Nordrhein-Westfalen), ist das Projekt 
dabei klar primärpräventiv angelegt. Es will im Vorfeld 
etwaiger Radikalisierungsprozesse und lange vor einer 
gewaltbereiten oder extremistischen Orientierung wir-
ken, Jugendliche immun machen gegen salafistische 
Angebote. Im Zentrum primärpräventiver Arbeit muss 

daher die Begegnung stehen. Nur wer Jugendlichen 
offen und vorurteilsfrei begegnet, ihnen zuhört und sie 
ernst nimmt, kann präventive Maßnahmen entwickeln, 
die an ihre Alltagserfahrungen anknüpfen. Auf der an-
deren Seite müssen Fachkräfte solchen Verhaltenswei-
sen, die andere verletzen, einschränken und abwerten 
und die den Beginn eines Radikalisierungsprozesses 
markieren (können), entschieden entgegentreten. Hier 
besteht häufig große Unsicherheit. Das Projektteam 
will Fachkräfte darin schulen und unterstützen, solche 
Tendenzen zu erkennen, sie von jugendlicher Provoka-
tion oder schlicht Frömmigkeit zu unterscheiden und 
mit ihnen angemessen umzugehen.

Nora Fritzsche (AJS)
fritzsche@mail.ajs.nrw.de

Salafistischer Radikalisierung gemeinsam begegnen – aber wie?
Neues Projekt der AJS zu landesweiter Prävention angelaufen

Differenziert gegen Islamfeindlichkeit
Dieses Vorhaben erfordert – insbesondere in Zeiten zunehmender Islam-

feindlichkeit – viel Sensibilität. Drei Grundsätze stehen daher im Mittelpunkt 
der Projektarbeit:

1. Islam ist nicht gleich Salafismus! – Es muss immer differenziert werden 
zwischen der Religion, die Millionen Deutsche friedlich leben, und dem 

Salafismus als einer radikalen Minderheit. 

2. Provokation ist nicht gleich Salafismus! – Nicht jede jugendliche Pro-
vokation ist gleich Ausdruck einer echten Gefahr/Gefährdung. Für diese 

Graubereiche will das Projekt sensibilisieren und den Fokus auf Handlungen 
und Einstellungen statt auf Äußerlichkeiten oder Herkunft lenken. Nur so kann 
eine Stigmatisierung muslimischer Jugendlicher verhindert werden.

3. Islamfeindlichkeit fördert Salafismus! – Der gesellschaftliche Kontext 
zunehmender Islamfeindlichkeit in Zeiten von Pegida, AfD und Flücht-

lingsdebatte muss immer mitgedacht werden. Denn wo deutsche Muslim/ 
-innen pauschal verurteilt, herabgewürdigt und diskriminiert werden, finden 
salafistische Gruppen den besten Nährboden. 

Wie geht’s weiter? – Ein Ausblick 
Diese und weitere Punkte, Fallstricke und Voraus-

setzungen gelingender Präventionsarbeit, aber auch 
Möglichkeiten und konkrete Schutzkonzepte werden 
Inhalt der sechstägigen Fortbildungsreihe sein, die die 
AJS ab Frühjahr 2016 anbietet. In drei Modulen führen 
die Fachreferent/-innen schrittweise und mit differen-
ziertem Blick an das Thema salafistische Jugendkultur 
heran, zeigen und erproben Handlungsoptionen und 
stoßen so gemeinsam Strategien für die jeweiligen 
Kommunen an. Bei der anschließenden Implementie-
rung dieser Maßnahmen unterstützt das Projektteam 
die fortgebildeten Fachkräfte, vernetzt mit bestehen-
den Projekten und Akteur/-innen, stellt Materialien 
und Konzepte zur Verfügung und berät (auch vor Ort). 
Alternativ zum Fortbildungsprogramm bietet die AJS 
auf Nachfrage auch eintägige Informationsveranstal-
tungen an, die kompakt über das Thema salafistische 
Jugendkulturen aufklären. Weitere Informationen 
zum Fortbildungsprogramm, aktuelle Meldungen und 
Ansprechpartner/-innen im Projekt sind in Kürze auf 
der AJS-Website zu finden. 
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Der Salaf ismus ist seit 
einigen Jahren eine der 
d y namis chs te n re l ig i -
ösen Jugendsubkulturen 
in Deutschland. Sie bie-
tet den Jugendlichen die 
Möglichkeit des Protests 
und der Provokation, aber 
auch – im extremen Fall 
–  die Möglichkeit, in einem 
Gegenentwur f zur frei-
heitlich demokratischen 
Grundordnung zu leben. 
Um diesem gesamtgesell-
schaftlichen Problem langfristig zu begegnen, 
reichen sicherheitspolitische Repressionen 
nicht aus. Vielmehr muss sich die Gesellschaft 
die Fragen stellen, warum sich Jugendliche 
dieser Ideologie überhaupt anschließen und 
was diese ihnen bietet, was wir als Gesell-
schaft ihnen nicht bieten. Um Fachkräfte von 
öffentlichen und freien Trägern der Jugend-
hilfe im Themenfeld zu qualifizieren und zu 
unterstützen, hat die AJS im Oktober 2015 
ein neues Projekt gestartet: Plan P. 

Das Projekt hat die Aufgabe, in NRW mit prä-
ventiven Strukturen der salafistischen Radika-
lisierung  junger Menschen entgegenzuwirken. 
In diesem Sinne arbeitet ein Projektteam aus 
den Bereichen Politikwissenschaft, Religions- 
und Islamwissenschaft und (interkulturelle) 
Jugendarbeit, unterstützt von einer Fachkraft 
für Gewaltprävention, in den nächsten vier 
Jahren mit dem Ziel, ein landesweites Kompe-
tenz- und Beratungsnetzwerk im Rahmen der 
Regelstrukturen des erzieherischen Kinder- 
und Jugendschutzes aufzubauen. Gefördert 
wird Plan P. durch das Ministerium für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes 
NRW  und im  Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie Leben!“.

Der Name
Der Name „Plan P.“  spiegelt das Projektziel 
wider, in NRW flächendeckend präventive 
Strukturen zu etablieren. Um  salafistische 
Radikalisierung nicht nur unter dem Gesichts-

punkt der Sicherheitspolitik zu betrachten, 
zielt die Assoziation zu „Plan B“ darauf ab, 
dass es einen alternativen Weg geben muss: 
die Prävention. Obwohl sich das Projekt an 
die Fachkräfte von öffentlichen und freien 
Trägern der Jugendhilfe richtet und nicht 
direkt an Jugendliche, steht das Element 
„Jugend“ im Namen. So wird ein allgemeiner 
Jugendbezug hergestellt und das Phänomen 
salafistischer Jugendsubkulturen sprachlich 
nicht als ein „Islam-Problem“ etikettiert. 

Das Stichwort „stark machen“ lässt den 
Empowerment-Ansatz erkennen und der 
Ausdruck „salafistische Radikalisierung“ 
vermeidet ein pauschales „gegen Salafis-
mus“. Das ist wichtig, da nicht alle Formen 
des Salafismus per se problematisch sind. 
Aber Formulierungen wie „gewaltbereiter“ 
oder „extremistischer“ Salafismus fassen das 
Präventionsziel zu eng. Denn auch abseits 
einer extremistischen Ausprägung kann es 
in Schule, Jugendeinrichtung und Familie 
zu Konflikten kommen, die im Extremfall zur 
Kindeswohlgefährdung führen. Die Formulie-
rung „salafistische Radikalisierung“ legt den 
Fokus auf den Prozess der Radikalisierung 
und findet so einen Mittelweg.

Die Fortbildungsreihe
Die erste Fortbildungsreihe beginnt im April 
2016, eine weitere folgt im Herbst 2016 
(8./9.9., 29./30.9. und 3./4.11.). In drei Modu-
len – ERKENNEN, HANDELN, VOR ORT – wird 

schrittweise an das Phäno-
men salafistischer Jugend-
subkultur herangeführt und 
das nötige Wissen vermittelt, 
um Herausforderungen in 
der Jugendarbeit angemes-
sen und mit differenziertem 
Blick zu begegnen. Im er-
sten Modul ERKENNEN wird 
Grundlagenwissen zu Islam 
und Salafismus vermittelt so-
wie die Fähigkeit ausgebaut, 
zwischen Frömmigkeit und 
einer salafistischen Ideologie 

unterscheiden zu können. Radikalisierungs-
ursachen und -prozesse stehen im zweiten 
Modul HANDELN im Fokus, wobei die Teilneh-
menden verschiedene Handlungsoptionen 
aufgezeigt bekommen und diskutieren. Im 
dritten Modul haben die Teilnehmenden die 
Möglichkeit, eigene Konzepte zu entwickeln, 
um diese  VOR ORT umzusetzen. 

Im Laufe der Fortbildung werden bestehen-
de lokale Präventionsprojekte vorgestellt 
und die Teilnehmenden im Aufbau eigener 
präventiver Netzwerke unterstützt. Be-
gleitet werden die Module von praktischen 
Übungen, dazu gibt es Informations- und 
Arbeitsmaterialien zur lokalen Verbreitung.  
Neben der Fortbildungsreihe besteht die 
Möglichkeit, das Projektteam für eintägige 
Informations- und Sensibilisierungsveran-
staltungen in Einrichtungen der Jugendhilfe 
vor Ort zu buchen. Zudem wird die AJS in 
Kürze eine Informationsbroschüre zur „He-
rausforderung Salafismus“ für die Fachkräfte 
der Jugendhilfe veröffentlichen. 

Yvonne Dabrowski (AJS)
dabrowski@mail.ajs.nrw.de
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rer und interkulturelle Berater Mohammed 
Assila, wie man Moscheen als Kooperations-
partner gewinnen kann. Ein Schwerpunkt 
lag zudem auf den Fallstricken in der Praxis. 
Diese erläuterte der Islamwissenschaftler 
Michael Kiefer im Hinblick darauf, was Vo-
raussetzungen gelungener Prävention im 
Themenfeld Radikalisierung sind. 

Als Beispiel, wie ein Ansprech- und Koope-
rationsnetzwerk aufgebaut werden kann, 
damit es zu nachhaltigen präventiven Struk-
turen beiträgt, wurde Köln vorgestellt. Hier 
ist ein Baustein das Peer-to-Peer Konzept 
der Präventionsinitiative 180 Grad Wende. 
Idee ist es, dass engagierte junge Menschen 
als Mentor/-innen ausgebildet werden, um 
etwaige Radikalisierungstendenzen bei Ju-
gendlichen aus ihrem Umfeld zu erkennen 
und diesen entgegensteuern zu können. Nach 
eigenen Angaben haben sie seit 2012 bereits 
800 Jugendliche beraten. 180 Grad Wende ist 
mittlerweile nicht nur in Köln vertreten, son-
dern auch in Bergisch-Gladbach, Leverkusen 
und bald auch in Bonn.

Yvonne Dabrowski (AJS)

Die zweite sechstägige Fortbildungs-
reihe für Fachkräfte des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes wird an 
folgenden Terminen stattfinden:

8./9.9.2016    29./30.9.2016     3./4.11.2016

Anmeldung über: www.ajs.nrw.de

92/2016FORUM

»Vor der Fortbildung hatte ich 
eher wenig Ahnung auf diesem 
Themengebiet. Nun merke ich, 
dass ich handlungssicherer mit 

dem Thema umgehen kann.«

ERKENNEN und HANDELN VOR ORT
Plan P. – Jugend stark machen gegen salafistische Radikalisierung

»Schon die ersten Inhalte der 
Fortbildungsreihe konnte ich 
gleich bei den Jugendlichen 

anwenden.«

Die erste sechstägige Fortbildungsreihe für 
Fachkräfte des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes zu Fragen der Prävention 
salafistischer Radikalisierung ist geschafft. 
In drei Modulen ERKENNEN, HANDELN, VOR 
ORT wurden die Teilnehmenden schrittweise 
an das Phänomen salafistischer Jugendsub-
kultur herangeführt. Ihnen wurde das nötige 
Wissen vermittelt, um Herausforderungen 
in der Jugendarbeit angemessen und mit 
differenziertem Blick zu begegnen. 

Der erste Block mit dem Schwerpunkt ER-
KENNEN befasste sich mit einer klaren Dif-
ferenzierung zwischen dem Islam, den die 
überwiegende Mehrheit der Muslime friedlich 
lebt, und dem Salafismus als einer kleinen 
Minderheit. Der inhaltliche Fokus wurde hier 
auf den zeitgenössischen Salafismus gelegt, 
der den Ausgangspunkt einer kleinen, aber 
dynamischen und schnell wachsenden Ju-
gendsubkultur bildet. Begleitet wurden die 
Inhalte mit praktischen Übungen, in denen 
die Teilnehmenden das 
erworbene Wissen an-
wenden konnten. Eine 
Übung zielte etwa auf 
die Sensibil isierung 
von Fremdwahrneh-
mung und Schubladen-
denken. Gleichzeitig lernten die Teilneh-
menden Personen kennen, die deutsch-
muslimische Jugendzentren mitprägen. 

Das zweite Modul HANDELN setzte den 
Fokus auf die konkrete Handlungsebene. 
Wissen über Radikalisierungsprozesse ist 
eine Grundvoraussetzung, um präventiv han-
deln zu können. Daher lag der Schwerpunkt 
zunächst auf der Frage, warum Jugendliche 
ganz unterschiedlicher sozialer Herkunft – mit 
oder ohne Migrationsherkunft, fromme wie 
kaum religiöse, gebildete wie solche, denen 
Perspektiven fehlen – überhaupt empfänglich 
sind für radikale Angebote. Dazu berichtete 
der Aussteiger Dominic Musa Schmitz von 
seinen eigenen Erfahrungen als Salafist und 
beantwortete die Fragen der Teilnehmenden. 

Zusätzlich wurden den Teilnehmer/-innen 
bereits bestehende Projekte, Netzwerke und 

Materialien zur Radikalisierungsprävention 
vorgestellt. Ziel war dabei, Ideen für eigene 
Projekte vor Ort zu bekommen und die lokale 
Vernetzung zu fördern. Zu den vorgestellten 
Projekten gehörten u. a. die Ausstellung 
„Was glaubst du denn?“ von der Bundes-
zentrale für politische Bildung. Ihr Thema 
ist der friedliche und respektvolle Dialog 
zwischen den Religionen und Kulturen. Das 
Projekt „Extremismus – nicht mit UNS e.V.“ 

vom Sportverein Genc 
Osman in Duisburg de-
monstrierte, dass sich 
Fußball, Jugendzen-
trum und Moschee ge-
genseitig unterstützen 
können. Zum Abschluss 

bewiesen die jungen Berliner/-innen von 
den „Datteltätern“, die einen deutsch-mus-
limischen Satirekanal auf YouTube betreiben, 
dass man mit Satire (anti-)muslimische Ste-
reotype kreativ entkräften kann. Zum einen 
erklären sie Klischees über Muslimen den 
„Bildungsjihad“ und zum anderen wollen sie 
der salafistischen Internetpropaganda etwas 
entgegensetzen. 

Im dritten Modul VOR ORT hatten die Teilneh-
menden die Gelegenheit, Konzepte anderer 
Einrichtungen kennenzulernen und eigene 
Ideen und Planungen für ihre Einrichtungen 
vor Ort zu entwickeln. Wie man präventiv 
innerhalb von muslimischen Gemeinden 
arbeiten kann, zeigten Mitarbeiterinnen der 
Frauenbegegnungsstätte Utamara mit ihrem 
Projekt „Frauen stärken Demokratie“. Da 
die Zusammenarbeit mit Moscheen vor Ort 
elementar ist, erklärte der Islamkundeleh-
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2. Basisthemen der  
 Gewaltprävention
 Werteerziehung
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Prävention durch Werteerziehung
Welche Möglichkeiten gibt es und welche Grenzen müssen wir sehen? Von Siegried Uhl

Die Erwachsenen neigen heute genau wie 
früher dazu, sich Sorgen über die junge Ge-
neration zu machen und über Werteverlust, 
Aufsässigkeit und Fehlverhalten aller Art zu 
klagen. Die Klagen haben möglicherweise 
auch eine psychohygienische Funktion: Sie 
sind ein bescheidener seelischer Ausgleich 
dafür, daß man selbst älter wird und die Unbe-
kümmertheit der Jugend mehr und mehr hinter 
sich lassen muß. Aber das ist es nicht allein. Es 
gibt genug Hinweise, daß die Befürchtungen 
nicht ganz unbegründet sind und bestimmte 
krisenhafte Erscheinungen in den letzten 
Jahren zugenommen haben . Dazu gehören die 
Anfälligkeit für zweifelhafte Weltauffassungen 
und politische Irrlehren, die Gewaltbereitschaft 
in einem Teil der jungen Generation und 
das geringe Unrechtsbewußtsein, das laxe 
Verhältnis gegenüber fremdem, vor allem 
öffentlichen Eigentum und noch einiges mehr: 
von den dürftigen Schulleistungen und den 
häufig genauso dürftigen Umgangsformen 
bis hin zum Niedergang des „mitbürgerlichen 
Engagements“.

Lassen wir dahingestellt, ob die Lage 
manchmal nicht mit allzu düsteren Farben 
dargestellt wird. Sehen wir uns lieber die Ge-
genmaßnahmen an, die vorgeschlagen werden. 
In der Öffentlichkeit gibt es in dieser Frage 
weitgehend Übereinstimmung. Fast überall 
denkt man an die Erziehung. Genauer: an mehr 
und vor allem gründlichere Werteerziehung, als 
sie im Augenblick geleistet wird. Dabei geht 
man ganz selbstverständlich davon aus, daß 
eine möglichst große Dosis früher oder später 
das gewünschte Ergebnis hervorbringen wird. 
„Die Schulen“, schreibt Amitai Etzioni, (ame-
rikanischer Soziologe / Red.) sind „in der Lage 
..., die Entwicklung des [guten] Charakters zu 
fördern, wenn ihnen dazu mehr Stunden pro 
Schultag, mehr Tage in der Woche und mehr 
Monate im Jahr zur Verfügung stehen“.

Allerdings sind nicht alle Autoren so zu-
versichtlich. Einige vermuten sogar, daß die 
Werteerziehung alles in allem eine „Negativbi-
lanz“ aufzuweisen habe. Sie „verstärke häufig 
die ...  Schwierigkeiten, statt sie ... zu beheben“. 
Krass gesagt: Die übliche Werteerziehung nützt 
überhaupt nichts (sie schadet oft sogar) und ist 
reine Zeitverschwendung.

Wenn man einen Blick auf die Ergebnisse 
der empirischen Forschung wirft, dann liegt 
zunächst einmal die Skepsis näher als der Opti-

mismus. Je mehr Studien es über ein Verfahren 
oder ein Mittel der Werteerziehung gibt und 
je strenger die methodischen Maßstäbe in den 
Untersuchungen sind, desto mehr gibt es Anlass 
zu Zweifeln an der Wirksamkeit. Die herkömm-
liche Unterweisung hat sich als weitgehend 
nutzlos erwiesen , und bei den modernen Pro-
grammen zur Förderung der Wertungsklarheit 
und der moralischen Urteilsfähigkeit sieht es 
nicht viel besser aus. Die Grenzen der erziehe-
rischen Möglichkeiten scheinen viel enger zu 
sein, als man sich das noch vor einigen Jahren 
vorgestellt hat: Das ist das nüchterne Fazit, das 
in der Fachliteratur gezogen wird . Allerdings 
gibt es keinen Grund, schwarz zu sehen und alle 
erzieherischen Bemühungen von vornherein für 
fruchtlos zu halten.

Die Ergebnisse der Forschung deuten 
nämlich darauf hin, daß unter bestimmten 
Bedingungen durchaus eine gewisse Aussicht 
auf Erfolg besteht . Bei den Faktoren für den 
Erziehungserfolg kann man individuelle und 
institutionelle Faktoren unterscheiden.

Zu den individuellen Faktoren gehören die 
Merkmale und Handlungsgrundsätze des Er-
ziehers. Der Erziehungserfolg hängt entgegen 
einer verbreiteten Auffassung kaum von spezi-
ellen Techniken und ausgefeilten Methoden ab. 
Viel wichtiger sind die Persönlichkeit und der 
Erziehungsstil. Der gute Erzieher zeichnet sich 
vor allem durch die vier folgenden Merkmale 
aus: 1. er verbindet Zuneigung und Festigkeit; 
2. er tritt für den Standpunkt ein, den er für 
richtig hält; 3. er bemüht sich, ein gutes Beispiel 
zu geben; 4. er überträgt Aufgaben und ermutigt 
zum Handeln.

● Zum ersten Punkt: Die Liebe und Zuwen-
dung der Eltern und das Wohlwollen und die 
Zuneigung der übrigen Erzieher einschließlich 
der Lehrer sind die Grundlage dafür, daß der 
Erziehungserfolg eintritt und die Kinder und 
Jugendlichen die gewünschten Wissensgüter, 
Wertüberzeugungen und Tugenden erwerben. 
Die erfolgversprechendsten „Erzieherqualitä-
ten“ sind die Fähigkeit, seinen Schützlingen 
zu zeigen, daß man sie um ihrer selbst willen 
mag; die Bereitschaft, ihnen mit Verständnis 
und Respekt zu begegnen und sie zu ermutigen 
und zu unterstützen; das Bemühen, ihnen ein 
Gefühl der Zugehörigkeit zu geben usw.

Trotz ihrer Wichtigkeit reichen Zuneigung 
und Verständnis für sich allein genommen nicht 
aus. Sie können sogar zu einer Gefahr werden, 

wenn sie mit übertriebener Nachgiebigkeit und 
uneingeschränktem Gewährenlassen einherge-
hen. Sie müssen deswegen durch Festigkeit 
und Standhaftigkeit ergänzt werden. Dazu 
gehört, daß die Erzieher klare Verhaltensre-
geln geben und ihre Einhaltung notfalls auch 
durchsetzen. Das kann man mit zwei kurzen 
Sätzen ausdrücken: Die zweitwichtigste Auf-
gabe der Erzieher ist die Disziplin. Die Liebe 
kommt zuerst, aber feste Grenzen kommen 
als zweites. Beim Schulunterricht liegen die 
Dinge ähnlich. Am erfolgreichsten sind die 
Lehrer, bei denen Freundlichkeit und Wärme 
mit hohen Erwartungen und Anforderungen, 
mit der Durchsetzung einer verbindlichen 
(aber nicht starren) Ordnung und mit der guten 
Erfüllung der Führungsaufgaben im Unterricht 
einhergehen.

● Zum zweiten Punkt: Bei der Erziehung 
geht es immer darum, daß die Kinder und 
Jugendlichen etwas Wertvolles erwerben. 
Damit die Erziehung Aussicht auf Erfolg hat, 
müssen die Erzieher selbst vom Wert der Ziele 
überzeugt sein und für den eigenen Standpunkt 
eintreten. Das Eintreten für den Standpunkt, 
den man für richtig hält, hat drei Elemente. 
Die Erzieher müssen (a) ihren Schützlingen 
deutlich machen, was von ihnen erwartet wird, 
und ihnen gleichzeitig die Berechtigung der an 
sie gestellten Erwartungen mit einer altersge-
mäßen Begründung verständlich machen. Die 
Unterweisung allein genügt aber nicht. Die 
Erzieher müssen (b) ihre gefühlsmäßige Ver-
bundenheit mit den eigenen Überzeugungen 
erkennen lassen und auch ihre Enttäuschung 
und Mißbilligung zeigen, wenn ihre Schützlin-
ge den Erwartungen nicht gerecht geworden 
sind. Sie müssen (c) notfalls auch ihre Autorität 
geltend machen und die Kinder mit Nachdruck 
zur Einhaltung einer Vorschrift bewegen, für 
die sie im Augenblick kein Verständnis haben.

● Zum dritten Punkt: Das gute Beispiel ist 
wichtig, weil die Kinder von klein auf viel von 
den Menschen in ihrer Umgebung abschauen. 
Wegen ihrer herausgehobenen Bedeutung 
im Leben der Kinder sind die Eltern und die 
übrigen Erzieher über lange Zeit diejenigen 
beispielgebenden Personen, deren Einstellun-
gen und Verhaltensgewohnheiten das spontane 
Beobachtungs- und Nachahmungslernen am 
stärksten anregen. Das gute Beispiel des Er-
ziehers bewirkt in den meisten Fällen mehr 
als bloße Ermahnungen oder irgendwelche 
anderen Erziehungsmaßnahmen, und ein 
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schlechtes Beispiel kann alle anderen Er-
ziehungsbemühungen zunichte machen. Die 
Erzieher müssen also als erstes an sich selbst 
arbeiten und die erwünschten Eigenschaften 
in ihrem eigenen Verhalten verkörpern, damit 
sich ihre Schützlinge an guten Verhaltensmu-
stern orientieren können.

● Zum vierten Punkt: Der Gedanke, daß man 
dem Nachwuchs Aufgaben übertragen und 
ihn zum Handeln ermutigen muß, ist eine 
Spielart des Grundsatzes der Übung. Dieser 
Grundsatz lautet: Eine Verhaltensbereitschaft 
wird um so besser erworben, je mehr sie im 
eigenen Verhalten geübt und vervollkomm-
net werden kann. Das gilt für alle Arten des 
Könnens, für das Klavierspielen und das 
Rechnen genauso wie für das moralisch gute 
Handeln gegenüber den Mitmenschen. Es ist 
deshalb wichtig, daß die Kinder ihrem Alter 
und ihren Kräften angemessene Pflichten zu 
übernehmen lernen und von klein auf an das 
richtige Handeln in Anforderungssituationen 
gewöhnt werden. Dazu gehört auch, daß man 
sie Verantwortung übernehmen und in ihrem 
Bereich selbständige Entscheidungen treffen 
läßt und sie immer wieder mit Lob und An-
erkennung ermutigt.

Neben den Eigenschaften des Erziehers 
spielen auch die Merkmale der Erziehungs-
einrichtung im gesamten eine Rolle. Das kann 
man sich am Beispiel der Schule verdeutli-
chen. Der Unterschied zwischen guten und 
weniger guten Schulen geht hauptsächlich auf 
drei institutionelle Faktoren zurück.
● Der erste Faktor wird in der Literatur das 
„Ethos“ oder das Klima der Schule genannt. 
Man versteht darunter eine Grundstruktur 
bestimmter Wertorientierungen, Einstellun-
gen und Verhaltensmuster, die für die Schule 
insgesamt charakteristisch ist. Sie ist sowohl 
im Lehrkörper als auch in der Mehrheit der 
Elternhäuser und in der Schülerschaft fest-
zustellen. Es gibt zwei Hauptkennzeichen: 
(a) die Überzeugung, daß man trotz aller 
Meinungsunterschiede in Einzelfragen an 
einer übergeordneten Erziehungsaufgabe 
arbeitet und der Erfolg von der gemeinsamen 
Anstrengung aller Beteiligten abhängt; (b) 
ein persönliches Gefühl der Verantwortung 
für das Ansehen und die Qualität der eige-
nen Schule. Mit einem Modewort gesagt: 
Das Ethos ist die „korporative Identität“ der 
Schule. Wie bei einem Wirtschaftsbetrieb 
sorgt eine gute „korporative Identität“ auch 
bei einer Schule dafür, dass Lehrer, Eltern und 
Schüler effizient zusammenarbeiten und sich 
am Ende ein gutes Ergebnis einstellt.

● Der zweite Faktor ist der Führungsstil 
des Rektors und der übrigen Personen in der 
Schulleitung. Erfolgreiche Schulleiter unter-

scheiden sich von ihren weniger erfolgreichen 
Kollegen durch Merkmale, die denen der 
erfolgreichen Lehrer ähnlich sind: Sie moti-
vieren ihr Kollegium immer wieder für den 
Lehrberuf; sie haben Autorität und halten auf 
eine verbindliche Ordnung, ohne die Lehrer 
nach deren eigener Einschätzung zu gängeln 
oder starr an den Vorschriften festzuhalten; sie 
sind aufgeschlossen und kollegial, und zwar 
nicht nur zu den Lehrern, sondern auch zu den 
Schülern und Eltern; sie ziehen sich nicht in 
das Schulleiterzimmer zurück, sondern sind 
oft in den Klassenzimmern und bei Schulver-
anstaltungen zu sehen; wenn Not am Mann ist, 
geben sie ein gutes Beispiel und packen mit 
an; und sie erledigen nicht zuletzt die Verwal-
tungsarbeit schnell und effektiv und entlasten 
damit ihr Kollegium so weit wie möglich. 
Im Idealfall verkörpert der Rektor das Ethos 
der Schule, nach innen wie nach außen, und 
ist damit eine der wichtigsten Quellen der 
„korporativen Identität“ ihrer Angehörigen.

● Der dritte Faktor ist die Zusammenarbeit 
zwischen Eltern und Lehrern. Die Überein-
stimmung von Eltern und Lehrern in Erzie-
hungsfragen und der Wunsch nach Zusammen-
arbeit sind auf beiden Seiten in beträchtlichem 
Maß vorhanden. An den erfolgreichen Schulen 
ist es stärker als anderswo gelungen, darauf 
aufzubauen und die Eltern in die Arbeit der 
Schule einzubeziehen. An den erfolgreichen 
Schulen betrachten sich die Eltern und Lehrer 
als vertrauensvoll zusammenarbeitende und 
einander ergänzende Träger der Erziehung und 
nicht als potentielle Gegner.

Insgesamt legen die Ergebnisse der empi-
rischen Forschung einen vorsichtigen Opti-
mismus nahe. Es gibt für die Werte-Erziehung 
freilich keine Universalmittel mit Erfolgsga-
rantie. Aber es ist nach wie vor möglich, mit 
Aussicht auf Erfolg zu erziehen. Das gilt vor 
allem dann, wenn die Kinder und Jugendlichen 
in Einrichtungen mit einer anspruchsvollen 
normativen Kultur aufwachsen. Soziale Insti-
tutionen sind viel wichtiger als die direkten 
erzieherischen Handlungen. Die Bereitschaft 
zur Einhaltung der Normen kann zwar mit 
erzieherischen Handlungen angeregt und durch 
Außenstützung gefördert werden. Auf lange 
Sicht ist sie aber eine Leistung des Individuums. 
Zur moralischen Selbstverpflichtung kommt es 
erfahrungsgemäß am ehesten dann, wenn die 
Kinder und Jugendlichen in den Institutionen 
gute überindividuelle Ideale, eine sinngebende 
Religion oder Weltanschauung und andere 
Orientierungsgüter kennen- und wertschätzen 
lernen. Wo es solche Institutionen gibt, sind 
nur wenig gezielte erzieherische Maßnahmen 
erforderlich. Die Erzieher brauchen nur zu 
unterstützen und zu ergänzen, was in den Insti-
tutionen zum großen Teil auch ohne ihr Zutun 
gelernt wird. Wo dagegen gute Institutionen 
und gemeinsame Ideale fehlen, wird sich auch 
mit viel erzieherischem Aufwand nur verhält-
nismäßig wenig erreichen lassen.

Dr. Siegfried Uhl, PD
Universität Erfurt

(Der Text stellt das Redemanuskript des Autors auf dem AJS-
Fachforum „Prävention gegen Rechtsextremismus“ am 27. 
November 2002 in Gelsenkirchen dar.)

Schonungslose Deutschkunde                                                                                 aus: Kölner-Stadt-Anzeiger
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Gewalt aus Leidenschaft
Der Spaß an der Grausamkeit ist größer als alle Hemmungen. Drei Studien gehen dem 
Ursprung des Bösen und der Neigung der Öffentlichkeit nach, das Übel zu verharmlosen

Was ist das Böse, eine Gesinnung, eine Ab-
sicht, eine Handlung oder deren Konsequenz? 
Entspringt es einem Mangel an Gutem oder 
einem Übermaß an Gutherzigkeit? Ist es eine 
selbständige Kraft, die nie Gutes will und stets 
nur Übles schafft? Oder ist es lediglich eine 
verzeihliche Antwort auf Widrigkeiten und 
Misshelligkeiten, auf Elend und Unglück? Ist 
das Böse klug oder dumm, verschlagen oder 
wahrhaftig? Verfolgt es einen Zweck oder hat 
es seinen Sinn in sich selbst? Ist das Böse ein 
ebenbürtiger Widersacher des Guten oder nur 
eine Hilfskraft in dessen Ordnung? Und wie 
groß ist das Heer der unerkannten Monstren 
und normalen Bösewichte, der üblen Gesellen 
und der Tugendwächter, die Böses tun, weil sie 
das Beste wollen?

Für Eugen Sorg, den weitgereisten Repor-
ter mit psychiatrisch belehrtem Blick, ist die 
Antwort klar. Das Böse ist eine Leidenschaft, 
die nur sich selbst kennt. Es ist keine Folge 
pathogener Zustände, keine Ausgeburt von 
Verzweiflung und keine Rache für erlittenes 
Unrecht. Das Böse ist auf der Welt, seit Men-
schen sich dazu entschließen, Böses zu tun. 
Die Übeltäter wissen genau, dass ihre Untaten 
unrecht sind. Aber der Spaß an der Grausamkeit 
ist größer als alle Hemmnisse. Bosheit ist durch 
keine Zivilisation zu tilgen. Menschen sind ge-
walttätig, nicht weil sie müssen, sondern wenn 
sie dürfen. Nicht soziale, seelische, politische 
oder kulturelle Umstände produzieren Gewalt. 
Sie eröffnen nur Gelegenheiten, welche die 
Subjekte allzu gern nutzen.

Die Fratzen des Bösen sind vielfältig. Da ist 
der Krankenpfleger, der 24 Insassen mehrerer 
Seniorenheime ermordet, da sind fünf junge 
Berufsschüler, die zum Freitzeitvergnügen 
Passanten die Schädel einschlagen. Da sind 
die Vollstrecker, die Befehle ausführen, die gar 
nicht erteilt wurden, die eigenmächtigen Quäl-
geister, die Sorg einmal mehr in den serbischen 
Konzentrationslagern wiedergefunden hat. Da 
sind die Marodeure in Somalia, im Südsudan, 
in Afghanistan, die Schlächter in Algerien, die 
islamistischen Selbstmordattentäter und ihre 
Auftraggeber. Und da ist der katholische Prie-
ster in Ruanda, der die betenden und weinenden 
Tutsi in seiner Kirche einschloss, einen Trupp 
Machetenträger zusammentrommelte und mit 
ihnen zum Gotteshaus zurückkehrte.

Sorgs Belege für die brutalen Potenzen 
des Gattungswesens sind erdrückend.

Umso stärker ist sein Zorn auf die Verleugnung 
des Bösen, auf die Torheit falscher Hoffnung, 
die den medialen und akademischen Diskurs 
bestimmt. Sorgs Buch steht in der besten Tra-
dition einer Kritik der Illusionen und Klischees. 
Der populäre Therapiekult glaubt beharrlich an 
die Heilbarkeit des Bösen. Aber wer Gewalt auf 
die Autoritätsbindung williger Befehlsempfän-
ger zurückführt, unterschlägt den Spaß an der 
Schikane und die Eigeninitiative der Mörder. 
Wer auf biografische Defizite oder soziale 
Umstände setzt, streicht die Verantwortung von 
Tätern, die sich ihre Gelegenheiten kaltblütig 
und planmäßig selber schaffen. Und wer voller 
Empathie Terror und Attentate für die Sprache 
von Verzweifelten hält, der will nicht wahr-
haben, dass die meisten Mörder weder arm, 
ausgegrenzt, ungebildet noch neurotisch sind. 
An religiösen Ideen berauscht sich kein Täter, 
aber fromme Ideen taugen zur Rechtfertigung 
des Gewaltrauschs.

      Menschen sind gewalttätig,
nicht weil sie müssen,

sondern wenn sie dürfen.

So eröffnet der real existierende Islam der 
Gewalt ein weites Betätigungsfeld. Arglose 
Geister, die Politik als Gruppengespräch und 
Religionskritik als Sakrileg empfinden, werden 
Sorgs Befunde einmal mehr als „Panikmache“ 
diffamieren. Gewiss ist die Politik der Grau-
samkeit keine islamische Spezialität. Aber die 
Freudendemonstrationen nach den Anschlägen 
des 11. September 2001 reichten von Nigeria 
über Gaza bis zu den Philippinen. Die offene 
oder klammheimliche Bewunderung für Got-
teskrieger grassiert in vielen Gesellschaften. 
In Algerien kostete der Kleinkrieg zwischen 
Militär und selbsternannten Religionskriegern 
200 000 Tote. Fast alle muslimischen Staaten 
sind folternde Diktaturen. Und die oppositi-
onellen Geheimgesellschaften verfolgen eine 
bewegliche Vierfachstrategie: Beschwichtigung 
der ungläubigen Umwelt; Unterwanderung der 
Eliten, Wohlfahrtspolitik für die verarmten 
Massen; Terroranschläge zur Verbreitung von 
Unsicherheit und zur Festigung des Glaubens. 
Das Massaker ist ein Bekenntnis, mit dem Tod 
beginnt für den Täter das gute Leben unter dem 
Segen des Allmächtigen.

Gegenüber Sorgs Ermittlungen nehmen 
sich die Erläuterungen des Tübinger

Kinder- und Jugendpsychiaters Michael Günter 
geradezu beschwichtigend aus. Sie repräsentie-
ren den therapeutischen Gewaltdiskurs nahezu 
in Reinkultur. Gewalttätigkeit ist danach keine 
Aktion, sondern eine Reaktion auf diverse 
psychische Notlagen. Günters Materialbasis 
sind einige kurze Fallgeschichten sowie eine 
tiefenpsychologische Interpretation populärer 
Filmwerke wie „Sleepers“, „Terminator“ oder 
„Uhrwerk Orange“. Immer sucht er nach dem 
seelischen Antrieb des Bösen, ohne indes über 
einen Begriff von Grausamkeit zu verfügen. 
Gewalt gilt ihm durchweg als Abwehr unlieb-
samer Gefühle von Unterlegenheit, Schuld, 
Wertlosigkeit oder Verlassenheit. Die Attacke 
auf anderer Personen Leben oder Unver-
sehrtheit erscheint als defensive Maßnahme 
des Selbstschutzes. Diese Erwägung ist von 
gespenstischer Akrobatik. Der Täter wird 
zum Opfer umgetauft, zum unverstandenen, 
ausgegrenzten, gedemütigten oder missach-
teten Außenseiter, der sein Gleichgewicht nur 
zu erlangen vermag, indem er andere mal-
trätiert, schikaniert, quält und tötet. Überall 
sieht der therapeutische Diskurs unbewusste 
Abwehrmechanismen am Werke und verfällt 
doch selbst einem wohlvertrauten Reflex: der 
Verkehrung ins Gegenteil. Aggression wird 
zum Schutzmanöver erklärt, Schädigung zur 
Selbstheilung, Bosheit zum Appell an gütliche 
Fürsorge. Als überschritten jugendliche Ge-
walttäter die Grenze zum Bösen nur deshalb, 
weil sie sehnsüchtig darum betteln, dass ihnen 
jemand liebevoll Grenzen setzt. Und als ver-
übte ein junger Brandstifter einen Anschlag 
gegen Ausländer, weil er durch die Avancen 
eines Teenagers zuvor in seiner Männlichkeit 
verunsichert worden sei.

Auch Film- und Comic-Helden sieht Günter 
von unbewussten Konflikten geleitet. Der gelas-
sene Rächer „Mundharmonika“, alias Charles 
Bronson, in dem Western-Klassiker „Spiel mir 
das Lied vom Tod“ wehrt angeblich unerkannte 
Schuldgefühle durch eine Identifikation mit 
dem Aggressor ab. Batman soll vom Wunsch 
nach Selbstüberhöhung getrieben sein, seine 
Maskerade ist kein Schleier des Inkognito, 
sondern ein narzisstischer Schutzpanzer. Und 
Joker, diese Karikatur grinsenden Machtwahns, 
hält Günter allen Ernstes für einen Psychotiker, 
gezeichnet von einem bösen Vater, verzehrt 
von der Liebe nach einer misshandelten Frau. 
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Gewalt aus Leidenschaft
Der Spaß an der Grausamkeit ist größer als alle Hemmungen. Drei Studien gehen dem 
Ursprung des Bösen und der Neigung der Öffentlichkeit nach, das Übel zu verharmlosen

Was ist das Böse, eine Gesinnung, eine Ab-
sicht, eine Handlung oder deren Konsequenz? 
Entspringt es einem Mangel an Gutem oder 
einem Übermaß an Gutherzigkeit? Ist es eine 
selbständige Kraft, die nie Gutes will und stets 
nur Übles schafft? Oder ist es lediglich eine 
verzeihliche Antwort auf Widrigkeiten und 
Misshelligkeiten, auf Elend und Unglück? Ist 
das Böse klug oder dumm, verschlagen oder 
wahrhaftig? Verfolgt es einen Zweck oder hat 
es seinen Sinn in sich selbst? Ist das Böse ein 
ebenbürtiger Widersacher des Guten oder nur 
eine Hilfskraft in dessen Ordnung? Und wie 
groß ist das Heer der unerkannten Monstren 
und normalen Bösewichte, der üblen Gesellen 
und der Tugendwächter, die Böses tun, weil sie 
das Beste wollen?

Für Eugen Sorg, den weitgereisten Repor-
ter mit psychiatrisch belehrtem Blick, ist die 
Antwort klar. Das Böse ist eine Leidenschaft, 
die nur sich selbst kennt. Es ist keine Folge 
pathogener Zustände, keine Ausgeburt von 
Verzweiflung und keine Rache für erlittenes 
Unrecht. Das Böse ist auf der Welt, seit Men-
schen sich dazu entschließen, Böses zu tun. 
Die Übeltäter wissen genau, dass ihre Untaten 
unrecht sind. Aber der Spaß an der Grausamkeit 
ist größer als alle Hemmnisse. Bosheit ist durch 
keine Zivilisation zu tilgen. Menschen sind ge-
walttätig, nicht weil sie müssen, sondern wenn 
sie dürfen. Nicht soziale, seelische, politische 
oder kulturelle Umstände produzieren Gewalt. 
Sie eröffnen nur Gelegenheiten, welche die 
Subjekte allzu gern nutzen.

Die Fratzen des Bösen sind vielfältig. Da ist 
der Krankenpfleger, der 24 Insassen mehrerer 
Seniorenheime ermordet, da sind fünf junge 
Berufsschüler, die zum Freitzeitvergnügen 
Passanten die Schädel einschlagen. Da sind 
die Vollstrecker, die Befehle ausführen, die gar 
nicht erteilt wurden, die eigenmächtigen Quäl-
geister, die Sorg einmal mehr in den serbischen 
Konzentrationslagern wiedergefunden hat. Da 
sind die Marodeure in Somalia, im Südsudan, 
in Afghanistan, die Schlächter in Algerien, die 
islamistischen Selbstmordattentäter und ihre 
Auftraggeber. Und da ist der katholische Prie-
ster in Ruanda, der die betenden und weinenden 
Tutsi in seiner Kirche einschloss, einen Trupp 
Machetenträger zusammentrommelte und mit 
ihnen zum Gotteshaus zurückkehrte.

Sorgs Belege für die brutalen Potenzen 
des Gattungswesens sind erdrückend.

Umso stärker ist sein Zorn auf die Verleugnung 
des Bösen, auf die Torheit falscher Hoffnung, 
die den medialen und akademischen Diskurs 
bestimmt. Sorgs Buch steht in der besten Tra-
dition einer Kritik der Illusionen und Klischees. 
Der populäre Therapiekult glaubt beharrlich an 
die Heilbarkeit des Bösen. Aber wer Gewalt auf 
die Autoritätsbindung williger Befehlsempfän-
ger zurückführt, unterschlägt den Spaß an der 
Schikane und die Eigeninitiative der Mörder. 
Wer auf biografische Defizite oder soziale 
Umstände setzt, streicht die Verantwortung von 
Tätern, die sich ihre Gelegenheiten kaltblütig 
und planmäßig selber schaffen. Und wer voller 
Empathie Terror und Attentate für die Sprache 
von Verzweifelten hält, der will nicht wahr-
haben, dass die meisten Mörder weder arm, 
ausgegrenzt, ungebildet noch neurotisch sind. 
An religiösen Ideen berauscht sich kein Täter, 
aber fromme Ideen taugen zur Rechtfertigung 
des Gewaltrauschs.

      Menschen sind gewalttätig,
nicht weil sie müssen,

sondern wenn sie dürfen.

So eröffnet der real existierende Islam der 
Gewalt ein weites Betätigungsfeld. Arglose 
Geister, die Politik als Gruppengespräch und 
Religionskritik als Sakrileg empfinden, werden 
Sorgs Befunde einmal mehr als „Panikmache“ 
diffamieren. Gewiss ist die Politik der Grau-
samkeit keine islamische Spezialität. Aber die 
Freudendemonstrationen nach den Anschlägen 
des 11. September 2001 reichten von Nigeria 
über Gaza bis zu den Philippinen. Die offene 
oder klammheimliche Bewunderung für Got-
teskrieger grassiert in vielen Gesellschaften. 
In Algerien kostete der Kleinkrieg zwischen 
Militär und selbsternannten Religionskriegern 
200 000 Tote. Fast alle muslimischen Staaten 
sind folternde Diktaturen. Und die oppositi-
onellen Geheimgesellschaften verfolgen eine 
bewegliche Vierfachstrategie: Beschwichtigung 
der ungläubigen Umwelt; Unterwanderung der 
Eliten, Wohlfahrtspolitik für die verarmten 
Massen; Terroranschläge zur Verbreitung von 
Unsicherheit und zur Festigung des Glaubens. 
Das Massaker ist ein Bekenntnis, mit dem Tod 
beginnt für den Täter das gute Leben unter dem 
Segen des Allmächtigen.

Gegenüber Sorgs Ermittlungen nehmen 
sich die Erläuterungen des Tübinger

Kinder- und Jugendpsychiaters Michael Günter 
geradezu beschwichtigend aus. Sie repräsentie-
ren den therapeutischen Gewaltdiskurs nahezu 
in Reinkultur. Gewalttätigkeit ist danach keine 
Aktion, sondern eine Reaktion auf diverse 
psychische Notlagen. Günters Materialbasis 
sind einige kurze Fallgeschichten sowie eine 
tiefenpsychologische Interpretation populärer 
Filmwerke wie „Sleepers“, „Terminator“ oder 
„Uhrwerk Orange“. Immer sucht er nach dem 
seelischen Antrieb des Bösen, ohne indes über 
einen Begriff von Grausamkeit zu verfügen. 
Gewalt gilt ihm durchweg als Abwehr unlieb-
samer Gefühle von Unterlegenheit, Schuld, 
Wertlosigkeit oder Verlassenheit. Die Attacke 
auf anderer Personen Leben oder Unver-
sehrtheit erscheint als defensive Maßnahme 
des Selbstschutzes. Diese Erwägung ist von 
gespenstischer Akrobatik. Der Täter wird 
zum Opfer umgetauft, zum unverstandenen, 
ausgegrenzten, gedemütigten oder missach-
teten Außenseiter, der sein Gleichgewicht nur 
zu erlangen vermag, indem er andere mal-
trätiert, schikaniert, quält und tötet. Überall 
sieht der therapeutische Diskurs unbewusste 
Abwehrmechanismen am Werke und verfällt 
doch selbst einem wohlvertrauten Reflex: der 
Verkehrung ins Gegenteil. Aggression wird 
zum Schutzmanöver erklärt, Schädigung zur 
Selbstheilung, Bosheit zum Appell an gütliche 
Fürsorge. Als überschritten jugendliche Ge-
walttäter die Grenze zum Bösen nur deshalb, 
weil sie sehnsüchtig darum betteln, dass ihnen 
jemand liebevoll Grenzen setzt. Und als ver-
übte ein junger Brandstifter einen Anschlag 
gegen Ausländer, weil er durch die Avancen 
eines Teenagers zuvor in seiner Männlichkeit 
verunsichert worden sei.

Auch Film- und Comic-Helden sieht Günter 
von unbewussten Konflikten geleitet. Der gelas-
sene Rächer „Mundharmonika“, alias Charles 
Bronson, in dem Western-Klassiker „Spiel mir 
das Lied vom Tod“ wehrt angeblich unerkannte 
Schuldgefühle durch eine Identifikation mit 
dem Aggressor ab. Batman soll vom Wunsch 
nach Selbstüberhöhung getrieben sein, seine 
Maskerade ist kein Schleier des Inkognito, 
sondern ein narzisstischer Schutzpanzer. Und 
Joker, diese Karikatur grinsenden Machtwahns, 
hält Günter allen Ernstes für einen Psychotiker, 
gezeichnet von einem bösen Vater, verzehrt 
von der Liebe nach einer misshandelten Frau. 

1. 2.
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Für das Gerechtigkeitsprinzip der Vergeltung 
hat der Autor ebensowenig Sinn wie für die 
Zweckmäßigkeit vieler Gewalttaten. Der kate-
goriale Unterschied von Motiv und Funktion, 
Grund und Ursache, Gewalt und Aggression ist 
ihm ebenso fremd wie die Mannigfaltigkeit der 
Affektlagen. Gewalt kann mit Wut und ohne 
Wut begangen werden, aus Liebe oder Hass, 
Geiz oder Gier, Eifersucht oder Gleichgültig-
keit, Kontrollwahn oder Freiheitsdrang. Weil 
das Gattungswesen nicht festgelegt ist, gibt es 
keine seelische Standardsituation, die einen 
Menschen zum Bösewicht stempeln würde. 
Wie viele Menschen weisen ebenfalls biogra-
fische Wunden auf, ohne im Traum daran zu 
denken, auch nur die Hand zu heben? Nichts 
zwingt einen enttäuschten Jugendlichen dazu, 
schwerbewaffnet in eine Schule einzudringen 
und ein Massaker anzurichten.

Zu Recht betont Günter, dass sich die Ein-
hegung der Gewalt häufig gewalttätiger Mittel 
bedient. Rigorose Disziplin und dichotome 
Weltbilder können brutale Schikanen recht-
fertigen. Auch die gänzlich sinnlose Gewalt ist 
ihm keineswegs entgangen. Aber einen rechten 
Reim vermag er sich darauf nicht zu machen. 
Der therapeutische Blick verleugnet die Gewalt 
als Aktivität, den Exzess, den Lustzustand 
jenseits der Grenze. Und er hat keinerlei Sinn 
für den Ablauf der Gewalttat, in der psychische 
und soziale Tatsachen geschaffen werden, die 
in keinem Verhältnis zur Vorgeschichte stehen.

Der übliche Diskurs kreist um die Tä-
ter. Welche Folgen ein Gewalteinbruch

für den Alltag in einer Kleinstadt hat, berichtet 
der Journalist Jochen Kalka aus Winnenden, 
dem Tatort eines Amoklaufs, bei dem im März 
2009 sechzehn Menschen getötet wurden. In 
einer Art Tagebuch zeichnet Kalka nach, wie 
nach der Panik und Schockstarre der ersten 
Tage die kollektive Verstörung anhielt. Sie 
betraf nicht nur die Hinterbliebenen und die 
Schulkinder, welche die Tat miterlebt hatten. 
Der soziale Kreis der Leidtragenden umfasste 
auch die fernere Verwandtschaft, die Nachbarn, 
Freunde, Bekannten sowie einige Helfer und 
Amtsträger, die sich um die Traumatisierten 
bemüht hatten.

Neben Tätern, Opfern und Zuschauern hin-
terlassen Untaten auch eine Gesellschaft von 
Ohrenzeugen, deren Affektlage keineswegs mit 
der Sentimentalität stellvertretenden Fernmit-
leids zu verwechseln ist. Auch wer nicht dabei 
war, dessen Weltvertrauen kann lange erschüt-
tert bleiben. Ein Schulkind kennt die Schwester 
eines erschossenen Jungen, ein anderes hat dem 
Mädchen Nachhilfeunterricht erteilt, wieder 
andere treffen es regelmäßig im Sportverein, 
beim Einkauf oder auf dem Schulweg. Obwohl 

wenig geredet wird, bleiben die Kontakte über-
schattet von dem tödlichen Ereignis. Menschen 
registrieren subkutan die Ängstlichkeit ihrer 
Umwelt und fürchten bei geringsten Anlässen 
die Wiederkehr des Bösen. Es genügt ein Reiz-
wort, ein Feuerwerkskörper, einer Polizeisirene 
oder ein Gerücht, um Weinkrämpfe, Zittern, 
Schreianfälle oder Panik auszulösen. Bis in die 
Albträume der Unbeteiligten reicht die Macht 
des Bösen. Schon der unvermeidbare Weg am 
Tatort vorbei kann Menschen zurückkatapultie-
ren in die angstvolle Vorstellung des Unheils.

Im Zentrum des Gewalttraumas steht die 
Erfahrung der Ohnmacht. Zu Trauer und Wut 
kommt das Gefühl absoluter Hilflosigkeit. 
Gewalt kann derart terrorisieren, dass Men-
schen sich auf Dauer ausgeliefert fühlen. Die 
akute Panik verfestigt sich zu einer Angst vor 
der Angst. Damit mag es zusammenhängen, 
dass Kalkas Chronik der Gefühlslage häufig 
durchbrochen wird von entrüsteten Anwürfen 
gegen dickfellige Apologeten von Killerspielen 
und Waffengesetzen, gegen Schützenvereine, 
die Jugendlichen Schießkünste beibringen. Die 
Anklagen vermitteln das Gefühl, noch etwas 
ausrichten zu können, obwohl nichts auszurich-
ten ist. Bedenkenswert bleiben dagegen Kalkas 
Beobachtungen zum rituellen Trauerzwang. 

Anberaumte Gedenkzeremonien können 
massiv gegen das Bedürfnis nach psychischer 
Sicherheit verstoßen. Die Veranstaltungen 
spenden kaum Trost und reißen die Wunden 
erneut auf. Wo das Böse am Werk war, ist ein 
altes Gesetz der Gemeinschaft aufgehoben. 
Geteiltes Leid ist nicht halbes Leid, sondern 
neues, wiedererwecktes Leid.

Der Autor dieses aus der „Literarischen Welt“ 
entnommenen Artikels ist

Wolfgang Sofsky

geboren 1952; lehrte als Professor für Soziolo-
gie an den Universitäten Göttingen und Erfurt. 
Seit 2001 arbeitet er als Privatgelehrter, in der 

Nähe von Göttingen. Sofsky schreibt u.a. für 
die Literarische Welt, die Neue Zürcher Zei-

tung, die Schweizer Monatshefte, die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, Die Welt sowie für den 

WDR und das Deutschlandradio Kultur.
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Eugen Sorg: Die Lust am Bösen. Warum Gewalt 
nicht heilbar ist.  Nagel und Kimche, München. 
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Neues Spiel:   PoKER MIT HERz
Autoren: Sabine Krause, Dirk Nolte

Für 3-18 Personen im Alter von 10-99 Jahren   
Spielzeit ca. 45 Minuten, Bestell-Nr. 9003, 24,80 Euro

Thema: Die ganzheitliche Kommunikation von Gefüh- 
len und das empathische Einschätzen der Mitspieler.

Karo ist die Hauptfigur im neuen Spiel „Poker mit Herz“.  
Jeder Spieler erhält 13 verschiedene Karten mit Karo-Motiven, 
die unterschiedliche Gefühle darstellen. Durch gespiel- 
te oder erzählte Situationen sollen die passenden Gefühle 
dazu erraten werden. Je mehr die Mitspieler glauben, das 
Gefühl erraten zu haben, um so mehr Chips können sie 
setzen. Aber Vorsicht, manchmal kann ein Spieler „bluffen“. 

Das Spiel ist supervidiert und an mehreren Schulformen  
(Sek I und Sek II / Berufskolleg) in der Gewaltprävention sowie als Interventionsmaß-
nahme erfolgreich erprobt. 

Neben der Zielgruppe Schulklasse ist der Spieleinsatz in der pädagogischen und in 
der therapeutischen Arbeit möglich, ebenso wie im Bereich der Erwachsenenbildung: 
Coaching, Training und Beratung.

weitere Infos:  

poker-mit-herz.de
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Dokumentation

Kinder und Eltern sind besser als ihr Ruf
Eine Zusammenfassung des ZEIT-Dossiers „Wir sind keine Sorgenkinder!“

Sind Kinder und Jugendli-
che in Deutschland zunehmend 
gestresst, computerfixiert, ver-
haltensauffällig, narzisstisch und 
tyrannisch, wie oft behauptet 
und von sogenannten Erzie-
hungsexperten und Medienbe-
richten gestützt wird? Verbreitete 
Sachbücher und Ratgeber wie 
„Die Erziehungskatastrophe“, 
„Tatort Familie“ oder „Warum 
unsere Kinder Tyrannen wer-
den?“ vermitteln das Bild der 
Familie in der Krise. Beschrieben 
werden Eltern, die ihre Kinder 
entweder verzärteln, vernach-
lässigen oder sie mit Aktivitäten 
und Leistungsansprüchen über-
fordern. Laut einer Allensbach-
Umfrage meinen nur 20 Prozent 
der Deutschen, hierzulande sei 
der Zusammenhalt in den Fami-
lien stark. Aber 82 Prozent fin-
den, dass in ihrer eigenen Familie 
große Verbundenheit besteht. 
Stimmt also die Wahrnehmung 
von Familie und Jugend in der 
Öffentlichkeit mit der Realität 
überein?

Der Psychologe und Soziologe 
Martin Dornes, Mitarbeiter am 
Frankfurter Institut für Sozi-
alforschung, wollte es genauer 
wissen. In einer umfangreichen 
Bestandsaufnahme hat er For-
schungsergebnisse der letzten 
Jahrzehnte über Familien, Erzie-
hungsstile, Medienkonsum und 
Gesundheitszustand junger Men-
schen zusammengetragen. Sein 
Befund, nachzulesen im Dossier 
der ZEIT „Wir sind keine Sor-
genkinder!“ vom 11.09.2014, 
zusammengefasst: „Noch nie 
wuchsen Kinder und Jugendliche 
so sicher und umsorgt, gesund 
und zufrieden, gebildet und 
wohlhabend auf wie heute. Eltern 
erziehen kindgerechter und zuge-
wandter als Mütter und Väter in 
früheren Zeiten“.

Martin Spiewak, Autor des 
ZEIT-Dossiers, setzt dem Kata-
strophenszenario über den Zu-
stand der Jugend eine Reihe von 

Untersuchungen entgegen. Nach 
der aktuellen Gesundheitsstudie 
des Robert Koch-Instituts schät-
zen 94 Prozent der Eltern und 88 
Prozent der Kinder und Jugend-
lichen ihre körperliche und see-
lische Verfassung als gut bis sehr 
gut ein. 78 Prozent treiben Sport, 
zwei Drittel davon im Verein. Die 
Zahl der Verkehrstoten unter 15 
Jahren ist seit 1980 massiv ge-
sunken, auch die Suizidquote hat 
sich halbiert. Die Unfallkassen 
vermelden einen Niedrigstand 
an Verletzungen nach Prügeleien 
und auch Gewaltstraftaten von 

Jugendlichen sind rückläufig. Als 
mögliche Gründe für diese posi-
tive Entwicklung nennt Spiewak 
unter anderem die zahlreichen 
Aktivitäten an Schulen zum 
Sozialen Lernen, Angebote wie 
Konf liktlotsen, Klassenräte, 
Projekttage.

Entspanntes Familienleben
Auch in den Familien geht 

es friedlicher zu als früher. Das 
Kriminologische Forschungsin-
stitut Niedersachsen stellte fest, 
dass zwischen 1992 und 2011 
der Anteil der Jugendlichen, 
die massiv geschlagen wurden, 
um über die Hälfte zurück 
gegangen ist. Generell scheint 
das Familienleben entspannter 
zu sein: Über 90 Prozent der 
Jugendlichen verstehen sich gut 
mit ihren Eltern, drei Viertel 
möchten ihre Kinder so erziehen 
wie sie selbst erzogen wurden. 
Den Jugendlichen attestiert die 

Shell-Jugendstudie außerdem 
Verantwortung, Leistungsbe-
reitschaft und Familiensinn. Die 
Quote der rauchenden Jugend-
lichen hat sich seit 2008 halbiert 
und liegt bei 12 Prozent.

So viel Positives scheint ver-
dächtig. Sind also die Jugend-
lichen heute zu wenig engagiert, 
wie manche Kritiker behaupten? 
Dazu passt nicht, dass immer 
mehr Abiturienten vor dem 
Studium ein freiwilliges Soziales 
Jahr einlegen. Zum Vorwurf, 
die Jugend sei zu angepasst, 
stellt Spiewak die Frage, ob ein 
Jugendlicher, der mit 15 Jahren 
ein Auslandsjahr in Argentinien 
verbringt, das Rebellieren zum 
Selbstständigwerden überhaupt 
noch nötig hat? Im Übrigen wer-
de in den Familien nach wie vor 
gestritten, nur enden Streitfragen 
viel seltener als früher in starren 
Fronten, sondern werden gelöst. 
Der Verhandlungsstil hat den Be-
fehlsstil in der Erziehung ersetzt. 
Eltern nehmen ihre Kinder ernst. 
Die Flut an Erziehungsratgebern, 
so Spiewak, müsse man nicht als 
Zeichen elterlicher Verunsiche-
rung, sondern könnte man eben-
so gut als Interesse der Eltern an 
Erziehung interpretieren. Tat-
sächlich verbrächten Eltern, vor 
allem Väter, heutzutage mehr Zeit 
mit ihren Kindern. Mit der Folge, 
dass 80 bis 90 Prozent der Kinder 
(je nach Alter) finden, dass ihre 
Eltern genug Zeit für sie hätten. 
Das kürzlich veröffentlichte LBS-
Kinderbarometer ergab, dass 80 
Prozent der 9- bis 14-Jährigen 
sich wohl oder sehr wohl fühlen.

Nach Auffassung von ZEIT-
Autor Spiewak scheinen Eltern 
ziemlich viel richtig zu machen. 
Für eine angebliche Bildungs-
panik findet er bei seinen Re-
cherchen keine Belege, exzes-
sive Frühförderung scheint ein 
Randphänomen zu sein. Spiewak 
stellt die These auf, dass nicht die 
Probleme der Kinder ständig zu-
nehmen, sondern die Sensibilität 

dafür wächst. „Je ausgefeilter die 
Gewaltprävention, desto skanda-
löser, wenn doch etwas passiert“.

Deutschlands Kellerkinder
Der allgemeine „Alarmismus“ 

über die Kinder und Jugend hat 
aber laut Spiewak eine gefähr-
liche Folge, weil er den Blick 
gegenüber „Deutschlands Kel-
lerkindern“ vernebelt. Diese ca. 
15 bis 20 Prozent befinden sich 
„am Rand der Gesellschaft, wo 
Armut auf  Vernachlässigung 
trifft und Schulversagen auf 
vererbte Perspektivlosigkeit“. 
Viele stammen aus Migrantenfa-
milien. Kinder „aus sogenannten 
Multiproblemfamilien sind dop-
pelt so häufig psychisch auffällig, 
rauchen häufiger, sitzen länger 
vor dem Bildschirm, essen mehr 
Junkfood und erhalten weniger 
Zuwendung von den Eltern“. 
Diese Kinder und Jugendlichen 
bräuchten dringend die öffent-
liche Aufmerksamkeit.

Eine abschließende These 
hat Spiewak auch noch parat: 
Der „Katastrophismus“ habe 
„eine verhütende Wirkung“, da 
sich potentielle Eltern fragen, 
warum sie sich mit der Erzie-
hung von Kindern überfordern 
sollen. Vielleicht könne man die 
Deutschen zum Kinderkriegen 
animieren, wenn man aufhören 
würde, „die Kinder und das Le-
ben mit ihnen schlechtzureden“.

Carmen Trenz (AJS)

Literaturhinweise:

Dossier der ZEIT „Wir sind keine 
Sorgenkinder!“ vom 11.09.2014, 
Autor: Martin Spiewak.

Martin Dornes:  Das postheroische 
Kind. Die Modernisierung der Seele 
Fischer Taschenbuch Verlag,  2012.

 

AJS Forum 04-2014.indd   14 28.11.14   12:06



141

2.
 B

as
is

th
em

en
 d

er
 G

ew
al

tp
rä

ve
nt

io
n 

| W
er

te
er

zie
hu

ng



142 143

Rund 60 Prozent der Kinder 
und Jugendlichen in Deutsch-
land gelten als sicher gebun-
den. Nicht übersehen werden 
sollte, dass die Eltern zwar 
die ersten und wichtigsten 
Bezugspersonen sind, aber 
auch andere vertraute Men-
schen – wie Großeltern oder 
Erzieher/-innen in Kinder-
krippen und Kindergärten – 
können sichere Bindungser-
fahrungen vermitteln, die die 

Kinder verinnerlichen und als Schutzfaktor 
ins Leben mitnehmen.

Entstehung von Bindungstypen
Außer der sicheren Bindung gibt es drei 

weitere Bindungsmuster: Die unsicher-
vermeidende, unsicher-ambivalente und die 
desorganisierte Bindung. 20 bis 25 Prozent 
der Kinder sind unsicher-vermeidend gebun-
den. Diese Kinder erleben, dass die Eltern 
ihr Bedürfnis nach Nähe und Zuwendung zu 
wenig wahrnehmen oder zurückweisen und 
ihnen damit vermitteln, dass sie mit Stress 
alleine zurechtkommen sollen. Die Kinder 
ziehen sich eher zurück, sind angepasst und 
gelten oft als pflegeleicht. Es geht ihnen 
nicht gut, aber sie haben gelernt, Gefühle zu 
verdrängen, Stress nicht zu zeigen. Die Folge 
sind häufig körperliche Symptome, auch 
chronische Krankheiten können hier ihren 
Grund haben. Emotional sind die Kinder 
oft wenig stabil und sie können sich nicht so 
gut auf Beziehungen einlassen. Gegenüber 
psychischen Belastungen sind sie weniger 
widerstandsfähig. Die vergleichsweise hohe 
Zahl dieser Kinder in Deutschland gegen-
über anderen Ländern führt Brisch darauf 
zurück, dass gerade viele deutsche Eltern 
befürchten, ihr Kind bereits im Säuglingsal-
ter zu verwöhnen und deshalb Gefühle und 
Bedürfnisse der Babys missachten. 

Unsicher-ambivalent gebundene Kinder 
(10 – 15 Prozent) erleben, dass ihre Eltern 
mal mit Zuwendung und Schutz, mal mit 
Zurückweisung reagieren. Ihr Verhalten 
ist für die Kinder nicht berechenbar. Diese 
Kinder klammern sich oft an ihre Eltern und 
tun sich schwer, selbstständig zu werden. Sie 
wechseln zwischen ängstlich-anhänglichem 
und aggressiv-abweisendem Verhalten.

Desorganisierte Kinder wachsen in 
einem desolaten Umfeld, oft mit psychisch 

4

Thema

1/2015

Was hat Bindung mit Prävention zu tun? 
Oder: Was Pädagoginnen und Pädagogen aus der Bindungsforschung lernen können

Das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (SGB VIII) formuliert in 
§ 1 das Recht junger Menschen 
auf die Entwicklung zu „eigenver-
antwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeiten“. § 14 
SGB VIII sieht vor, dass durch die 
Maßnahmen des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes jun-
ge Menschen zu Kritikfähigkeit, 
Entscheidungsfähigkeit sowie 
zur Verantwortung gegenüber 
ihren Mitmenschen befähigt 
werden sollen. Der folgende Text zeigt auf, wie 
wichtig die Erkenntnisse der Bindungsforschung 
für die Erreichung dieser Ziele sind.

In den ersten drei Lebensjahren wird das 
Fundament dafür gelegt, wie wir die Bezie-
hung zu uns selbst und zu anderen Menschen 
gestalten. Kindliche Entwicklung vollzieht 
sich im Wesentlichen in Beziehungen. Das 
Bedürfnis nach gefühlsmäßig intensiven 
Beziehungen – Bindung – ist angeboren. Eine 
ihrer wesentlichen Funktionen ist es, Sicher-
heit und Schutz zu erleben und Stress zu re-
gulieren. Wenn die engsten Bezugspersonen, 
meist die Eltern, liebevoll, feinfühlig und 
verlässlich auf die Bedürfnisse des Säuglings 
und Kleinkindes eingehen, bauen Kinder 
eine sichere Bindung auf und entwickeln Ver-
trauen. Dieses Ur-Vertrauen ist bedeutsam 
für eine stabile Persönlichkeitsentwicklung, 
denn „Bindung ist emotionale Nahrung, die 
uns am Leben hält“, so der renommierte 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut 
Karl-Heinz Brisch in einem Interview mit 
der Zeitschrift Psychologie Heute (5/2014). 
Sicher gebundene Kinder können sich besser 
in andere Menschen einfühlen, Frustrationen 
besser verkraften, leichter Beziehungen ein-
gehen und Freundschaften schließen. Mit 
den Herausforderungen im Leben gehen sie 
angemessener um und verkraften schwierige 
Situationen leichter als andere: Sie sind somit 
resilienter als unsicher gebundene Kinder. 
Eine sichere Bindung gilt als ein zentraler 
Schutzfaktor im Hinblick auf viele Formen 
von emotionalen und Verhaltensproblemen 
wie Sucht, Aggressivität, Depressionen 
u.a.m. Bindung ist zudem eng mit Autono-
mie verbunden. Eine sichere Bindung schafft 
die Basis für eine autonome Entwicklung. 
Damit kann das Kind eigene Interessen und 
Ziele verfolgen und sich selbst steuern, also 
eigenverantwortlich handeln.

kranken, traumatisierten Eltern auf, werden 
seelisch oder körperlich misshandelt oder 
missbraucht, oder sie erleben den häufigen 
Wechsel von Bezugspersonen. Diese Kinder 
sind meist selbst traumatisiert und tragen ein 
großes Risiko für eine schwere psychische 
und auch körperliche Erkrankung. Sie 
sind äußerst verwundbar, fühlen sich von 
ihren Gefühlen – Wut, Angst, Traurigkeit – 
überflutet und erleben ihr Umfeld als sehr 
bedrohlich. Diese Kinder haben künftig ein 
starkes Bedürfnis, andere durch ihr Verhalten 
(schlagen, schreien, außer sich zu geraten) zu 
provozieren, um überhaupt eine Beziehung 
herzustellen oder um der Umwelt nicht 
hilflos ausgeliefert zu sein.

Veränderbarkeit von Mustern
Die beiden unsicheren Bindungsmuster 

sind nicht pathologisch. Aber die Bin-
dungsforschung belegt, dass eine unsichere 
Bindung eine Disposition für verschiedenste 
sozial-emotionale Probleme und psycho-
somatische Beschwerden schafft, die bis 
ins Erwachsenalter hinein wirken können. 
Die gute Nachricht: Die aktuelle Bindungs-
forschung hat auch belegt, dass Menschen 
„nach-beeltert“ werden können und durch 
neue Beziehungserfahrungen ihr Bindungs-
muster verändern können. Das geschieht 
zum Beispiel in der Psychotherapie, aber 
auch Lehrerinnen und Lehrer, pädagogische 
oder sonstige Bezugspersonen können dazu 
beitragen, dass Kinder und Jugendliche in 
der Beziehung zu sich Selbstvertrauen auf-
bauen und Vertrauen in andere Menschen 
entwickeln.

Eine ungünstige Prognose haben dagegen 
Kinder mit einer desorganisierten Bindung 
(5-10 Prozent) oder einer Bindungsstörung 
(3 bis 5 Prozent). Dennoch kann auch ihnen 
durch intensive Betreuung und stabile Bezie-
hungen geholfen werden.

Soziale Vererbung
Bindungsmuster werden oft über Gene-

rationen weitergegeben. Mütter, die selbst 
einfühlsam betreut wurden, reagieren fast 
immer auch auf  ihre Kinder feinfühlig. 
Haben Eltern dagegen selbst Gewalt und 
Vernachlässigung erlebt, verhalten sie sich in 
Stresssituationen ihren Kindern gegenüber in 
gleicher Weise, sofern sie diese traumatischen 
Erfahrungen nicht verarbeitet haben.
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Bindungsmuster im Jugendalter
Im Jugendalter bleiben Eltern in der Regel 

wichtige Bindungspersonen, vor allem wenn 
(neue) Situationen emotional belastend 
sind. Sicher gebundene Jugendliche suchen 
in angstauslösenden Situationen eher die 
Unterstützung ihrer Eltern. Im Zentrum 
der Adoleszenz steht jedoch der Wunsch der 
Jugendlichen nach Selbstbestimmung und 
Selbststeuerung, autonomen Meinungen und 
neuen Beziehungen. Sicher gebundenen Ju-
gendlichen gelingt die Balance von Bindung 
und Autonomie gut und sie entwickeln auch 
meist eine klare Identität. 

Bindungsmuster beeinflussen deutlich 
die Kommunikation und Interaktion mit 
erwachsenen Bezugspersonen und Gleich-
altrigen. Besonders in Konfliktsituationen 
zeigen sich Unterschiede je nach Bin-
dungstyp. Sicher gebundene Jugendliche 
empfinden Konflikte und Kritik nicht als 
Gefährdung der Beziehung und sie sind 
eher kompromissbereit. Unsicher gebun-
dene Jungen reagieren öfter mit Ärger 
und Abwertungen, die nicht zur Klärung 
des Streits beitragen, und häufig sind sie 
zwanghaft unabhängig. Unsicher gebun-
dene Mädchen können sich in Konflikten 
häufiger nicht durchsetzen, weil sie Angst 
haben, dass ihr Wunsch nach Autonomie die 
Beziehung gefährdet. Kontraproduktiv ist 
auch die Tatsache, dass bindungsunsichere 
Jugendliche gerade in emotional schwierigen 
Situationen, in denen sie überfordert sind, 
Hilfe zurückweisen. Weil in diesem Alter das 
Ansehen bei den Gleichaltrigen grundsätz-
lich so wichtig ist, unterdrücken Jugendliche 
eher ihre Wünsche nach Bindung und Nähe, 
vor allem in der Öffentlichkeit.

Bindungsverhalten in Gruppen
Der Bindungsstil eines Jugendlichen 

äußert sich auch in Gruppenbeziehungen 
(Klasse, Freizeit etc.). Für die meisten 
Kinder spielt die Gruppe bei der Ablösung 
aus dem Elternhaus eine wichtige Rolle, in 
der sie sich in der schwierigen Zeit des Er-
wachsenwerdens und der intensiven Gefühle 
stabilisieren können. Gruppen dienen dazu, 
die heftigen Gefühle zu steuern und den da-
mit verbundenen Stress zu regulieren. Sicher 
gebundene Kinder erleben die Gruppe im 
Allgemeinen als sicheren Hafen, als einen Ort 
für Gefühle und Aktivität. Bei Jugendlichen 
mit einer unsicher-vermeidenden Bindung, 
die mit Selbstwertproblemen verbunden ist, 
ist die Gruppe gut für gemeinsame Aktivi-
täten, die emotionalen Beziehungen in der 
Gruppe erzeugen jedoch eher Angst. Bei 
unsicher-ambivalenter Bindung wechseln die 

Jugendlichen zwischen dem Wunsch nach 
Nähe und der Vermeidung von Kontakt und 
Nähe. Eine gestörte Gruppenbindung liegt 
dann vor, wenn Jugendliche entweder nie 
einer Gruppe angehören, große Angst vor 
Gruppen haben oder Gruppen ständig wech-
seln. Auch bei Gruppen mit kriminellem, 
aggressivem oder selbstgefährdendem 
Gruppenverhalten spricht man von gestörter 
Gruppenbindung. 

Wie beschrieben gibt es Zusammenhänge 
zwischen den Bindungserfahrungen als Kind 
und dem Bindungsverhalten in der Jugend. 
Eine Festlegung bedeutet das aber nicht. Die 
Persönlichkeitsentwicklung in der Adoleszenz 
ermöglicht es den Jugendlichen, ihre Erfah-
rungen kognitiv zu überprüfen und mögli-
cherweise neu zu bewerten. Eltern werden 
zunehmend als Personen mit Eigenheiten und 
Fehlern betrachtet, die auch durch ihre Le-
bensumstände, Erziehung, finanzielle und psy-
chische Belastungen verstanden werden. Das 
bedeutet, dass die Jugendlichen ihre Erfah-
rungen reflektieren und verarbeiten können. 

Veränderung von Bindungsmustern
Die Veränderbarkeit von Bindungsstilen 

eröffnet den pädagogischen Fachkräften viel 
Raum und Ansätze für Intervention. Das pä-
dagogische Konzept „Bindungsgeleitete In-
tervention“ des Bindungsforschers  und Son-
derpädagogen Prof. Henri Julius, Universität 
Rostock, geht davon aus, dass Störungen, die 
in Beziehungen entstanden sind, auch nur im 
Rahmen von Beziehungen wieder behoben 
werden können. Die Beziehungskonzepte, 
die diese Kinder in ihrer Familie erfahren 
haben, übertragen sie auch auf ihre Lehrer 
oder sonstige Betreuungspersonen. Diese 
reagieren, so Untersuchungen von Julius in 
Rostock und Berlin, meist spontan und unre-
flektiert auf das Verhalten der Jugendlichen. 
Dadurch kann sich das Bindungsverhalten 
nicht verändern, sondern wahrscheinlich 
verfestigt es sich. Deshalb ist es wichtig, die 
verschiedenen Bindungsmuster der Kinder 
und Jugendlichen, die man betreut, zu erken-
nen und zu verstehen, warum es bei manchen 
Kindern und Jugendlichen so schwierig 
ist, in Kontakt zu kommen, warum andere 
übermäßig anhänglich, einige stets misstrau-
isch und abwertend sind und es manchen 
so schwer fällt, Hilfe anzunehmen. Zu den 
Interventionsstrategien bei ambivalent ge-
bundenen Kindern kann es etwa gehören, 
feinfühlig auf das Anklammern zu reagieren 
und zugleich das Erkundungsverhalten zu 
unterstützen.  

In Deutschland zählen zu den bekanntesten 
Bindungsforschern Dr. Karl-Heinz Brisch, 

Universität München, und Prof. Henri Julius, 
Universität Rostock. Beide haben Trainings 
entwickelt, die Eltern und Fachkräfte dabei 
unterstützen, Bindungsstörungen zu behe-
ben. Ziel dieser Trainings ist es, dass Eltern 
und sonstige Bezugspersonen lernen, die 
Beziehungen zu den ihnen anvertrauten Kin-
dern und Jugendlichen so zu gestalten, dass 
deren Entwicklung tiefgreifend gefördert 
wird und sie wieder Vertrauen entwickeln 
können. Dadurch lassen sich emotionale und 
Verhaltensstörungen reduzieren und proso-
ziales Verhalten kann aufgebaut werden.

Beispiele für Trainings
● SAFE ® – Sichere Ausbildung für Eltern.

Ein Trainingsprogramm zur Förderung 
einer sicheren Bindung zwischen Eltern 
und Kind (Karl Heinz Brisch, Ludwig 
Maximilians Universität München)

● B.A.S.E. ® – Babywatching: Baby-Beo-
bachtung im Kindergarten/in der Schule 
zur Förderung von Feinfühligkeit und 
Empathie, als Prävention gegen Angst 
und Aggression (K. H. Brisch)

● Das pädagogische Konzept „Bindungs-
geleitete Intervention“ für Schulen (Henri 
Julius, Universität Rostock)

● STEEP Programm (Hochschule für an-
gewandte Wissenschaft Hamburg)
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Rund 60 Prozent der Kinder 
und Jugendlichen in Deutsch-
land gelten als sicher gebun-
den. Nicht übersehen werden 
sollte, dass die Eltern zwar 
die ersten und wichtigsten 
Bezugspersonen sind, aber 
auch andere vertraute Men-
schen – wie Großeltern oder 
Erzieher/-innen in Kinder-
krippen und Kindergärten – 
können sichere Bindungser-
fahrungen vermitteln, die die 

Kinder verinnerlichen und als Schutzfaktor 
ins Leben mitnehmen.

Entstehung von Bindungstypen
Außer der sicheren Bindung gibt es drei 

weitere Bindungsmuster: Die unsicher-
vermeidende, unsicher-ambivalente und die 
desorganisierte Bindung. 20 bis 25 Prozent 
der Kinder sind unsicher-vermeidend gebun-
den. Diese Kinder erleben, dass die Eltern 
ihr Bedürfnis nach Nähe und Zuwendung zu 
wenig wahrnehmen oder zurückweisen und 
ihnen damit vermitteln, dass sie mit Stress 
alleine zurechtkommen sollen. Die Kinder 
ziehen sich eher zurück, sind angepasst und 
gelten oft als pflegeleicht. Es geht ihnen 
nicht gut, aber sie haben gelernt, Gefühle zu 
verdrängen, Stress nicht zu zeigen. Die Folge 
sind häufig körperliche Symptome, auch 
chronische Krankheiten können hier ihren 
Grund haben. Emotional sind die Kinder 
oft wenig stabil und sie können sich nicht so 
gut auf Beziehungen einlassen. Gegenüber 
psychischen Belastungen sind sie weniger 
widerstandsfähig. Die vergleichsweise hohe 
Zahl dieser Kinder in Deutschland gegen-
über anderen Ländern führt Brisch darauf 
zurück, dass gerade viele deutsche Eltern 
befürchten, ihr Kind bereits im Säuglingsal-
ter zu verwöhnen und deshalb Gefühle und 
Bedürfnisse der Babys missachten. 

Unsicher-ambivalent gebundene Kinder 
(10 – 15 Prozent) erleben, dass ihre Eltern 
mal mit Zuwendung und Schutz, mal mit 
Zurückweisung reagieren. Ihr Verhalten 
ist für die Kinder nicht berechenbar. Diese 
Kinder klammern sich oft an ihre Eltern und 
tun sich schwer, selbstständig zu werden. Sie 
wechseln zwischen ängstlich-anhänglichem 
und aggressiv-abweisendem Verhalten.

Desorganisierte Kinder wachsen in 
einem desolaten Umfeld, oft mit psychisch 
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Was hat Bindung mit Prävention zu tun? 
Oder: Was Pädagoginnen und Pädagogen aus der Bindungsforschung lernen können

Das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (SGB VIII) formuliert in 
§ 1 das Recht junger Menschen 
auf die Entwicklung zu „eigenver-
antwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeiten“. § 14 
SGB VIII sieht vor, dass durch die 
Maßnahmen des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes jun-
ge Menschen zu Kritikfähigkeit, 
Entscheidungsfähigkeit sowie 
zur Verantwortung gegenüber 
ihren Mitmenschen befähigt 
werden sollen. Der folgende Text zeigt auf, wie 
wichtig die Erkenntnisse der Bindungsforschung 
für die Erreichung dieser Ziele sind.

In den ersten drei Lebensjahren wird das 
Fundament dafür gelegt, wie wir die Bezie-
hung zu uns selbst und zu anderen Menschen 
gestalten. Kindliche Entwicklung vollzieht 
sich im Wesentlichen in Beziehungen. Das 
Bedürfnis nach gefühlsmäßig intensiven 
Beziehungen – Bindung – ist angeboren. Eine 
ihrer wesentlichen Funktionen ist es, Sicher-
heit und Schutz zu erleben und Stress zu re-
gulieren. Wenn die engsten Bezugspersonen, 
meist die Eltern, liebevoll, feinfühlig und 
verlässlich auf die Bedürfnisse des Säuglings 
und Kleinkindes eingehen, bauen Kinder 
eine sichere Bindung auf und entwickeln Ver-
trauen. Dieses Ur-Vertrauen ist bedeutsam 
für eine stabile Persönlichkeitsentwicklung, 
denn „Bindung ist emotionale Nahrung, die 
uns am Leben hält“, so der renommierte 
Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeut 
Karl-Heinz Brisch in einem Interview mit 
der Zeitschrift Psychologie Heute (5/2014). 
Sicher gebundene Kinder können sich besser 
in andere Menschen einfühlen, Frustrationen 
besser verkraften, leichter Beziehungen ein-
gehen und Freundschaften schließen. Mit 
den Herausforderungen im Leben gehen sie 
angemessener um und verkraften schwierige 
Situationen leichter als andere: Sie sind somit 
resilienter als unsicher gebundene Kinder. 
Eine sichere Bindung gilt als ein zentraler 
Schutzfaktor im Hinblick auf viele Formen 
von emotionalen und Verhaltensproblemen 
wie Sucht, Aggressivität, Depressionen 
u.a.m. Bindung ist zudem eng mit Autono-
mie verbunden. Eine sichere Bindung schafft 
die Basis für eine autonome Entwicklung. 
Damit kann das Kind eigene Interessen und 
Ziele verfolgen und sich selbst steuern, also 
eigenverantwortlich handeln.

kranken, traumatisierten Eltern auf, werden 
seelisch oder körperlich misshandelt oder 
missbraucht, oder sie erleben den häufigen 
Wechsel von Bezugspersonen. Diese Kinder 
sind meist selbst traumatisiert und tragen ein 
großes Risiko für eine schwere psychische 
und auch körperliche Erkrankung. Sie 
sind äußerst verwundbar, fühlen sich von 
ihren Gefühlen – Wut, Angst, Traurigkeit – 
überflutet und erleben ihr Umfeld als sehr 
bedrohlich. Diese Kinder haben künftig ein 
starkes Bedürfnis, andere durch ihr Verhalten 
(schlagen, schreien, außer sich zu geraten) zu 
provozieren, um überhaupt eine Beziehung 
herzustellen oder um der Umwelt nicht 
hilflos ausgeliefert zu sein.

Veränderbarkeit von Mustern
Die beiden unsicheren Bindungsmuster 

sind nicht pathologisch. Aber die Bin-
dungsforschung belegt, dass eine unsichere 
Bindung eine Disposition für verschiedenste 
sozial-emotionale Probleme und psycho-
somatische Beschwerden schafft, die bis 
ins Erwachsenalter hinein wirken können. 
Die gute Nachricht: Die aktuelle Bindungs-
forschung hat auch belegt, dass Menschen 
„nach-beeltert“ werden können und durch 
neue Beziehungserfahrungen ihr Bindungs-
muster verändern können. Das geschieht 
zum Beispiel in der Psychotherapie, aber 
auch Lehrerinnen und Lehrer, pädagogische 
oder sonstige Bezugspersonen können dazu 
beitragen, dass Kinder und Jugendliche in 
der Beziehung zu sich Selbstvertrauen auf-
bauen und Vertrauen in andere Menschen 
entwickeln.

Eine ungünstige Prognose haben dagegen 
Kinder mit einer desorganisierten Bindung 
(5-10 Prozent) oder einer Bindungsstörung 
(3 bis 5 Prozent). Dennoch kann auch ihnen 
durch intensive Betreuung und stabile Bezie-
hungen geholfen werden.

Soziale Vererbung
Bindungsmuster werden oft über Gene-

rationen weitergegeben. Mütter, die selbst 
einfühlsam betreut wurden, reagieren fast 
immer auch auf  ihre Kinder feinfühlig. 
Haben Eltern dagegen selbst Gewalt und 
Vernachlässigung erlebt, verhalten sie sich in 
Stresssituationen ihren Kindern gegenüber in 
gleicher Weise, sofern sie diese traumatischen 
Erfahrungen nicht verarbeitet haben.
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Bindungsmuster im Jugendalter
Im Jugendalter bleiben Eltern in der Regel 

wichtige Bindungspersonen, vor allem wenn 
(neue) Situationen emotional belastend 
sind. Sicher gebundene Jugendliche suchen 
in angstauslösenden Situationen eher die 
Unterstützung ihrer Eltern. Im Zentrum 
der Adoleszenz steht jedoch der Wunsch der 
Jugendlichen nach Selbstbestimmung und 
Selbststeuerung, autonomen Meinungen und 
neuen Beziehungen. Sicher gebundenen Ju-
gendlichen gelingt die Balance von Bindung 
und Autonomie gut und sie entwickeln auch 
meist eine klare Identität. 

Bindungsmuster beeinflussen deutlich 
die Kommunikation und Interaktion mit 
erwachsenen Bezugspersonen und Gleich-
altrigen. Besonders in Konfliktsituationen 
zeigen sich Unterschiede je nach Bin-
dungstyp. Sicher gebundene Jugendliche 
empfinden Konflikte und Kritik nicht als 
Gefährdung der Beziehung und sie sind 
eher kompromissbereit. Unsicher gebun-
dene Jungen reagieren öfter mit Ärger 
und Abwertungen, die nicht zur Klärung 
des Streits beitragen, und häufig sind sie 
zwanghaft unabhängig. Unsicher gebun-
dene Mädchen können sich in Konflikten 
häufiger nicht durchsetzen, weil sie Angst 
haben, dass ihr Wunsch nach Autonomie die 
Beziehung gefährdet. Kontraproduktiv ist 
auch die Tatsache, dass bindungsunsichere 
Jugendliche gerade in emotional schwierigen 
Situationen, in denen sie überfordert sind, 
Hilfe zurückweisen. Weil in diesem Alter das 
Ansehen bei den Gleichaltrigen grundsätz-
lich so wichtig ist, unterdrücken Jugendliche 
eher ihre Wünsche nach Bindung und Nähe, 
vor allem in der Öffentlichkeit.

Bindungsverhalten in Gruppen
Der Bindungsstil eines Jugendlichen 

äußert sich auch in Gruppenbeziehungen 
(Klasse, Freizeit etc.). Für die meisten 
Kinder spielt die Gruppe bei der Ablösung 
aus dem Elternhaus eine wichtige Rolle, in 
der sie sich in der schwierigen Zeit des Er-
wachsenwerdens und der intensiven Gefühle 
stabilisieren können. Gruppen dienen dazu, 
die heftigen Gefühle zu steuern und den da-
mit verbundenen Stress zu regulieren. Sicher 
gebundene Kinder erleben die Gruppe im 
Allgemeinen als sicheren Hafen, als einen Ort 
für Gefühle und Aktivität. Bei Jugendlichen 
mit einer unsicher-vermeidenden Bindung, 
die mit Selbstwertproblemen verbunden ist, 
ist die Gruppe gut für gemeinsame Aktivi-
täten, die emotionalen Beziehungen in der 
Gruppe erzeugen jedoch eher Angst. Bei 
unsicher-ambivalenter Bindung wechseln die 

Jugendlichen zwischen dem Wunsch nach 
Nähe und der Vermeidung von Kontakt und 
Nähe. Eine gestörte Gruppenbindung liegt 
dann vor, wenn Jugendliche entweder nie 
einer Gruppe angehören, große Angst vor 
Gruppen haben oder Gruppen ständig wech-
seln. Auch bei Gruppen mit kriminellem, 
aggressivem oder selbstgefährdendem 
Gruppenverhalten spricht man von gestörter 
Gruppenbindung. 

Wie beschrieben gibt es Zusammenhänge 
zwischen den Bindungserfahrungen als Kind 
und dem Bindungsverhalten in der Jugend. 
Eine Festlegung bedeutet das aber nicht. Die 
Persönlichkeitsentwicklung in der Adoleszenz 
ermöglicht es den Jugendlichen, ihre Erfah-
rungen kognitiv zu überprüfen und mögli-
cherweise neu zu bewerten. Eltern werden 
zunehmend als Personen mit Eigenheiten und 
Fehlern betrachtet, die auch durch ihre Le-
bensumstände, Erziehung, finanzielle und psy-
chische Belastungen verstanden werden. Das 
bedeutet, dass die Jugendlichen ihre Erfah-
rungen reflektieren und verarbeiten können. 

Veränderung von Bindungsmustern
Die Veränderbarkeit von Bindungsstilen 

eröffnet den pädagogischen Fachkräften viel 
Raum und Ansätze für Intervention. Das pä-
dagogische Konzept „Bindungsgeleitete In-
tervention“ des Bindungsforschers  und Son-
derpädagogen Prof. Henri Julius, Universität 
Rostock, geht davon aus, dass Störungen, die 
in Beziehungen entstanden sind, auch nur im 
Rahmen von Beziehungen wieder behoben 
werden können. Die Beziehungskonzepte, 
die diese Kinder in ihrer Familie erfahren 
haben, übertragen sie auch auf ihre Lehrer 
oder sonstige Betreuungspersonen. Diese 
reagieren, so Untersuchungen von Julius in 
Rostock und Berlin, meist spontan und unre-
flektiert auf das Verhalten der Jugendlichen. 
Dadurch kann sich das Bindungsverhalten 
nicht verändern, sondern wahrscheinlich 
verfestigt es sich. Deshalb ist es wichtig, die 
verschiedenen Bindungsmuster der Kinder 
und Jugendlichen, die man betreut, zu erken-
nen und zu verstehen, warum es bei manchen 
Kindern und Jugendlichen so schwierig 
ist, in Kontakt zu kommen, warum andere 
übermäßig anhänglich, einige stets misstrau-
isch und abwertend sind und es manchen 
so schwer fällt, Hilfe anzunehmen. Zu den 
Interventionsstrategien bei ambivalent ge-
bundenen Kindern kann es etwa gehören, 
feinfühlig auf das Anklammern zu reagieren 
und zugleich das Erkundungsverhalten zu 
unterstützen.  

In Deutschland zählen zu den bekanntesten 
Bindungsforschern Dr. Karl-Heinz Brisch, 

Universität München, und Prof. Henri Julius, 
Universität Rostock. Beide haben Trainings 
entwickelt, die Eltern und Fachkräfte dabei 
unterstützen, Bindungsstörungen zu behe-
ben. Ziel dieser Trainings ist es, dass Eltern 
und sonstige Bezugspersonen lernen, die 
Beziehungen zu den ihnen anvertrauten Kin-
dern und Jugendlichen so zu gestalten, dass 
deren Entwicklung tiefgreifend gefördert 
wird und sie wieder Vertrauen entwickeln 
können. Dadurch lassen sich emotionale und 
Verhaltensstörungen reduzieren und proso-
ziales Verhalten kann aufgebaut werden.

Beispiele für Trainings
● SAFE ® – Sichere Ausbildung für Eltern.

Ein Trainingsprogramm zur Förderung 
einer sicheren Bindung zwischen Eltern 
und Kind (Karl Heinz Brisch, Ludwig 
Maximilians Universität München)

● B.A.S.E. ® – Babywatching: Baby-Beo-
bachtung im Kindergarten/in der Schule 
zur Förderung von Feinfühligkeit und 
Empathie, als Prävention gegen Angst 
und Aggression (K. H. Brisch)

● Das pädagogische Konzept „Bindungs-
geleitete Intervention“ für Schulen (Henri 
Julius, Universität Rostock)

● STEEP Programm (Hochschule für an-
gewandte Wissenschaft Hamburg)
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Die Grundlagen der Resilienzforschung enthalten zu-
nächst keine neuen Implikationen für die erzieherische 
Praxis, sondern spiegeln lediglich die bereits bewährte 
Basis pädagogischen Handelns wider. Das Neue daran 
ist jedoch, dass schwerwiegende Lebensbedingungen, 
unter denen Kinder aufwachsen, nun nicht mehr nur 
Risiken beinhalten, sondern dass auch verstärkt Chan-
cen darin gesehen werden. Zudem möchte man sich 
noch stärker am jeweiligen Individuum mit seinen Res-
sourcen orientieren, wobei das Kind im Fokus steht als 
Mitakteur bei seinen Konfliktlösungsmöglichkeiten. 

Die Ergebnisse der noch recht jungen Resilienzfor-
schung legen nahe, dass bereits in frühester Kindheit 
mithilfe von Präventions- und Interventionsprogram-
men die Widerstandsfähigkeit von Kindern gefördert 
werden sollte – und zwar in Interaktion mit allen 
Erwachsenen, die zur Lebenswelt des Kindes gehören 
(vgl. Fröhlich-Gildhoff/Becker/Fischer 2012, S. 25). 
Dazu benötigen Mädchen und Jungen insbesondere 
vertrauensvolle, stabile und empathische Bezugsper-
sonen, die ihnen ein adäquates Vorbild sind.

Die „Kauai-Studie“ –  Genese des Begriffs
Ihren Ursprung findet die Resilienzforschung in der 
„Kauai-Studie“ der Forscherin Emmy Werner, die über 
40 Jahre hinweg Menschen des Geburtsjahrgangs 1955 
der hawaiianischen Insel Kauai beobachtet, interviewt 
und Daten über ihre Lebens- und Gesundheitssituati-
on erhoben hat. Trotz erheblicher Risiken, denen die 
Menschen auf Kauai ausgesetzt waren, haben sich ein 
Drittel der Kinder zu gesunden Erwachsenen entwi-
ckelt. Die Langzeitstudie von Werner zeigt auf, dass 
neben der Familie insbesondere soziale Netzwerke 
Schutzfaktoren darstellen und bei der Ausbildung von 
Resilienz von primärer Bedeutung sind. (Vgl. Werner 
2007, S. 20f.)

Was ist Resilienz und wie äußert sie sich?  
In der wissenschaftlichen Literatur lassen sich zahl-
reiche Definitionen von Resilienz finden, die sich u. 
a. darin unterscheiden, wie eng oder weit der Begriff 
gefasst wird. Im deutschsprachigen Raum scheint sich 
die Definition von Corina Wustmann durchgesetzt zu 
haben, die unter Resilienz sowohl äußere als auch 
innere Kriterien mit einbezieht: „Resilienz meint eine 
psychische Widerstandsfähigkeit von Kindern gegen-
über biologischen, psychologischen und psychosozi-
alen Entwicklungsrisiken“ (Wustmann Seiler 2004, S. 
18). Resilienz gilt als Schutzfaktor bei der Bewältigung 
von Krisen, Belastungen und Entwicklungsaufgaben, 
wobei fehlende Resilienz nicht als Charakterdefizit 
aufgefasst werden soll. Vielmehr geht es bei der Ent-
wicklung von Resilienz nicht nur um die individuelle 
Ebene, sondern um den Einfluss von Erziehung und 

Resilienzförde-
rung von Kindern 
im Vorschulalter
Am 19. September 2016 
veranstaltet die AJS 
eine Fachtagung zum 
Thema „Resilienzförde-
rung im Vorschulalter“, 
auf der neben einer 
allgemeinen Einführung 
in die Thematik u. a. 
der Frage nachgegan-
gen werden soll, wie 
Resilienz im (Arbeits-)
Alltag mit Kindern im 
Vorschulalter wirksam 
gefördert werden kann.

Bildung durch für Kinder wichtige Bezugspersonen. 
Die  Widerstandsfähigkeit von Mädchen und Jungen 
zeigt sich darin, dass sie sich erstens trotz eines ho-
hen Risikostatus‘ gesund entwickeln (Aufwachsen in 
Armutsverhältnissen; Psychopathologie der Eltern 
etc.), zweitens Krisensituationen mithilfe ihrer Kom-
petenz bewältigen und sich drittens von belastenden 
Situationen und traumatischen Erfahrungen schnell 
wieder erholen. 

Merkmale von Resilienz
Resilienz ist nicht angeboren, sondern entwickelt sich 
im Laufe des Lebens anhand von individuellen Erfah-
rungen. Sie ist als Interaktionsprozess zwischen Indi-
viduum und Umwelt aufzufassen. Weiterhin stellt sie 
keine stabile Einheit dar; Menschen können zu einem 
Zeitpunkt ihres Lebens resilient sein, zu einem anderen 
Zeitpunkt in einer Krisensituation Schwierigkeiten ha-
ben, den starken Belastungen standzuhalten. Mädchen 
und Jungen, die sich in einem Bereich ihrer Lebenswelt 
resilient verhalten, können in einem anderen Bereich 
eine geringere Kompetenz bei der Bewältigung von 
Aufgaben aufweisen, Resilienz ist somit nicht generell 
auf alle Lebensbereiche eines Menschen übertragbar.  
In empirischen Untersuchungen konnten folgende 
zentrale Resilienzmerkmale identifiziert werden, die 
bei Rönnau-Böse und Fröhlich-Gildhoff (2014a, S. 46-
54) ausführlich dargestellt werden:

I. Selbst- und Fremdwahrnehmung
Darunter wird die Fähigkeit verstanden, die eigenen 
Emotionen und Gedanken wahrzunehmen und in 
Beziehung zum Eindruck der eigenen Person durch 
andere zu setzen. Dies kann im Alltag mit Kindern zum 
Beispiel durch sinnesanregende Räumlichkeiten sowie 
Gespräche und Spiele zu Gefühlen gefördert werden. 

II. Selbstwirksamkeit
Die Selbstwirksamkeitserfahrung im Sinne von Erfah-
rung der Wirkung des eigenen Handelns führt zur Wahr-
nehmung der individuell vorhandenen Stärken und 
Fähigkeiten, auf die Kinder gezielt in Krisensituationen 
zurückgreifen können. Die Selbstwirksamkeit kann 
beispielsweise bei Kindern im Vorschulalter durch das 
Zutragen von altersangemessener Verantwortung, 
durch Partizipation am Geschehen im Kindergarten-
alltag und auch durch das Aufzeigen von Stärken und 
Schwächen entwickelt werden. 

III. Selbststeuerung
Kinder, die über eine gute Selbststeuerung verfügen, 
sind in der Lage, ihre eigenen Emotionen zu regulieren. 
Sie verfügen über Strategien sich selbst zu beruhigen 
und alternative Handlungsstrategien zu aktivieren. 
Durch Rückmeldungen zum eigenen Handeln sowie 
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Programme zur Resilienzförderung im Vorschulalter in Deutschland
 I.  Papilio

Starke Kinder –  
Resilienz fördern 
Die Kath. Landesarbeits-
gemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz NW e. V. hat 
im Februar 2016 in der 
Reihe Elternwissen die 
Broschüre„Starke Kinder 
– Resilienz fördern“ heraus-
gegeben, die unter www.
thema-jugend.de bestellt 
werden kann. 

durch Rituale und Regeln lassen sich Kinder in ihrer 
Selbststeuerung unterstützen. 

IV. Soziale Kompetenz
Eine gut ausgeprägte soziale Kompetenz erleichtert es 
Kindern, mit anderen Menschen in Kontakt zu treten 
und Situationen besser einzuschätzen. Sozialkom-
petenz können Kinder durch Rollenspiele, durch die 
Lösung von Konflikten und auch durch Übungen zur 
Empathiefähigkeit erlangen.  

V. Problemlösen 
Resiliente Kinder verfügen über Problemlösestrate-
gien. Sie trauen sich zu, sich mit unterschiedlichen Lö-
sungsmöglichkeiten auseinanderzusetzen. Durch Mo-
dellverhalten für konstruktives Konfliktlöseverhalten 
und das Aufzeigen von Unterstützungsmöglichkeiten 
(An welche konkreten Personen können sich Kinder 
wenden und Hilfe einholen?) können Kinder lernen, 
in diesem Bereich Stärke zu entwickeln.  

VI. Stressbewältigung
Unter dem Merkmal wird die Kompetenz verstanden, 
in Krisen flexible Bewältigungsstrategien einzuset-
zen. Auch hier lernen Kinder durch Vorleben aktiver 
Bewältigungsstrategien, Hilfen zur Entspannung und 
Besprechen von stressigen Situationen. 

Verwendete Literatur
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mehrwöchigen Zeitraum. Ziel ist es,  soziale Problemlösefer-
tigkeiten zu erlernen. Das Elterntraining will durch Gruppen-
diskussionen, Rollenspiele, Arbeitsmaterialien und Vorträge 
die Erziehungskompetenz verbessern.

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 68f.)

 III. Kinder stärken! Prävention und Resilienz- 
 förderung in der Kindertageseinrichtung (PRiK)
Das PRiK-Programm ist bislang das einzige, das auf vier ver-
schiedenen Ebenen ansetzt. Auf der Kinderebene findet ein 
zehnwöchiger Kurs statt, in dem Kinder in Kleingruppen die 
sechs Bausteine von Resilienz erarbeiten. Eltern erhalten in 
Form von Kursen die Möglichkeit, ihre Erziehungskompetenz 
zu stärken, sowie das Angebot von Sprechstunden, die durch 
Mitarbeiter/-innen der Kindertageseinrichtungen oder externe 
Fachkräfte durchgeführt werden. Erzieher/-innen erhalten 
fundierte Fortbildungen. Und zusätzlich geht es auf der soge-
nannten Umfeldebene um die sozialräumliche Vernetzung der 
Kindertageseinrichtung. Das Konzept wurde von 2005 bis 2007 
durch das Zentrum für Kinder- und Jugendforschung an der Ev. 
Hochschule Freiburg umgesetzt und evaluiert. 

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 70f.)
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 I. Papilio
Das Programm Papilio setzt bei der Entwicklung von Resilienz 
auf der Ebene der Kinder, der Eltern und der Fachkräfte an und 
hat entsprechende Module entwickelt. Auf der Fachkräfte-
Ebene erhalten Erzieher/-innen fundiertes Wissen über die früh-
kindliche Entwicklung und praktische Handlungsanweisungen 
für die Interaktion mit Kindern. Eltern werden in Form von 
Elternabenden mit einbezogen und erhalten themenbezogene 
Materialien für die Familie. Kinder erhalten Spielmaterialien 
und interaktive Medien, bei denen sie von den Erzieher/-innen 
begleitet werden. Die wissenschaftliche Begleitung fand von 
2003 bis 2005 durch das beta-Institut für sozialmedizinische 
Forschung und Entwicklung gGmbH statt. 

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 66ff.)

 II. Entwicklungsförderung in Familien:  
 Eltern und Kindertraining (EFFEKT)
Das Präventionsprogramm ist eingebettet in eine komplexe 
Entwicklungs- und Präventionsschule und beinhaltet Kinder- 
und Elterntraining. Das intensive Gruppentraining richtet sich 
an vier- bis siebenjährige Kinder und erstreckt sich über einen 
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Möglichkeiten der praktischen Umsetzung 

Die Grundlagen der Resilienzforschung enthalten zu-
nächst keine neuen Implikationen für die erzieherische 
Praxis, sondern spiegeln lediglich die bereits bewährte 
Basis pädagogischen Handelns wider. Das Neue daran 
ist jedoch, dass schwerwiegende Lebensbedingungen, 
unter denen Kinder aufwachsen, nun nicht mehr nur 
Risiken beinhalten, sondern dass auch verstärkt Chan-
cen darin gesehen werden. Zudem möchte man sich 
noch stärker am jeweiligen Individuum mit seinen Res-
sourcen orientieren, wobei das Kind im Fokus steht als 
Mitakteur bei seinen Konfliktlösungsmöglichkeiten. 

Die Ergebnisse der noch recht jungen Resilienzfor-
schung legen nahe, dass bereits in frühester Kindheit 
mithilfe von Präventions- und Interventionsprogram-
men die Widerstandsfähigkeit von Kindern gefördert 
werden sollte – und zwar in Interaktion mit allen 
Erwachsenen, die zur Lebenswelt des Kindes gehören 
(vgl. Fröhlich-Gildhoff/Becker/Fischer 2012, S. 25). 
Dazu benötigen Mädchen und Jungen insbesondere 
vertrauensvolle, stabile und empathische Bezugsper-
sonen, die ihnen ein adäquates Vorbild sind.

Die „Kauai-Studie“ –  Genese des Begriffs
Ihren Ursprung findet die Resilienzforschung in der 
„Kauai-Studie“ der Forscherin Emmy Werner, die über 
40 Jahre hinweg Menschen des Geburtsjahrgangs 1955 
der hawaiianischen Insel Kauai beobachtet, interviewt 
und Daten über ihre Lebens- und Gesundheitssituati-
on erhoben hat. Trotz erheblicher Risiken, denen die 
Menschen auf Kauai ausgesetzt waren, haben sich ein 
Drittel der Kinder zu gesunden Erwachsenen entwi-
ckelt. Die Langzeitstudie von Werner zeigt auf, dass 
neben der Familie insbesondere soziale Netzwerke 
Schutzfaktoren darstellen und bei der Ausbildung von 
Resilienz von primärer Bedeutung sind. (Vgl. Werner 
2007, S. 20f.)

Was ist Resilienz und wie äußert sie sich?  
In der wissenschaftlichen Literatur lassen sich zahl-
reiche Definitionen von Resilienz finden, die sich u. 
a. darin unterscheiden, wie eng oder weit der Begriff 
gefasst wird. Im deutschsprachigen Raum scheint sich 
die Definition von Corina Wustmann durchgesetzt zu 
haben, die unter Resilienz sowohl äußere als auch 
innere Kriterien mit einbezieht: „Resilienz meint eine 
psychische Widerstandsfähigkeit von Kindern gegen-
über biologischen, psychologischen und psychosozi-
alen Entwicklungsrisiken“ (Wustmann Seiler 2004, S. 
18). Resilienz gilt als Schutzfaktor bei der Bewältigung 
von Krisen, Belastungen und Entwicklungsaufgaben, 
wobei fehlende Resilienz nicht als Charakterdefizit 
aufgefasst werden soll. Vielmehr geht es bei der Ent-
wicklung von Resilienz nicht nur um die individuelle 
Ebene, sondern um den Einfluss von Erziehung und 
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Bildung durch für Kinder wichtige Bezugspersonen. 
Die  Widerstandsfähigkeit von Mädchen und Jungen 
zeigt sich darin, dass sie sich erstens trotz eines ho-
hen Risikostatus‘ gesund entwickeln (Aufwachsen in 
Armutsverhältnissen; Psychopathologie der Eltern 
etc.), zweitens Krisensituationen mithilfe ihrer Kom-
petenz bewältigen und sich drittens von belastenden 
Situationen und traumatischen Erfahrungen schnell 
wieder erholen. 

Merkmale von Resilienz
Resilienz ist nicht angeboren, sondern entwickelt sich 
im Laufe des Lebens anhand von individuellen Erfah-
rungen. Sie ist als Interaktionsprozess zwischen Indi-
viduum und Umwelt aufzufassen. Weiterhin stellt sie 
keine stabile Einheit dar; Menschen können zu einem 
Zeitpunkt ihres Lebens resilient sein, zu einem anderen 
Zeitpunkt in einer Krisensituation Schwierigkeiten ha-
ben, den starken Belastungen standzuhalten. Mädchen 
und Jungen, die sich in einem Bereich ihrer Lebenswelt 
resilient verhalten, können in einem anderen Bereich 
eine geringere Kompetenz bei der Bewältigung von 
Aufgaben aufweisen, Resilienz ist somit nicht generell 
auf alle Lebensbereiche eines Menschen übertragbar.  
In empirischen Untersuchungen konnten folgende 
zentrale Resilienzmerkmale identifiziert werden, die 
bei Rönnau-Böse und Fröhlich-Gildhoff (2014a, S. 46-
54) ausführlich dargestellt werden:

I. Selbst- und Fremdwahrnehmung
Darunter wird die Fähigkeit verstanden, die eigenen 
Emotionen und Gedanken wahrzunehmen und in 
Beziehung zum Eindruck der eigenen Person durch 
andere zu setzen. Dies kann im Alltag mit Kindern zum 
Beispiel durch sinnesanregende Räumlichkeiten sowie 
Gespräche und Spiele zu Gefühlen gefördert werden. 

II. Selbstwirksamkeit
Die Selbstwirksamkeitserfahrung im Sinne von Erfah-
rung der Wirkung des eigenen Handelns führt zur Wahr-
nehmung der individuell vorhandenen Stärken und 
Fähigkeiten, auf die Kinder gezielt in Krisensituationen 
zurückgreifen können. Die Selbstwirksamkeit kann 
beispielsweise bei Kindern im Vorschulalter durch das 
Zutragen von altersangemessener Verantwortung, 
durch Partizipation am Geschehen im Kindergarten-
alltag und auch durch das Aufzeigen von Stärken und 
Schwächen entwickelt werden. 

III. Selbststeuerung
Kinder, die über eine gute Selbststeuerung verfügen, 
sind in der Lage, ihre eigenen Emotionen zu regulieren. 
Sie verfügen über Strategien sich selbst zu beruhigen 
und alternative Handlungsstrategien zu aktivieren. 
Durch Rückmeldungen zum eigenen Handeln sowie 
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durch Rituale und Regeln lassen sich Kinder in ihrer 
Selbststeuerung unterstützen. 

IV. Soziale Kompetenz
Eine gut ausgeprägte soziale Kompetenz erleichtert es 
Kindern, mit anderen Menschen in Kontakt zu treten 
und Situationen besser einzuschätzen. Sozialkom-
petenz können Kinder durch Rollenspiele, durch die 
Lösung von Konflikten und auch durch Übungen zur 
Empathiefähigkeit erlangen.  

V. Problemlösen 
Resiliente Kinder verfügen über Problemlösestrate-
gien. Sie trauen sich zu, sich mit unterschiedlichen Lö-
sungsmöglichkeiten auseinanderzusetzen. Durch Mo-
dellverhalten für konstruktives Konfliktlöseverhalten 
und das Aufzeigen von Unterstützungsmöglichkeiten 
(An welche konkreten Personen können sich Kinder 
wenden und Hilfe einholen?) können Kinder lernen, 
in diesem Bereich Stärke zu entwickeln.  

VI. Stressbewältigung
Unter dem Merkmal wird die Kompetenz verstanden, 
in Krisen flexible Bewältigungsstrategien einzuset-
zen. Auch hier lernen Kinder durch Vorleben aktiver 
Bewältigungsstrategien, Hilfen zur Entspannung und 
Besprechen von stressigen Situationen. 
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mehrwöchigen Zeitraum. Ziel ist es,  soziale Problemlösefer-
tigkeiten zu erlernen. Das Elterntraining will durch Gruppen-
diskussionen, Rollenspiele, Arbeitsmaterialien und Vorträge 
die Erziehungskompetenz verbessern.

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 68f.)

 III. Kinder stärken! Prävention und Resilienz- 
 förderung in der Kindertageseinrichtung (PRiK)
Das PRiK-Programm ist bislang das einzige, das auf vier ver-
schiedenen Ebenen ansetzt. Auf der Kinderebene findet ein 
zehnwöchiger Kurs statt, in dem Kinder in Kleingruppen die 
sechs Bausteine von Resilienz erarbeiten. Eltern erhalten in 
Form von Kursen die Möglichkeit, ihre Erziehungskompetenz 
zu stärken, sowie das Angebot von Sprechstunden, die durch 
Mitarbeiter/-innen der Kindertageseinrichtungen oder externe 
Fachkräfte durchgeführt werden. Erzieher/-innen erhalten 
fundierte Fortbildungen. Und zusätzlich geht es auf der soge-
nannten Umfeldebene um die sozialräumliche Vernetzung der 
Kindertageseinrichtung. Das Konzept wurde von 2005 bis 2007 
durch das Zentrum für Kinder- und Jugendforschung an der Ev. 
Hochschule Freiburg umgesetzt und evaluiert. 

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 70f.)
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 I. Papilio
Das Programm Papilio setzt bei der Entwicklung von Resilienz 
auf der Ebene der Kinder, der Eltern und der Fachkräfte an und 
hat entsprechende Module entwickelt. Auf der Fachkräfte-
Ebene erhalten Erzieher/-innen fundiertes Wissen über die früh-
kindliche Entwicklung und praktische Handlungsanweisungen 
für die Interaktion mit Kindern. Eltern werden in Form von 
Elternabenden mit einbezogen und erhalten themenbezogene 
Materialien für die Familie. Kinder erhalten Spielmaterialien 
und interaktive Medien, bei denen sie von den Erzieher/-innen 
begleitet werden. Die wissenschaftliche Begleitung fand von 
2003 bis 2005 durch das beta-Institut für sozialmedizinische 
Forschung und Entwicklung gGmbH statt. 

(Vgl. Rönnau-Böse/Fröhlich-Gildhoff 2014b, S. 66ff.)

 II. Entwicklungsförderung in Familien:  
 Eltern und Kindertraining (EFFEKT)
Das Präventionsprogramm ist eingebettet in eine komplexe 
Entwicklungs- und Präventionsschule und beinhaltet Kinder- 
und Elterntraining. Das intensive Gruppentraining richtet sich 
an vier- bis siebenjährige Kinder und erstreckt sich über einen 
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 Jugendhilfe und Jugendschutz
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rungssymptome zeigen: Antriebslosigkeit, 
Schlafstörungen, Traurigkeit, Erschöpfung, 
Depression. Die Mädchen und Jungen stehen 
oft unter einem immensen Leistungs- und 
Selbstoptimierungsdruck, der durch Schule 
und Elternhaus gefördert wird und im Zu-
sammenhang mit gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen 
– Dominanz von Ökonomie 
und Leistungsprinzip, teilweise 
Überflutung durch die digitale 
Welt – steht. Diese Prinzipien 
und der damit verbundene 
Druck engen die persönlichen 
Freiräume ein und schaffen 
Leidensdruck. 

Prof. Ulrich Deinet beschrieb in seinem 
Vortrag, wie sich die „Raumordnung“ bei 
Kindern und Jugendlichen gegenüber früher 
verändert hat. Die Räume junger Menschen 
sind heute geprägt durch Verhäuslichung, 
Verinselung, Mobilität und die Allgegenwart 
virtueller Räume. Vor allem stellte Deinet 
die subjektive Perspektive der Kinder und 
Jugendlichen heraus, die sich ihre Freiräu-
me eigenständig schaffen – oft ohne dass 
Erwachsene es bemerken. Er beschrieb das 
am Beispiel der Offenen Ganztagsschule, 

die für Kinder mehr als Schu-
le nämlich der Ort ist, wo sie 
ihre Freundinnen und Freunde 
treffen und zusammen spielen. 
Handlungsbedarf besteht nach 
Deinet allerdings darin, in den 
Schulen mehr Erholungs- und 

Rückzugsmöglichkeiten bereitzustellen und 
den Kindern Freiräume bzw. Partizipation bei 
der Gestaltung von Schule zu ermöglichen. 
Damit brachte Deinet weitere Bedeutungen 
von Freiräumen in die Diskussion ein: Partizi-
pation, Selbstorganisation, Verantwortungsü-
bernahme, Entspannung und Erholung. 

Als Beispiel für selbst angeeignete, 
nicht-pädagogisierte Räume nannte Dei-
net Shopping-Malls, in denen Jugendliche 
sich im öffentlichen Raum inszenieren und 
„chillen“ können. „Chillen“ sei eine Reaktion 
Jugendlicher auf ihre Lebenssituation (z. B. 
Erwartungsdruck, Stress ) und gleichzeitig 
„Vorbereitung auf Aktivität“. Damit sei das 
„Schützen von Chillen auch Aufgabe des 
Jugendschutzes“. 

Durchzogen war die Tagung von folgender 
Leitfrage des Moderators Klaus Bellmund: „Wie 
schaffen wir es, mutig unseren Kindern und Ju-

Freiräume sind Schutzräume!
Eindrücke vom 27. Kinder- und Jugendschutzforum in Dortmund

Der Mangel an Freiräumen für viele 
Kinder und Jugendliche ist zum Problem ge-
worden. Der Landesjugendring hat ein breites 
„Bündnis für Freiräume“ ins Leben gerufen. 
Auch das 27. Kinder- und Jugendschutzforum 
2015 widmete sich dem Thema „Freiräume 
gesucht! Kinder und Jugendliche zwischen 
Erwartungsdruck und Selbstentfaltung“. 

Entwicklungspsychologisch betrachtet 
sind Freiräume unverzichtbar. Kinder und 
Jugendliche brauchen für ihr psychisches 
Wachstum neben stabilen und vertrauens-
vollen Beziehungen Erfahrungsräume, in 
denen sie sich und ihre Fähigkeiten entde-
cken, ausprobieren und dabei auch Risiken 
eingehen und Fehler machen dürfen. Schon 
kleine Kinder wollen und müssen ihre Umwelt 
selbstständig erkunden können. In solchen 
inneren und äußeren Freiräumen erleben 
sich die Heranwachsenden als autonom 
und selbstwirksam, sie entwickeln sich zu 
eigenständigen Persönlichkeiten mit einem 
gesunden Selbstvertrauen. 

Besteht diese Möglichkeit nicht oder zu 
wenig, ist ihre psychische und körperliche Ge-
sundheit gefährdet. Insofern sind Freiräume 
immer auch Schutzräume. Der Kinder- und 
Jugendlichenpsychiater und -therapeut Prof. 
Dr. Michael Schulte-Markwort, 
Hamburg, (Burnout-Kids, Patt-
loch Verlag) brachte es auf den 
Punkt: „Freiräume sind psy-
chische Entwicklungsräume, die 
notwendig sind, um psychisch 
gesund aufzuwachsen.“ Gleich-
zeitig machte er deutlich, dass Kinder und 
Jugendliche natürlich auch die Fürsorge von 
Eltern und Pädagogen brauchen. Er sei kein 
Anhänger der „Bullerbü-Romantik“, nach der 
Kinder am besten ohne Eltern aufwachsen. 
Eltern, Schulen, Freizeiteinrichtungen sollten 

aber erkennen, wo Kinder und 
Jugendliche Unterstützung 
brauchen und wo ihre Ein-
flussnahme die Kinder einengt, 
also Grenzen der Fürsorge 
überschritten werden. Wie so 
oft geht es auch hier um die 
Haltung der Erwachsenen: 
Kindern und Jugendlichen mit 

Aufmerksamkeit und Wertschätzung begeg-
nen und ihnen eigene Räume zugestehen.

In die Kinder- und Jugendpsychiatrische 
Praxis von Schulte-Markwort kommen immer 
mehr junge Menschen, die heftige Überforde-

    »Wir müssen 
den Mut haben, 

wohlwollend 
wegzugucken.«

(M. Schulte-Markwort)

8 4/2015FORUM

Das 27. Kinder- und Jugendschutzforum 
2015 zum Thema „Freiräume gesucht! Kinder 
und Jugendliche zwischen Erwartungsdruck 
und Selbstentfaltung“ wurde gemeinsam von 
den  Landesstellen Kinder- und Jugendschutz – 
AJS, Kath. LAG Kinder- und Jugendschutz und 
Evangelischen Arbeitskreis – in Zusammenarbeit 
mit dem Landesjugendring NRW veranstaltet. Es 
nahmen rund 170 Fachkräfte von Jugendämtern, 
freien Trägern, KITAS, Schulen und Polizei teil. 
Die Tagung wird von allen Veranstaltern auf ihren 
Homepages dokumentiert. Auf www.ajs.nrw.de 
finden sich sowohl Vorträge (PPP), kurze Inter-
views mit allen Referentinnen und Referenten 
sowie Kurzzusammenfassungen der Foren. Die 
Kath. LAG Kinder- und Jugendschutz wird die 
nächste Ausgabe von THEMA JUGEND ebenfalls 
diesem Thema widmen.

    »Wir fördern 
Aneignungsprozesse, 

indem wir im 
Hintergrund Bretter 

festhalten und 
die Kinder wirken 

lassen.«
(U. Deinet)

gendlichen mehr Freiräume zu geben?“ Daraus 
ergaben sich weitere Fragen: Welche Freiräume 
hat die einzelne Fachkraft – oder nimmt sie 
sich, um Kindern und Jugendlichen Freiräume 
zu gewähren? Was hindert sie daran? Halten 
wir Erwachsenen die Freiräume aus? Geben 

wir den Mädchen und Jungen 
ein gutes Vorbild im Umgang 
mit Freiräumen? 

Die Referenten/-innen sa-
hen einen großen Handlungs-
bedarf im Bereich der Schule, 
die mit erweiterter Schular-
beitszeit und erheblichem Lei-
stungsdruck Freiräume be-
grenzt. Auch gab es konkrete 

Vorschläge für mehr Freiraumgestaltung, wie 
zum Beispiel die Einrichtung eines lehrerfreien 
Schülercafes, weniger geplante Bildungsan-
gebote in Kitas, Medien als elternfreie Räume 
zu akzeptieren oder „Chillen“ als notwendige 
Ressource wertzuschätzen. Im Wesentlichen 
ging es aber wie so oft um die „pädagogische 
Haltung“: Darum „aufmerksam und fürsorglich 
an den Kindern und Jugendlichen dran zu 
bleiben“ (Schulte-Markwort), sich darum zu 
bemühen, die Perspektive der Heranwachsen-
den einzunehmen und sie in Entscheidungen 
und Maßnahmen einzubinden.

Carmen Trenz (AJS)
trenz@mail.ajs.nrw.de

AJS FORUM 4-2015.indd   8 04.12.15   16:34
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  Beitrag

4

Streitschlichtung 
Alibi für schulische Gewaltprävention oder Motor für schulische Veränderung?

Viele Lehrer berichten, dass in den letz-
ten Jahren das Unterrichten zunehmend 
schwieriger geworden ist und nennen als 
Hauptgründe soziale Desintegration, die 
Zunahme dissozialen Verhaltens sowie 
eine fast alltäglich gewordene psychische 
und physische Gewalt. Mit Sanktionen, 
so die Erfahrungsberichte, läßt sich das 
Problem nicht lösen, denn durch sie wer-
den keine alternativen Verhaltensmuster 
erfahren.

Die Zielsetzung, schulischer Gewalt 
nicht reaktiv, sondern präventiv zu be-
gegnen und Schülern prosoziales Lernen 
zu ermöglichen, hat in den letzten Jahren 
zu einem Paradigmenwechsel geführt und 
den Fokus vor allen Dingen auf das Konzept 
der Streitschlichtung gerichtet, das seit 
etwa fünf Jahren zunehmende Akzeptanz 
an deutschen Schulen genießt. 

Zugrunde liegt dabei das Konzept der 
Peer Education, das davon ausgeht, daß 
jugendliche Peers (im Sinne von Gleich-
altrigen, Gleichartigen, Gleichrangigen) ein 
wichtiger Bestandteil bei der Ent wicklung 
von Lernstrategien sind und einen wertvol-
len Beitrag für die Präventionsarbeit leisten. 
Dabei werden Peers weniger als “Problem-
verursacher” gesehen, sondern bringen 
ihre Problem lösekompetenz als Teil des 
Erziehungsprozesses ein. Sie sind 
neutrale Dritte und bringen die Betei-
ligten miteinander ins Gespräch. Ihre 
Aufgabe ist es, daß sich beide Parteien 
sicher fühlen, daß Gesprächsregeln 
vereinbart und eingehalten werden, 
daß Vorwürfe unterbleiben. Dadurch, 
dass niemand Stellung bezieht und 
keine Freunde der Kontrahenten anwesend 
sind, “verliert keiner das Gesicht”. Die Be-
teiligten spüren, daß sie ernst genommen 
werden, daß ihnen zugehört wird und be-
teiligen sich aktiv an der Lösungsfindung, 
bei der es weder Sieger noch Verlierer gibt.

Das Gehörte bleibt bei den Beteiligten. 
Schweigepflicht für alle ist dabei oberstes 
Gebot.

Gründe für den Erfolg
Für die hohe Akzeptanz der Schüler-

mediation gibt es viele Gründe, u.a. die 
Folgenden:

● Schüler sind Konflikten nicht mehr
hilflos ausgeliefert, sondern ebenso wie 

sie Englisch und Mathematik lernen, 
können sie lernen, mit Konflikten kon-
struktiv umzugehen. 

● Die in der Mediation praktizierte kon-
struktive Konfliktlösung ist eine effektive 
Methode, der Eskalation von Konflikten 
vorzubeugen und leistet einen wertvol-
len Beitrag zur schulischen Gewaltprä-
vention.

●  Die Erhöhung der Schülerverantwort-
lichkeit ermöglicht es den Lehrern, sich 
mehr auf die fachlichen Inhalte und 
deren Vermittlung als auf die Einhaltung 
der Disziplin zu konzentrieren.

● Das Training vermittelt durch seine In-
halte wie z.B. Perspektivenwechsel, 
aktives Zuhören und Empathiefähig-
keit wichtige Voraussetzungen für 
das Leben in einer multikulturellen 
Gesellschaft.

● Mediation kommt besonders Jugend-
lichen entgegen, die ihre Probleme al-
lein und nicht mit Hilfe der Erwachsenen 
lösen wollen.

● Die Betroffenen selbst sind Teil des
Prozesses. Über sie wird nicht verhan-
delt, sie handeln vielmehr selbst. Sie 
selbst erarbeiten Lösungsvorschläge, 
überprüfen deren Realisierbarkeit und 

unterschreiben die getroffene Verein-
barung. So gesehen gibt Mediation den 
Beteiligten ein hohes Maß an Eigenver-
antwortung und überläßt die Lösung 
des Konfliktes nicht anderen, sondern 
geschieht durch die Betroffenen selbst.

● Mediation findet in einer sicheren
Umgebung statt und bietet den Beteilig-
ten ein hohes Maß an Unterstützung, so 
daß die Angst schwindet und keine Not-
wendigkeit besteht, andere durch Taten 
und Worte beeindrucken zu müssen.

● Die Mediatoren sind keine “Hilfsshe-
riffs” der Lehrer, sondern vielmehr 
gleichaltrige Mitschüler, die speziell 
ausgebildet sind, um ihren Peers zu 
helfen, Konflikte friedlich und mit Wor-
ten, statt mit Fäusten zu lösen.

● Nicht zuletzt scheint Mediation auch
deshalb Schule zu machen, weil sie den 
Beteiligten die Möglichkeit bietet, ihr ei-
genes Verhaltensrepertoire zu erweitern 
und eine demokratische Streitkultur 
zu erfahren, in der eigene Interessen 
nicht auf Kosten anderer durchgesetzt 
werden - eine wertvolle Voraussetzung 
für das Gelingen unserer Demokratie.

Mehr als eine 
Modeerscheinung

Aus Gesprächen mit Eltern, Lehrern und 
Schülern wird deutlich, daß es sich 
bei Peer Mediation um mehr han-
delt als um eine pädagogische Mo-
deerscheinung, die Kinder über-
fordert. Da in Deutschland nach 
dem gegenwärtigen Kenntnisstand 

noch keine quantitativen Angaben über 
Schülermediation vorliegen, sei verwie-
sen auf die Erkenntnisse aus den USA, 
wo mittlerweile tausende von Schulen 
das Programm erfolgreich implementiert 
und evaluiert haben. Zwar sind die dort 
gemachten Erfahrungen nicht direkt auf 
Deutschland übertragbar, jedoch sind die 
Erkenntnisse bemerkenswert: Die meisten 
der Untersuchungen berichten von einer 
Reduzierung disziplinarischer Verstöße 
und der Zunahme prosozialen Schüler-
verhaltens. Auffällig sind die Verbesse-
rung des Schulklimas und Steigerung 
des Selbstwertgefühls der Mediatoren. 
Generell ist eine hohe Akzeptanz bei den 
Lehrkräften erkennbar, die von der Er-
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höhung der Verantwortungsbereitschaft 
vieler Schüler berichten und sich seltener 
im Unterricht gestört fühlen. 

Euphorie und dann?
Die guten Nachrichten über Mediation 

sind vielfältig, jedoch ist die Umsetzung in 
der schulischen Realität nicht so einfach 
wie es manche Ausführungen vermuten 
lassen. Viele gut gemeinten Bemühungen 
stagnieren nach etwa einem halben Jahr, 
wenn die erste Euphorie vorbei ist. Wenn 
die Nachfrage nachlässt, fühlen sich viele  
Mediatoren arbeitslos und fangen an, sich 
als eine Art “Konfliktspäher” zu betätigen. 
In diesen Fällen ist die Schlußfolgerung 
naheliegend, dass das Programm “nicht 
funktioniert”. Bei näherer Analyse wird 
diese Vermutung entkräftet: Viele Schulen 
berichten, daß die Schlichter informell, z.B. 
auf dem Schulhof oder an der Bushalte-
stelle tätig werden, und daß deshalb die 
offiziellen Schlichtungen abnehmen. 

Erfolge an vielen Schulen dürfen aber 
nicht darüber hinweg täuschen, daß es 
auch eine große Anzahl gibt, bei denen 
zwar Streitschlichtung offiziell eingeführt 
ist, sie aber eher halbherzig praktiziert 
wird und häufig auch nur ein jämmerliches 
Schattendasein führt. In diesen Fällen ist 
Streitschlichtung weder in den Köpfen der 
Kinder, noch in denen der Lehrer verankert, 
was dem Konzept mehr schadet als hilft. 
Es gibt vielfältige Hinweise darauf, dass 
in diesen Fällen die Implementation zu 
schnell eingeführt wurde, dass die Spezi-
fika der eigenen Schule nicht ausreichend 
berücksichtigt und die Widerstände im 
Kollegium nicht ernst genommen wurden. 

Streitschlichtung 
implementieren

Wie bei jeder Innovation treten auch 
bei der Einführung des Streitschlichter-
programms Probleme und Widerstände 
auf. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn das Vorhaben nicht ausreichend 
vorbereitet ist, die spezifischen Erfor-
dernisse der Schule und die Bedürfnisse 
des Kollegiums unberücksichtigt bleiben. 
Sensibles Vorgehen ist insbesondere 
deshalb angebracht, weil im Falle der 
Streitschlichtung  nicht die Lehrer die 
emanzipatorischen Kompetenzen er-
halten, sondern diejenigen, die auf der 
untersten Ebene der Hierarchie stehen: 
Die Schüler. Streitschlichtung erfordert 
offensichtlich mehr als nur das Training 
der Schüler. Dabei geht es häufig auch 
um eine strukturelle Umorientierung 

und Einstellungsveränderung bei den 
unterrichtenden Lehrern. Hinzu kommt 
die erforderliche Geduld, die gebraucht 
wird, um die entsprechenden Ressourcen 
zu beschaffen, die Weiterbildung der 
Kollegen und die Unterstützung des Pro-
gramms sicherzustellen - und das nicht 
nur kurzfristig und euphorisch, sondern 
vielmehr langfristig und nachhaltig. 

Kriterien erfolgreicher 
Programmimplementation

Pädagogische Programme sind meist 
dann erfolgreich, wenn sie mit dem 
pädagogischen Grundverständnis der 
Schule einhergehen. Die Implikationen für 
Streitschlichtung sind offensichtlich: Das 
Kollegium muß über die Zielsetzung des 
Streitschlichterprogramms verständigen: 
Wird Streitschlichtung eingeführt, um die 
Kompetenzen der Schüler zu erweitern? 
Wird sie eingeführt, um die Demokrati-
sierung der Schule voranzutreiben? Wird 
Streitschlichtung hauptsächlich eingeführt, 
um die Lehrer zu entlasten? Wird Streit-
schlichtung eingeführt, um Störer aus 
dem Unterricht zu entfernen und in Ruhe 
unterrichten zu können? Je nach Kollegium 
werden die Antworten sehr unterschiedlich 
sein. Entscheidend ist, daß sich das Kol-
legium bei der Einführung über die eigene 
Zielsetzung und die möglichen Folgen der 
Umsetzung im Klaren ist.

Erfahrungen zeigen, dass sich diejeni-
gen Schulen mit der Implementation sehr 
leicht tun, die ihre eigenen Bedürfnisse 
ermittelt haben, in einem kooperativen 

Kontext arbeiten, einen demokratischen 
Anspruch haben und von Diversität ge-
prägt sind. 

Trifft Mediation hingegen auf eine 
ihr völlig fremde Kultur, die geprägt ist 
durch hierarchisches Denken und ge-
ringe Interaktion der Beteiligten, sind 
verstärkte Implementationsbemühungen 
erforderlich. Schwierigkeiten haben die 
Schulen, die sich durch die Einführung des 
Streitschlichterprogramms in Sachen Ge-
waltprävention entlastet fühlen und dies-
bezüglich keine weiteren Anstrengungen 
unternehmen. Auch ist die Wahrschein-
lichkeit der Nachhaltigkeit sehr gering, 
wenn Streitschlichtung sehr spontan als 
isolierte schulische Innovation eingeführt 
wird und in der Euphorie der pädagogische 
Gesamtkontext unberücksichtigt bleibt. 

Kompetenzerwerb   
für wenige?

Mediation ist ein vielsprechendes ge-
waltpräventives Konzept, das vor allem 
den Mediatoren, aber auch den Kontra-
henten viele prosoziale Kompetenzen ver-
mittelt. Für Lehrer hat es u.a. den Vorteil, 
dass sich Unterrichtsstörungen verringern 
und die Vermittlung fachlicher Inhalte 
Priorität genießt. Die Kehrseite dabei ist 
jedoch, daß sich mit der Einführung der 
Streitschlichtung viele Lehrer entlastet 
fühlen und sich offensichtlich weniger 
pädagogisch engagieren. Für die Schüler 
sind die Konsequenzen fatal: Lehrer ver-
weisen auf die Zuständigkeit der Eltern, 
Eltern verweisen auf die Zuständigkeit 
der Schule, die Schule verweist auf die 
Zuständigkeit der Streitschlichter. Auf der 
Strecke bleiben dabei diejenigen, die nicht 
als Streitschlichter ausgebildet werden. 
Sie erwerben die sozialen Kompetenzen, 
die sie in ihrem späteren Berufs- und Pri-
vatleben brauchen, weder im Elternhaus 
noch in der Schule – und das trotz der 
Verankerung von Streitschlichtung in der 
Schule.

Unter Berücksichtigung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse, daß berufli-
cher und privater Erfolg mit sozialer und 
emotionaler Kompetenz korrellieren, stellt 
sich die Frage, ob es weiterhin verant-
wortbar ist, wenn die Fähigkeiten zur 
konstruktiven Konfliktlösung nur einem 
kleinen Teil der Schülerschaft vermittelt 
wird (den Streitschlichtern selbst und 
den Kontrahenten), und ob der Erwerb 
prosozialer Verhaltensweisen weiterhin 
dem Zufall überlassen werden darf.

aus: ran 

s
  Beitrag
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Allen Kindern soziale 
Kompetenzen vermitteln

Wenn der konstruktive Umgang mitein-
ander nicht mehr vorausgesetzt werden 
kann, müssen soziale Kompetenzen 
ebenso wie andere fachliche Inhalte und 
Fertigkeiten systematisch erworben wer-
den, z.B. in einem obligatorischen sozialen 
Kompetenztraining. Was für das Lernen 
von Vokabeln gilt, gilt auch für soziales 
Lernen: Es muss vermittelt, gefestigt, 
der Transfer geübt und die erfolgreiche 
Anwendung bekräftigt werden.

Kinder wissen häufig nicht, wie sie 
sich sozial verhalten sollen. Die Aufgabe 
der Erwachsenen ist es, ihnen dabei zu 
helfen. Erforderlich sind Erwachsene mit 
Vorbildcharakter und Pädagogen, die in 
der Vermittlung dieser Kompetenzen aus- 
bzw. fortgebildet sind. Für Lehrer bedeutet 
dies eine besondere Herausforderung, 
denn als Experten in ihren Fächern ist 
ihnen der Umgang mit dem emotionalen 
ABC relativ unvertraut. Ihnen im Rahmen 
von Fortbildung gewaltpräventive Kom-
petenzen zu ermöglichen, ist mindestens 
ebenso dringend wie die Nachqualifikation 
für den Umgang mit den Neuen Medien.

Gewaltprävention in der Schule steht 
und fällt mit der Lehrerfort- und Ausbil-
dung und nicht mit der Einführung von 
isolierten Programmen, die die Mehrheit 
der Schülerschaft nicht erreicht. Bezogen 
auf Mediation heißt das, Streitschlich-
tung nicht nur auf einzelne Jahrgänge zu 
beschränken, sondern als durchgängiges 

Unterrichtsprinzip in allen Jahrgängen zu 
verankern. 

Schulen, so die Erkenntnis der Gewalt-
prävention, müssen sich zu Orten entwik-
keln, wo sich Kinder sicher fühlen, wo sie 
anerkannt werden, wo der Erwerb sozialer 
Verhaltensweisen ebenso verständlich ist 
wie die Aneignung von Fremdsprachen 
und PC Kenntnissen. Sie müssen sich 
zu Orten entwickeln, wo der Umgang 
miteinander gelernt wird, wo Schüler 
Verantwortung übernehmen und lernen, 
Entscheidungen zu fällen und Konflikte 
zu lösen. Diese Möglichkeiten müssen 
allen Schülern eingeräumt werden, un-
abhängig von ihrer Hautfarbe, Herkunft, 
Geschlecht und unabhängig davon, ob 
sie das Privileg haben, als Mediator oder 
als Mediatorin ausgebildet zu werden 

oder nicht. Ihnen den Erwerb dieser 
Kompetenzen zu versagen, heißt ihnen 
Chancen für die Zukunft zu nehmen, in 
der nicht nur Faktenwissen, sondern 
vor allem auch Kreativität, interkulturelle 
Kompetenz, Empathie und soziale Intel-
ligenz gefragt sind.

(Literatur/Quellenangaben sind bei der 
AJS erhältlich)

Dr. Ingrid Engert
Studiendirektorin im Hochschuldienst 

Universität Bielefeld, AG 4
Schwerpunkt: Schulische Gewaltprävention, 

Soziales Lernen, Mediation

Adresse: Universitätsstr. 25, 33615 Bielefeld

Die Autorin wird in einer der nächsten 
Ausgaben auf die Zusammenarbeit bei der 

Streitschlichtung von Jugendhilfe und Schule 
eingehen. 

„Ich habe diese Konferenz 
einberufen, weil ich mich 
nach etwas menschlicher 
Nähe sehne.“ 
                         aus: WamS
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Projekte gegen Rassismus und Gewalt 
sollen Schule machen
Ministerin Fischer: Jugendliche sollen immun werden gegen Intoleranz, Fremdenfeind-
lichkeit und rechtsradikale Ideologie

„Jugendliche sollen immun werden 
gegen Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit 
und rechtsradikale Ideologien. Ich will 
ihre Stärken fördern. Wer Selbstvertrauen 
hat, wer gelernt hat, angstfrei und offen 
auf andere Menschen unterschiedlich-
ster Herkunft und Kulturen zuzugehen, 
der läßt sich nicht von falschen Führern 
beeinflussen oder zu Schlägereien und 
Gewalt verführen.“ 

Dies sagte die nordrhein-westfälische 
Jugend- und Familienministerin Birgit 
Fischer Mitte August in Düsseldorf zur 
Vorstellung der Dokumentation „Antiras-
sistische und interkulturelle Projekte in 
Schule und Jugendarbeit in Nordrhein-
Westfalen“. Die hier beschriebenen Bei-
spiele machten deutlich, wie - jenseits 
aller alarmierender Meldungen der letzten 
Tage und Wochen - junge Menschen aus 
unterschiedlichen Kulturen aufeinander 
zugehen und gemeinsam Stellung gegen 
Rassismus und Antisemitismus beziehen. 
Sie sollen möglichst viele Menschen zu 
ähnlichen Aktionen ermuntern.

Ministerin Birgit Fischer sagte, daß sol-
che Maßnahmen im Rahmen der Jugend-
arbeit besonders unterstützet werden. 
Viele der in der Broschüre dargestellten 
Projekte werden aus Landesmitteln geför-
dert: „Wir haben unter anderem deshalb 
den Landesjugendplan – das zentrale 
Instrument des Landes zur Förderung 
der Jugendarbeit – neu gestaltet, um 
verstärkt vorbeugende Angebote und 
Hilfen für Kinder und Jugendliche in Kon-
fliktsituationen oder Notlagen, Projekte 
der Gewaltvorbeugung und die Arbeit von 
Initiativgruppen zu unterstützen.“ 

Die in Zusammenarbeit mit der In-
formations- und Dokumentationsstelle 
gegen Gewalt, Rechtsextremismus und 
Ausländerfeindlichkeit NRW (IDA) her-
ausgegebene Dokumentation beschreibt 
einen breiten Querschnitt von antirassi-
stischen und interkulturellen Projekten in 
Nordrhein-Westfalen. 

Beispiele: 

● „Eine Welt im Circuszelt“ können
jährlich 100 ausländische, asylsu-
chende und deutsche Kinder und 
Jugendliche aller Nationalitäten eine 
Woche lang in Langenfeld erleben. 
Unter Anleitung einer Circusfamilie 
entwickeln sie gemeinsam ihre Fähig-

keiten als Clown, Seiltänzer, Jongleure 
oder Feuerspucker. Am Ende der 
Projektwoche präsentieren die sechs- 
bis dreizehnjährigen Artistinnen und 
Artisten aus etwa zehn Nationen ihr 
Können in einer Galavorstellung. Die 
Organisatoren („soziale Brennpunte 
e.V.“ in Zusammenarbeit mit der In-
itiative „Langenfeld gegen Rassismus“) 
wollen mit dem Projekt zu einem bes-
seren Miteinander zwischen Kulturen 
und Nationalitäten beitragen. 

● Mit den „Weltreisen durch die
Stadt“ bietet das Krefelder Jugendamt 
eine besondere Variante der interna-
tionalen Begegnung. Der Austausch 
wird hier nicht über Ländergrenzen 
hinweg gefördert, sondern durch die 
Begegnung unterschiedlicher Kulturen 
innerhalb der Stadt. Kern des Projektes 
sind organisierte „Stadtrundfahrten“ 
für Kinder, Jugendliche und Familien. 
Ziel dieser „Stadtrundfahrten“ sind 
dabei nicht die üblichen städtebau-
lichen Sehenswürdigkeiten, sondern 
das Zuhause verschiedener deutscher 
und ausländischer Familien. Jeweils 
drei Gastgeberfamilien bieten jeder 
„Reisegruppe“ ihre Gastfreundschaft 
an, um anderen Menschen Einblicke in 
ihr tägliches Leben zu geben, darüber 
ins Gespräch zu kommen, Kontakte zu 
knüpfen und vielleicht sogar Freund-
schaften zu schließen. 

● Mit „Rap for Courage at work“ wer-
den Mädchen und Jungen in Jugend-
zentren, Schulen und Gruppen einge-
laden, ihre eigenen Ideen und Themen 
in Text, Musik und Film umzusetzen. 
Ein Team von vier Rapperinnen und 
Rappern der „Sons of Gastarbeita“ 
und zwei Filmemacherinnen und -ma-
cher der Spiel- und Theaterwerkstatt 
Villigst begleiten die Gruppen aus 
12 bis 20 Jugendlichen in viertägi-
gen Workshops mit professioneller 
Aufnahme- und Soundtechnik. Von 
ersten Ideen zum eigenen Rap über 
Textentwürfe und Videoproduktionen 
entstehen Beiträge, die am Ende des 
Projektes öffentlich live oder auf der 
Videoleinwand präsentiert werden. 
Mit dem Projekt sollen Jugendliche 
die Chance bekommen, Gefühle von 

Ohnmacht und Perspektivlosigkeit 
in positive Energie umzuwandeln: 
Wut rauslassen, öffentlich die eigene 
Meinung sagen, ein Stück Selbstbe-
wußtsein entwickeln und neue Wege 
zur Selbstbehauptung finden.

Ausführlich werden in der Broschüre 
Projekte aus Bergisch-Gladbach, Biele-
feld, Bonn, Detmold, Dortmund, Duisburg, 
Essen, Gladbeck, Hamminkeln, Hattin-
gen, Köln, Krefeld, Lage, Langenfeld, 
Münster, Neuss, Schwerte, Solingen und 
Wuppertal dargestellt.

Die Broschüre „Vielfalt statt Einfalt 
– Antirassistische und interkulturelle 
Projekte in Schule und Jugendarbeit in 
Nordrhein-Westfalen“ kann kostenlos 
bestellt werden bei der Informations- und 
Dokumentationsstelle gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Ausländerfeind-
lichkeit in NRW (IDA), Friedrichstr. 61a, 
40217 Düsseldorf, Tel.: 0211/371070, 
Fax: 0211/371025.

Politik
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Gewaltverminderung in der Schule
Der Göttinger Wissenschaftler Hans-Peter Nolting stellt unterschiedliche Strategien
zur Prävention vor

innen zumindest gelegentlich verbal aggres-
siv. Die große Mehrheit zeigt jedoch keine
ausgeprägten antisozialen Neigungen, son-
dern ist weitgehend �friedlich“.

Angegriffen werden überdies nicht �die“
Mitschüler, sondern vornehmlich eine Min-
derheit unter ihnen. In der Regel sind sie
körperlich schwach, ängstlich und wenig be-
liebt. Sie sind auch überwiegend passive
Opfer, seltener provozierende, also Täter
und Opfer zugleich. Nicht Ringkämpfe un-
ter Gleichstarken sind somit das Kernpro-
blem, sondern die asymmetrische Gewalt-
ausübung von Starken gegen Schwache.

Es gibt nicht nur typische Personen,
sondern auch typische Situationen. Ag-
gression in der Schule ist nicht Aggressi-
on im Unterricht.  Zumindest für schärfe-
re Formen, für �Gewalt“, ist der Unterricht
nicht der vorrangige Ort (Ausnahme zu-
weilen: Sportunterricht).

Kritisch sind besonders die Pausen auf
dem Schulhof und andere Situationen mit
eingeschränkter Beaufsichtigung. Dazu
gehören etwa die Wege vom und zum
Klassenraum, unstrukturierte Wartesitua-
tionen (Warten vor der Klasse, Warten in
der Klasse, Warten auf den Bus usw.), in
manchen Schulen auch der Heimweg. All
dies bedeutet, daß aggressives Verhalten
gegen -Mitschüler/innen, anders als Un-
terrichtsstörungen, über die jeweilige Klas-
se hinausreicht, daß unter anderem älte-
re Schüler auf dem Schulhof leicht Opfer
aus tieferen Jahrgängen finden können.
Insofern ist also der aggressive Umgang
zum großen Teil nicht ein Klassenproblem,
sondern ein Schulproblem.

Typen von Strategien
Unbestreitbar haben viele Schüler/in-

nen unter dem aggressiven Verhalten ih-
rer Mitschüler/innen zu leiden, und das
allein ist Grund genug, nach Wegen zur
Gewaltverminderunng zu suchen. In der
pädagogischen Literatur gibt es dazu vie-
le Vorschläge, doch nur wenige sind er-
probt (im Überblick Nolting & Knopf 1998).

Eine erste Gruppe von Vorschlägen zielt
auf die Änderung schulischer Bedingun-
gen, vom Sozialklima über die Unterrichts-

formen und die Leistungsanforderungen
bis hin zur Paussengestaltung. Das glo-
bale Klima oder �Ethos“ eines Schule ist
vermutlich bedeutsam (vgl.  Rutter u.a.
1980), ist aber in sich recht komplex und
wenig �handlich“. Von den relativ gut um-
setzbaren Einzelfaktoren wurde die Wirk-
samkeit von spezifischen Maßnahmen für
die kritische Situation �Pause“, nämlich
von verstärkter Aufsicht und organisierter
Pausengestaltung, eindeutig belegt.

Ein zweiter Typ von Vorschlägen favo-
risiert Unterrichtsprogramme zum sozia-
len Lernen, insbesondere zum Umgang
mit Konflikten. Doch über die Wirkung
solcher Programme speziell auf das schu-
lische Gewaltniveau ist noch wenig be-
kannt. Eine Schwierigkeit dieses Ansatzes
dürfte sein, daß der Unterricht sich in glei-
cher Weise an alle Kinder richtet, also
nicht genug zwischen den hoch aggressi-
ven �bullies“ und den ohnehin Friedlichen
differenziert.

Eine dritte Gruppe von Vorschlägen
betrifft den Umgang mit einzelnen �Tätern“
und wird sicherlich am häufigsten prakti-
ziert. Einzelne Lehrkräfte setzen sich mit
einzelnen Tätern ihrer Klasse auseinan-
der und versuchen sie zu erziehen. Von
Ermahnungen und Bestrafungen ist dabei
sicher wenig zu erwarten, eher von posi-
tiven Anreizen für positives Verhalten (die
aber in Schulen selten eingesetzt werden!)
sowie von gut geführten Gesprächen.
Über die Wirksamkeit solcher individuel-
len Bemühungen in der Schule ist wenig
bekannt. Sie stoßen auch an deutliche
Grenzen. Eine dürfte schon darin liegen,
daß Lehrkräfte viele Angriffe überhaupt
nicht sehen und so auch nicht direkt in die
aggressiven Interaktionen eingreifen kön-
nen. Im übrigen ist eine tiefgreifende �Um-
erziehung“ hoch aggressiver Kinder und Ju-
gendlicher für die meisten Schulen ein zu
anspruchsvolles Ziel. Die Schule ist keine
therapeutische Anstalt und kann nicht die
Defizite des Elternhauses kompensieren.
Erreicht werden kann eher ein besserer
�Opferschutz“ innerhalb der Schule.

Theoretisch ist denkbar, diesen Schutz
ganz direkt über eine individuelle Förde-
rung jener Schüler/innen anzustreben, die

Gewalt ist eine Unterform von Aggres-
sion. Verhalten ist �aggressiv“ zu nennen,
wenn es darauf abzielt, anderen weh zu
tun und sie zu schädigen. Solch ein Ver-
halten gibt es in vielfältigen körperlichen,
verbalen und nonverbalen Erscheinungs-
formen. Von �Gewalt“ spricht man ge-
wöhnlich, wenn man speziell körperliche
Angriffe meint oder überhaupt aggressi-
ves Verhalten in deutlich antisozialen,
�scharfen“ Ausprägungen. Was die Schu-
le anbelangt, so ist häufiger von �Gewalt
in der Schule“ als von �Aggression in der
Schule“ die Rede, eben weil man vermut-
lich in erster Linie die gravierenden, deut-
lich antisozialen Erscheinungen im Auge
hat. Doch auch �mildere“ Aggressionsfor-
men können das Klassenklima erheblich
beeinträchtigen.

Für die Erklärung aggressiven bzw.
gewalttätigen Verhaltens lassen sich zahl-
reiche Faktoren heranziehen. Monokau-
sale Erklärungen sind immer unzurei-
chend und eine einheitliche Erklärung für
alle Aggressions-Phänomene ist ebenfalls
nicht sinnvoll (vgl.  Nolting 1997). So kann
aggressives Verhalten ein Racheakt für
eine vorangehende Provokation sein (Ver-
geltungsaggression). Es kann aber auch
dem eigenen Schutz bzw. der Abwehr von
Angriffen oder Belästigungen dienen (Ab-
wehraggression). Es kann weiterhin ein
Mittel zur Erlangung von Gütern, Macht,
Anerkennung oder anderen Vorteilen sein
(Erlangungsaggression). Und es kann aus
reiner Lust am Kämpfen, Schikanieren
oder Quälen entstehen – ohne Provokati-
on, ohne Nutzen, ohne einen Streit um
etwas (�spontane“ Aggression). Gerade
die Neigung zum Schikanieren scheint in
der Schule eine erhebliche Rolle zu spie-
len (vgl. Olweus 1995, Schäfer 1996),
doch alle genannten Arten der Aggressi-
on kommen vor.

Aggression in der Schule ist nicht ein
Kampf �jeder gegen jeden“. Es gibt typi-
sche Täter und typische Opfer. Der Pro-
zentsatz derer, die wiederkehrend angrei-
fen, wird meist zwischen 5 und 10 Prozent
angegeben (sog. �bullies“, vorwiegend Jun-
gen- vgl. Olweus 1995, Smith & Sharp
1994). Zwar verhalten sich viele Schüler/
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häufig angegriffen werden. Als eigenstän-
diger Weg (Typ vier) wurde diese Strate-
gie, ganz anders als rein täterorientierte
Maßnahmen, bislang allerdings in der
Schule meines Wissens noch nicht reali-
siert, wohl aber als Komponente im Rah-
men von Mehr-Ebenen-Konzepten.

Für solche Konzepte, den fünften Stra-
tegietyp, liegen zur Zeit die eindeutigsten
Wirksamkeitsnachweise vor. Daher sollen
sie hier ausführlicher beschrieben werden.

Drei Ebenen:
Schule – Klasse – Einzelne

Nach dem Vorbild des norwegischen
Psychologen Dan Olweus wird bei diesen
Konzepten gleichzeitig auf der Ebene der
Schule, der Schulklasse und des einzel-
nen Prävention betrieben und interveniert.
Innerhalb dieses Rahmens sind unter-
schiedliche Akzente möglich, doch in je-
dem Fall werden alle Mitglieder des �Sy-
stems Schule“ einbezogen: das gesamte
Kollegium, alle Schüler/innen und even-
tuell auch Eltern. Was die Schüler/innen
betrifft, so kann zum Programm gehören,
nicht nur die Täter zu bremsen, sondern
auch die Opfer zu stärken. Weiterhin kön-
nen die unbeteiligten Zuschauer als po-
tentielle Helfer eine wichtige Rolle spie-
len.

Die nebenstehende Auflistung gibt ei-
nen Überblick über mögliche Maßnahmen
auf den drei Ebenen. Dabei handelt es
sich um eine Zusammenstellung aus un-
terschiedlichen Projekten in Norwegen,
England und Deutschland. Es ist nicht not-
wendig, alles auf einmal zu realisieren.
Denn obwohl die Projekte teilweise unter-
schiedliche Akzente setzten, wurden in
den begleitenden Untersuchungen stets
Anzeichen für eine Aggressionsverminde-
rung gefunden (Olweus 1995, Smith &
Sharp 1994, Hanewinkel & Knaack 1997,
Nolting & Knopf 1997), wobei das Programm
von Olweus besonders erfolgreich (aber
auch besonders aufwendig) zu sein scheint.

Wichtiger als die einzelnen Komponen-
ten ist offenbar, daß überhaupt gemein-
sam gehandelt wird, daß es ein zusam-
menhängendes Schulprojekt ist. Das ist
etwas ganz anderes, als wenn einzelne
Lehrkräfte einzelne schwierige Schüler/
innen zu erziehen versuchen. Eine �who-
le-school-policy“ (Smith & Sharp) ist des-
halb so wichtig, weil, die meisten Angriffe
in den Pausen auf dem Schulhof passie-
ren, wo die Trennung in einzelne Klassen
aufgehoben ist.

nicht für die anderen beiden. Die zweite
ist wichtig, um die erste durchzusetzen,
und die dritte ist zu ergänzen, weil es häu-
fig die sozial randständigen und isolierten
Kinder sind, die immer wieder angegriffen
werden. Regeln reichen zur Gewaltprä-
vention nicht aus, aber sie sind wichtig,
um eine klare Orientierung zu geben.
Auch ist es für die Lehrkräfte leichter ein-
zugreifen, wenn sich alle auf dieselben
Regeln berufen können, statt daß Kolle-
ge A auf denselben Vorfall ganz anders
reagiert als Kollegin B.

Für die Schulhofgestaltung empfiehlt sich
die Strukturierung in verschiedene Zonen
(z.B. Basketball-Zone, Ruhezone, Garten-
zone usw.), so daß unterschiedliche Aktivi-
täten, die kollidieren und Anlässe (oder Vor-
wände) für Attacken liefern könnten, �ent-
zerrt“ werden. Nützlich sind auch Spielan-
gebote oder organisierte Pausenspiele.  Sie
können spontane Angriffe aus purer Lange-
weile vermindern helfen.

Kaum verwunderlich ist, daß verbesser-
te Aufsicht aggressives Verhalten bremst.
Verbesserte Aufsicht bedeutet zum einem:
mehr Lehrkräfte im Einsatz. Es kann aber
auch bedeuten, besonderes Augenmerk
auf typische Täter, auf typische Opfer und
auf kritische Situationen zu legen.

Auf der Ebene der Schulklasse sollten
regelmäßig Gespräche über aktuelle Vor-
fälle und die Auslegung der Verhaltensre-
geln stattfinden. Bei konkreten Vorfällen
sollte nicht nur das Verhalten der Täter,
sondern auch das der Opfer und der Zu-
schauer zur Sprache kommen und alter-
natives Verhalten in künftigen Situationen
erörtert werden. Ein typisches Problem ist
die Rechtfertigung (oder besser: die Aus-
rede) vieler Angreifer, sie hätten sich nur
�gewehrt“. Deshalb sollte der Unterschied
zwischen einer echten Abwehr zum
Schutz gegen akute Angriffe und der mehr
oder minder nachträglichen Vergeltung
klargemacht werden.  Auch kann es in den
Klassengesprächen, je nach Bedarf, um die
Auslegung und Konkretisierung der Grund-
regeln gehen. Die erste Regel �Wir greifen
andere nicht an“ kann auch bedeuten: Über
falsche Antworten keine hämischen Bemer-
kungen machen, andere nicht mit ihrer Her-
kunft beleidigen (�Russensau“), anderen
nichts wegnehmen, anderen nichts kaputt
machen u.a. in.

Weil Lehrkräfte häufig nicht am Ort des
Geschehens sind, ist es wichtig, die Mit-
wirkung der friedlichen und �vernünftigen“
Mitschüler/innen zu suchen und sie in ih-
rer Rolle als Zuschauer zu aktivieren.  Die

Aggressionsverminderung auf drei Ebe-
nen: Schule Schulklasse Individuum

Schulebene
● Problembewußtsein schaffen (bei Lehr-

kräften, Eltern, Schüler/innen)
● Verbindliche Regeln (Angreifen verbo-

ten, Angegriffenen helfen, niemanden
ausgrenzen)

● Schulhofgestaltung (Strukturierung, Zo-
nen, Angebote)

● Bessere Aufsicht, Regelungen für kriti-
sche Situationen (z.B. Wartesituatio-
nen) u.a.m.

Klassenebene
● Klassengespräche über Vorfälle und

Verhaltensregeln
● Anleitung der Zuschauer zur Hilfelei-

stung
● Soziales Lernen im Unterricht
● Kooperatives Lernen

Individuelle Ebene
● Akutes Stoppen aggressiver Handlun-

gen
● Gespräche mit Tätern, Opfern, Eltern
● Rückendeckung und Schutz für Opfer,

Anleitung zu selbstsicherem Verhalten
● Anreize für positives Verhalten, nega-

tive Konsequenzen tragen lassen.

Im folgenden einige Erläuterungen zu
den einzelnen Komponenten.

Es ist klar, daß ohne hinreichendes Pro-
blembewußtsein keine Schule ein Projekt
zur Aggressionsverminderung durchfuh-
ren wird. Dieses Bewußtsein ist in den
letzten Jahren offenbar gewachsen, das
Thema �Gewalt in der Schule“ ist �in“. Aber
das heißt nicht, daß jedes Kollegium mit
großer Mehrheit die Aggressionsvermin-
derung in der eigenen Schule zu seiner
Sache macht. Zwar kennen alle Lehrkräf-
te aggressive Schüler/innen. Aber das
Hauptproblem, das (meist stille) Leiden
der Opfer, wird häufig nicht hinreichend
erkannt oder nicht hinreichend ernst ge-
nommen (etwa mit der Haltung: �Das sol-
len die Schüler unter sich ausmachen“).

Unverzichtbar ist die Einführung von
klaren und einheitlichen Regeln. Olweus
schlägt drei Grundregeln vor, und zwar
sinngemäß: (1) Wir greifen andere nicht
an, (2) Wir helfen denen, die angegriffen
werden, (3) Wir beziehen alle mit ein. Der
Wortlaut der Regeln ist je nach Klassen-
stufe zu modifizieren. Während die erste
Regel selbstverständlich erscheint, gilt das
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Art der Hilfeleistung wird am besten in der
Klasse besprochen und im Rollenspiel
geübt, damit die Schüler/innen nicht wie
Sheriffs auftreten, sondern in möglichst
unagressiver Weise die Angreifer stoppen
oder sich schützend vor Opfer stellen
(auch im verbalen Sinne), wobei sich nach
Möglichkeit mehrere Helfer zusammentun.
Auch wäre zu ergänzen, daß die Schüler/
innen Lehrkräfte herbeiholen sollten, wenn
sie sich selber einer Hilfeleistung nicht
gewachsen fühlen.  Dies widerspricht der
informellen Schülerregel, daß man nicht
�petzen“ darf. Im Falle von Aggression und
Gewalt läuft diese Norm aber prak-
tisch auf das Recht des Stärkeren
hinaus und es macht die Schwa-
chen vollends wehrlos, wenn we-
der sie noch die Zuschauer sich an
die Erwachsenen wenden dürfen.

Über die Hilfeleistung hinaus
kann das soziale Lernen in der
Klasse in vielfältiger Hinsicht ge-
fördert werden (Anregungen hier-
zu z.B. bei Petermann u.a. 1999).
Denkbar sind Übungen zur Einfüh-
lung in andere Personen, zum ak-
tiven Zuhören, zum Ausdrücken
von Gefühlen (etwa als Ich-Bot-
schaft: �Ich bin sauer, weil...“), zur
Produktion von Lösungsideen für
Konflikte oder auch zur Ge-
sprächsführung für eine neutrale
Streitschlichtung. Auch Aggression
und Gewalt als Unterrichtsthema
kann soziales Verstehen fördern,
sofern es nicht rein akademisch,
sondern mit �Ich-Bezug“ behandelt
wird.

Einen indirekten Beitrag auf Klassen-
ebene kann weiterhin die Unterrichtsform
des kooperativen Lernens liefern. Denn
die Arbeit in Kleingruppen kann gegensei-
tigem Helfen und positive Erfahrungen mit-
einander anbahnen und die Beziehungen
in der Klasse verbessern helfen (Slavin
1995).  Allerdings brauchen die Gruppen
zunächst meist eine Anleitung und sie brau-
chen Aufgaben, die für Kooperation statt für
Konkurrenz geeignet sind.

Auf der individuellen Ebene, dem Um-
gang mit einzelnen Schüler/innen ist es
wichtig, akute Angriffe in unaggressiver
Form zu stoppen (z.B. durch Behinderung
des Täters, durch Trennen von Streithäh-
nen, durch deutliche Stoppsignale).  Das
Stoppen soll verhindern, daß Angriffe Er-
folg haben, die unaggressive Form ist
wichtig, damit die Lehrkraft nicht selber ein
falsches Modell bietet. Ergänzend kann es

sinnvoll sein, sich nach dem Stoppen für-
sorglich dem Opfer zuzuwenden (statt ta-
delnd dem Täter).

Nach dem akuten Geschehen sind Ein-
zelgespräche selbstverständlich ein wichti-
ger Weg, besonders bei wiederkehrenden
Vorfällen. Gespräche mit den Tätern sollten
keine Standpauke sein.  Wichtig sind viel-
mehr klare Botschaften, aber auch Einfüh-
lung. Man kann deutlich machen, daß man
aggressive Empfindungen als eine Realität
akzeptiert (�hinnimmt“), nicht aber aggres-
sives Verhalten (und gewöhnlich auch nicht
die vorgebrachten Rechtfertigungen).

einem Selbstverteidigungstraining profitie-
ren. Es ist klar, daß man bei alledem nach
Möglichkeit die Unterstützung der Eltern
suchen sollte. Weil die Opfer sich meist
von den Tätern einschüchtern lassen und
über ihre leidvollen Erfahrungen schwei-
gen, wissen die Eltern darüber oft nicht
Bescheid (so wie Lehrer/innen zunächst
oft auch nicht). Aufklärung und anschlie-
ßendes gemeinsames Vorgehen �der Er-
wachsenen“ ist daher wichtig, selbst wenn
das ängstliche Opfer lieber möchte, daß
man �nichts tut“ (vgl.  Olweus 1995).

Anreize für positives Verhalteten sind
wichtiger als Androhungen für nega-
tives. Friedliches Verhalten muß sich
lohnen! Was ein passender Anreiz ist,
variiert mit der Altersstufe und jedem
Einzelfall. Häufig hilfreich sind Gut-
punkte, die sich für attraktive Aktivi-
täten oder die Entlastung von Haus-
aufgaben eintauschen lassen, gele-
gentlich auch kleine materielle Beloh-
nungen (Bücher, Stifte usw.) sowie
Urkunden für friedliches Verhalten
oder für Hilfeleistungen. Antisoziales
Verhalten andererseits sollte nicht nur
akut gestoppt werden, sondern in
Einzelfällen auch darüber hinaus
nicht folgenlos bleiben. Als Folgen
kommen unter anderem der Verlust
von Gutpunkten, vor allem aber �na-
türliche“ Konsequenzen in Frage:
Wer Eigentum anderer kaputt macht,
muß den Schaden ersetzen; wer an-
dere auf dem Heimweg verprügelt,
kann erst zehn Minuten später nach
Hause gehen usw.

Welche Erfolge bei der Aggres-
sionsverminderung in der Schule

tatsächlich erreicht werden und wie dau-
erhaft sie sind, hängt nicht nur vom �Kon-
zept“ ab, sondern ganz entscheidend da-
von, in welchem Maße und wie beständig
die Intervention von den Lehrkräften mit-
getragen wird. Erlahmt das Engagement,
steigen die aggressiven und gewalttätigen
Handlungen wieder an. Prävention ist hier
nicht über eine kurze �pädagogische Imp-
fung“ möglich, sondern muß so fest zur
schulischen Alltagsarbeit gehören wie der
Unterricht und der Umgang mit Disziplinpro-
blemen.

Dr.  Hans-Peter Nolting
lehrt Pädagogische Psychologie an der

Universität Göttingen
(Der Artikel stellt den Redebeitrag des Autors
auf der Fachtagung der AJS und der Kath. LAG
NW �Was tun gegen Gewalt in der Schule?“
am 12.11.2001 in Gelsenkirchen, in leicht ge-
kürzter Form, dar. Literaturangaben bei der
AJS, Telefon 0221/92 13 92-18)

Gespräche mit den Opfern sollten vor
allem zu deren Schutz und Stärkung die-
nen. Häufig angegriffene Kinder müssen
die moralische Rückendeckung der Lehr-
kräfte spüren und auf ihre Hilfe vertrauen
können (auch wenn es für Lehrer/innen
ungewohnt sein mag, den Opfern so viel
Aufmerksamkeit zu schenken wie den
Aggressiven und den Störern). Zusätzlich
sind die Mitschüler als Helfer einzubezie-
hen, notfalls in der Weise, daß stärkere
Mitschüler für einzelne Opfer als �Schutz-
engel“ mitwirken.  Da das typische Opfer
sozial unsicher und randständig ist, müß-
te es lernen, sicherer aufzutreten und
positive Kontakte aufzubauen.  Es ist nicht
leicht, dies in der Schule gezielt zu fördern,
aber man kann individuelle Vorschläge
machen und generell in der Klasse Rol-
lenspiele zum Verhalten von Angegriffe-
nen durchführen. Manche Schüler/innen
könnten auch von einem sportlichen oder
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häufig angegriffen werden. Als eigenstän-
diger Weg (Typ vier) wurde diese Strate-
gie, ganz anders als rein täterorientierte
Maßnahmen, bislang allerdings in der
Schule meines Wissens noch nicht reali-
siert, wohl aber als Komponente im Rah-
men von Mehr-Ebenen-Konzepten.

Für solche Konzepte, den fünften Stra-
tegietyp, liegen zur Zeit die eindeutigsten
Wirksamkeitsnachweise vor. Daher sollen
sie hier ausführlicher beschrieben werden.

Drei Ebenen:
Schule – Klasse – Einzelne

Nach dem Vorbild des norwegischen
Psychologen Dan Olweus wird bei diesen
Konzepten gleichzeitig auf der Ebene der
Schule, der Schulklasse und des einzel-
nen Prävention betrieben und interveniert.
Innerhalb dieses Rahmens sind unter-
schiedliche Akzente möglich, doch in je-
dem Fall werden alle Mitglieder des �Sy-
stems Schule“ einbezogen: das gesamte
Kollegium, alle Schüler/innen und even-
tuell auch Eltern. Was die Schüler/innen
betrifft, so kann zum Programm gehören,
nicht nur die Täter zu bremsen, sondern
auch die Opfer zu stärken. Weiterhin kön-
nen die unbeteiligten Zuschauer als po-
tentielle Helfer eine wichtige Rolle spie-
len.

Die nebenstehende Auflistung gibt ei-
nen Überblick über mögliche Maßnahmen
auf den drei Ebenen. Dabei handelt es
sich um eine Zusammenstellung aus un-
terschiedlichen Projekten in Norwegen,
England und Deutschland. Es ist nicht not-
wendig, alles auf einmal zu realisieren.
Denn obwohl die Projekte teilweise unter-
schiedliche Akzente setzten, wurden in
den begleitenden Untersuchungen stets
Anzeichen für eine Aggressionsverminde-
rung gefunden (Olweus 1995, Smith &
Sharp 1994, Hanewinkel & Knaack 1997,
Nolting & Knopf 1997), wobei das Programm
von Olweus besonders erfolgreich (aber
auch besonders aufwendig) zu sein scheint.

Wichtiger als die einzelnen Komponen-
ten ist offenbar, daß überhaupt gemein-
sam gehandelt wird, daß es ein zusam-
menhängendes Schulprojekt ist. Das ist
etwas ganz anderes, als wenn einzelne
Lehrkräfte einzelne schwierige Schüler/
innen zu erziehen versuchen. Eine �who-
le-school-policy“ (Smith & Sharp) ist des-
halb so wichtig, weil, die meisten Angriffe
in den Pausen auf dem Schulhof passie-
ren, wo die Trennung in einzelne Klassen
aufgehoben ist.

nicht für die anderen beiden. Die zweite
ist wichtig, um die erste durchzusetzen,
und die dritte ist zu ergänzen, weil es häu-
fig die sozial randständigen und isolierten
Kinder sind, die immer wieder angegriffen
werden. Regeln reichen zur Gewaltprä-
vention nicht aus, aber sie sind wichtig,
um eine klare Orientierung zu geben.
Auch ist es für die Lehrkräfte leichter ein-
zugreifen, wenn sich alle auf dieselben
Regeln berufen können, statt daß Kolle-
ge A auf denselben Vorfall ganz anders
reagiert als Kollegin B.

Für die Schulhofgestaltung empfiehlt sich
die Strukturierung in verschiedene Zonen
(z.B. Basketball-Zone, Ruhezone, Garten-
zone usw.), so daß unterschiedliche Aktivi-
täten, die kollidieren und Anlässe (oder Vor-
wände) für Attacken liefern könnten, �ent-
zerrt“ werden. Nützlich sind auch Spielan-
gebote oder organisierte Pausenspiele.  Sie
können spontane Angriffe aus purer Lange-
weile vermindern helfen.

Kaum verwunderlich ist, daß verbesser-
te Aufsicht aggressives Verhalten bremst.
Verbesserte Aufsicht bedeutet zum einem:
mehr Lehrkräfte im Einsatz. Es kann aber
auch bedeuten, besonderes Augenmerk
auf typische Täter, auf typische Opfer und
auf kritische Situationen zu legen.

Auf der Ebene der Schulklasse sollten
regelmäßig Gespräche über aktuelle Vor-
fälle und die Auslegung der Verhaltensre-
geln stattfinden. Bei konkreten Vorfällen
sollte nicht nur das Verhalten der Täter,
sondern auch das der Opfer und der Zu-
schauer zur Sprache kommen und alter-
natives Verhalten in künftigen Situationen
erörtert werden. Ein typisches Problem ist
die Rechtfertigung (oder besser: die Aus-
rede) vieler Angreifer, sie hätten sich nur
�gewehrt“. Deshalb sollte der Unterschied
zwischen einer echten Abwehr zum
Schutz gegen akute Angriffe und der mehr
oder minder nachträglichen Vergeltung
klargemacht werden.  Auch kann es in den
Klassengesprächen, je nach Bedarf, um die
Auslegung und Konkretisierung der Grund-
regeln gehen. Die erste Regel �Wir greifen
andere nicht an“ kann auch bedeuten: Über
falsche Antworten keine hämischen Bemer-
kungen machen, andere nicht mit ihrer Her-
kunft beleidigen (�Russensau“), anderen
nichts wegnehmen, anderen nichts kaputt
machen u.a. in.

Weil Lehrkräfte häufig nicht am Ort des
Geschehens sind, ist es wichtig, die Mit-
wirkung der friedlichen und �vernünftigen“
Mitschüler/innen zu suchen und sie in ih-
rer Rolle als Zuschauer zu aktivieren.  Die

Aggressionsverminderung auf drei Ebe-
nen: Schule Schulklasse Individuum

Schulebene
● Problembewußtsein schaffen (bei Lehr-

kräften, Eltern, Schüler/innen)
● Verbindliche Regeln (Angreifen verbo-

ten, Angegriffenen helfen, niemanden
ausgrenzen)

● Schulhofgestaltung (Strukturierung, Zo-
nen, Angebote)

● Bessere Aufsicht, Regelungen für kriti-
sche Situationen (z.B. Wartesituatio-
nen) u.a.m.

Klassenebene
● Klassengespräche über Vorfälle und

Verhaltensregeln
● Anleitung der Zuschauer zur Hilfelei-

stung
● Soziales Lernen im Unterricht
● Kooperatives Lernen

Individuelle Ebene
● Akutes Stoppen aggressiver Handlun-

gen
● Gespräche mit Tätern, Opfern, Eltern
● Rückendeckung und Schutz für Opfer,

Anleitung zu selbstsicherem Verhalten
● Anreize für positives Verhalten, nega-

tive Konsequenzen tragen lassen.

Im folgenden einige Erläuterungen zu
den einzelnen Komponenten.

Es ist klar, daß ohne hinreichendes Pro-
blembewußtsein keine Schule ein Projekt
zur Aggressionsverminderung durchfuh-
ren wird. Dieses Bewußtsein ist in den
letzten Jahren offenbar gewachsen, das
Thema �Gewalt in der Schule“ ist �in“. Aber
das heißt nicht, daß jedes Kollegium mit
großer Mehrheit die Aggressionsvermin-
derung in der eigenen Schule zu seiner
Sache macht. Zwar kennen alle Lehrkräf-
te aggressive Schüler/innen. Aber das
Hauptproblem, das (meist stille) Leiden
der Opfer, wird häufig nicht hinreichend
erkannt oder nicht hinreichend ernst ge-
nommen (etwa mit der Haltung: �Das sol-
len die Schüler unter sich ausmachen“).

Unverzichtbar ist die Einführung von
klaren und einheitlichen Regeln. Olweus
schlägt drei Grundregeln vor, und zwar
sinngemäß: (1) Wir greifen andere nicht
an, (2) Wir helfen denen, die angegriffen
werden, (3) Wir beziehen alle mit ein. Der
Wortlaut der Regeln ist je nach Klassen-
stufe zu modifizieren. Während die erste
Regel selbstverständlich erscheint, gilt das
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"Bis zur Rohheit wild und ungebärdet"
Schon vor 100 Jahren spiegelte die Literatur das Thema von Schule und Gewalt

Die Schüsse von Coburg klin-
gen wie ein makabres Echo der
Todesschüsse von Erfurt. Die
zunehmende Gewaltbereitschaft
an deutschen Schulen zeigt un-
übersehbar an: Es herrschen Un-
frieden, Unsicherheit und Verstö-
rung im Land, wenn es um Erzie-
hung und Ausbildung der heran-
wachsenden Generation geht.

Dabei übersehen wir leicht,
dass dieser Unfrieden nicht erst
aktuellen Datums ist. Die Litera-
tur belehrt uns: Schon vor einem
Jahrhundert hat das Thema Schu-
le führende Köpfe bis zur Tragik
bewegt. Schule - das war und ist
ein Problemfeld, das wohl am
bedrängendsten die Spannungen,
Konflikte und Defizite einer Ge-
sellschaft spiegelt. Da wäre es ein
Wunder, wenn die Literatur von
ihren Reflexen frei bliebe.

Ist die Schule heute freilich
mit einer amorphen Gesellschaft
ohne übersichtliche Strukturen
und ohne einen auch nur halb-
wegs verbindlichen Konsens in
Zielen und Werten konfrontiert,
galt vor 100 Jahren das Gegen-
teil: Strenge Hierarchien, festge-
schriebene moralische Diktionen
und überlebte Traditionen bilde-
ten ein fest geschnürtes Korsett,
das der Jugend die Luft zum At-
men nahm. Ein erstaunliches, sei-
tenverkehrtes Spiegelphänomen:
Beide Extreme - strenge Fixie-
rung wie orientierungslose, kon-
turlose Offenheit - führen zu er-
schreckenden Parallelentwick-
lungen - Persönlichkeitssuche
unter den Auspizien verzweifel-
ter Gewalt.

Thomas Mann hat in seinem
Roman "Die Buddenbrooks" über
den musikalisch hoch begabten
Hanno geschrieben: "Nein, er
ging nicht gerne in die alte Schu-
le, diese ehemalige Klosterschu-
le mit Kreuzgängen und gotisch
gewölbten Klassenzimmern. Feh-
len wegen Unwohlseins und
gänzliche Unaufmerksamkeit ...
förderten ihn nicht eben in den

Wissenschaften, und die Hilfslehrer
und Seminaristen ... deren gesell-
schaftliche Unterlegenheit, geistige
Gedrücktheit und körperliche Unge-
pflegtheit er empfand, flößten ihm
neben der Furcht vor Strafe eine
heimliche Missachtung ein."

Die Schule als Ort der Bedräng-
nisse, der geistigen und seelischen
Nöte, der mangelhaften, ja, zerstö-
rerischen Persönlichkeitslenkung
ist durch eine Vielzahl extremer
Zeugnisse belegt. Von Thomas
Mann bis Robert Musil, von Frank
Wedekind bis Walter Hasenclever
reicht das Panorama schriftstelle-
rischer Proteste gegen eine Schu-
le, die nicht nur mit ihren gerade-
zu brutalen Strafen die körperli-
che Situation der Schüler gefähr-
dete, sondern die vor allem jedwe-
den geistigen und seelischen Auf-
bruch der Jugend verhinderte, zu-
gunsten der Aufrechterhaltung über-
holter gesellschaftlicher Normen.

Es war eine Zeit, die zumindest
in der Literatur geschlossen Front
machte gegen eine Praxis, die die
traditionellen Normen von Pflicht
und Gehorsam, von Bewahrung und
Ordnung gegen die Unruhe des
Geistes und die Aufschwünge der
Phantasie zu verteidigen hatte. Die
Schule repräsentierte die Gesell-
schaft des späten Kaiserreiches -
Adel, Kirche, Bürgertum (natürlich
unter dem Diktat der autoritären
Väter) -, und verfügte regelrecht die
Aufrechterhaltung des Bestehenden.

Entsprechend ungezügelt war
der Protest der Jugend, die sich
der geistigen Verengung in puber-
tierender Ekstase widersetzte. Der
literarische Protest gegen die
Schule um 1900 war nicht nur
gegen die Institutionen der Erzie-
hung gerichtet, er formulierte
auch die sich anbahnenden gesell-
schaftlichen Veränderungen, und
er war, weil die Väter das Beste-
hende vertraten, zutiefst ein Ge-
nerationenkonflikt mit ständig
drohendem Vatermord.

Robert Musil hat in der Erzäh-
lung "Die Verwirrungen des Zög-
lings Törless" (1903) eine Inter-
natsschule, die die sogenannte
gute Gesellschaft repräsentierte,
zum Schauplatz eines Konfliktes
gemacht, der am Ende zum Aus-
scheiden des Zöglings Törless aus
dem Institut führt. Das Individu-
um, das sich selbst "ästhetisch
intellektuell" versteht, trifft auf
eine kollektive Wirklichkeit, die
die gesellschaftlichen Normen
gegen das Individuum durchzu-
setzen versucht. Der Titelheld,
mitten in der Pubertät, empfindet
dunkel, wie sehr eine radikale
Subjektivität der Seele scheitern
muss an einer Moral, die sich als
Wachtmeister der normierten
Gesellschaft versteht.

Ein anderes Beispiel: Frank
Wedekind hat sein 1890/91 ent-
standenes Theaterstück "Früh-
lingserwachen" eine Kindertragö-

die genannt. Auch hier geht es um
pubertäre Nöte 14-jähriger Gym-
nasiasten - unerwünschte Schwan-
gerschaften, tödliche Abtreibun-
gen und der Selbstmord eines von
Lehrern wie Eltern im Stich ge-
lassenen, sitzen gebliebenen
Schülers, der schließlich sogar aus
dem Grab steigt und seinen
Freund mit in den Tod zu locken
versucht. Da verkümmert das In-
dividuum in seiner Subjektivität
zum platten Abbild einer Gesell-
schaft, die ein blutiges Gespenst
ihrer eigenen Unfähigkeit wird,
sich selbst zu entwickeln.

Die extremste Position in die-
ser literarischen Protestbewegung
gegen Schule und Elternhaus hat
wohl Walter Hasenclever in sei-
nem 1913 entstandenen expressio-
nistischen Drama "Der Sohn" ver-
treten. Der Autor vermerkte selbst
zum Stück: "Es ist die Darstellung
des Kampfes durch die Geburt des
Lebens, der Aufruhr des Geistes
gegen die Wirklichkeit." Der
Sohn, gerade durchs Abitur gefal-
len, pendelt zwischen Selbstmord-
absichten und rauschhaften Le-
bensvorstellungen. An letzteren ist
er auch in der Schule gescheitert.
Die Gewaltbereitschaft des Soh-
nes entspricht genau der Figur des
Cherubim, der die "Brutalisierung
unseres Ichs in der Welt" predigt.

Hundert Jahre später sind der
Phantasie, nach der die jugendli-
chen Helden von Thomas Mann
bis Frank Wedekind gierten, die
Mauern eingerissen, an denen sie
sich entzünden könnte. Geheim-
nisse werden verschlissen, Dun-
kelheiten von grellen Jupiterlam-
pen einer missverstandenen Öf-
fentlichkeit restlos ausgeleuchtet.
Wo sich Normen auflösen in Be-
liebigkeit, wo man Aufklärung als
Geheimnisverrat betreibt - wird da
nicht eine Jugend im gleichen
Maße krank, lebensuntüchtig oder
gar gewaltbereit wie in der Klo-
sterschule des Thomas Mann?

L. Schmidt-Mühlisch in Die Weltau
s:
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Internetmobbing in der Schule
Welche Möglichkeiten der Prävention und Intervention gibt es?     
Ein Überblick von Sarah-Alena Bade

Provozieren, bedrohen, sexuell belästigen – 
das Problem Internetmobbing oder Cybermob-
bing, wenn es die Nutzung von Mobilfunkte-
lefonen einschließt, ist im deutschsprachigen 
Raum und besonders in Deutschland ein noch 
relativ unerforschtes Gebiet. Dabei tritt es 
immer häufiger auf. Die Spannweite ist hoch, 
das Mobbing oftmals nicht bewusst, die Betrof-
fenheit selbst subjektiv und für Außenstehende 
manchmal sogar nicht verständlich oder nur 
schwer nachvollziehbar. Worum geht es:

„Internetmobbing ist ein eine Person 

diffamierender Tathergang, welcher sich die 

Anonymität des Internets zunutze macht 

und aus einer Kräfteungleichheit entsteht 

oder diese bedingt. Diese Kräfteungleich-

heit geht dabei subjektiv von Täter und 

Opfer aus. Die drei wichtigsten Merkmale 

des Internets, nämlich Offenheit, Geschwin-

digkeit und Dauerhaftigkeit bedingen die 

Folgenschwere des Internetmobbings. Der 

Tatbestand des Internetmobbings ist bereits 

mit der ersten Durchführung erfüllt, da er 

potentiell mit vielfältigen Folgen besetzt 

ist.“ (Bade, 2010)

In Deutschland wurden im Jahr 2005 erst-
malig Daten zum Thema Internetgewalt in 
einer Studie erhoben. Die JIM-Studie (Jugend, 
Information, (Multi-) Media-Studie) bezieht 
das Problem seit 2008 in ihre Erhebungen mit 
ein. International fand das Thema bereits im 
Jahr 2002 das erste Mal Beachtung, intensiv 
geforscht wird vor allem im englischsprachigen 
Raum. Aktuell werden in Deutschland drei 
Schwerpunktbereiche behandelt: 

Sexuelle Gewalt im Internet: Erforschung 
von Bewältigungsstrategien der Opfer 
sowie Schutz und Unterstützung dieser 
Opfer.

Erforschung der Beweggründe der Täter 
und Einordnung der Täter in das virtuelle 
und reale Umfeld der Opfer.

Qualitative und quantitative Erhebungen 
über Kinder und Jugendliche, welche 
bereits Internetgewalt erlebt haben.

Forschungsstand in Deutschland
Im Teilbereich der sexuellen Gewalt gegen 

Kinder und Jugendliche ergaben die Studien 
von Katzer und Fetchenhauer (2005 und 

2009) eine eindeutige Verknüpfung zwischen 
Reallife- und virtuellem Mobbing. Katzer und 
Fetchenhauer haben belegt, dass Mobbing im 
Internet immer gehäufter auftritt und dass sich 
die Täter insbesondere die Anonymität des 
Internet zunutze machen, etwa 
wenn sie Kinder und Jugendli-
che in Chats sexuell belästigen 
(sogenanntes Cyber-Grooming). 
Weitere Formen der Internetge-
walt sind: Flaming (Beleidigen, 
Beschimpfen), Harassment (Belä-
stigen, Schikanieren), Denigration 
(Gerüchteverbreitung, Anschwär-
zen), Impersonation (Falsche 
Identitäten annehmen), Outing 
and Trickery (Bloßstellung, Be-
trug), Exclusion (Ausgrenzung), 
Cyberstalking (Verfolgung, fort-
währende (sexuelle) Belästigung), 
Cyberthreads (Androhung von Gewalt). 

Eine für die Schule wichtige Erkenntnis 
der Studie „Gewalt im Web 2.0: Der Umgang 
Jugendlicher mit gewalthaltigen Inhalten 
und Cyber-Mobbing sowie die rechtliche 
Einordnung der Problematik“ von Grimm: 
Kinder und Jugendliche sind kompetenter im 
technischen Umgang mit Computern als ihre 
Erziehungsberechtigten. Die klassische Lehr-
Lern-Methodik von Eltern zu Kindern ist so-
mit nicht mehr anwendbar. Diese umgekehrte 
Lehr-Lern-Methodik beeinflusst genauso das 
Verhältnis zwischen Lehrkräften und Schüler/-
innen. Sperren der Schule für Webseiten etwa 
umgehen die Jugendlichen. Gefördert werden 
muss daher dringend eine medienkritische 
Haltung der Kinder und Jugendlichen im Um-
gang mit dem Internet. Dazu gehörten unter 
anderem das Wissen über soziale Netzwerke, 
die Veröffentlichung privater Daten und der 
Umgang mit Internetmobbing.

In einem zweiten Schwerpunkt werden die 
Beweggründe der Täter erforscht und die Täter 
in den virtuellen und realen Lebensbereich der 
Opfer eingeordnet. Hier kann oft an klassisches 
Mobbing angeknüpft werden, auch wenn sich 
Internetmobbing aufgrund größerer Reichweite 
und besserer Vernetzung mit teilweise Unbe-
kannten etwas anders darstellt. 

Der dritte genannte Bereich behandelt vor 
allem kleinere Studien. Es existieren derzeit 
keine endgültigen Daten, wie viele Kinder 
und Jugendliche tatsächlich bereits Internet-

mobbing erlebt haben oder aktuell erleben. 
Alle Erhebungen sind entweder repräsentativ 
oder qualitativ und stützen sich auch auf For-
schungsergebnisse aus dem internationalen 
Raum. Eine aktuelle Studie der Universität Ho-

henheim besagt beispielsweise, 
dass jeder fünfte Schüler bereits 
Cybermobbing erlebt hat. Aus ei-
ner im Jahr 2011 durchgeführten 
Forsa-Umfrage für die Techniker 
Krankenkasse geht hervor, dass 
jeder dritte Jugendliche betroffen 
sein soll. Beide Werte zeigen, 
dass das Thema bedeutend für 
die Gesellschaft und damit auch 
die Schule ist. Letztlich kommen 
die Studien alle zum gleichen 
Schluss: Das Problem Internet-
mobbing existiert in Deutschland 
und darf nicht unbeachtet bleiben.

Deutscher Schulsektor liegt hinten
Auch im schulischen Sektor ist Deutschland 

im Vergleich zu anderen europäischen Ländern 
nicht auf dem aktuellsten Stand: In Frankreich 
wird seit Mai 2011 darüber verhandelt, den 
Umgang mit Facebook und anderen Social 
Networks in den Schulunterricht einzubinden. 
So sollen sich Lehrkräfte in Frankreich im Rah-
men ihrer Aus- und Fortbildung verpflichtend 
mit dem Internet befassen und dazu angehalten 
werden, Internetmobbingfälle zu melden. Es 
steht sogar eine Abmachung mit Facebook zur 
Debatte, Profile von Schülern, die das Netzwerk 
zum Mobben nutzen und gemeldet werden, 
umgehend zu löschen. Ein solches Abkommen, 
sollte es tatsächlich so beschlossen werden, 
wäre bisher einzigartig und hätte wegweisenden 
Charakter. Frankreich scheint erkannt zu haben, 
dass es nicht ausreicht, im Falle von Internet-
mobbing die Täter von der Schule zu entfernen. 
Denn die Belästigungen im Internet können ja 
trotzdem ungestört weitergehen.

In Großbritannien und Irland werden bereits 
seit einigen Jahren Scouts ausgebildet, und das 
Thema wird in den Schulunterricht eingebun-
den. Insgesamt herrscht im englischsprachigen 
Bereich ein höheres Problembewusstsein. 
Selbst im Vergleich zu Österreich scheint 
Deutschland rückständig: Österreichische 
Politiker setzten sich 2011 dafür ein, einen 
Facebook-Führerschein für Schulen verpflich-
tend in den Unterricht aufzunehmen. 

1.

2.

3.

Sarah-Alena Bade
Staatsexamen für 

Lehramt an Haupt- und 
Realschulen 

Universität Osnabrück
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Die deutsche Politik ist gefordert, sich nicht 
nur intensiver mit dem Thema auseinanderzu-
setzen, sondern es zu einem Pflichtthema für 
den Schulunterricht und die Lehrer(aus)bildung 
zu machen. Allerdings existieren bisher – im 
Vergleich zu anderen Gebieten – nur wenige 
Materialien, die es Lehrern ermöglichen, sich 
umfassend, einfach und schnell über das Thema 
zu informieren. 

In der universitären Ausbildung wird das 
Thema unzureichend behandelt. So gibt es 
zwar Seminare zum Thema Medienkompetenz. 
In diesen wird das Thema Internetmobbing/
Cybermobbing aber oft nur angeschnitten 
oder gar nicht behandelt. Vergleichbar mit der 
universitären Ausbildung sind auch die SchiLF-
Angebote für Lehrer. Hier handelt es sich meist 
um Fortbildungen im Bereich Mobbing oder 
Medienkompetenz, in denen Internetmobbing 
maximal oberflächlich betrachtet wird.

Empfehlenswerte Angebote
Nichtsdestotrotz gibt es einige sehr loh-

nenswerte Weiterbildungsangebote gegen 
Internetgewalt für Lehrer. So führt der Land-
schaftsverband Rheinland seit 2009/10 mit 
Schulklassen und Lehrern auf 
Anfrage Projekte zum Thema 
Cybermobbing durch. Diese 
wie auch andere stützen sich 
vielfach auf das gleiche Materi-
al, häufig die kostenlos bestell-
baren Unterrichtsmaterialien 
von klicksafe. Bei klicksafe 
handelt es sich um eine EU-In-
itiative, die in Deutschland von 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein Westfalen (LfM) und 
der Landeszentrale für Medien 
und Kommunikation (LMK) 
Rheinland-Pfalz gesteuert wird. 
Die AJS NRW hat ebenfalls eine Broschüre 
für Eltern und Fachkräfte zu Cybermobbing 
herausgegeben (siehe Abb.). Erwähnenswert ist 
auch ein Projekt der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster, welches 2010 in einem 
Seminar von Pieschl und Porsch entstand. Die 
gemeinsam mit Schüler/-innen entwickelten 
Unterlagen können von Schulen als Präventi-
onsmaßnahme für die Altersspanne der Klassen 
fünf bis sieben angefordert werden. 

Bei Fortbildungen für Schüler/-innen und 
Lehrkräfte wird auch gern Filmmaterial zur 
Veranschaulichung hinzugezogen. Ein Film 
aus Großbritannien ist ‚Let‘s Fight it Toge-
ther’. Da dieser Lehrfilm den Schwerpunkt 
allerdings bei Handymobbing setzt und Social 
Networks außen vor lässt, ist er nur noch 
als begrenzt zeitgemäß zu betrachten. Das 
Problem Cybermobbing (also Internet- und 

Handymobbing) hat sich zu Gunsten des In-
ternets verschoben. Zum Zweck der medialen 
Verdeutlichung durch Filmmaterial eignen 
sich der englischsprachige ABC-Family-Film 
‚Cyberbully’ sowie der deutschsprachige, vom 
SWR produzierte Kinder- und Jugendkrimi 
‚Netzangriff ’. Sie greifen das Thema Social 
Networks und Internetmobbing auf und be-
handeln es für die Jugendlichen sorgfältig, 
feinfühlig und gut nachvollziehbar.

Lehrpläne bremsen aus
Schulen begegnen dem Problem bisher in 

der Regel mit dem Verbot von Mobilfunktele-
fonen (festgehalten in der Schulordnung) und 
der Sperrung von Social Network-Webseiten an 
den Computern der Schule. Dieses Vorgehen 
löst aber nicht das Problem. Im Gegenteil: 
Es führt dazu, dass kein Problembewusstsein 
entsteht und keine Auseinandersetzung mit 
Internetgewalt stattfindet, wenn es zu einem 
Vorfall kommt. Obwohl sich die meisten Lehrer 
der möglichen Probleme durch Internetmob-
bing durchaus bewusst sind, haben aufgrund 
der fehlenden Aus- und Fortbildung nur wenige 
die Kompetenz, damit adäquat umzugehen. 

Einfacher ist es, das Thema zu 
ignorieren und sich nicht zustän-
dig zu fühlen. Nur wenige, meist 
jüngere, Lehrer behandeln das 
Problem Internetmobbing der 
Dringlich- und Ernsthaftigkeit 
entsprechend. Hier besteht drin-
gender Handlungsbedarf. Hinzu 
kommt, dass viele Schulen auf-
grund von Kürzungen der Mittel 
durch die Politik keine Schulsozi-
alarbeiter vor Ort haben, die sich 
des Problems annehmen und das 
Lehrpersonal unterstützen und 
entlasten könnten.

Weiterhin existiert derzeit schlicht und 
ergreifend ein Zeitproblem. Selbst wenn Lehr-
kräfte genug Wissen besitzen, um das Thema 
angemessen im Klassenunterricht zu behandeln 
und auch noch engagiert sind: Das Curriculum 
deutscher Schulen ist inzwischen so weit ge-
strafft worden, dass keine Zeit mehr bleibt, um 
relevante aber fachfremde Probleme im Unter-
richt zu klären. Zumeist ist es nicht möglich, 
das Thema in den Unterricht einzubinden. Um 
das Thema Cybermobbing intensiv aufzuarbei-
ten, müssen sich Lehrkräfte und Schüler/-innen 
nachmittags engagieren, Projekttage einsetzen 
und Freistunden opfern. Hier wäre beispiels-
weise zu reflektieren, in wieweit die Umstel-
lung auf G8 einen Einfluss auf die Unterrichts-
gestaltung hat(te) oder ob der Wegfall des 
Klassenlehrerunterrichts in einigen Bundes-
ländern sich negativ ausgewirkt haben könnte.

Leuchtturmbeispiele
Es gibt einige wenige Schulen, die den 

Umgang mit Cybermobbing tatsächlich in ihr 
schulinternes Curriculum aufgenommen haben, 
so z. B. die Humboldt-Schule in Berlin in das 
Wahlpflichtfach Informatik der Klasse zehn. 
Dies könnte ein Zeichen dafür sein, dass sich 
das Problembewusstsein an Schulen verändert. 
Es wäre in jedem Fall wünschenswert. Schulen 
müssen heutzutage bei der Medienerziehung, 
zumal im Zusammenhang mit Internet, einen 
besonderen Dienst leisten: Viele Eltern der 
aktuellen Generation Internet sind nicht aus-
reichend medienkompetent, um ihre Kinder 
zu einem verantwortungsvollen Umgang mit 
dem Internet zu erziehen – denn sie haben es 
selbst nicht gelernt. Umso wichtiger ist es, dass 
die Schulen einspringen und aktiv werden. Ein 
Schritt in die richtige Richtung ist der Medi-
enpass NRW, der ab dem Schuljahr 2012/13 
flächendeckend für alle Grundschulen in Nord-
rhein-Westfalen zur Verfügung stehen soll. Da-
mit soll die systematische Vermittlung von Me-
dienkompetenz in der Schule gestärkt werden.

Problem Cybermobbing bleibt
Festzuhalten bleibt: Cybermobbing ist ein 

dringendes Problem an deutschen Schulen. Die 
(soziale) Vernetzung mit Hilfe des Internets 
wird immer größer und die Rolle des Internets 
gewinnt im Alltag und in der Schule immer 
mehr an Bedeutung. Das Internet ist nicht mehr 
wegzudenken, es wird auch nicht wieder ver-
schwinden. Also müssen wir lernen, damit zu 
arbeiten. Bis dato wissen die wenigsten Lehrer 
mit dem speziellen Problem Internetmobbing 
umzugehen und werden dazu auch an den 
meisten Universitäten nicht ausgebildet. Dies 
Defizit gilt es zu beheben. Dazu kann weitere 
Forschung beitragen. Zwar existieren für Leh-
rer Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten im 
Bereich der Mobbing-Prä- und Intervention 
sowie Medienerziehung. Diese reichen aber in 
Anzahl und teilweise auch Qualität aufgrund 
der spezifischen Reichweite des Internets 
und der immer weiter steigenden Vernetzung 
der Gesellschaft nicht aus. Derzeit haben zu 
großen Teilen weder Erziehungsberechtigte 
noch Lehrkräfte die Kompetenz, Kindern und 
Jugendlichen den verantwortungsbewussten 
Umgang mit Internet und Internetgewalt zu leh-
ren. Das Problem bleibt also zunächst bestehen.

Sarah-Alena Bade
Der Artikel basiert auf der Examensarbeit 

im Fach Pädagogik an der Universität Osna-
brück, Fachbereich Erziehungs- und Kultur-
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Schon auf Kleinigkeiten übertrieben reagieren
Der Hamburger Erziehungswissenschaftler Jens Weidner fordert in Focus,    
daß Pädagogen jugendlichen Gewalttätern Kontra geben müssen

Das Gute vorweg: Deutschland ist 
von der amerikanischen Jugendgewalt 
weit entfernt, und die Ausschreitungen in 
Schulen hierzulande sind weniger drama-
tisch als derzeit medial vermittelt. 

Die schlechte Nachricht: Die Deutschen 
sind kaum friedliebender, aber ihnen 
ist der liberale Zugang zu Schußwaffen 
versperrt. Und das ist gut so – zumal mit 
der berühmten Waffe  im Nachtschrank 
seltener der Einbrecher und häufiger 
ein Familienangehöriger im Affekt er-
schossen wird.  Die Kriminologie ist hier 
eindeutig: Waffen, die vorhanden sind, 
werden in Extremsituationen auch 
benutzt. Und Schüler und Schülerinnen 
empfinden im Gefühlsrausch der Puber-
tät fast  alles „ziemlich extrem“. Haben 
die nun  auch noch einen Zugang zu 
Vaters  Waffenschrank, ahnt man nichts 
Gutes. Die spektakulären Fälle von 
Littleton bis Brannenburg belegen dies. 
Entsprechend ist die Bundesratsinitiative 
zum „kleinen Waffenschein“ auch schon 
für Schreckschußwaffen, Gas- und  Si-
gnalpistolen zu begrüßen. 

Die extremen Fälle von geplanten 
und realisierten Amokläufen an Schulen 
haben auf den ersten Blick etwas krimi-
nalistisch Irritierendes:  Die Täter wollen 
nicht entkommen. Sie wollen erwischt 
werden. Es geht hier weniger um Rache 
gegen Mitschüler und Lehrer. Die Ta-
ten dienen  vielmehr als Sprungbrett 
zur globalen Persönlichkeit: weltweit 
bekannt werden durch eine einzige Tat, 
geradezu mühelos. Das US-Littleton-
Massaker war hier die Initialzündung. 

Seitdem  reißt die Serie spektakulärer 
Taten auch in  Deutschland nicht ab. 
Schüler, die in ihrem melodramatisch-
pubertierenden Hass schwelgen, wissen 
nun, daß Nachahmungstaten berühmt 
machen. Pädagogik und Psychologie 
sprechen vom Werther-Effekt, seit Goe-
thes Liebesdrama eine Welle von Suizid-
versuchen nach sich zog. 

Dieser Effekt ist nicht naturgegeben. 
Wir können gegensteuern: Pädagogisch 
sinnvoll wäre es, wenn diese Taten nur 
justiziell-kriminologisch, aber kaum 
medial bearbeitet werden würden: Der 
sekundenschnelle Gewalt-Paukenschlag 
zum www.kriminalitäts.star verkümmert 
zur Bedeutungslosigkeit, wenn er nur 
noch zur Randnotiz in der Provinzpostille 
taugt. Potentielle Opfer werden geschützt, 
denn Nachahmungstaten können so 
kaum entstehen. 

Harmloser sieht es im normalen Schul -
alltag aus. Hier werden überalterte 
Kollegien mit MTV-Schnelldenkern der 
Techno-Generation konfrontiert. Begleitet 
werden diese von einer prozentual kleinen 
Gruppe von „Freunden der Aggression“, 
die sich durch Mobbing, Gewaltandro-
hungen oder Abziehereien hervortun. De-
nen muß unser Augenmerk gelten, denn 
solch eine Atmosphäre könnte Gewalt 
begünstigen. In Schles wig-Holstein sagte 
mir so ein hellwacher, vor Selbstbewußt-
sein strotzender 14jähriger Bedroher: „Ich 
weiß nicht, was Sie wollen. Ich stehe hier 
am Schultor und sage den Jungs immer: 
,Laßt das mit den Geschenken, ich will 

die nicht, ehrlich‘. Und die hören nicht auf 
mich. Jetzt habe ich schon drei Swatchuh-
ren, Turnschuhe und Kleingeld, auch mal 
‚ne Jacke. Ich glaube, die halten mich für 
so einen Altkleiderfuzzi.“ Ein cooler Typ mit 
einer Werbebotschaft: Ich will so bleiben, 
wie ich bin! Gewähren lassen bedeutet 
hier, sich pseudotolerant zu verhalten, 
Opfer billigend in Kauf zu nehmen. Für 
Pädagogen ein unverzeihlicher Fauxpas! 

Statt dessen ist Grenzziehung an-
gezeigt, wo ohne solche Grenzen und 
Normen Schüler verletzt, geplagt oder ge-
demütigt werden. Das neue Motto schul-
pädagogischen Handelns muß lauten: auf 
Kleinigkeiten pädagogisch übertrieben 
reagieren, damit Großes erst gar nicht 
passiert! In Deutschland wird aber häu-
fig umgekehrt gearbeitet: Kleinigkeiten 
werden als jugendtypisch ignoriert, so 
daß Schüler schon schwerere Geschütze 
auffahren müssen, um endlich Reaktionen 
zu erfahren. Gerade Mehrfachauffällige su-
chen diese Auseinandersetzung. Hier heißt 
es dagegenzuhalten, die Opferperspektive 
zu verdeutlichen, Wiedergutmachung 
einzufordern, um Normen und Werte zu 
streiten. Die Wissenschaft spricht von 
konfrontativer Pädagogik. Ein langwie-
riger Prozeß. Und einer mit Erfolgsaus-
sichten. Dazu der 15jährige Andre: „Die 
Lehrer stellen mich zur Rede, die texten 
mich zu, die kleben wie ein Kaugummi an 
meiner Schuhsohle. Da muß man einfach 
ins Grübeln kommen.“ Na also, wenn das 
kein Anfang ist!
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Was ist abschreckend, was ist rückfallverhütend?
Nicht die Straffälligkeit ist für die Jugendhilfe Anlaß der Intervention, sondern die Erzieh-
ungsbedürftigkeit der Jugendlichen. Carmen Trenz (AJS) plädiert für eine stärkere
Anwendung der Unterstützungsangebote nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG)

Wir alle wissen, daß die meisten Kin-
der und Jugendlichen aus allen gesell-
schaftlichen Schichten mindestens einmal
eine Strafnorm übertreten. Straftaten min-
derschwerer Art gehören sozusagen zum
Prozeß des Aufwachsens. Die für dieses
Alter typischen Motive sind Neugier, Aben-
teuerlust, das Austesten von Grenzen,
Protest und Provokation, also Versuche
der Abgrenzung von den Erwachsenen auf
der Suche nach der eigenen Identität. Nur
in den wenigsten Fällen liegt kriminelle En-
ergie vor. Meist bleibt die Straffälligkeit
eine Episode. Auch die offiziellen Krimi-
nalstatistiken belegen, daß die junge Men-
schen in der Regel nur einmal strafrecht-
lich auffällig werden.

Vor allem im Bagatellbereich werden die
meisten Straftaten nicht angezeigt, weil sie
erst gar nicht entdeckt werden, so die Er-
gebnisse von Dunkelfelduntersuchungen.
In diesen Fällen kann also keine Reakti-
on der Erwachsenen folgen, übrigens
ohne daß deshalb eine kriminelle Karrie-
re droht. Wenn aber eine Straftat bekannt
wird, sollte das soziale Umfeld – Eltern,
Lehrer, eventuell auch Freunde – reagie-
ren, allerdings in angemessener Weise.
Die jungen Menschen selbst erwarten dies
auch, wie eine 1986 in Bielefeld und Mün-
ster durchgeführte (und in ihren Ergebnis-
sen nach wie vor aktuelle) Befragung von
13 bis 17Jährigen nahe legt (siehe Susan-
ne Karstedt, AJS FORUM 2/99). Demnach
erwarten die Jugendlichen eine Sanktion
im Zusammenhang mit ihrem Fehlverhal-
ten und rechnen auch mit vermehrter Kon-
trolle. Zugleich erhoffen sie Rat und Hilfe
von ihren Eltern. Wo diese Doppelstrate-
gie erfolgt, begehen Jugendliche seltener
Straftaten. Zur Normverdeutlichung oder
Ahndung einer Straftat reicht es daher in al-
ler Regel aus, wenn Eltern oder andere Er-
ziehungs- oder Bezugspersonen erziehe-
risch reagieren. Das kann eine Ermahnung,
die Aufforderung sich zu entschuldigen, eine
Wiedergutmachung des Schadens oder
eine Strafe sein. Eine Sanktion seitens der
Justiz ist im allgemeinen nicht erforderlich.

Wenn ein Jugendlicher entdeckt und
angezeigt wird, so wirkt – auch dies ein

Ergebnis dieser Studie - schon der Kon-
takt mit der Polizei abschreckend und
damit oft auch rückfallverhütend. Die Ver-
nehmung ist eine erste schnelle Reakti-
on, die für den Jugendlichen eine Bezie-
hung zwischen Tat und Folgen unmittel-
bar herstellt. Dabei kommt es jedoch auf
das Verhalten des Polizeibeamten/ der
Beamtin an: Wenn der junge Mensch kor-
rekt und respektvoll behandelt wird, bei
gleichzeitiger Verurteilung der Tat, wirkt
sich das positiv auf sein zukünftiges ge-
setzeskonformes Verhalten aus. Eine
Befragung von jungen Erwachsenen, die
in ihrer Jugend straffällig geworden wa-
ren, hat gezeigt, daß die Schande des Er-
wischtwerdens am meisten Eindruck ge-
macht und am ehesten verhindert hat, daß
die Jugendlichen rückfällig wurden.

Ein formelles Gerichtsverfahren und
justizielle Strafmaßnahmen sind also oft
gar nicht erforderlich. Diesem Gedanken
trägt die �Diversion“ im deutschen Jugend-
strafrecht Rechnung. Wenn geeignete er-
zieherische Reaktionen – in
der Familie, im sozialen Um-
feld oder auch durch die Ju-
gendhilfe – erfolgt sind und
die Straftat nicht zu schwer-
wiegend ist, soll das förmli-
che Verfahren eingestellt
werden. Dies kann je nach
dem konkreten Fall mit und
ohne weitere Sanktionen ge-
schehen. Wie Rückfallunter-
suchungen gezeigt haben,
macht dieses Vorgehen auch
aus kriminologischer Sicht
Sinn: Die milderen Reaktio-
nen, so der Kölner Krimino-
loge Michael Walter, wiesen
nicht schlechtere, mitunter
sogar günstigere Rückfallquoten auf.

Aber auch aus gesellschaftspolitischer
und pädagogischer Sicht muß es darum
gehen, Jugendliche in die Gesellschaft zu
integrieren und nicht sie auszugrenzen.
Ein formelles Gerichtsverfahren und
schärfere Maßnahmen können junge
Menschen (weiter) destabilisieren. Vor al-
lem gilt es zu vermeiden, junge Menschen

als Kriminelle abzustempeln. Zum einen
ist kein Jugendlicher nur �kriminell“. Hat
ein junger Mensch erst einmal das Attri-
but �Lügner“ oder �Dieb“ erhalten, reagiert
die Umgebung häufig stigmatisierend nach
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gemeinen Sozialen Dienst, der eingehend
prüft, ob das Wohl des Kindes oder Ju-
gendlichen gefährdet ist und somit ein
erzieherischer Bedarf vorliegt. Wenn die
Straftat ein Ausdruck von erheblichen
Entwicklungsstörungen ist, muß die Ju-
gendhilfe geeignete Hilfen einleiten.
Dafür gibt es eine breite Palette von Un-
terstützungsangeboten bzw. �Hilfen zur
Erziehung“, die im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz (KJHG) in den §§ 28 bis 35 ge-
nannt sind. Ein erprobtes Angebot ist die
�soziale Gruppenarbeit“ (§ 29): Unter
Gleichaltrigen entwickeln die Kinder und
Jugendlichen wichtige soziale Kompeten-
zen und können Verhaltensschwierigkei-
ten überwinden. Weitere ambulante Ange-
bote sind zum Beispiel die sozialpädago-
gische Familienhilfe, die intensive sozial-
pädagogische Einzelbetreuung oder in
schwerwiegenden Fällen die Heimerzie-
hung oder sonstige betreute Wohnformen.

Ich möchte hervorheben, daß in der
Kinder- und Jugendhilfe nicht die Straffäl-
ligkeit Anlaß für eine Intervention ist, son-
dern ausschließlich die Erziehungsbedürf-
tigkeit. Erziehungshilfen sind pädagogi-
sche und niemals strafrechtliche Reaktio-
nen. Dies muß auch für den betroffenen
Jugendlichen deutlich sein.

Davon ausgenommen ist lediglich die
Jugendgerichtshilfe, die der Justiz gege-
benenfalls (s. oben) erzieherische Sank-
tionen für den Jugendlichen vorschlägt. Da
es sich in diesem Fall um Zwangsmaß-
nahmen handelt, müssen sich die vorge-
schlagenen Sanktionen an der Tatschwe-
re orientieren, so wie dies auch bei ge-
richtlichen Entscheidungen vorgeschrie-
ben ist..

Die Forderung, rascher und unmittelba-
rer auf Straftaten von jungen Menschen
zu reagieren, wird seit längerem erhoben.
Tatsächlich liegt zwischen der Entdeckung
einer Straftat und offiziellen Reaktionen oft
eine zu lange Zeitspanne, allerdings
durchaus nicht immer, wie oft unterstellt
wird. So vergeht zum Beispiel in Düssel-
dorf im Rahmen der Diversion zwischen
Anzeige und Erledigung in der Regel vier
bis sechs Wochen und zwar ohne ein auf-
wendiges spezielles Modell.

Die breite Zustimmung zur Forderung
nach schneller Reaktion der zuständigen
Instanzen basiert auf der Erwartung, daß
sich diese in jedem Fall günstig auf die
jungen Delinquenten auswirke. Ich möch-
te im folgenden dafür plädieren, generell
positive Wirkung einer raschen Reaktion

kritisch zu hinterfragen. Da-
bei stütze ich mich u. a. auf
Recherchen und Einschät-
zungen der Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendkrimina-
litätsprävention, die beim
Deutschen Jugendinstitut in
München angesiedelt ist. In
dem Buch �Schnelle Reak-
tion. Tatverdächtige Kinder
und Jugendliche im Span-
nungsfeld zwischen be-
schleunigtem Verfahren und
pädagogischer Hilfe“ wur-
den acht Programme aus
Deutschland und eines aus
Österreich beschrieben und
unter pädagogischen Gesichtspunkten
beleuchtet.

In der Analyse der Projekte wurden zwei
Grundmodelle unterschieden: Die meist
von Polizei oder Justiz initiierten Program-
me zielen in erster Linie darauf ab, daß
ein Jugendlicher nach der Tat schneller mit
Sanktionen konfrontiert wird. Dies soll da-
durch erreicht werden, daß die Laufzeiten
von Akten und Verfahren beschleunigt
werden und die Institutionen Polizei,
Staatsanwaltschaft, Jugendgericht, Ju-
gendgerichtshilfe enger zusammenarbei-
ten. In den Programmen werden zum Bei-
spiel das �Vereinfachte Jugendverfahren“
konsequenter angewendet, Akten mit be-
sonderer Dringlichkeit gekennzeichnet,
Boten/Kuriere und moderne Kommunika-
tionsmittel verstärkt eingesetzt, mehr Ab-
sprachen getroffen oder aber – wie im
Stuttgarter �Haus des Jugendrechts“ - alle
Verfahrensbeteiligten in einem Gebäude
ansiedelt.

Bei den Programmen, die von der Ju-
gendhilfe angeregt wurden, ging es haupt-
sächlich darum, möglichst rasch nach der
Tataufdeckung festzustellen, ob die Kin-
der, Jugendlichen und Eltern Unterstüt-
zung brauchen, ob also erzieherische Hil-
festellungen notwendig sind. Dazu muß
die Jugendhilfe umgehend von der Poli-
zei über den Tatverdacht informiert wer-
den. Wenn ein Erziehungsbedarf festge-
stellt wird, muß eine gründliche, nicht aber
in jedem Fall schnelle Prüfung ergeben,
welche Hilfestellungen notwendig sind und
es muß entsprechend gehandelt werden.

Mit meinen Ausführungen wollte ich auf-
zeigen, daß aus Sicht der Jugendhilfe die
rasche Reaktion der Sanktionsinstanzen
auf Straffälligkeit nicht das Hauptkriterium
für eine erfolgreiche Intervention sein

kann. Natürlich ist es richtig
und sinnvoll, daß die Polizei,
Staatsanwaltschaft und Ju-
gendgerichtshilfe umgehend
informiert und die Institutionen
sich schnell und möglichst
unbürokratisch auf ein geeig-
netes Vorgehen einigen. Die-
ses Vorgehen sollte allerdings
nicht nur auf die minder- bis
mittelschweren Fälle der Di-
version beschränkt sein, wie
diese Veranstaltung nahelegt.
Wichtig ist in jedem Fall die
tat- und fallangemessene Re-
aktion, und da reichen bei
minderschweren Straftaten oft

elterliche Reaktionen aus. Bei Intensivtä-
tern und vor allem bei jungen Menschen,
die vielleicht auch schon als Kinder we-
gen gefährlicher Gewalttaten auffallen,
kommt es ganz besonders darauf an,
rechtzeitig und mit gezielten Maßnahmen
eine kriminelle Karriere zu verhindern. Im
Sinne der Opfer wie der Täter.

Ich möchte abschließend noch kurz auf
das Remscheider Modell eingehen, das
wohl in den Medien und bei Politikern auf
einige Resonanz gestoßen ist. Ich weiß,
daß es unter Fachleuten – Praktikern und
Kriminologen – umstritten ist. Hauptkritik-
punkt ist die - etwas salopp formulierte -
Einschätzung, daß hier mit �Kanonen auf
Spatzen“ geschossen werde. Der Diver-
sionstag wurde eingerichtet für junge Erst-
täter im Bereich der Bagatelldelikte. Wie
mehrfach dargelegt, reicht bei dieser Ziel-
gruppe die unangenehme Erfahrung des
Erwischtwerdens und die elterliche Reak-
tion fast immer aus. Natürlich kann bei
einzelnen Jugendlichen der Auftritt beim
Diversionstag zusätzlich beeindrucken, es
kann aber auch ein unerwünschter Stig-
matisierungseffekt eintreten. Über Rück-
fallquoten kann man seriöser weise erst
nach drei bis fünf Jahren Auskunft geben.
Ob ein solches Massenverfahren dem
Einzelfall gerecht wird, ist eine andere
Frage. Insbesondere aber stellt sich die
Frage, ob der Aufwand und die Energie,
die in dieses Projekt gestellt wurden, nicht
viel sinnvoller eingesetzt wären bei den
jungen Tätern, die uns zu Recht Sorgen
machen: den Intensiv- und Wiederho-
lungstätern.

Carmen Trenz
Referentin bei der AJS

carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de
(Stellungnahme auf der Expertenanhörung der

SPD-Landtagsfraktion �Diversion / Schnelle
Reaktion“ Mitte Februar in Düsseldorf)
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gemeinen Sozialen Dienst, der eingehend
prüft, ob das Wohl des Kindes oder Ju-
gendlichen gefährdet ist und somit ein
erzieherischer Bedarf vorliegt. Wenn die
Straftat ein Ausdruck von erheblichen
Entwicklungsstörungen ist, muß die Ju-
gendhilfe geeignete Hilfen einleiten.
Dafür gibt es eine breite Palette von Un-
terstützungsangeboten bzw. �Hilfen zur
Erziehung“, die im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz (KJHG) in den §§ 28 bis 35 ge-
nannt sind. Ein erprobtes Angebot ist die
�soziale Gruppenarbeit“ (§ 29): Unter
Gleichaltrigen entwickeln die Kinder und
Jugendlichen wichtige soziale Kompeten-
zen und können Verhaltensschwierigkei-
ten überwinden. Weitere ambulante Ange-
bote sind zum Beispiel die sozialpädago-
gische Familienhilfe, die intensive sozial-
pädagogische Einzelbetreuung oder in
schwerwiegenden Fällen die Heimerzie-
hung oder sonstige betreute Wohnformen.

Ich möchte hervorheben, daß in der
Kinder- und Jugendhilfe nicht die Straffäl-
ligkeit Anlaß für eine Intervention ist, son-
dern ausschließlich die Erziehungsbedürf-
tigkeit. Erziehungshilfen sind pädagogi-
sche und niemals strafrechtliche Reaktio-
nen. Dies muß auch für den betroffenen
Jugendlichen deutlich sein.

Davon ausgenommen ist lediglich die
Jugendgerichtshilfe, die der Justiz gege-
benenfalls (s. oben) erzieherische Sank-
tionen für den Jugendlichen vorschlägt. Da
es sich in diesem Fall um Zwangsmaß-
nahmen handelt, müssen sich die vorge-
schlagenen Sanktionen an der Tatschwe-
re orientieren, so wie dies auch bei ge-
richtlichen Entscheidungen vorgeschrie-
ben ist..

Die Forderung, rascher und unmittelba-
rer auf Straftaten von jungen Menschen
zu reagieren, wird seit längerem erhoben.
Tatsächlich liegt zwischen der Entdeckung
einer Straftat und offiziellen Reaktionen oft
eine zu lange Zeitspanne, allerdings
durchaus nicht immer, wie oft unterstellt
wird. So vergeht zum Beispiel in Düssel-
dorf im Rahmen der Diversion zwischen
Anzeige und Erledigung in der Regel vier
bis sechs Wochen und zwar ohne ein auf-
wendiges spezielles Modell.

Die breite Zustimmung zur Forderung
nach schneller Reaktion der zuständigen
Instanzen basiert auf der Erwartung, daß
sich diese in jedem Fall günstig auf die
jungen Delinquenten auswirke. Ich möch-
te im folgenden dafür plädieren, generell
positive Wirkung einer raschen Reaktion

kritisch zu hinterfragen. Da-
bei stütze ich mich u. a. auf
Recherchen und Einschät-
zungen der Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendkrimina-
litätsprävention, die beim
Deutschen Jugendinstitut in
München angesiedelt ist. In
dem Buch �Schnelle Reak-
tion. Tatverdächtige Kinder
und Jugendliche im Span-
nungsfeld zwischen be-
schleunigtem Verfahren und
pädagogischer Hilfe“ wur-
den acht Programme aus
Deutschland und eines aus
Österreich beschrieben und
unter pädagogischen Gesichtspunkten
beleuchtet.

In der Analyse der Projekte wurden zwei
Grundmodelle unterschieden: Die meist
von Polizei oder Justiz initiierten Program-
me zielen in erster Linie darauf ab, daß
ein Jugendlicher nach der Tat schneller mit
Sanktionen konfrontiert wird. Dies soll da-
durch erreicht werden, daß die Laufzeiten
von Akten und Verfahren beschleunigt
werden und die Institutionen Polizei,
Staatsanwaltschaft, Jugendgericht, Ju-
gendgerichtshilfe enger zusammenarbei-
ten. In den Programmen werden zum Bei-
spiel das �Vereinfachte Jugendverfahren“
konsequenter angewendet, Akten mit be-
sonderer Dringlichkeit gekennzeichnet,
Boten/Kuriere und moderne Kommunika-
tionsmittel verstärkt eingesetzt, mehr Ab-
sprachen getroffen oder aber – wie im
Stuttgarter �Haus des Jugendrechts“ - alle
Verfahrensbeteiligten in einem Gebäude
ansiedelt.

Bei den Programmen, die von der Ju-
gendhilfe angeregt wurden, ging es haupt-
sächlich darum, möglichst rasch nach der
Tataufdeckung festzustellen, ob die Kin-
der, Jugendlichen und Eltern Unterstüt-
zung brauchen, ob also erzieherische Hil-
festellungen notwendig sind. Dazu muß
die Jugendhilfe umgehend von der Poli-
zei über den Tatverdacht informiert wer-
den. Wenn ein Erziehungsbedarf festge-
stellt wird, muß eine gründliche, nicht aber
in jedem Fall schnelle Prüfung ergeben,
welche Hilfestellungen notwendig sind und
es muß entsprechend gehandelt werden.

Mit meinen Ausführungen wollte ich auf-
zeigen, daß aus Sicht der Jugendhilfe die
rasche Reaktion der Sanktionsinstanzen
auf Straffälligkeit nicht das Hauptkriterium
für eine erfolgreiche Intervention sein

kann. Natürlich ist es richtig
und sinnvoll, daß die Polizei,
Staatsanwaltschaft und Ju-
gendgerichtshilfe umgehend
informiert und die Institutionen
sich schnell und möglichst
unbürokratisch auf ein geeig-
netes Vorgehen einigen. Die-
ses Vorgehen sollte allerdings
nicht nur auf die minder- bis
mittelschweren Fälle der Di-
version beschränkt sein, wie
diese Veranstaltung nahelegt.
Wichtig ist in jedem Fall die
tat- und fallangemessene Re-
aktion, und da reichen bei
minderschweren Straftaten oft

elterliche Reaktionen aus. Bei Intensivtä-
tern und vor allem bei jungen Menschen,
die vielleicht auch schon als Kinder we-
gen gefährlicher Gewalttaten auffallen,
kommt es ganz besonders darauf an,
rechtzeitig und mit gezielten Maßnahmen
eine kriminelle Karriere zu verhindern. Im
Sinne der Opfer wie der Täter.

Ich möchte abschließend noch kurz auf
das Remscheider Modell eingehen, das
wohl in den Medien und bei Politikern auf
einige Resonanz gestoßen ist. Ich weiß,
daß es unter Fachleuten – Praktikern und
Kriminologen – umstritten ist. Hauptkritik-
punkt ist die - etwas salopp formulierte -
Einschätzung, daß hier mit �Kanonen auf
Spatzen“ geschossen werde. Der Diver-
sionstag wurde eingerichtet für junge Erst-
täter im Bereich der Bagatelldelikte. Wie
mehrfach dargelegt, reicht bei dieser Ziel-
gruppe die unangenehme Erfahrung des
Erwischtwerdens und die elterliche Reak-
tion fast immer aus. Natürlich kann bei
einzelnen Jugendlichen der Auftritt beim
Diversionstag zusätzlich beeindrucken, es
kann aber auch ein unerwünschter Stig-
matisierungseffekt eintreten. Über Rück-
fallquoten kann man seriöser weise erst
nach drei bis fünf Jahren Auskunft geben.
Ob ein solches Massenverfahren dem
Einzelfall gerecht wird, ist eine andere
Frage. Insbesondere aber stellt sich die
Frage, ob der Aufwand und die Energie,
die in dieses Projekt gestellt wurden, nicht
viel sinnvoller eingesetzt wären bei den
jungen Tätern, die uns zu Recht Sorgen
machen: den Intensiv- und Wiederho-
lungstätern.
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gemeinen Sozialen Dienst, der eingehend
prüft, ob das Wohl des Kindes oder Ju-
gendlichen gefährdet ist und somit ein
erzieherischer Bedarf vorliegt. Wenn die
Straftat ein Ausdruck von erheblichen
Entwicklungsstörungen ist, muß die Ju-
gendhilfe geeignete Hilfen einleiten.
Dafür gibt es eine breite Palette von Un-
terstützungsangeboten bzw. �Hilfen zur
Erziehung“, die im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz (KJHG) in den §§ 28 bis 35 ge-
nannt sind. Ein erprobtes Angebot ist die
�soziale Gruppenarbeit“ (§ 29): Unter
Gleichaltrigen entwickeln die Kinder und
Jugendlichen wichtige soziale Kompeten-
zen und können Verhaltensschwierigkei-
ten überwinden. Weitere ambulante Ange-
bote sind zum Beispiel die sozialpädago-
gische Familienhilfe, die intensive sozial-
pädagogische Einzelbetreuung oder in
schwerwiegenden Fällen die Heimerzie-
hung oder sonstige betreute Wohnformen.

Ich möchte hervorheben, daß in der
Kinder- und Jugendhilfe nicht die Straffäl-
ligkeit Anlaß für eine Intervention ist, son-
dern ausschließlich die Erziehungsbedürf-
tigkeit. Erziehungshilfen sind pädagogi-
sche und niemals strafrechtliche Reaktio-
nen. Dies muß auch für den betroffenen
Jugendlichen deutlich sein.

Davon ausgenommen ist lediglich die
Jugendgerichtshilfe, die der Justiz gege-
benenfalls (s. oben) erzieherische Sank-
tionen für den Jugendlichen vorschlägt. Da
es sich in diesem Fall um Zwangsmaß-
nahmen handelt, müssen sich die vorge-
schlagenen Sanktionen an der Tatschwe-
re orientieren, so wie dies auch bei ge-
richtlichen Entscheidungen vorgeschrie-
ben ist..

Die Forderung, rascher und unmittelba-
rer auf Straftaten von jungen Menschen
zu reagieren, wird seit längerem erhoben.
Tatsächlich liegt zwischen der Entdeckung
einer Straftat und offiziellen Reaktionen oft
eine zu lange Zeitspanne, allerdings
durchaus nicht immer, wie oft unterstellt
wird. So vergeht zum Beispiel in Düssel-
dorf im Rahmen der Diversion zwischen
Anzeige und Erledigung in der Regel vier
bis sechs Wochen und zwar ohne ein auf-
wendiges spezielles Modell.

Die breite Zustimmung zur Forderung
nach schneller Reaktion der zuständigen
Instanzen basiert auf der Erwartung, daß
sich diese in jedem Fall günstig auf die
jungen Delinquenten auswirke. Ich möch-
te im folgenden dafür plädieren, generell
positive Wirkung einer raschen Reaktion

kritisch zu hinterfragen. Da-
bei stütze ich mich u. a. auf
Recherchen und Einschät-
zungen der Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendkrimina-
litätsprävention, die beim
Deutschen Jugendinstitut in
München angesiedelt ist. In
dem Buch �Schnelle Reak-
tion. Tatverdächtige Kinder
und Jugendliche im Span-
nungsfeld zwischen be-
schleunigtem Verfahren und
pädagogischer Hilfe“ wur-
den acht Programme aus
Deutschland und eines aus
Österreich beschrieben und
unter pädagogischen Gesichtspunkten
beleuchtet.

In der Analyse der Projekte wurden zwei
Grundmodelle unterschieden: Die meist
von Polizei oder Justiz initiierten Program-
me zielen in erster Linie darauf ab, daß
ein Jugendlicher nach der Tat schneller mit
Sanktionen konfrontiert wird. Dies soll da-
durch erreicht werden, daß die Laufzeiten
von Akten und Verfahren beschleunigt
werden und die Institutionen Polizei,
Staatsanwaltschaft, Jugendgericht, Ju-
gendgerichtshilfe enger zusammenarbei-
ten. In den Programmen werden zum Bei-
spiel das �Vereinfachte Jugendverfahren“
konsequenter angewendet, Akten mit be-
sonderer Dringlichkeit gekennzeichnet,
Boten/Kuriere und moderne Kommunika-
tionsmittel verstärkt eingesetzt, mehr Ab-
sprachen getroffen oder aber – wie im
Stuttgarter �Haus des Jugendrechts“ - alle
Verfahrensbeteiligten in einem Gebäude
ansiedelt.

Bei den Programmen, die von der Ju-
gendhilfe angeregt wurden, ging es haupt-
sächlich darum, möglichst rasch nach der
Tataufdeckung festzustellen, ob die Kin-
der, Jugendlichen und Eltern Unterstüt-
zung brauchen, ob also erzieherische Hil-
festellungen notwendig sind. Dazu muß
die Jugendhilfe umgehend von der Poli-
zei über den Tatverdacht informiert wer-
den. Wenn ein Erziehungsbedarf festge-
stellt wird, muß eine gründliche, nicht aber
in jedem Fall schnelle Prüfung ergeben,
welche Hilfestellungen notwendig sind und
es muß entsprechend gehandelt werden.

Mit meinen Ausführungen wollte ich auf-
zeigen, daß aus Sicht der Jugendhilfe die
rasche Reaktion der Sanktionsinstanzen
auf Straffälligkeit nicht das Hauptkriterium
für eine erfolgreiche Intervention sein

kann. Natürlich ist es richtig
und sinnvoll, daß die Polizei,
Staatsanwaltschaft und Ju-
gendgerichtshilfe umgehend
informiert und die Institutionen
sich schnell und möglichst
unbürokratisch auf ein geeig-
netes Vorgehen einigen. Die-
ses Vorgehen sollte allerdings
nicht nur auf die minder- bis
mittelschweren Fälle der Di-
version beschränkt sein, wie
diese Veranstaltung nahelegt.
Wichtig ist in jedem Fall die
tat- und fallangemessene Re-
aktion, und da reichen bei
minderschweren Straftaten oft

elterliche Reaktionen aus. Bei Intensivtä-
tern und vor allem bei jungen Menschen,
die vielleicht auch schon als Kinder we-
gen gefährlicher Gewalttaten auffallen,
kommt es ganz besonders darauf an,
rechtzeitig und mit gezielten Maßnahmen
eine kriminelle Karriere zu verhindern. Im
Sinne der Opfer wie der Täter.

Ich möchte abschließend noch kurz auf
das Remscheider Modell eingehen, das
wohl in den Medien und bei Politikern auf
einige Resonanz gestoßen ist. Ich weiß,
daß es unter Fachleuten – Praktikern und
Kriminologen – umstritten ist. Hauptkritik-
punkt ist die - etwas salopp formulierte -
Einschätzung, daß hier mit �Kanonen auf
Spatzen“ geschossen werde. Der Diver-
sionstag wurde eingerichtet für junge Erst-
täter im Bereich der Bagatelldelikte. Wie
mehrfach dargelegt, reicht bei dieser Ziel-
gruppe die unangenehme Erfahrung des
Erwischtwerdens und die elterliche Reak-
tion fast immer aus. Natürlich kann bei
einzelnen Jugendlichen der Auftritt beim
Diversionstag zusätzlich beeindrucken, es
kann aber auch ein unerwünschter Stig-
matisierungseffekt eintreten. Über Rück-
fallquoten kann man seriöser weise erst
nach drei bis fünf Jahren Auskunft geben.
Ob ein solches Massenverfahren dem
Einzelfall gerecht wird, ist eine andere
Frage. Insbesondere aber stellt sich die
Frage, ob der Aufwand und die Energie,
die in dieses Projekt gestellt wurden, nicht
viel sinnvoller eingesetzt wären bei den
jungen Tätern, die uns zu Recht Sorgen
machen: den Intensiv- und Wiederho-
lungstätern.

Carmen Trenz
Referentin bei der AJS

carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de
(Stellungnahme auf der Expertenanhörung der

SPD-Landtagsfraktion �Diversion / Schnelle
Reaktion“ Mitte Februar in Düsseldorf)

Tatsächlich liegt
zwischen der Ent-

deckung einer
Straftat und offizi-
ellen Reaktionen
oft eine zu lange
Zeitspanne, aller-
dings durchaus

nicht immer, wie
oft unterstellt wird.

@@
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„Ich lerne, daß ich eine Wahl habe“
Ein Besuch in der holländischen Glen Mills School (GMS) in Wezep/Niederlande

Einmal jährlich treffen sich die Refe-
rentinnen und Referenten für Gewaltprä-
vention der Landesstellen Kinder- und 
Jugendschutz zum fachlichen Austausch. 
Dieses Jahr gab es einen besonderen 
Programmpunkt: Die 10-köpfige Gruppe 
besuchte die niederländische Glen Mills 
School in Wezep und konnte sich in Ge-
sprächen mit dem pädagogischen Leiter 
John de Jong und einigen Jugendlichen 
sowie bei einem Rundgang durch das 
Gelände (Schlaf-, Schul- und Aufenthalts-
räume, Sporthalle, Mensa, Casino  und 
Innenhof) über das Konzept der Schule, 
den Alltag in der Einrichtung und die bis-
herigen Erfahrungen informieren. 

In den letzten Jahren hat vor allem der 
US-amerikanische Vorläufer, die Glen 
Mills Schools im Staate Pennsylvania, 
(nicht nur) in der Fachöffentlichkeit für 
einiges Aufsehen und heftige Kontro-
versen gesorgt. Glen Mills Schools ist 
ein Internat der besonderen Art, nämlich 
eine „Besserungsanstalt“ für delinquente 
männliche Cliquen-Jugendliche, die auch 
ihre Straftaten vornehmlich in Gruppen 
begangen haben. Weil die peergroup 
für Identitätsentwicklung und Verhalten-
sorientierung von Jugendlichen eine so 
große Rolle spielt, wird in diesem Pro-
gramm der Einfluß der Gleichaltrigen in 
den Mittelpunkt der erzieherischen Arbeit 
gestellt. In erster Linie die Jungen selber 
sollen dafür sorgen, daß die in der Schule 
aufgestellten Normen und Regeln laufend 
kontrolliert und eingehalten werden. Dafür 
gibt es positive und negative Sanktionen, 
ein Bonus- und Malussystem.

Aufsehen erregt hat das Programm des-
halb, weil die berichteten Erfolge – sprich 
Rückfallquoten - weitaus höher zu sein 
scheinen als bei anderen Maßnahmen. 
Äußerst kontrovers diskutiert werden al-
lerdings einige Methoden der (geschlosse-
nen) Einrichtung, die von den Kritikern als 
Drill und kritiklose Anpassung an (teilweise 
unsinnige) Normen und Regeln bezeichnet 
und daher abgelehnt werden.

Nun scheint sich der niederländische 
Ableger von seinem „Vorbild“ emanzipiert 
zu haben. Nach Auskünften von Herrn 
de Jong ist das ursprüngliche Konzept 
kontinuierlich fortentwickelt und an die 
niederländische bzw. westeuropäische 
Kultur und Gesellschaft angepaßt worden. 
So sei die Glen Mills School in Wezep weit 

GMS-Initiativen in Deutschland 
● Seit 1995 wurden durch den Verein „German Mills“ rund 40 straffällig gewordene Jugendliche für 
üblicherweise ein Jahr nach Glen Mills entsandt. Als häufigster Einzelgrund wurde die Vermeidung 
der Untersuchungshaft angeführt. Von Kritikern werden neben juristischen Bedenken vor allem eine 
unzureichende Nachbetreuungsphase und die Schwierigkeit, das Gelernte in die deutsche Heimat 
zu übertragen, problematisiert.
● Nachdem eine private Investorgruppe eine Einrichtung nach dem Modell der Glen Mills School 
in Thüringen errichten wollte, führte das Landesjugendamt Thüringen im Dez. 1999 in Erfurt ein 
Expertengespräch durch. 
● Aufgrund vieler dort offen gebliebener Fragen beschloß das Bundesjugndministerium, ein Gut-
achten in Auftrag zu geben. Es wurde eine Expertengruppe  und ein begleitender Beirat gebildet 
und die Geschäftsführung dem Deutschen Jugendinstitut in München übertragen. Die Ex-pert/innen 
wollten sich vor Ort in den USA und beim niederländischen Ableger informieren; mit Verweis auf 
„schlechte Erfahrungen“ mit der Berichterstattung in den deutschen Medien wurde der Gruppe ein 
Besuch in beiden Einrichtungen verweigert. 
● Anstelle der Besuche veranstaltete der Beirat im November 2001 ein Hearing in Hannover u. a. 
mit Vertreterinnen und Vertretern von German Glen Mills. Auch hier blieben viele Fragen offen.
● Die Beiträge aus den Anhörungen sowie Literaturrecherchen wurden in einer kostenlosen 
Broschüre des Deutschen Jugendinstituts veröffentlicht: „Die Glen Mills Schools, Pennsylvania; 
USA. Ein Modell zwischen Schule, Kinder- und Jugendhilfe und Justiz?“ Eine Expertise, München, 
Dezember 2001.

3/2002

Dokumentation

weniger repressiv als in den USA, und Mit-
bestimmung durch die Jugendlichen stehe 
nicht nur auf dem Papier („reine Folklore“), 
sondern werde sehr ernstgenommen.

Aus diesen Gründen befaßt sich dieser 
Bericht vor allem mit der Schule in den 
Niederlanden und gibt neben allgemei-
nen Informationen einige (subjektive und 
begrenzte) Eindrücke wieder. 

Seit Februar 1999 arbeitet Glen Mills 
School mit delinquenten Jungen, die min-
destens 15 Jahre alt und normal begabt 
sind. Zur Zeit leben dort 57 männliche 
Jugendliche, „Studenten“ genannt. Ange-
strebt ist, die Zahl in den nächsten zwei 
Jahren auf 180 zu steigern. Um diese Ju-
gendlichen kümmern sich 70 Mitarbeiter/
innen. Sobald die Höchstkapazität erreicht 
ist, soll der Mitarbeiterstab auf 90 bis 100 
Personen erweitert werden. Im Gegensatz 
zu den USA wird auf weibliches Personal 
großer Wert gelegt; ihre Quote liegt bei 
40 Prozent. Bei der Einstellung zählt die 
Persönlichkeit, nicht eine bestimmte Quali-
fikation. Allerdings werden die Mitarbeiter/
innen während der ersten drei Monate 
intensiv geschult. 

Finanziert wird GMS aus Projektgeldern 
des Ministeriums für Wohlfahrt, zum ge-
ringeren Teil auch aus dem Budget des 
Justizministeriums. Die wissenschaftliche 
Auswertung erfolgt durch die Universität 
Leiden, die einen jährlichen Bericht er-

stellt. Die ersten Erfahrungen stimmen 
hoffnungsvoll: Von den ca 30 – 40 regulär 
entlassenen Studenten sind bislang 78 
Prozent nicht wieder straffällig geworden. 
Bei den Abbrechern bzw Früh-Abgängern 
entwickelte sich immerhin noch ein Drittel 
positiv. Man ist sich aber der Tatsache 
bewußt, daß es für eine endgültige Be-
wertung noch zu früh ist.

Der Zugang zur Schule erfolgt über die 
Justiz, Bewährungshilfe oder Jugend-
hilfe. Entscheidend ist ein Aufnahme-
gespräch, in dem festgestellt wird, ob 
die Anforderungen der Schule mit dem 
Persönlichkeitsprofil des Jugendlichen 
zusammenpassen. 

Nach eigenem Selbstverständnis han-
delt es sich bei GMS in erster Linie um 
eine Internatsschule, in der den Jugendli-
chen eine Schul- (gegebenenfalls bis zum 
Abitur) bzw. eine Berufsausbildung ange-
boten wird. Eine Verlängerung des in der 
Regel eineinhalbjährigen Aufenthalts ist 
möglich, um eine begonnene Ausbildung 
abzuschließen. Neben der Schul- und 
Berufsausbildung spielt der Sport eine her-
ausragende Rolle, angeboten werden aber 
auch Computerkurse oder die Möglichkeit, 
in einem Studio Musik zu machen. Die viel-
fältigen Freizeitangebote werden ergänzt 
um tägliche Gesprächsgruppen, in denen 
unter Leitung von verantwortlichen Stu-
denten und Teammitarbeiter/innen über 
Probleme und Gefühle gesprochen wird.
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Eine besagt, daß körperliche Kontakte 
außer beim Football spielen verboten sind; 
damit sollen Gewalt und Unterdrückung 
verhindert werden.

Glen Mills School arbeitet mit einem 

empfangen, der das Gespräch mit uns im 
Beisein von vier Jugendlichen führte und 
diese auch immer wieder in den Dialog 
einbezog, Wir bekamen viele Informatio-
nen über die Entstehung, Konzeption und 
Organisation der Schule und unsere Fra-
gen wurden nach meinem Eindruck offen 
beantwortet. Dieser Eindruck verstärkte 
sich durch eine Reihe selbstkritischer Äu-
ßerungen. De Jong räumte ein, daß man vor 
allem im ersten Jahr viele Fehler gemacht 
habe und das Team die Arbeit laufend 
reflektiere und selbstkritisch überprüfe. Die 
Schule habe sich im Laufe der Jahre im 
Prozess des Ausprobierens und Verwerfens 
entwickelt. Insbesondere die Vorbereitung 
auf die Zeit „draußen“ – sowohl in Form 
von Heimatbesuchen aber insbesondere 
im Hinblick auf die Entlassung – nehme 
heute einen breiten Raum ein und hierfür 
wurde auch zusätzliches Personal ein-
gestellt. Besonders kritisch sei die Zeit 
nach der Entlassung. Deshalb wurde die 
begleitende Nachsorge intensiviert; sie 
beträgt mindestens drei bis fünf Monate. 
Zu einigen Jugendlichen bestehe nach drei 
Jahren noch immer Kontakt. Im Hinblick auf 
die Weiterentwicklung der Arbeit sei der 
Kontakt zu Fachbesuchern sehr wichtig.

Neben der Freundlichkeit und Offenheit 
des pädagogischen Leiters beeindruckten 
uns die vier jungen Männer, die uns durch 
das Gelände und die Räumlichkeiten führ-
ten und auf alle unsere Fragen geduldig 
Antworten gaben. Sie wirkten auf eine 
angenehme Art selbstsicher und souverän 
und auch zuversichtlich, was ihre Zukunft 
anbetraf. Wohl wissend, daß man niemals 
in so kurzer Zeit in die Köpfe und Herzen 
von Menschen schauen kann, entstand 
zumindest der Eindruck, daß wir keine 
„Duckmäuser“ vor uns hatten. Ähnliches 
läßt sich auch über andere Jugendliche 
sagen, die wir auf dem Rundgang antrafen.

Als angenehm empfanden wir die 
freundliche und von gegenseitigem Re-
spekt geprägte Atmosphäre, die zwischen 
John de Jong und den Jugendlichen zu 
beobachten war. 

In einem dreistündigen Besuch läßt sich 
kein fundiertes Resümee eines solchen 
Projektes ziehen. Mit Sicherheit ist diese 
Form von geschlossener Einrichtung nur 
für einen eingeschränkten Personenkreis 
geeignet. Im Vergleich zu einem herkömm-
lichen Jugendgefängnis ist Glen Mills 
School sehr wahrscheinlich die bessere 
Alternative. Ob sie auch für andere delin-
quente Jugendliche – möglicherweise in 
modifizierter Form – geeignet ist, müßte 
eingehend geprüft werden.

Carmen Trenz (AJS)

Vor der Glen Mills School in 
Wezep in den Niederlanden 
von links nach rechts: 
Dr. Ahmet Toprak (Bay), 
Christa Limmer (SHo),
Franz Hilt (BaWü), 
Lothar Wegner (BaWü),
John de Jong (NL),
Marianne Hasebrink (NRW),
Ingo Weidenkaff (Thür),
Carmen Trenz (NRW),
Thomas Grüner (BaWü),
Andrea Buskotte (NiSa)

3/2002

Dem pädagogischen Konzept liegt die 
Überzeugung zugrunde, daß die Jungen 
weder krank noch schlecht sind, sondern 
prinzipiell gute Menschen, die Schlechtes 
getan haben. Sie waren nicht in der Lage, 

ihre Bedürfnisse auf sozial erwünschte 
Weise zu befriedigen. Dabei wird der Um-
gebung eine prägende Rolle zugeschrie-
ben: Eine positive Umgebung, Kultur und 
die Konfrontation mit negativem Verhalten 
verändert den Menschen und fördert po-
sitives Verhalten. Die Jugendlichen sollen 
an sich selbst erfahren, daß sie die Wahl 
haben, wie sie sich verhalten. Bislang ha-
ben sie auf bestimmte Reize– Situationen, 
Emotionen – wie auf Knopfdruck immer in 
der gleichen Weise reagiert – so wie der 
berühmte Pawlow‘sche Hund. Jetzt lernen 
sie, daß sie für ihr Verhalten selbst verant-
wortlich sind und sich entscheiden können. 

Die Jugendlichen werden respektvoll 
behandelt. Daß sie als „Studenten“ und 
eben nicht als „Insassen“ o.ä. bezeichnet 
werden, hat auch wohl auch den Sinn, ihre 
Talente und Entwicklungsfähigkeiten in den 
Vordergrund zu stellen. Der Umgang der 
Erwachsenen mit den Jugendlichen ist von 
der Devise „Hart und Herzlich“ geprägt.

Das Zusammenleben in der Schule ist 
von einigen wenigen Grundregeln bzw. 
Normen bestimmt. Diese sind „gegen-
seitiger Respekt“, „Fairneß“, „sportlicher 
Geist“, „Stolz auf die Schule“ und „Nie-
derlagen akzeptieren“. Für die Einhaltung 
und Durchsetzung der Normen ist in 
erster Linie die Gruppe der Studenten 
verantwortlich, die diese am ehesten 
glaubwürdig vermitteln kann. Anfangs 
passen sich viele Jugendlichen nur ober-
flächlich an („Scheinanpassung“), aber 
im Laufe des Aufenthalts begreifen die 
meisten, daß die Normen auch für sie Sinn 
machen und ihnen im Leben nützlich sind. 
Konkrete Regeln gibt es (im Gegensatz 
zur amerikanischen Variante) wenige. 

verhaltenstherapeutisch orientierten Förder-
system. Der Student kann innerhalb von 10 
Wochen vom „non-bull“-Status zum Kandi-
daten für den „bull“-Status aufsteigen. Dazu 
muß er eine „positive Punktung“ erreichen. 
Positiv punktet ein Student, wenn er sich 
in Bezug auf Schule, Freizeit und Sauber-
machen bewährt und wenn er sich „sozial 
verhält“. Darunter wird verstanden, daß er 
akzeptiert, wenn er mit eigenem Fehlver-
halten konfrontiert wird und wenn er selbst 
andere auf Normen und Normverletzungen 
hinweist. Er soll also Verantwortung für sich 
selbst und für seine Mitstudenten überneh-
men. Neutral punktet er, wenn er sich nur 
um sich selbst kümmert und negativ, wenn 
er weder das eine noch das andere tut.

Indem alle die Grundregeln überwa-
chen, soll auch verhindert werden, daß das 
Zusammenleben durch Unterdrückung 
oder Gewalt beeinträchtigt wird, wie das 
in geschlossenen Einrichtungen/totalen 
Institutionen oft der Fall ist.

Der „bull“-Status ist sehr begehrt, 
bringt er doch etliche Privilegien mit sich, 
beispielsweise zusätzliche Heimfahrten. 
Neben den konkreten Vorteilen gibt es 
weitere immaterielle Anreize durch das 
Fördersystem.: Bestätigung, das Wissen 
wie man etwas erreicht, Stolz darauf, Teil 
einer erfolgreichen Gruppe zu sein. 

Weitere Informationen über die GMS in 
Wezep finden sich im AJS FORUM 4/2000 
und in der AJS-Dokumentation 31 über ein 
deutsch-niederländisches Seminar zur Prä-
vention und Intervention bei Gewalt, 2001.

Persönliche Eindrücke des Besuchs:

Wir wurden sehr freundlich von Herrn 
John de Jong, dem pädagogischen Leiter, 
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Qualitätsmerkmale von Gewaltprävention
Erkenntnisse aus der Evaluationsforschung

Die Gewaltdiskussion der letzten Jahre hat 
das Bewußtsein der Fachöffentlichkeit, aber 
auch das großer Teile der Bevölkerung und 
insbesondere junger Menschen für Gewalt-
phänomene geschärft. Die Aufmerksamkeit galt 
nicht nur den Ursachen und Auswirkungen von 
körperlicher Gewalt, sondern es nahm auch die 
Sensibilität für psychische Gewaltformen zu.

Mehr als noch vor 10 oder 20 Jahren denken 
Menschen darüber nach, wie wir miteinander 
umgehen, miteinander kommunizieren sollten, 
damit es uns gut geht und wir Konflikte kons-
truktiv lösen. Und es gibt eine zunehmende 
Auseinandersetzung um die richtigen, indivi-
duell passenden Konzepte und Maßnahmen für 
Kinder und Jugendliche, die Probleme haben 
und diese gewalttätig ausleben.

Das sind gewiß Vorteile der Debatte, aber 
es gibt auch eine Reihe von problematischen 
Begleiterscheinungen. 

1. Das Gewaltphänomen wird überschätzt. 
Wissenschaftliche Studien vor allem im Be-
reich der Schule haben immer wieder festge-
stellt, dass der Anstieg der Gewalt wesentlich 
geringer ist als oft unterstellt wird. Dadurch 
werden Ängste geschürt. Diese können zur 
Aufschaukelung und Aufrüstung beitragen. 
Außerdem führt Dramatisierung zu überzoge-
nen Überwachungs- und Kontrollfantasien mit 
entsprechenden Strafverschärfungsvorschlä-
gen, um Handlungsfähigkeit zu demonstrieren, 
die aber nicht der Sache dienen. Man muß sehr 
aufpassen, dass rein ordnungs- und sicherheits-
politische Interessen nicht den Blick für sozial-
pädagogische Notwendigkeiten verstellen. 

2. Zweitens hat die Gewaltdebatte zu einem 
unreflektierten Aktivismus in Form einer Flut 
an echten und vermeintlichen Präventionspro-
jekten und Programmen geführt. 

Da findet man einerseits altbekannte Kon-
zepte und Projekte, die früher zum Beispiel 
einfach als „sinnvolle Freizeitbeschäftigung“ 
durchaus ihre Berechtigung hatten, nun aber 
das Etikett „gewaltpräventiv“ bekommen. 
Das mag verständlich sein, da man heute für 
Gewaltprävention am leichtesten Geld locker 
machen kann. Gelegentlich nimmt das absurde 
Formen an, wenn zum Beispiel ein Fußball-
verein seine Weihnachtsfeier aus Mitteln eines 
Landespräventionstopfes finanziert bekommt, 
so Christian Lüders vom Deutschen Jugend-
institut in München.

Aber auch bei eigens entwickelten Prä-
ventionsprogrammen oder bei Ansätzen, 
die aus dem Ausland übernommen werden, 
ist es angebracht, sie zunächst kritisch zu 
hinterfragen. Die meisten Projekte sind gut 
gemeint, und nicht selten wird eine Menge 
Arbeitszeit, Energie, Engagement und auch 
Geld investiert. Oft aber fehlt eine gründ-
liche Projektplanung, die mit einer Prob-
lemanalyse beginnen und darauf aufbauend 
allgemeine und konkrete Ziele, Zielgruppen, 
die passende Methodenauswahl usw. fest-
legen und begründen muß. Im Gegensatz zu 
vielen europäischen und anderen westlichen 
Ländern werden Projekte und Programme in 
Deutschland noch immer in den wenigsten 
Fällen gründlich ausgewertet – in Form einer 
Selbst- oder Fremdevaluation.

Ich werde später über einige Erkenntnisse 
berichten, die Susanne Karstedt in einer Fach-
zeitschrift der Gewerkschaft der Polizei unter 
dem Titel „Zwischen Spaß und Schock. Vom 
vernünftigen Umgang mit jugendlichen Straf-
tätern“ (dp spezial 11/2000) zusammengetra-
gen hat. Die meisten Erkenntnisse stammen 
aus Evaluationsstudien aus den USA und dem 

europäischen Ausland. Die Ergebnisse sind 
auch für uns aufschlußreich, besonders im 
Hinblick auf Konzepte und Programme, die wir 
ganz oder teilweise übernommen haben – z. B. 
Mitternachtsbasketball oder Streitschlichter-
programme.

Zuvor möchte ich noch einige allgemeine 
Anmerkungen machen bzw. Fragen stellen zum 
Thema „Prävention“ und „Gewaltprävention“. 

Ist Prävention stigmatisierend?
Prävention ist, wie bereits gesagt, aktuell 

und scheint viele Türen und Töpfe zu öffnen. 
Unumstritten ist sie unter Pädagogen/innen 
allerdings nicht. So liest man in letzter Zeit 
zunehmend Artikel von Fachleuten, die kri-
tisieren, dass Prävention sich zwangsläufig 
an Defiziten orientiert und befürchten, dass 
Kinder, Jugendliche und Familien dadurch stig-
matisiert werden. Die Jugendhilfe hat sich ja in 
den letzten Jahren immer mehr darum bemüht, 
an den Ressourcen der Beteiligten anzusetzen 
(Stichwort: Empowerment) und nicht an den 
Mängeln. Diese Skepsis gegenüber Prävention 
gilt verstärkt im Hinblick auf Kriminal- und 
Gewaltprävention. 

aus: 
Weisser Ring
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Mein Standpunkt dazu ist pragmatisch: Es 
gibt Gefährdungen, Risiken, Problemkon-
stellationen, es gibt individuelle Störungen 
und Problemgruppen, Vernachlässigung und 
Gewalt – und darauf müssen wir Antworten 
und Lösungen finden. Für mich ist das kein 
entweder – oder. Auch wenn wir die Un-
zulänglichkeiten der Betroffenen sehen und 
gemeinsam mit ihnen daran arbeiten, können 
wir zugleich ihre Stärken beachten und schät-
zen. Das gebietet letztlich auch die Würde des 
Menschen und der Respekt - und diese Haltung 
muß immer unsere grundlegende Handlungs-
maxime sein.

Ist Prävention Aufgabe der 
Jugendhilfe?

Der Begriff „Prävention“ ist im KJHG nicht 
ausdrücklich erwähnt. Am ehesten noch kann 
man das Anliegen von Prävention aus § 14 
(Kinder- und Jugendschutz) und den Leit-
normen des KJHG in § 1 herauslesen, die als 
Ziel haben,

● junge Menschen in ihrer Persönlichkeits-
und sozialen Entwicklung zu fördern, 

● sie vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen, 

● Benachteiligungen abzubauen, 

● Eltern und sonstige Erziehungspersonen zu
unterstützen und 

● Positive Lebensbedingungen für junge
Menschen und ihre Familien zu erhalten 
oder zu schaffen.

Kann man Prävention überhaupt 
nachweisen?

Wenn Prävention gelänge, hätte sie den 
gewaltigen Vorteil, dass wir uns nicht mit den 
Problemen herumschlagen müßten, deren Auf-
treten wir ja mit Prävention verhindert haben. 
Die Krux ist nur, dass kein Mensch in die 
Zukunft sehen kann und daher weiß, welches 
Problem aufgrund unseres Handelns nicht auf-
treten wird. Zum Beispiel wissen wir nicht, ob 
ein bestimmtes Kind ohne unsere Maßnahme 
kriminell oder gewalttätig geworden wäre. 

Vor allem bei der sogenannten primären 
Prävention ist es außerordentlich schwer, den 
Nachweis für ihre Wirksamkeit zu führen. 
Zielgruppen der primären Prävention sind alle 
Kinder und Jugendlichen, ihre Eltern, Erzieher/
innen und Lehrer/innen, Sozialpädagogen/
innen, ohne dass besondere problematische 
Auffälligkeiten vorliegen, ansonsten würde es 
sich bereits um Sekundärprävention handeln. 
Bei der Sekundärprävention haben wir zu-
mindest eine gewisse Chance zu sehen, ob sich 
ein Problemverhalten durch unseren Einfluß 
verändert.

Was zählt eigentlich zur Prävention?
Ein weiteres Problem der Primärprävention 

liegt darin, dass man nahezu alle förderlichen 
Maßnahmen dazu zählen könnte, wenn man 
davon ausgeht, dass positive Lebens- und 
Entwicklungsbedingungen abweichendes, 
kriminelles und gewalttätiges Verhalten ver-
hindern oder zumindest weniger wahrschein-
lich machen. Dann aber wird der Begriff der 
(Gewalt)Prävention beliebig und inhaltsleer. 
Das heißt, wir müssen versuchen, Prävention 
einzugrenzen. Ziele und Maßnahmen be-
nennen, die unserer begründeten Meinung 
nach mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
Gewaltursachen beeinflussen und damit zu 
weniger Gewaltakzeptanz und Gewalthandeln 
führen.

Gibt es Hinweise auf Wirksamkeit?
Bei dieser Frage können uns die schon er-

wähnten Evaluationsstudien weiterhelfen und 
deshalb möchte ich jetzt die wichtigsten Er-
gebnisse zusammenfassen. Sie sind aufgeteilt 
nach den Lebensbereichen Schule, Sport und 
Freizeitprogramme, Soziale Trainingsprogram-
me, Gemeinwesenprojekte, Streetwork und 
Peergruppenprogramme. Überprüft wurden 
sowohl primärpräventive Programme, die 
sich an Jugendliche generell richten wie auch 
Programme, deren Zielgruppe gefährdete 
Jugendliche sind.

Schulprogramme
Es ist wichtig, von realistischen Erwartun-

gen auszugehen, und daher sollte man sich 
darüber klar sein, dass Schule immer nur einen 
Teil der Gewaltbedingungen beeinflussen 
kann und Schulprogramme daher auch nur 
einen bestimmten Anteil von Gewalt reduzie-
ren können. Diese Chance allerdings sollten 
Schulen nutzen.

Sowohl die Auswertung von Susanne 
Karstedt wie auch deutsche Evaluationsstu-
dien zur Gewaltprävention an Schulen sagen 
übereinstimmend, dass Einzelmaßnahmen an 
Schulen, etwa Projekttage und Projektwochen, 
Vorträge, die Teilnahme an einem Wettbewerb 
u. ä. keine Präventionswirkung haben. Unter-
richt – vor allem Frontalunterricht - sowie 
Diskussionsrunden haben zumindest keine 
Effekte in Bezug auf die Reduzierung von 
Jugendkriminalität und Gewalt. Rechtskun-
deunterricht beispielsweise verbessert zwar 
die Rechtskenntnisse, führt aber nicht zu we-
niger Gewalt und Kriminalität. Mehr Wirkung 
haben dagegen Trainingsprogramme, in denen 
umfassende Verhaltenstechniken und soziale 
Kompetenzen vermittelt werden. Es müssen 
also interaktive Techniken eingesetzt werden. 
Besonders gut haben dabei Programme abge-

schnitten, in denen im Training immer wieder 
auf Kontrolle des Gelernten, Rückmeldung 
und Verstärkung Wert gelegt wurde.

Erfolgreich sind solche stark strukturierten 
Programme auch bei Risiko- und Problem-
gruppen, wie zum Beispiel bei besonders 
aggressiven Jungen. 

Allerdings kommt es entscheidend darauf an, 
dass die Programme langfristig angelegt sind, 
dass die Trainingseinheiten häufig stattfinden 
und dass es intensive Kontakte zwischen den 
Jugendlichen und den Trainer/innen gibt. Auch 
an sich erfolgreiche Programme bringen dann 
nichts, wenn Teile ausgelassen, sie also nicht 
vollständig durchgeführt werden. 

Einmalige Programme haben keine dauer-
haften und langfristigen Wirkungen, selbst 
wenn sie zunächst erfolgreich scheinen, weil 
sie kurzfristig die Gewalt vermindern. Es reicht 
also nicht, ein soziales Trainingsprogramm nur 
in der Grundschule oder in den Eingangsstufen 
von weiterführenden Schulen einzurichten, 
sondern man muß die Kinder und Jugendlichen 
kontinuierlich weiter trainieren.

Generell hat sich gezeigt, dass ein umfas-
sendes Schulkonzept zum Umgang mit Gewalt 
und zur Gewaltprävention am ehesten sein 
Ziel erreicht. Dabei kommt es darauf an, dass 
das Lehrerkollegium, die Elternschaft und die 
Schüler/innen kooperieren und an einem Strang 
ziehen. Es geht letztlich darum, ein positives 
Schulklima mit einem akzeptierten Regelwerk 
zu schaffen.

Susanne Karstedt ist auch auf die Streit-
schlichter-Programme eingegangen, die in-
zwischen an vielen Schulen erprobt werden 
oder bereits fest eingeführt wurden. Insgesamt 
stellt Karstedt den sogenannten Peergruppen-
Projekten ein schlechtes Zeugnis aus. Bei 
diesen Ansätzen geht man von der Hoffnung 
aus, dass Gleichaltrige oder ältere Jugendliche 
für ihre Altersgenossen glaubwürdiger als Er-
wachsene sind, wenn sie gegen Drogen oder 
Gewalt argumentieren. Es zeigte sich aber, 
dass alle Programme, in denen Mitschüler/
innen eine aktive und zentrale Rolle einnahmen, 
nicht erfolgreich waren. Teilweise waren sie 
sogar gewaltsteigernd. Vermutet wird, dass 
Jugendliche sich in ihrem problematischen Ver-
halten untereinander eher be- und verstärken. 
Wirkungsvoller waren Programme dann, wenn 
Erwachsene kontinuierlich und konsequent mit 
einbezogen wurden.

Streitschlichterprogramme schnitten zwar 
auch nicht gut ab, hatten aber zumindest kei-
ne nachteiligen Effekte. Allerdings – und das 
zeigen auch etliche deutsche Studien – haben 
Streitschlichter-Programme dann durchaus 
ihren Wert, wenn sie in ein umfassendes 
Schulprogramm der Konfliktregulierung und 

5.
 Q

ua
lit

ät
sk

rit
er

ie
n



192 193

1/20046

zur Stärkung des sozialen Umgangs einge-
bunden sind und von geschulten Pädagogen/
innen kontinuierlich begleitet werden. Optimal 
sind Streitschlichter-Programme immer dann, 
wenn die Ausbildung einzelner Schüler/innen 
zu Streitschlichtern durch ein soziales Kom-
petenztraining für alle Schüler/innen ergänzt 
wird.

Sport und Freizeitprogramme
Sport- und Freizeitprogramme haben viele 

positive Wirkungen, aber – so das Fazit der 
Wirkungsstudien – sie verhindern in der Regel 
nicht Kriminalität und Gewalt. Diese Art von 
Maßnahmen ist vor allem in den USA weit 
verbreitet und sie sind relativ gut evaluiert. 
Die Programme sind ein Beispiel dafür, wie 
eine zwar populäre, nicht aber fundierte 
Theorie populäre Programme begründet. Die 
Theorie besagt, dass Freizeit- und Sportan-
gebote Jugendliche erst gar nicht auf dumme 
Gedanken kommen lassen. Das aber stimmt so 
nicht, teilweise kam es sogar zum Anstieg von 
Kriminalität und Gewalt. 

Für das schlechte Abschneiden werden 
folgende Gründe diskutiert und entsprechende 
Verbesserungen vorgeschlagen:

● Die Zusammenfassung von Jugendlichen
mit hohem Delinquenz- und Gewaltrisiko 
führt zu einer Verstärkung des Risiko-
verhaltens, vor allem des aggressiven 
Verhaltens.

● Sport alleine reicht nicht. Zumindest muß
in die Angebote ein zusätzliches Training 
für soziales Verhalten eingebaut werden. 
Überhaupt ist das A und O solcher Pro-
gramme die Beteiligung und Aufsicht von 
Erwachsenen. Diese Erwachsenen müssen 
allerdings gut ausgebildet und auf den 
Umgang mit schwierigen Jugendlichen 
vorbereitet sein. Hier liegt wohl oft die 
Krux solcher Konzepte und Programme. 
Ehrenamtliche Übungsleiter mit einer 
120-Stunden-Ausbildung sind mit diesen 
Anforderungen schlicht überfordert. Diese 
Erkenntnis wurde kürzlich bei einer Ta-
gung der ajs Baden-Württemberg über die 
Möglichkeiten des Sports in der Gewaltprä-
vention bestätigt, an der auch der bekannte 
Sportpädagoge Gunter Pilz aus Hannover 
teilgenommen hat.

● Special Events wie „Basketball um Mitter-
nacht“ sind nicht erfolgreich, außer in Ver-
bindung mit einer kontinuierlichen Betreu-
ung und Begleitung und mit einem klaren 
sozialpädagogischen Ansatz.

● Ein weiteres Problem besteht darin, dass
die anvisierten Zielgruppen – Jugendliche 

aus Risikogruppen, gewaltgeneigte Jugend-
liche – oft gar nicht erreicht werden.

Relativ schlecht abgeschnitten haben auch 
Programme, in denen Schulen sich geöffnet 
haben für Freizeitangebote und Sportaktivi-
täten außerhalb der Schulzeit. Teilweise haben 
dort das Risikoverhalten, impulsives und ag-
gressives Verhalten und Drogenkonsum sogar 
zugenommen.

Skeptisch gesehen werden Programme, 
in denen delinquente Gruppen, Gangs oder 
Banden als ganzes betreut werden. Bei solchen 
Projekten nahm die Kriminalität sogar eher zu. 
Besser schnitten Maßnahmen ab, bei denen sich 
Streetworker intensiv um einzelne Jugendliche 
kümmerten. Besonders günstig erwiesen sich 
Angebote wie Krisenintervention und Konflikt-
schlichtung.

Bei der Eindämmung von Gewalt spielt der 
Umgang der Erwachsenen mit Konflikten und 
Aggressionen der Jugendlichen immer eine 
wichtige Rolle. So führte zum Beispiel die 
Schulung von Türstehern und Bedienungs-
personal in australischen Discotheken zu einer 
deutlichen Senkung von Gewalt. Die Fähigkeit 
zur konstruktiven Konfliktbearbeitung und De-
eskalation sollte daher zu den Grundqualifika-
tionen von Pädagogen/innen gehören. 

Hier noch einmal die wichtigsten Merkmale 
erfolgreicher Programme zusammengefaßt:

● Programme müssen in die jeweilige Ein-
richtung integriert und in ein umfassendes 
Gesamtkonzept eingebunden sein. Schmal-
spur-Programme sind nicht sinnvoll.

● Erfolgreich sind strukturierte, langfristig
angelegte Programme, die Verhaltens-
kompetenzen trainieren. Nicht erfolgreich 
sind Informations- und kognitiv angelegte 
Programme.

● Programme müssen von entsprechend ge-
schulten Erwachsenen kontinuierlich be-
gleitet werden. Reine Peergruppen-Ansätze 
sind nicht erfolgreich.

● Programme, die junge Menschen in den Ar-
beitsmarkt integrieren, sind besser als 
Programme mit dem Schwerpunkt auf 
Ausbildung.

● Programme, die von Wissenschaftlern be-
gleitet und ausgewertet wurden, sind erfolg-
reicher, weil die Programme zielgerichteter 
umgesetzt werden.

Soweit die wichtigsten Erkenntnisse aus den 
Wirkungsstudien.

Abschließend möchte ich noch einige zu-
sätzliche Gesichtspunkte ansprechen:

1. Mit den Grundlagen der Gewaltprävention 
sollte schon früh begonnen werden. Bereits 

im Kindergarten ist es möglich, Kindern den 
konstruktiven Umgang mit Konflikten und 
mit aggressiven Gefühlen zu vermitteln und in 
Übungen und Rollenspielen zu trainieren. Hier-
zu gibt es ausgearbeitete Trainingsprogramme, 
zum Beispiel das aus den USA stammende 
und auf deutsche Verhältnisse übertragene 
Programm FAUSTLOS. Voraussetzung ist, 
dass die Erzieher/innen entsprechend geschult 
werden. 

2. Bei vielen Programmen fehlt die Ein-
bindung der Eltern. Zwar ist es oft schwierig, 
Eltern für die Programme zu interessieren, aber 
ihre Beteiligung ist von großem Wert. Präven-
tion muß in Zukunft verstärkt Möglichkeiten 
entdecken, Eltern zur Mitarbeit zu motivieren.

3. Interkulturelle Gegebenheiten und Kon-
flikte spielen auch im Hinblick auf Gewalt-
prävention eine große Rolle. Es müssen 
Konzepte gefunden werde, die die spezifischen 
Besonderheiten unterschiedlicher ethnischer 
Gruppen berücksichtigen. Die interkulturelle 
Konfliktbearbeitung ist eine der großen Heraus-
forderungen für die Zukunft.

4. Geschlechtsspezifische Aspekte gilt es 
zukünftig verstärkt zu berücksichtigen. Bei 
Mädchen muß das Problem der Autoaggres-
sionen gesehen und bearbeitet werden. Aber 
auch im Hinblick auf Mädchen, die durch nach 
außen gerichtete Aggressivität und Gewalt auf-
fallen, müssen mädchenspezifische Methoden 
und Projekte der sekundären Prävention bzw. 
Aggressionsbewältigung angeboten werden.

Die Evaluation gewaltpräventiver Ansätze, 
Methoden und Projekte steckt in Deutschland 
noch in den Anfängen. Zusammen mit den 
Ergebnissen ausländischer Forschung haben 
wir aber bereits einige gute Hinweise, welche 
Faktoren die Wirkung präventiver Arbeit er-
höhen können.                   Carmen Trenz (AJS)
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Präventionskette vom Kindes- zum Jugendalter
NRW-Enquetekommission „Prävention“ legt Empfehlungen vor

Die Enquetekommission III „Zur Erar-
beitung von Vorschlägen für eine effektive 
Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen“ 
hat im März 2010 ihren Abschlussbericht 
vorgelegt. Anlass für die Ein-
setzung der Kommission war 
der Gefangenenmord in der JVA 
Siegburg. Sie sollte untersuchen, 
warum Kinder und Jugendliche 
kriminell werden und wie man 
dem wirksam gegensteuern kann. 
Außerdem sollte herausgefunden 
werden, wie Erziehungs- und 
Strafmaßnahmen verbessert wer-
den können und welche neuen 
Konzepte erfolgversprechend 
sind. Einen „besonderen Ar-
beitsauftrag des Landes“ wird 
im Bereich der Gewaltdelikte und 
der Delikte unter Alkoholeinfluss 
bei den unter 21-Jährigen gesehen, da ansons-
ten der Rückgang der Jugendkriminalität die 
bisherigen Maßnahmen bestätige. Diese sollten 
deshalb „beibehalten und sogar intensiviert 
werden“ (S. 16).

Der Kommission gehörten Abgeordnete 
aller Parteien sowie sechs Sachverständige aus 
Wissenschaft und Kinder- und Jugendhilfe an. 
Außerdem wurden Anhörungen durchgeführt, 
Expertisen vergeben und Vorträge angehört, da-
runter der Vortrag der Fachreferentin der AJS, 
Carmen Trenz, zum Thema „Gewaltprävention 
bei Kindern und Jugendlichen in NRW“ – mit 
den Schwerpunkten Bestandsaufnahme und 
Qualitätskriterien. Bei der öffentlichen An-
hörung zum Thema „Medien als potentieller 
Risikofaktor für Kinder- und Jugenddelinquenz 
- Was ist zu tun?“ war der AJS-Mitarbeiter 
Sebastian Gutknecht als Experte vertreten.

Hervorzuheben ist, dass der Abschlussbe-
richt einschließlich der 35 konkreten Hand-
lungsempfehlungen von allen Fraktionen 
einvernehmlich getragen wird. Die Vorschläge 
betreffen die Bereiche Frühe Hilfen, Schule, 
Kinder- und Jugendhilfe, Kinder- und Jugend-
psychiatrie und Jugendstrafrechtspflege und 
sie sollen wesentliche Impulse für die Präven-
tionspolitik in NRW liefern. Außerdem werden 
Forschungsergebnisse über die Zusammen-
hänge von dissozialem Verhalten (Risiko- und 
Schutzfaktoren) und sich daraus ergebenden 
Folgerungen für die primäre, sekundäre und 
tertiäre Prävention dargestellt. 

Im primären Bereich setzt der Bericht 
Schwerpunkte bei den frühen Hilfen, der kom-

hilfe, Schulen und im Jugendstrafvollzug 
– beigemessen. In der Ausbildung müssten 
pädagogische Schlüsselkompetenzen und spe-
zielles Wissen über problematische Entwick-
lungsbedingungen, Diagnostik, Anwendung 
präventiver Programme, Krisenintervention, 
Konfliktlösung und Gesprächsführung ver-
pflichtende Bausteine sein. Auch Fortbildungen 
sollten verpflichtend sein und durch Fort-
bildungsmittel des Landes gefördert werden 
(S. 42 ff.; Empfehlung 31). In der Arbeit mit 
dissozialen jungen Menschen seien Supervision 
und Praxisbegleitung unverzichtbar (S. 45).

4. Der Bericht stellt heraus, dass die 
frühzeitige Korrektur von Fehlentwick-

lungen durch frühe Hilfen in den Familien 
deutlich preiswerter ist als spätere Intervention. 
Sie seien daher „effizient und sparen langfristig 
Geld“ (S. 177). Ein flächendeckender Ausbau 
der frühen Hilfen wird angestrebt. Aufgabe der 
Jugendämter sei es, die verschiedenen Hilfen 
von Verbänden, Vereinen und Initiativen in 
Verbindung mit einer fortlaufenden Qualitäts-
debatte zu organisieren und zu koordinieren. 
Außerdem sollen die Jugendämter sicher-
stellen, dass die notwendigen Personalmittel 
zur Verfügung stehen (Empfehlung Nr. 3). 
Als gutes Beispiel für frühe Hilfen werden 
Familienhebammen genannt, die durch ihre 
aufsuchende Arbeitsweise alle - und damit 
auch sonst schwer erreichbare - Familien an-
sprechen. Das vermeidet Stigmatisierung und 
baut Hemmschwellen für die Hilfeannahme 
ab (S. 52 ff.).

5. Der Bericht beschäftigt sich mit den 
Präventionsaspekten im informellen 

Bildungsbereich, dem folgende Handlungs-
felder zugerechnet werden: Verbandliche 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsportver-
bände, offene Kinder- und Jugendarbeit, Bil-
dungsstätten, Kunst- und Musikschulen und 
die Jugendsozialarbeit. Vor allem die offene 
und die aufsuchende Jugendarbeit und die 
Jugendsozialarbeit werden als präventiv er-
folgversprechend und damit als wichtiger Teil 
der Präventionskette vom Kindes- zum Jugend-
alter eingeschätzt. Zwar orientieren sich beide 
Bereiche weniger an Gefährdungspotentialen 
und haben keinen direkten präventiven Auftrag, 
aber Studien hätten gezeigt, dass jeder in Ju-
gendhilfe investierte Euro langfristig rund drei 
Euro an Folgekosten einspare. Deshalb müssten 
auch in Zeiten knapper Kassen bestehende An-
gebote der Jugendarbeit gesichert und gemäß 

munalen Steuerung und Vernetzung von Hilfen 
und beim Thema Medien. Im sekundären Be-
reich geht es wesentlich um die Schnittstellen 
von Jugendhilfe, Jugendstrafrechtspflege und 

Jugendpsychiatrie. Die Aussa-
gen zur Tertiärprävention be-
treffen die Bereiche Diversion, 
Jugendarrest und -strafvollzug, 
Jugendhaft in freien Formen, 
Nachsorge sowie Erfordernisse 
im Hinblick auf Mehrfach- und 
Intensivtäter. 

Im Folgenden nun die 
wichtigsten Ergebnisse und 
Forderungen, soweit sie vor 
allem die Primärprävention 
und damit den Kinder- und 
Jugendschutz betreffen:

1. Empfohlen wird die Einrichtung einer 
Landespräventionsstelle als Service-

stelle für sämtliche Akteure – Jugendämter, 
Schulen, Jugendgerichte usw. Sie soll die 
Fachkräfte u. a. mit Erkenntnissen über Ziele, 
Methoden und Wirksamkeit von präventiven 
Angeboten unterstützen. Projektberichte und 
Evaluationen sollen von einer unabhängigen 
Stelle geprüft, wirksame „best practice“- Pro-
gramme bekannt gemacht werden. Außerdem 
soll die Präventionsstelle den Austausch unter 
den Akteuren fördern und ein funktionierendes 
Landesnetzwerk aufbauen und koordinieren 
(Empfehlung Nr. 1).

2. Zur Finanzierung der Präventionsmaß-
nahmen empfiehlt die Kommission die 

Einrichtung eines NRW-Präventionsfonds, 
der sich zumindest in den ersten vier Jahren 
aus Landesmitteln, Bußgeldern und sonstigen 
Mitteln speist. Später sollen die Nutznießer 
der finanziellen Einspareffekte (durch Präven-
tion) an der Finanzierung des Fonds beteiligt 
werden. Die Mittelvergabe an Kommunen und 
freie Träger soll an Kriterien gebunden sein 
wie z. B. die Vorlage einer mittelfristigen 
Präventionsplanung, mehr Strukturförderung 
statt Projektförderung und qualitätssichernde 
Maßnahmen. Die Förderanträge sollen durch 
die Landespräventionsstelle geprüft und nach 
sozialen Aspekten und regional ausgewogen 
vergeben werden (Empfehlung Nr. 2). 

3. Eine herausragende Bedeutung wird 
der Qualifizierung des pädagogischen 

Fachpersonals – in der Kinder- und Jugend-

Carmen Trenz
Referentin bei der AJS NRW

für Gewaltprävention/
Jugendkriminalität
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den Ergebnissen der Fachdialoge im Rahmen 
des Kinder- und Jugendförderplans weiterent-
wickelt und ausgebaut werden. Jugendarbeit 
brauche eine verlässliche Basisförderung, 
ergänzt um thematische Projektförderungen. 
Diese sollten jedoch auf eine Laufzeit von zwei 
Jahren verlängert werden können. 

6. Der Bericht beschäftigt sich mit den 
Medien als potentielle Risikofaktoren 

für Jugendkriminalität. Die möglichen Aus-
wirkungen gewalthaltiger Inhalte werden 
differenziert beschrieben, die langfristigen 
Wirkungen eines intensiven Konsums von 
PC-Spielen mit aggressivem Inhalt seien aber 
abschließend noch nicht geklärt. Dargestellt 
werden auch die Risiken im Zusammenhang 
mit der Nutzung des Internets, insbesondere 
Pornografie, sexuelle Gewalt, extremistische 
Inhalte und Cyber-Mobbing. Dem Schutz von 
Kindern und Jugendlichen vor den Auswir-
kungen problematischer Medieninhalte wird 
eine große Bedeutung zugesprochen. Dabei 
gehe es um repressive gesetzliche Maßnahmen, 
vor allem aber sei die Stärkung der Medien-
kompetenz der Kinder und Jugendlichen sowie 
ihrer Eltern entscheidend. Niedrigschwellige 
Angebote der Medienkompetenzförderung in 
KITAS, Schulen und Jugendhilfeeinrichtungen 
seien notwendig, um insbesondere Familien zu 
erreichen, „die für das Gefahrenpotential der 
Medien wenig sensibilisiert sind“ (S. 180). Der 
im NRW-Schulgesetz festgeschriebene Auftrag 
der Medienkompetenzvermittlung müsse kon-
sequent umgesetzt werden. Medienkompetenz 
müsse ein fester Bestandteil in der Aus- und 
Fortbildung aller erzieherischen Fachkräfte sein 
(Empfehlung Nr. 8).
Unterstützt werden müssen nach Auffassung 
der Kommission aber auch die Kommunen 
bei der Kontrolle der Einhaltung jugendme-
dienschutzrechtlicher Bestimmungen. Das 
festgestellte Vollzugsdefizit (vor allem bei der 
Versendung jugendgefährdender Inhalte und 
der unerlaubten Verbreitung von Abbildungen 
von Personen) könne durch einen gemeinsamen 
Runderlass oder mittels eines einheitlichen 
Bußgeldkatalogs beseitigt werden. Gemein-
same lokale Richtlinien könnten dazu bei-
tragen, die Zusammenarbeit aller beteiligten 
Akteure zu optimieren (Empfehlung Nr. 7).

7. „Entgegen der öffentlichen Meinung ist 
die Schule kein Brennpunkt exzessiver 

Gewalttaten“, so der Bericht. Nur zwei Prozent 
aller Delikte werde an Schulen begangen, etwa 
fünf Prozent der Schüler/innen falle durch häu-
fige Schlägereien auf. Psychische Gewalt werde 
dagegen von fast allen Schüler/innen und auch 
durch Lehrer ausgeübt. Primäre Prävention ist 
vor allem geeignet, die Schülerschaft generell 

für psychische Gewalt zu sensibilisieren. Durch 
eine effektive Präventionsarbeit können aber 
auch verhaltensauffällige Schüler erreicht 
werden, was einen geregelten Schulalltag 
unterstützt (S. 57).
Neben dem Bildungs- hat die Schule einen Er-
ziehungsauftrag und ist damit ein wichtiger Ort 
der Sozialisation. Schülergewalt könne durch 
geeignete Schulentwicklung eingegrenzt wer-
den. Dazu braucht die Schule nach Auffassung 
der Kommission aber unbedingt die Unterstüt-
zung verschiedener Professionen. Jede Schule 
muss einen Schulpsychologen als festen An-
sprechpartner haben, zum Beispiel einen „mo-
bilen“ Psychologen mit regelmäßigen Sprech-
tagen. Seine Aufgaben sind zum Beispiel das 
Konfliktmanagement und psychologische und 
diagnostische Beratung. Die Stellen der Schul-
sozialarbeit müssen ausgebaut werden, der Be-
darf muss auf die jeweilige Schulform und die 
speziellen Standortbedingungen ausgerichtet 
sein. Die Lehrkräfte brauchen Unterstützung 
im Umgang mit verhaltensauffälligen Schü-
lern. Alle Berufsgruppen müssen miteinander 
eng zusammenarbeiten und ein gemeinsames 
Casemanagement erstellen. Im Rahmen von 
Modellprojekten sollten Schulen samt Schul-
gelände architektonisch attraktiver werden 
und sich zu sozialen Angebotszentren für alle 
Generationen entwickeln (Empfehlung Nr. 8).

8. Die Kommission fordert eine obligato-
rische fachlich fundierte Diagnostik für 

alle Kinder und Jugendlichen, die wiederholt 
auffällig werden, damit ein Therapiebedarf 
frühzeitig erkannt und den Eltern rechtzeitig 
konkrete Hilfen vermittelt werden können. 
Angestrebt wird, für pädagogische Fachkräfte 
in Kitas, Schulen und Jugendhilfeeinrichtungen 
vereinfachte Diagnoseverfahren zu entwickeln. 
Ein Mangel besteht derzeit an ambulanten 
Hilfen der Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
ihr Ausbau wird daher gefordert. Auch nach 
einem Klinikaufenthalt mangelt es oft an An-
schlussmaßnahmen, die aber notwendig sind, 
um eine nachhaltige Wirkung zu gewährleisten. 
Eine gute Hilfeplanung setze ein abgestimmtes 
Handeln aller Hilfesysteme voraus, wobei 
die Fallverantwortung festgelegt ist. Schulen, 
Kinder- und Jugendhilfe, Kinder- und Jugend-
psychiatrie und Jugendstrafrechtspflege sollten 
daher kontinuierlich in Kontakt stehen und 
dauerhafte Ansprechpartner benennen.

9. In ihrem Bericht stellt die Kommission 
fest, daß es zwar vielfältige Projekte der 

Prävention in NRW gibt, aber vieles nebenei-
nander her läuft und zu wenig Abstimmung 
erfolgt. Beispielsweise sei der Jugendhilfe 
„nichts von den Aktivitäten und Schwierig-
keiten in den Schulen bekannt und umgekehrt. 

Diese beiden Systeme handeln noch zu oft 
nebeneinander, anstatt sich zu ergänzen und 
ihre Aktivitäten aufbauend zu gestalten“ (S. 
70). Die Kommission fordert daher, die Ver-
netzung von Schule, Jugendhilfe, Polizei und 
Justiz und die Koordination der Hilfen für 
mehrfach auffällige Kinder und Jugendliche 
gesetzlich zu verankern. Die Verantwortung 
für die Koordination der Vernetzung, also die 
kommunale Steuerung der Förder- und Hilfs-
möglichkeiten, liege beim Jugendamt. In be-
gründeten Fällen könne sie anderen Behörden/
Institutionen übertragen werden (Empfehlung 
Nr. 11). Die Kommission beschreibt dabei auch 
wesentliche Komponenten für erfolgreiche 
Zusammenarbeit und Vernetzung: Umgang 
auf Augenhöhe, gegenseitige Wertschätzung, 
im Dialog Grenzen überwinden, sich und an-
dere begeistern, Bereitschaft zur Selbstkritik, 
gegenseitige Unterstützung.

Carmen Trenz (AJS)

Der Abschlussbericht der Enquetekommission 
III kann auf der Internetseite des nordrhein-
westfälischen Landtags unter www.landtag.nrw.de/
portal/WWW/GB_I/I.1/EK/EKALT/14_EK_III/
Aktuelles.jsp gefunden werden oder gegen eine 
Schutzgebühr von 20 Euro bei der Drucksachenstelle 
des Landtags NRW bestellt werden. 

Heike Blum/Detlef Beck

No Blame 
Approach
Mobbing-Intervention in 
der Schule
Praxishandbuch, 
Hrsg. Fairaend, Köln 2010,
224 Seiten; 19,90 Euro 

Das neue Buch zum No Blame Approach 
(NBA) informiert anschaulich und umfassend 
über den Interventionsansatz gegen Mobbing, 
der ohne Strafe auskommt und die Gruppe der 
Kinder und Jugendlichen, auch die Mobber, in 
die Lösung des Mobbingproblems einbindet. 
Oberstes Ziel ist die Beendigung des Mobbings 
und damit die Garantie dafür, dass die betrof-
fenen Kinder und Jugendlichen sich wieder 
sicher fühlen können.

Das Buch ist lebendig und anregend ge-
schrieben, gut strukturiert aufgebaut und wird 
seinem Anspruch, ein Praxisbuch zu sein, in 
jeder Hinsicht gerecht.

Informativ und anregend sind auch die 
Hintergrundinformationen rund um das Thema 
Mobbing in der Schule: das Mobbingsystem 
und die Mobbingdynamik, Mobbingsignale und 
Faktoren, die Mobbing so stabil halten. (ct/AJS)

(www.no-blame-approach.de)

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_I/I.1/EK/EKALT/14_EK_III/
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Was verhindert Gewalt?        
Welche Prävention ist erfolgreich?
Das 26. Kinder- und Jugendschutzforum gab Antworten auf Fragen der Gewaltprävention

Welche Präventionsprogramme 
können Gewaltdelikte von Kin-
dern und Jugendlichen verhin-
dern und welche Maßnahmen 
sind geeignet, junge Gewalttäter 
von weiteren Gewalttaten abzu-
halten? Auf diese Fragen beka-
men die rund 170 pädagogischen 
Fachkräfte aus der Kinder- und 
Jugendhilfe, von Schulen sowie 
Präventionsbeamte der Polizei 
beim 26. Kinder- und Jugend-
schutzforum am 22.11.2011 in 
Kamen hilfreiche Antworten und 
Handlungsimpulse.

Zu Beginn zeigte ein Brain-
storming unter den Teilnehmern, 
dass viele konkrete Vorstellungen 
von guter Gewaltprävention ha-
ben. Ganz oben auf der Liste der 
wichtigsten „Zutaten“: Vernet-
zung/Kooperation, Wertschätzung 
und Respekt gegenüber allen 
Beteiligten (Kinder, Jugendliche, 
Eltern, Kooperationspartner), 
ausreichende Ressourcen (Geld, 
Zeit, Räume etc.) und gut aus- und 
fortgebildete Fachkräfte.

Drei spannende Vorträge in-
formierten über Ergebnisse der 

Präventionsforschung, über Ent-
stehung und Altersverlauf ju-
gendlicher Gewaltkriminalität 
und über Motive jugendlichen 
Gewalthandelns. Hier einige zen-
trale Botschaften:

In seinem Überblick über die in-
ternationale Evaluationsforschung 
machte Prof. Andreas Beelmann 
(Universität Jena) deutlich, dass 
Präventionsmaßnahmen u. a. dann 
erfolgreich sind, wenn sie sich an 
den individuellen Gewaltursachen 
und am Entwicklungsstand der 
Kinder orientieren. So sind Eltern-
trainings nur bei jüngeren Kindern 
unter 10 Jahren erfolgreich, ältere 
Kinder und Jugendliche profitie-
ren mehr von sozialen Trainings-
programmen in der Gleichaltri-
gengruppe. Wirksame Programme 
sind gekennzeichnet durch sehr 
strukturiertes Vorgehen, den kon-
tinuierlichen Aufbau von sozialen 
Kompetenzen bei den Zielgruppen 
(Jugendliche, Eltern) sowie die 
engagierte Durchführung der 
Maßnahmen durch motivierte 
und vernetzte Mitarbeiter. Kom-
binierte Mehr-Ebenen-Programme 

in Kindergärten und Schulen sind 
erfolgversprechender als einzelne 
Maßnahmen.

Prof. Klaus Boers, Universität 
Münster, räumte aufgrund seiner 
Duisburger Längsschnittstudie 
(Befragung der Jugendlichen zwi-
schen dem 13. und 20. Lebensjahr) 
mit dem Vor-Urteil auf, dass frühe 
Auffälligkeiten meistens in eine 
„kriminelle Karriere“ münden. 
Der Altersverlauf der Jugendkri-
minalität (im Dunkelfeld = selbst 
berichtete Delinquenz) zeige 
vielmehr, dass auch Gewaltdelikte 
nach einem steilen Anstieg gegen 
Ende des Kindesalters (mit ca. 
13 Jahren) bereits im Jugendalter 
(15. – 17. Lebensjahr) deutlich 
zurückgehen. Selbst bei den stark 
belasteten Frühauffälligen gab es 

viele, die ab dem15. Lebensjahr 
keine Delikte mehr begehen. Bei 
den meisten reiche die informelle 
Kontrolle in Familie, Schule und 
in der Peergruppe aus, damit 
Normen erfolgreich übernommen 
werden („Spontanbewährung“). 
Besondere Eingriffe seien oft nicht 
notwendig.

Anhand ihrer Befragung von 
220 inhaftierten Gewalttätern 
fand die Sozialpädagogin Rebecca 
Friedmann, Denkzeit-Gesell-
schaft, Berlin, heraus, dass jugend-
liche Gewalttäter sich grob nach 
drei Motivgruppen unterscheiden: 
„Instrumentell“ handelnde Täter 
agieren planvoll und wenig emo-
tional. Sie sind selten emphatisch 
und haben kaum Schuldgefühle, 
wirken aber oft sozial angepasst. 
Bei der Tätergruppe mit „affek-
tiven“ Motiven unterscheidet 
Friedmann zwei Untergruppen: 
„Reaktiv“ handelnde Täter fühlen 
sich leicht provoziert und können 
ihre Gefühle schlecht kontrol-
lieren. Sie können außerhalb 
einer Konfliktsituation durchaus 
Empathie empfinden und haben 
nach der Tat oft Schuldgefühle. 
Täter mit einem „intrinsischen“ 
Motiv handeln aus extremer in-
nerer Spannung heraus, haben ein 
äußerst schlechtes Selbstbild und 
sind oft traumatisiert. Die Opfer 
sind häufig willkürlich ausgewählt 
und die Taten meist ungesteuert 
und brutal. Rebecca Friedmann 
machte deutlich, dass die Wahl 
der richtigen Intervention ent-
scheidend von den Motiven der 
Gewalttäter abhänge.

Die Vorträge und Ergebnisse 
der sechs Arbeitsgruppen werden 
in der Ausgabe 1-2012 der Zeit-
schrift Thema Jugend der Kath. 
LAG Kinder- und Jugendschutz in 
Münster dokumentiert und können 
dort angefordert werden.

Carmen Trenz (AJS) 

Ein Blick in das Kinder- und Jugendschutzforum. Unten im Bild: die Referentin Rebecca Friedmann von der Denkzeit-
Gesellschaft in Berlin, Katja Engelberg vom Familienministerium NRW und eine Teilnehmerin               Fotos: Gesa Bertels
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Die „Wiederentdeckung des Opfers“
18. Deutscher Präventionstag in Bielefeld

Täterprävention ist immer auch Opfer-
schutz, denn Prävention trägt dazu bei, 
dass  Menschen erst gar nicht Opfer von 
Straftaten werden. Dies ins Bewusstsein der 
Gesellschaft zu rücken war ein Anliegen 
des 18. Deutschen Präventionstages 
(DPT). Neben Opfervermeidung 
ging es am 22. und 23. April 2013 in  
Bielefeld unter dem Kongressthema 
„Mehr Prävention – weniger Opfer“ 
auch darum, den Blick auf die Opfer 
zu schärfen und ihnen mehr Un-
terstützung anzubieten. Denn viele 
Opfer fühlen sich mit ihrem Leid und 
ihren Bedürfnissen alleine gelassen. 
In der abschließenden  „Bielefelder 
Erklärung“ der Veranstalter wurde festge-
stellt, dass das empirische Wissen zum Op-
ferwerden und zu den Opferinteressen noch 
immer unbefriedigend ist und die Wünsche 
der Betroffenen nach emotionaler Unter-
stützung, Hilfe und Wertschätzung zu wenig 
berücksichtigt werden. Vor allem der Proble-
matik männlicher Gewaltbetroff enheit müsse 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden, 
da Jungen und (junge) Männer wegen des 
rollentypischen Klischees (ein Mann kann 
nicht „Opfer“ sein) unter einem Opferstatus 
oft besonders leiden.

Mit rund 3000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern war der 18. DPT gut besucht. 
Die Fachkräfte kommen aus allen gesell-
schaftlichen Feldern, die sich mit Prävention, 
Sicherheitsfragen und Rückfallverhütung 
befassen, darunter auch etliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter aus Jugendämtern, 
von freien Trägern und Jugendhilfeinitiativen 
sowie Fortbildungsanbietern. Gegenüber 
polizeilichen  Fachkräften ist die Kinder- 
und Jugendhilfe allerdings noch immer stark 
unterrepräsentiert. Schulische Fachkräfte 
fehlen fast gänzlich, obgleich viele Präven-
tionsmaßnahmen gerade im Bereich der 
Schulen durchgeführt werden. 

Sowohl die Fachvorträge, Projektspots, 
Film- und Theatervorstellungen als auch 
die umfangreiche Ausstellung mit rund 140 
Infoständen informierten über die aktuelle 
Forschungslage und vermittelten einen 
Überblick über die vielen kriminal- und 
gewaltpräventiven Programme, Projekte und 
Initiativen im ganzen Bundesgebiet. Das ju-
gendschutzrelevante Themenspektrum reicht 
von der Gewaltprävention im Kindergarten 
über Fan-Sozialarbeit und Extremismusprä-
vention bis zu Peerprojekten gegen Mobbing 

und Gruppentraining für jugendliche Mob-
bingopfer. Besonders gut besucht waren zum 
Beispiel die Veranstaltungen, die sich mit der 
Wirksamkeit von Prävention befassten. In 
einem Vortrag stellten Präventionssachver-

ständige, wie die Professoren 
Andreas Beelmann, Herbert 
Scheithauer, Siegfried Preiser, 
einen Leitfaden für die Praxis 
vor, in dem Qualitätskrite-
rien für die Auswahl und 
Durchführung wirksamer ge-
waltpräventiver Programme 
in übersichtlicher Form ge-
nannt werden. (Kostenlos 
zu beziehen/herunterzuladen 

unter: www.kriminalpraevention.de.)

Aus Fehlern lernen
Ein weiterer Beitrag zur Qualitätsdebatte 

stellte die Frage, ob wir nicht zusätzlich zur 
Darstellung wirksamer Programme auch 
eine „Rote Liste Prävention“ brauchen, die 
nicht-empfehlenswerte Programme aufli-
stet. In beiden Veranstaltungen wurde der 
Wunsch geäußert, dass Projektträger nicht 
nur die Erfolge ihrer Programme herausstel-
len. Mindestens ebenso viel lernen könne 
man von schwierigen Prozessen, Fehlern und 
nicht erreichten Zielen. 

Die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz (AJS) Landesstelle Nordrhein-
Westfalen war wie in den vergangenen 
Jahren auch in Bielefeld mit einem eigenen 
Informationsstand vertreten. Das Zusam-

menkommen von vielen Akteuren der 
Kriminalitäts- und Gewaltprävention aus 
dem ganzen Land und Bundesgebiet för-
dert die Kommunikation und Vernetzung. 
Besonders erfreulich aus Sicht der AJS: Die 
AJS-Broschüren fi nden nach wie vor großes 
Interesse. Viele Fachkräfte spiegeln wieder, 
dass diese Informationshilfen die örtliche 
Präventionsarbeit sehr gut unterstützen.

Veranstaltungspartner und Gastgeber war 
in diesem Jahr das Land Nordrhein-West-
falen, in dem der Deutsche Präventionstag 
zuletzt im Jahr 2001 stattge-
funden hatte. Die Liste der 
ständigen Veranstaltungs- 
und Kooperationspartner 
ist traditionell sehr um-
fangreich und weit gefä-
chert. Denn beim DPT 
geht es vor allem darum, 
Prävention bundesweit 
und institutionsüber-
greifend zu vernetzen 
und voneinander zu 
lernen. Der DPT ist der größte europäische 
Kongress zur Kriminalprävention und zieht 
immer auch Fachleute und Wissenschaftler 
aus vielen europäischen und außereuropä-
ischen Ländern an.

Carmen Trenz (AJS)
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de

Mit Broschüren und weiteren Materialien beim Präventionstag: Katja Roppes, AJS-Mitarbeiterin, am Stand.

Heute für ein besseres Morgen.

Leitfaden

Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

Entwicklungsförderung 
und Gewaltprävention 
für junge Menschen 

Impulse des DFK-Sachverständigenrates für die  
Auswahl & Durchführung wirksamer Programme
- Ein Leitfaden für die Praxis -

DREI-W-VERLAG                                  Susanne Philipp
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Wirksame Ansätze zur Gewaltprävention  
Praxis-Leitfaden zur Qualitätssicherung gewaltpräventiver Programme

bleme entwickeln. Damit korre-
spondiert eine Grundhaltung, 
die sich eher an gelungener 
Entwicklung und den Potentia-
len junger Menschen als an der 
Vermeidung negativer Dyna-
miken orientiert.

Als theoretische Basis für 
Präventions- und Interven-
tionsprogramme haben sich 
Entwicklungstheorien, 
Theorien des sozialen 
Lernens und der Infor-
mat ionsverarbei tung 
bewährt. Zum Beispiel 
kann bei Kindern, die 
Situationen oft als feind-
selig wahrnehmen und 
daher aggressiv reagieren, 
ein Verhaltenstraining 
eine angemessene soziale 
Wahrnehmung fördern.

Die Sachverständigen 
betonen, dass für die 
Effektivität eines Pro-
grammes die Durchfüh-
rungsmodalitäten ähn-
lich wichtig sind wie die 
Inhalte, was gelegentlich 
vernachlässigt werde. Zu 
den Durchführungsmerk-
malen zählen: optima-
ler Umfang und Länge 
der Maßnahmen, methodische 
Umsetzung (wirksam sind vor 
allem interaktive Methoden), 
didaktisches Konzept (Aufbau, 
Materialien, Setting, struktu-
riertes Vorgehen, individuelle 
Anpassung). 

Evaluierte Maßnahmen
Gefördert werden sollen nur 

„evidenzbasierte“ Programme, 
deren Wirksamkeit also nach-
gewiesen ist. Obligatorisch sollte 
auch eine Prozessevaluation 
sein, die z. B. prüft, ob die Ziel-
gruppe erreicht wurde, die Teil-
nehmer zufrieden sind, Probleme 
auftreten oder warum etwa Pro-
grammänderungen vorgenom-
men wurden. Präventionsmaß-
nahmen sollten grundsätzlich 

Die Stiftung Deutsches Fo-
rum für Kriminalprävention 
(DFK) hat den Leitfaden „Ent-
wicklungsförderung und Ge-
waltprävention für junge Men-
schen“ veröffentlicht, in dem 
Impulse für die Auswahl und 
die Durchführung wirksamer 
Programme zusammengestellt 
sind. An der Erstellung hat ein 
Sachverständigenrat von 13 
namhaften Psychologen und 
Kriminologen mitgewirkt. Mit 
dem Leitfaden will die DFK das 
inzwischen umfangreiche Wis-
sen um wirksame Ansätze und 
nachhaltige Gewaltprävention 
in Praxis und Politik vermit-
teln. Ein Verbesserungsbedarf 
wird vor allem bei der Aus- und 
Fortbildung und bei der Orga-
nisationsentwicklung von Kitas, 
Schulen und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe gese-
hen. Unterentwickelt ist auch die 
Verzahnung der verschiedenen 
Angebote. Im Folgenden werden 
die Schwerpunkte des Berichts 
genannt (kostenloser Download 
des Leitfadens unter www.krimi-
nalpraevention.de). 

Theoriegeleitete 
Maßnahmen

Präventionsmaßnahmen soll-
ten sich an den wissenschaftlich 
belegten Risikofaktoren für 
dissoziales und gewalttätiges 
Verhalten orientieren. Nach dem 
„bio-psycho-sozialen Entwick-
lungsmodell“ entwickeln vor 
allem Kinder und Jugendliche 
mit vielfältigen sozialen und 
biologischen Risiken (Multi-
Problem-Milieu) langfristiges 
problematisches Sozialverhal-
ten. Die Präventionsforschung 
hat aber zugleich  nachgewiesen, 
dass vor allem die Förderung 
von Schutzfaktoren (z. B. für-
sorgliche Eltern oder Betreu-
ungspersonen, eine gute schu-
lische Ausbildung) dazu beiträgt, 
dass Kinder trotz ungünstiger 
Umwelt keine Verhaltenspro-

fortlaufend evaluiert werden. 
Evaluationen tragen dazu bei, 
dass sich Einrichtungen und 
Programme sinnvoll weiterent-
wickeln.

Als wirksam haben sich vor 
allem folgende Präventionsan-
sätze erwiesen: Soziale Trai-
ningsprogramme für Kinder, 
Elterntrainings, familienorien-

Erfolgreiche Maßnahmen
Evaluationsstudien haben ge-

zeigt, dass gute Präventionsmaß-
nahmen nachhaltig Risikofak-
toren reduzieren und kriminelle 
Karrieren verhindern können. 
Auch volkswirtschaftliche Ko-
sten-Nutzen-Analysen deuten 
darauf hin, dass geeignete Prä-
vention langfristig beträchtliche 

Kosten einsparen kann. 
Das gilt vor allem für 
Frühintervention in 
Familien in sozialen 
Brennpunkten oder bei 
Risikofamilien.

Wissenstransfer
Die Sachverstän-

digen erhoffen sich, 
dass der Transfer wis-
senschaftlicher Ergeb-
nisse über professio-
nelle Praktiker/-innen, 
Verantwort l iche  in 
Verwaltung und Poli-
tik, lokale Netzwerke 
und über Medien in 
die Praxis gelingt. Hie-
rin sieht auch die AJS 
eine wichtige Aufgabe. 
In der AJS Broschüre 
„Was hilft gegen Ge-

walt? Qualitätsmerkmale für 
Gewaltprävention. Übersicht 
über Programme“ wurden daher 
die wissenschaftlich fundierten 
Erkenntnisse für ein breites 
Fachpublikum aufbereitet. 

Carmen Trenz
carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de

4/2013

Heute für ein besseres Morgen.

Leitfaden

Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

Entwicklungsförderung 
und Gewaltprävention 
für junge Menschen 

Impulse des DFK-Sachverständigenrates für die  
Auswahl & Durchführung wirksamer Programme
- Ein Leitfaden für die Praxis -

tierte Frühinterventionen ins-
besondere bei Risikofamilien 
sowie individuelle und struktu-
relle Maßnahmen in der Schule 
(z.B. Schulregeln gegen Gewalt). 
Über erfolgreich evaluierte Prä-
ventionsprogramme in Deutsch-
land informiert der Landesprä-
ventionsrat Niedersachsen: www.
gruene-liste-praevention.de. 

Bei der Auswahl der Ziel-
gruppe ist zu bedenken, dass 
spezielle Programme für ver-
haltensauffällige Kinder und 
Jugendliche zwar oft wirksamer 
sind als universelle Maßnah-
men. Will man aber Abwehr 
oder Stigmatisierung der Ziel-
gruppe vermeiden, kann es 
sinnvoll sein, etwa eine ganze 
Klasse einzubeziehen. 

Dokumentation

Was hilft 
gegen Gewalt?
 Qualitätsmerkmale 
für Gewaltprävention 

Übersicht über Programme
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Den Blick für das Leid der Opfer schärfen
20. Fachtagung des LAK Jugendhilfe, Polizei und Schule NRW zum Thema Opferschutz

In allen Lebensbereichen 
können Kinder und Jugend-
liche Opfer von körperlicher 
und seelischer Gewalt, von 
Diebstahl oder Sachbeschä-
digung werden. Übergriffe 
jedweder Art finden in der 
Familie statt, in der Schule, 
in Sportvereinen, in Kinder- 
und Jugendeinrichtungen, 
im öffentlichen Raum – und 
da zunehmend im Bereich 
der (nicht immer) sozialen 
Medien. Vielfach zu wenig beachtet ist die 
Tatsache, dass auch Kinder und Jugendliche, 
die Zeuge von Gewalt werden – gegen Fa-
milienangehörige oder Mitschüler/-innen –, 
extremen Belastungen ausgesetzt sein 
können. 

Opfer oder Zeuge einer Straftat zu wer-
den ist für die Betroffenen oft ein heftiger 
Einbruch in ihrem Selbsterleben. Das 
Sicherheitsgefühl, das Selbstvertrauen und 
das Vertrauen in andere Menschen können 
massiv gestört werden. In manchen Fällen ist 
das Opfererleben mit einer schwerwiegenden 
Traumatisierung verbunden. Um das Leid zu 
lindern und langfristige Schäden zu vermei-
den, brauchen Opfer und ihre Angehörigen 
vielfältige und abgestimmte Unterstützung, 
Beratung und/oder Therapie. 

Um die pädagogischen Fachkräfte aus 
Kinder- und Jugendhilfe, Beratungsstel-
len, aus Schulen sowie der Polizei für die 
Probleme der kindlichen und jugendlichen 

Opfer zu sensibilisieren, veran-
staltete der Landesarbeitskreis 
Jugendhilfe, Polizei und Schule 
NRW (LAK NRW) am 6. 
und 7. Mai seine 20. Fach-
tagung zum Thema „Damit 
Schlimmes nicht schlimmer 
wird! Opferschutz im Blick 
von Jugendhilfe, Polizei und 
Schule“. Mehr als 200 Fach-
kräfte nahmen an der zwei-
tägigen Veranstaltung teil. In 
Vorträgen und zahlreichen 

Workshops konnte aufgezeigt werden, wel-
che Angebote Opfern wirksam helfen und 
was die verschiedenen Träger zur Opferver-
meidung, also Prävention, beitragen können.

30 Jahre gutes Zusammenwirken
Da der 1984 gegründete Landesar-

beitskreis eigentlich 2014 sein 30-jähriges 
Bestehen feiern wollte (aufgrund der Haus-
haltssperre in NRW ausgefallen), nahm das 
LAK-Team diese Tagung zum Anlass, am 
Kongressabend die gute Zusammenarbeit 
der vielen beteiligten Akteure gemeinsam 
mit den Teilnehmenden zu feiern. Neben 
einer Geburtstagstorte und Musik aus den 
letzten 30 Jahren interviewte der Moderator 
Thomas Decken im Rahmen einer „unter-
haltsamen Zeitreise“ je einen Vertreter von 
Jugendhilfe und Polizei. Wie hat sich der 
Blick auf  Jugendliche und ihre Auffällig-
keiten gewandelt? Wie hat sich auch der 
Umgang unter den Berufsgruppen durch das 
gegenseitige Kennenlernen und gemeinsame 
Fortbildungen im Laufe der Jahre verän-
dert? Heute ist die gemeinsame Netzwerkar-
beit in NRW mit dem Ziel der Verbesserung 
der Situation der Kinder und Jugendlichen 
nicht mehr wegzudenken. Was sicher auch 
ein Verdienst der kontinuierlichen Arbeit 
des Landesarbeitskreises Jugendhilfe, Polizei 
und Schule NRW ist. 

In ihrem Grußwort machte Ute Schäfer, 
Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport in NRW, deutlich, dass ihr 
das Thema der Veranstaltung sehr wichtig 
ist und dass sie die Arbeit des LAK NRW 
wertschätzt. Als besonderes Anliegen ver-
wies die Ministerin auf die Lage der jungen 
Flüchtlinge, die ja vielfach Schlimmes in 
ihren Heimatländern erlebt haben und die 
unser aller Zuwendung und Unterstützung 
bedürfen.

Menschliche Katastrophen 
Claudia Radermacher-Lamberty, Diplom-

Psychologin bei der Caritas Familienbera-
tung in Aachen, schilderte in ihrem Vortrag, 
was traumatisierte Kinder und Jugendliche 
erleiden. Das Trauma kann aufgrund eines 
einmaligen Ereignisses entstehen (z. B. Ver-
kehrsunfall, Gewalttat, Naturkatastrophe) 
oder aber über Jahre hinweg anhalten. Die 
meisten längerfristigen Traumata geschehen 
innerhalb der Familie: durch Vernachlässi-
gung, massive Deprivation, psychische und 
körperliche Gewalt, sexuelle Gewalt, Verlust 
eines Familienmitglieds durch Trennung, 
Tod. Natürliche Reaktionen auf Gefahren 
wie Kampf oder Flucht funktionieren in sol-
chen Situationen nicht. Deshalb sind Kinder 
und Jugendliche traumatischen Situationen 
hilflos ausgeliefert: Überflutende Ängste 
lösen das Gefühl absoluter Ohnmacht, oft 
auch Todesangst aus („Es ist aus!“). Manche 
Symptome treten sofort, andere erst zeitlich 
verzögert auf. Eine chronifizierte Form ist 
das posttraumatische Belastungssymptom. 
Darunter fallen Symptome, in denen Trau-
mata immer wieder erlebt werden, z. B. 
in Form von Alpträumen, Panikattacken, 
Schuldgefühlen, Depressionen. Eine andere 
Form sind Vermeidungsstrategien wie u. a. 
Amnesien, Dissoziationen, Alkohol- und 
Drogenmissbrauch, Selbstmordabsichten. 

Je nach Alter entwickeln die Kinder unter-
schiedliche Symptome. Säuglinge schreien, 
lassen sich kaum beruhigen, entwickeln 
Fütter- und Schlafstörungen. Kleinkinder 
werden apathisch, sind sehr ängstlich, ent-
wickeln sich nicht altersentsprechend. Ältere 
Kinder haben Ängste, Konzentrationsstö-
rungen, Depressionen, psychosomatische 
Beschwerden, ziehen sich zurück, zeigen 
rebellisches und antisoziales Verhalten. 
Die Folgen sehr früher Traumatisierungen 
haben oft Auswirkungen auf  die gesamte 
psychische Struktur eines Menschen. Sie 
sind im Körpergedächtnis gespeichert und 
belasten die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Betroffenen oft lebenslang. 

Für die Ausformung und Verarbeitung 
von Traumata spielen das soziale Umfeld 
und die Persönlichkeit der Betroffenen eine 
Rolle. Vor allem Kinder, die aufgrund einer 
sicheren Bindung zu ihren Bezugspersonen 
und von Unterstützung in ihrer Umgebung 
sich als selbstwirksam erlebt haben, sind oft 
widerstandsfähiger, resilienter als Kinder mit 
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ungünstigen Lebensumständen. Traumati-
sierte Kinder haben zwei zentrale Bedürf-
nisse, die in der Bearbeitung wiederhergestellt 
werden müssen: das Gefühl von Sicherheit 
und das Gefühl von Selbstwirksamkeit: „Ich 
habe wieder Kontrolle über mein Leben!“

Nicht erneut viktimisieren
In einem weiteren Plenumsvortrag stellte 

der Kriminologe Prof. Dr. Heinz Schöch, 
München, die Europäische Opferschutz-
richtlinie vom 25.10.2012, die Regelungen 
im deutschen Strafprozessrecht und den 
Regierungsentwurf eines 3. Opferrechtsre-
formgesetzes vom 13.02.2015 vor. Schwer-
punktmäßig ging er auf  diejenigen Be-
sonderheiten und Verbesserungen ein, 
die den Schutz der minderjährigen Opfer 
sicherstellen sollen. Oberstes Ziel ist die 
einfühlsame, individuelle und professionelle 
Behandlung der jungen Menschen. Um die 
besonderen Schutzbedürfnisse jedes einzel-
nen zu berücksichtigen, müssen die Opfer 
individuell begutachtet werden. Es muss 
unbedingt vermieden werden, dass Kinder 
und Jugendliche im Verfahren einer zweiten 
oder wiederholten Viktimisierung ausgesetzt 
sind. Durch gesonderte Wartebereiche für 
Opfer und Täter soll in neuen Gerichtsge-
bäuden verhindert werden, dass das Opfer 
mit dem Täter zusammen trifft. Wenn das 
Opfer einem Widergutmachungsverfahren 
wie dem Täter-Opfer-Ausgleich zustimmt, 
muss darauf  geachtet werden, dass keine 
erneute Viktimisierung, etwa durch Ein-
schüchterung und Vergeltung, stattfindet. 
In der Hauptverhandlung soll z. B. durch 
Kommunikationstechnologien verhindert 
werden, dass das Kind oder der Jugendliche 
Blickkontakt mit dem Täter ausgesetzt ist. 
Auch die Verwendung von Videoaufzeich-
nungen von Vernehmungen der Opfer in 
der Hauptverhandlung dient dem Schutz 
der Betroffenen. Opfer müssen Zugang zu 
Opferunterstützungsdiensten bekommen, 

und zwar unabhängig von einer förmlichen 
Strafanzeige. Die Bundesländer sind ver-
pflichtet, die Opferhilfsdienste finanziell zu 
unterstützen. Haupt- und ehrenamtliche Op-
ferhelfer sind dabei einander gleichzustellen.

Kultur des Hinschauens
Die zentrale Bedeutung von Schutzkon-

zepten gegen sexuelle Übergriffe in Schulen 
und Jugendhilfe- und Sporteinrichtungen 
war Thema des Vortrages von Andreas 
Huckele: „Gesunde Grenzen, gesunde 
Kinder, gesunde Erwachsene“. Huckele ist 
Lehrer, Supervisor und Autor und war in 
der 1980er Jahren selbst jahrelang Opfer 
sexueller Gewalt an der Odenwaldschule. Er 
schilderte eindrucksvoll die traumatischen 
Folgen des Missbrauchs, die er selbst durch-
litten hat. Er machte zugleich deutlich, dass 
die strukturellen Rahmenbedingungen in 
den Institutionen Grenzverletzungen generell 
und auch sexualisierte Gewalt überhaupt erst 
möglich machen. Vier „typische Irrtümer“ 
im Bewusstsein der Verantwortlichen be-
reiteten den Boden für sexualisierte Gewalt 
und verhinderten ihre Aufdeckung: 1. „Es 
passiert nicht hier“, 2. „Es passiert nicht 
jetzt“ (früher vielleicht), 3. „Es handelt sich 
um Einzeltäter“, 4. „Es ist nicht so schlimm“. 
Erst wenn alle Einrichtungen verstehen, 
dass sexuelle Grenzverletzungen überall 
vorkommen, kann durch gesellschaftliche 
und strukturelle Rahmenbedingungen sowie 
eine entsprechende Ausbildung des Personals 
sichergestellt werden, dass Kinder und Ju-
gendliche unversehrt bleiben, wie es auch die 
UN-Charta für die Kinderrechte verlangt.

Helfen, aber wie
In den Themenworkshops wurden am 

ersten Tag Programme und Projekte vorge-
stellt, mit denen kindlichen und jugendlichen 
Opfern geholfen werden kann: durch ein aus-
gefeiltes systemisches Konfliktmanagement 
in der Schule (Jürgen Schmidt), durch das 

Coaching von Mobbingbetroffenen (Ange-
lika Fuchs). In der Kindergruppe „Nangili-
ma“ des Sozialdienstes kath. Frauen, Karls-
ruhe, können Grundschulkinder sich mit 
den Gewalterfahrungen in ihren Familien 
auseinandersetzen. Oft zum ersten Mal kön-
nen sie über ihre Erfahrungen, Gefühle und 
Wünsche sprechen, die Gewalt wird „entta-
buisiert“ und kann so bearbeitet werden. In 
zwei weiteren Workshops wurden konstruk-
tive Konfliktlösungs- bzw. Sanktionierungs-
Verfahren vorgestellt, die Opfer aktiv in die 
Konfliktlösung einbinden und ihre Interessen 
in das Zentrum der Bearbeitung stellen. So-
wohl im „Täter-Opfer-Ausgleich“ wie auch 
bei der „Restorative Justice“ werden die 
Bedürfnisse und Wünsche der betroffenen 
Opfer stärker berücksichtigt als in üblichen 
Strafverfahren.

Ansätze zur Prävention gab es am zwei-
ten Veranstaltungstag. Großes Interesse 
fand die Vorstellung der Schulteams für 
Gewaltprävention und Krisenintervention 
durch zwei Mitarbeiter des Landesteams für 
Schulpsychologie, die Schulen in NRW bei 
der Umsetzung von Gewaltprävention bera-
ten und in Krisenfällen unterstützen – wie 
kürzlich das Gymnasium in Haltern am See, 
das beim Germanwings-Absturz 16 Schüler/-
innen und zwei Lehrerinnen verloren hatte. 

Im Bereich der Jugendarbeit wurde das 
Programm „Emanzipatorische Jugendar-
beit“ in Gummersbach und im Schulbereich 
das Manual des „Fairplayer-Prgramms“ 
vorgestellt, das sich als effektives Vorbeu-
gungsprogramm erwiesen hat und bereits an 
vielen Schulen umgesetzt wird.

Viele persönliche Rückmeldungen an das 
Veranstalterteam des LAK NRW haben ge-
zeigt, dass die Beiträge und Diskussionen der 
beiden Tage viele Informationen, Impulse 
und Anregungen vermittelt haben, die die 
jeweilige Praxis bereichern werden.

Einige Beiträge der Tagung können 
auf der neu eingerichteten Homepage des 
Landesarbeitskreises unter www.lak-nrw.de 
abgerufen werden.

Carmen Trenz (AJS)
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4

Konflikt-KULTUR®

Die Vermittlung von sozialer Kompetenz und Prävention stellt Thomas Grüner in einem 
besonderen Projekt vor.

Einen Großteil ihrer Zeit verbringen Kinder 
und Jugendliche an Schulen und anderen außer-
familiären Einrichtungen. Hinzu kommt, dass 
im Zeitalter der Kleinst- und Kleinfamilien mit 
einem oder maximal zwei Kindern das gelin-
gende Zusammenleben in einer Gruppe nicht 
mehr von der Familie vermittelt werden kann.

Alles dies stellt heute höhere Ansprüche an 
Erziehung und soziales Lernen in der Schule 
und anderen Erziehungs- und Bildungsein-
richtungen. Die neue Situation verlangt, dass 
die Vermittlung sozialer Kompetenzen zum 
Kernauftrag von Schulen und Jugendarbeit 
gehört. Galt bisher Erziehung häufig als unge-
liebtes und bestenfalls unnötiges „Anhängsel“ 
von Bildung, muss dieses Bild heute vom Kopf 
wieder auf die Füße gestellt werden: Bildung 
ist integraler Bestandteil von Erziehung und 
nicht umgekehrt. 

Über den späteren Erfolg im Leben ent-
scheidet nicht nur das Einmaleins, sondern 
auch die Fähigkeit, innere und äußere Kon-
flikte konstruktiv zu lösen, sich bei Angriffen 
gewaltfrei zu wehren und sich in eine soziale 
Gemeinschaft integrieren zu können. Nur so 
lernen Kinder und Jugendliche, die Heraus-
forderungen ihrer Lebenswelt zu bewältigen, 
ohne sich selbst und andere zu verletzen und 
ohne sich mit Hilfe von Ideologien oder Sucht-
verhalten in eine „bessere“ Welt zu flüchten.

Schulen stehen dabei vor besonderen erzie-
herischen Herausforderungen, denn durch die 
Schulpflicht arbeiten Schüler und Lehrer in 
einem Zwangskontext:

● Schüler sind in einer Schulklasse mit
Gleichaltrigen zusammen, die sie sich nicht 
selbst ausgesucht haben.

● Sie werden mit dem ungewohnten Verhal-
ten der Mitschüler konfrontiert, die mit 
einem anderen Erziehungsstil aufwachsen 
als sie selbst oder aus anderen Ländern mit 
anderen Werten und Normen kommen.

●	Sie müssen in der Schule Dinge tun, die
nicht immer Spaß machen, sondern auch mit 
Leistung und Anstrengung verbunden sind.

●	Und sie werden mit Leistungsbewertungen
und den damit verbundenen Frustrationen 
konfrontiert.

Schüler, die diesen „Zumutungen“ nicht ge-
wachsen sind, gehen nicht gerne in die Schule 
und kommen dort schon resigniert oder mit 
einem hohen Aggressionspotential an.

Ziele des Programms Konflikt-Kultur®

● Förderung von Schlüsselqualifikationen bei
Kindern und Jugendlichen, insbesondere 
deren soziale Kompetenz und emotionale 
Intelligenz,

● Vermittlung von Methoden zur konstrukti-
ven Konfliktlösung,

● Stärkung der Erziehungskompetenz von 
Erwachsenen, Arbeitszufriedenheit und 
Burn out-Prävention,

● Nachhaltige Organisations- und Schulent-
wicklung,

● Stärkung von Schutzfaktoren und Minimie-
rung von Risikofaktoren bei Kindern und 
Jugendlichen und damit die Verhinderung 
(Prävention) und Reduzierung (Interven-
tion) von Gewalt, Fremdenfeindlichkeit, 
Suchtverhalten, sozialem Rückzug und 
anderen Verhaltensauffälligkeiten.

Zielgruppen
● Fachkräfte aus den Bereichen Pädagogik,

Psychologie, Erziehung und Ausbildung 
(z.B. Lehrer, Sozialarbeiterinnen, Ausbilder, 
Erzieherinnen, Gruppenleiter usw.),

● Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene,

● Eltern.

Die Fortbildungen finden statt in Schulen, 
in Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen wie 
Jugendhäusern, Horten und Kindergärten, in 
Ausbildungsstätten, Betrieben und Vereinen, 
in Fortbildungseinrichtungen.

Methoden
Jede Einrichtung stellt aus folgenden Baustei-

nen ein „Fortbildungspaket“ zusammen, das ih-
ren Bedürfnissen und Möglichkeiten entspricht:

Fortbildungsmodul 1
Wenn zwei sich streiten – hilft ein 
Dritter!
Mediation und Streitschlichtung

Viele Auseinandersetzungen enden in einer 
Eskalationsspirale, weil jede Konfliktpartei in 
ihren Gefühlen verletzt ist und sich rächen möch-
te. Jeder ist in seiner Sicht der Dinge gefangen 
und sucht die Schuld beim anderen. Weil keiner 
bereit ist, als erster auf den anderen zuzugehen, 
können Missverständnisse nicht geklärt werden 
und die Fronten verhärten sich. Beide Seiten rea-

gieren empfindlich, und beim geringsten Anlass 
kommt es zu erneuten Attacken. 

In solchen Fällen hilft ein festes Konfliktlö-
sungsritual wie die Mediation, bei der Kinder 
und Jugendliche mit Hilfe eines Vermittlers 
bzw. Mediators lernen,

● ein gutes Gesprächsklima zu schaffen,

● sich konstruktiv auseinander zu setzen und
zu kommunizieren,

● Einfühlungsvermögen und Selbstverant-
wortung zu entwickeln,

● fair zu verhandeln und gemeinsam Lösun-
gen zu finden, die für alle Beteiligten ak-
zeptabel sind,

● verlässlich zu sein.

Die Mediation ist kein Gerichtsverfah-
ren. Es geht nicht um Sieg und Niederlage 
oder darum, dass es einen Gewinner und einen 
Verlierer gibt. Es geht nicht darum, wer Recht 
hat oder wer Recht bekommt. Es geht nicht 
darum, „die“ Wahrheit herauszufinden oder 
wer Schuld hat oder schuldig ist. Es geht um 
die gemeinsame Suche nach Lösungen, mit 
denen die Konfliktparteien einverstanden 
sein können.

Mediation eignet sich nicht nur bei Kon-
flikten zwischen Kindern und Jugendlichen, 
sondern auch

● bei Konflikten zwischen Beteiligten unter-
schiedlicher Kulturen (interkulturelle Me-
diation),

● bei generationsübergreifenden Konflikten,
z.B. bei Konflikten zwischen Lehrern und 
Schülern,

● bei Konflikten zwischen Erwachsenen, z.B.
zwischen Lehrern oder zwischen Lehrern 
und Eltern.

In einem ersten Schritt bilden wir Erwach-
sene zu Mediatoren aus, die dieses Verfahren 
dann in der jeweiligen Schule oder Einrichtung 
anbieten. Nicht alle, aber viele dieser Kon-
flikte können auch ausgebildete Jugendliche 
vermittelnd lösen. In einem zweiten Schritt 
bilden deshalb die erwachsenen Mediatoren, 
mit oder ohne unsere Unterstützung, Jugend-
liche zu Streitschlichtern oder Konfliktlotsen 
aus. Diese Schüler bieten sich dann anderen 
Schülern als neutrale Vermittler an.

Die Aufgabe der jugendlichen Streit-
schlichter oder Konfliktlotsen besteht darin, 
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für eine konstruktive Gesprächsatmosphäre 
zu sorgen, in der die Konfliktparteien, ohne 
Unterbrechungen und Beleidigungen, ihre 
Sicht der Dinge schildern können. Dabei 
werden Missverständnisse und die gegen-
seitige Mitverantwortung am Streit geklärt. 
Meist entwickelt sich dabei das beiderseitige 
Verständnis, und die Konfliktparteien sind 
bereit, einen Schritt aufeinander zuzugehen. 
Durch Fragen wie: „Was wünschst du dir vom 
anderen“ und „Was bist du selbst bereit zu 
tun, um den Streit zu beenden?“ werden Lö-
sungsvorschläge gesammelt und miteinander 

verhandelt, bis eine schriftliche Vereinbarung 
formuliert werden kann. Diese wird dann von 
allen Beteiligten unterschrieben.

Vorteile des Konfliktlotsenmodells
● Kinder und Jugendliche übernehmen selbst

Verantwortung für die gewaltfreie Lösung 
von Konflikten.

●	Sie lernen untereinander, wie Konflikte
konstruktiv gelöst werden können.

●	Erwachsene werden im Erziehungsalltag
entlastet.

●	Das soziale Klima an der entsprechenden
Einrichtung oder Schule verbessert sich, die 
Zahl eskalierender und schwerer Konflikte 
sinkt.

●	Die Streitschlichter bilden eine eigene so-
zialkompetente Peer-Gruppe mit Vorbild-
charakter und sie beeinflussen ihre private 
Gleichaltrigengruppe positiv.

den. Um Schuldgefühle abzuwehren und die 
Verantwortung für die Tat abzulehnen, haben 
diese Kinder und Jugendlichen einerseits „ver-
lernt“, sich in andere hineinzuversetzen und 
deren Leid zu spüren, und andererseits gelernt, 
massive Verharmlosungen und Rechtferti-
gungen einzusetzen. Im Rahmen von Hass-
Kriminalität wird beispielweise die gegnerische 
Gruppe abgewertet und „entmenschlicht“.

Einige Erziehungsfehler begünstigen 
diese Entwicklung, die sich, wie bei anderen 
Verhaltensauffälligkeiten auch, nicht plötzlich, 
sondern allmählich vollzieht:

●	Häufig wird bei „Kleinigkeiten“ weggese-
hen, in der Hoffnung, sich dadurch die 
anstrengende Auseinandersetzung mit den 
Heranwachsenden sparen zu können. Für 
den Täter lohnt sich sein Verhalten also viele 
Male, bevor etwas geschieht.

●	Wenn dann endlich reagiert wird, ver-
streicht meistens zu viel Zeit zwischen der 
Tat und der Konsequenz darauf. Zwischen 
der Tat und dem Preis, den der Täter dafür 
zu zahlen hat, kann von diesem kein Zusam-
menhang mehr hergestellt werden.

●	Die Konsequenz selbst bleibt oft unpersön-
lich und unangemessen gering, beispiels-
weise, wenn Versicherungen den Schaden 
übernehmen. Unterm Strich lohnt sich 
Gewalthandeln also.

●	Die persönliche Konfrontation mit der Tat
und (da es bei den meisten Taten auch ein 
Opfer gibt) mit dem Opfer bleibt aus. Die 
Folgen der Tat können nicht erlebt werden. 
Betroffenheit und Einfühlungsvermögen 
können nicht entstehen.

●	Eine schlimme Kindheit, das soziale Mi-
lieu, die ethnische Herkunft, eine durchge-
machte Nacht, Alkohol und Drogenkonsum 
gelten als Entschuldigungen und mildernde 
Umstände. Dieses falsche Verständnis 
macht Täter zu Profis in Sachen Rechtfer-
tigungen und Verharmlosungen.

●	Strafen allein sind keine Lösung, da sie kei-
ne Antwort auf die fehlende Empathiefähig-
keit der Täter und ihre massiven Rechtferti-
gungs- und Verharmlosungsstrategien geben 
und damit keine dauerhaften Verhaltensän-
derungen erlauben.

Der Täter-Opfer-Ausgleich wird ausschließ-
lich von Erwachsenen geleitet und ist für die 
Täterin oder den Täter verpflichtend, denn 
der TOA ist ein Teil des Maßnahmenkatalogs 
der jeweiligen Einrichtung oder Schule. Jede 
Form der Gewalt, auch seelische Gewalt und 
Diebstahl, wird verhandelt. Der Täter sitzt dem 
Opfer gegenüber, er wird mit ihm und seinem 
Erleben konfrontiert. Bei Sachbeschädigungen 
steht eine Person stellvertretend für die Sache. 

KONFLIKT-KULTUR®

Soziale Kompetenz und Prävention

© AGJ Freiburg

➡

Fortbildungsmodul 2
Das machst du wieder gut!

Täter-Opfer-Ausgleich
Während die Mediation die Lösung von 

Beziehungskonflikten mit gegenseitigen Kon-
fliktanteilen zum Ziel hat und auf die Lösungs-
bereitschaft der Konfliktparteien angewiesen ist, 
eignet sich der Täter-Opfer-Ausgleich für alle 
Arten und Fälle einseitiger Gewaltanwen-
dung. Zur Gewalt zählen nicht nur seelische und 
körperliche Attacken, sondern auch Eigentums-

delikte wie Diebstahl und Sachbeschädigungen. 
Je schwerer die Tat, je weniger Beziehung 
zwischen Täter und Opfer, je einseitiger das 
„Schuldkonto“ verteilt ist und je klarer und ein-
deutiger die Informationen über den Tathergang 
sind, desto mehr spricht für den Täter-Opfer-
Ausgleich und gegen die Mediation.

Eine besondere Zielgruppe sind die Mehr-
fachtäter. Während die meisten Kinder und 
Jugendlichen nur vorübergehend oder in ganz 
bestimmten Situationen Gewalt anwenden, ent-
wickeln sich einige wenige (je nach Einrichtung 
oder Schultyp zwischen 3–5%) zu so  genann-
ten Intensivtätern, die Gewalt bejahen und 
häufig anwenden. Intensivtäter, die sich auch 
zu Gruppen mit oder ohne ideologischen Hin-
tergrund zusammenschließen, brauchen immer 
wieder den „Kick“ der Gewalt und die Angst 
des Opfers, um sich kurzfristig „lebendig“ und 
überlegen zu fühlen. Sie stabilisieren damit 
vorübergehend ihr schwaches Selbstwertgefühl. 
Für diese Täter ist Gewalt zur Droge gewor-

Konflikte in der Schule

in der Klasse zwischen Einzelnen

im Unterricht

Recht auf Recht auf

beidseitig verursacht

störungsfreien Unterricht
Recht auf

einseitig verursacht

Recht auf
Wiedergutmachung

Werte und Arbeitshaltungen
lernen

soziale Spielregeln
lernen

konstruktiv streiten
lernen

konstruktiv wehren
lernen

Das erwarte ich von dir!
Regeln des

Zusammen-Arbeitens

Bei STOPP ist Schluss!
Regeln des

Zusammen-Lebens

Wenn Zwei sich streiten —
hilft ein Dritter!

Mediation

Das machst du wieder
gut!

Teamkompetenz Konfliktkompetenz

Soziale Kompetenz und Schulentwicklung

unter Schülern

respektvollen Umgang gewaltfreie Konfliktlösung

Täter-Opfer-Ausgleich

Thema
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Thema

Verharmlosungen und Rechtfertigungen wer-
den konsequent zurückgewiesen. Der Täter 
muss sich mit der Perspektive und dem Erleben 
des Opfers auseinandersetzen, und er muss eine 
persönliche Wiedergutmachung leisten. Im 
Vordergrund des TOA stehen das Opfer und 
die Opfergerechtigkeit. Die wichtigste Frage 
lautet: Wie kann der Schaden, den das Opfer 
oder die Einrichtung erlitten hat, durch eine 
angemessene und persönliche Leistung des 
Täters wieder gut gemacht werden?

Vorteile des Täter-Opfer-Ausgleichs
●	Das Opfer lernt, sich konstruktiv zu weh-

ren und seine Angst vor dem Täter zu über-
winden. Es gewinnt wieder Selbstvertrauen.

● Das Opfer erlebt, dass man sich nicht nur
um den Täter kümmert. Es erfährt Opfer-
gerechtigkeit, indem es eine persönliche 
Wiedergutmachung einfordert.

●	Dem Täter werden die Folgen der Gewalt
zugemutet. Durch die Konfrontation mit der 
Opferperspektive lernt der Täter allmählich, 
sich in die Opfer hineinzuversetzen. Das 
wachsende Einfühlungsvermögen hemmt 
weitere Gewalt wirkungsvoll.

●	Der Täter wird für sein Verhalten verant-
wortlich gemacht. Er zahlt einen Preis dafür 
und lernt, dass sein Verhalten persönliche 
Konsequenzen hat.

●	Die engagierte, faire und konstruktive Aus-
einandersetzung mit dem Täter zeigt diesem, 
dass er als Person ernst genommen und 
wertgeschätzt, Gewalthandeln aber unter 
keinen Umständen toleriert wird. Es wird 
konsequent zwischen Person und Verhalten 
unterschieden.

●	Alle können sehen, dass den Opfern wirk-
lich geholfen wird. Der Mut, sich gegen 
Gewalt zu wehren, wächst. Es entsteht ein 
Klima der Sicherheit.

Fortbildungsmodul 3
Das erwarte ich von dir!
Regeln des Zusammen-Arbeitens

Der Alltag an Schulen und anderen Ein-
richtungen ist nicht nur geprägt von täglichen 
Konflikten zwischen einzelnen Kindern und 
Jugendlichen mit gegenseitiger oder einseiti-
ger Gewaltanwendung, die mit Mediation und 
Täter-Opfer-Ausgleich zu lösen sind. Viele 
Konflikte entstehen auch im Zusammenhang 
mit Gruppensituation, in der sich Kinder und 
Jugendlichen befinden. Voraussetzung für ge-
lingendes Zusammenleben, Arbeiten, Lernen 
und Unterrichten ist der professionelle Umgang 
mit Gruppenkonflikten und die Wahrnehmung 
von Leitung.

In der Schule beispielsweise haben die mei-
sten Konflikte zwischen Lehrern und Schülern 
damit zu tun, dass sie keine Kinderparty ver-
anstalten, sondern Anforderungen an Schüler 
stellen und Ziele erreichen müssen und dass 
sie die Verantwortung für eine Klasse haben 
und diese führen müssen. Schüler müssen ler-
nen, pünktlich und aufmerksam zu sein, nicht 
dazwischenzureden und ihr Arbeitsmaterial 
mitzubringen. Sie müssen Werte und Arbeits-
haltungen lernen und sie müssen lernen, ihr 
Verhalten zu kontrollieren, 

Die Fortbildungsteilnehmer

● entwickeln gemeinsam mit ihren Kollegin-
nen und Kollegen einheitliche Regeln des 
Zusammen-Arbeitens,

● trainieren, mit Hilfe einer speziellen
„STOPP-Regel“ den Umgang mit (Unter-
richts-) Störungen,

● lernen effektive Ruhe- und Aufmerksam-
keitsregeln kennen,

● einigen sich auf einheitliche Vorgehenswei-
sen und Konsequenzen bei Regeleinhaltun-
gen und Regelverletzungen,

● lernen, diese Regeln konsequent durchzu-
setzen, ohne zu einem bestrafenden oder au-
toritären Erziehungsstil greifen zu müssen,

● lernen den Unterschied zwischen Verständ-
nis- und Verantwortungspädagogik kennen 
und entwickeln eine professionelle Rol-
lenklarheit.

Fortbildungsmodul 4
Bei STOPP ist Schluss!

Regeln des Zusammen-Lebens
In jeder Gruppe oder Klassengemeinschaft 

kommt es unweigerlich zu Interessensgegensät-
zen, Geschlechterkämpfen, Hierarchiegerangel, 
Rollenverteilungen und Koalitionen. Und bei 
der „Wahl der Waffen“ können Kinder und 
Jugendliche grausam und erfinderisch sein. Da 
wird ausgelacht und gehänselt, beschimpft und 
beleidigt, ausgegrenzt, getreten und geschlagen. 
Es gibt Anführerinnen und Anführer – wir 
nennen sie Meinungsmacher –, die eine ganze 
Gruppe oder Klasse negativ oder positiv be-
einflussen können. Es gibt kleine „Gangs“, die 
andere terrorisieren, und manche Kinder oder 
Jugendliche werden zu Clowns, Außenseitern, 
Sündenböcken oder schwarzen Schafen.

Aus diesen Konflikten müssen Kinder und 
Jugendliche lernen, dass jede Gemeinschaft 
nur mit sozialen Spielregeln bzw. Regeln des 
Zusammen-Lebens funktioniert und dass jeder 
das Recht hat, respektvoll behandelt zu wer-
den. Dabei geht es um Fragen wie: Was ärgert 

und stört uns immer wieder? Was brauchen 
wir, um uns miteinander sicher und wohl zu 
fühlen? Wo hören meine individuellen Rechte 
auf (ich wollte doch nur meinen Spaß haben) 
und wo beginnen die Rechte des anderen (ja, 
aber nicht auf meine Kosten)?

Die Fortbildungsteilnehmer lernen,
● wie sie die Sozialstruktur einer Klasse oder

Gruppe „lesen“ und wie sie mit Gruppenkon-
flikten und Außenseitern arbeiten können,

● wie sie, mit den Kindern und Jugendlichen
zusammen, verbindliche und funktionieren-
de Regeln des Zusammen-Lebens erarbeiten 
können,

● wie sich Kinder und Jugendliche mit einer
speziellen „STOPP-Regel“ gewaltfrei gegen 
Grenzüberschreitungen von Gruppen- oder 
Klassenmitgliedern wehren können und 
wie sie damit „Petzereien“, eskalierende 
Konflikte und kleinere Konflikte, die Kinder 
und Jugendliche auch allein lösen können, 
„vom Tisch“ bekommen.

● wie Kinder und Jugendliche im Rahmen
von regelmäßigen Gruppengesprächen, dem 
Gruppen- oder Klassenrat, auf konstruktive 
Weise mit ihrem Regelverhalten konfron-
tiert und für ihr Verhalten verantwortlich 
gemacht werden können. Lernziele sind 
Ehrlichkeit, Kritikfähigkeit, Selbstver-
antwortung, Problemlösungskompetenz, 
Selbstregulation und positive Selbstwahr-
nehmung.  Dabei kommen zwei besondere 
Methoden bzw. Rituale zum Einsatz: „Die 
Chance“ und „Die Bestätigung“.

Ergebnisse
Das Fortbildungsprogramm ist seit 1997 an 

rund 50 Schulen, einem Schülerhort  und zwei 
Jugendhäusern umgesetzt  worden. 

Besonders wichtig ist das Prinzip der Nach-
haltigkeit. Jedes Fortbildungsmodul ist darauf 
angelegt, dauerhaft in der jeweiligen Schul- und 
Organisationsstruktur verankert zu werden. Für 
unsere gesamte Arbeit gilt, dass sie auf dem 
Hintergrund einer systemischen Sichtweise 
Auswirkungen auf alle institutionellen Ebenen 
hat und integraler Bestandteil der Organisati-
ons- oder Schulentwicklung ist. 

Thomas Grüner, Dipl.-Psych.
Referent für Kinder und Jugendschutz,

Supervisor und Ausbilder für Mediation und 
Täter-Opfer-Ausgleich,

Leiter des Fortbildungsprogramms 
Konflikt-Kultur bei der AGJ

Fachverband für Prävention und Rehabilitation in 
der Erzdiözese Freiburg e. V., Oberau 21, 

79102 Freiburg, Tel. (0761) 21807-44,
E-Mail: jugendschutz@agj-freiburg.de

(Der Autor wirkt auf den Veranstaltungen der AJS 
und der Kath. LAG zur Gewaltprävention mit.)

mailto:jugendschutz@agj-freiburg.de
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Wann oder wie lange in die Disco?

Welche Computerspiele ab welchem Alter?

Welcher Film ab welchem Alter? 

Fragen zum Jugendschutz?

Telefon-Hotline: 
02 21 / 92 13 92-33 
mo., di., mi.  9 – 17 Uhr         
do.  9 – 19 Uhr 
fr.  9 – 15 Uhr e-mail: auskunft@mail.ajs.nrw.de

Gegen Mobbing und Bullying

Erfahrungen mit dem „No Blame Approach“
Verbreitung von 
Mobbing und 
Reaktionsmöglichkeiten

Die aktuelle Forschung in 
Deutschland zum Thema Mobbing 
zeigt, dass an den Grund- und wei-
terführenden Schulen eine große 
Zahl von Kindern und Jugendli-
chen teilweise massiv gemobbt 
wird. Mobbing bzw. Bullying hat 
es schon immer in beträchtlichem 
Ausmaß gegeben, aber lange Zeit 
wurde das Problem kaum wahr-
genommen und zu wenig dagegen 
unternommen.

Die breite öffentliche Thema-
tisierung des Problems Mobbing 
im Kindes- und Jugendalter hat 
zu einer höheren und sensibleren 
Wahrnehmung bei Eltern und Päd-
agoginnen und Pädagogen geführt. 
Insbesondere wurde erkannt, 
wie sehr gemobbte Kinder und 
Jugendliche unter den Schikanen 
leiden und das manchmal über 
viele Jahre und teilweise auch 
noch als Erwachsene.

Weithin geblieben ist die Rat-
losigkeit, was Erwachsene, meist 
die Lehrerinnen und Lehrer, tun 

können, damit das Mobben auf-
hört bzw. Mobbingprozesse ge-
stoppt werden. Zudem hat die 
Münchener Forschergruppe um 
Mechthild Schäfer und Stefan 
Korn herausgefunden, dass viele 
Interventionen wirkungslos und 
im schlimmeren Fall sogar schäd-

lich sind.

Der „No Blame Approach“: 
Ein wirksamer 
Interventionsansatz

Der „No Blame Approach“ 
stammt aus England und wurde 
bisher in der Schweiz und neu-
erdings auch in Deutschland mit 
erstaunlichem Erfolg in der schu-
lischen Praxis eingesetzt.

Die Methode beruht auf einem 
lösungsorientierten Ansatz. Es 
wird nicht gefragt, wie und warum 
gemobbt wurde, sondern die Auf-
merksamkeit und Interventionen 
sind darauf gerichtet, dass das 
Mobben aufhört. 

Die Täter werden – ohne 
Schuldzuweisung und ohne be-
straft zu werden – in die Lösung 
eingebu den. Schuldzuweisungen 

und Strafen führen 
erfahrungsmäßig in 
vielen Fällen dazu, 
dass die Mobber aus 
Rache noch subtiler 
und oft auch mas-
siver mobben. Aus 
diesem Grund sind 
auch die Opfer meist 
nur daran interessiert, 
dass das Mobben auf-
hört, nicht aber an 
der Bestrafung der 
Täter. Außerdem soll 
den Tätern die Chan-
ce gegeben werden, 
an guten Lösungen 
mitzuarbeiten. Damit 
haben sie weiterhin 
die Gelegenheit, ak-
tiv zu sein und ihren 
Einfluss geltend zu 

machen, allerdings dieses Mal 
mit positiven Effekten. Aus der 
Mobbingforschung weiß man, 
dass die Täter besonders daran 
interessiert sind, Aufmerksamkeit 
zu bekommen. Als Teil einer Un-
terstützergruppe, die nur aus 6 – 8 
Schüler/innen besteht, erhalten sie 
besondere Beachtung.

Neben den genannten Vorzügen 
des NBA spricht für die Methode, 
dass sie zeitlich nicht sehr aufwän-
dig und klar strukturiert ist.

Erfahrungen mit dem 
Workshop zum 
„No Blame Approach“

Auf drei großen Tagungen der 
Arbeitsgemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz Landesstelle NRW 
(AJS) zum Thema Mobbing in 
den Jahren 2005 und 2006 mit 
insgesamt rund 700 Teilnehmer/
innen wurde die Methode „No 
Blame Approach“ im Rahmen von 
zweistündigen Arbeitsgruppen 
vorgestellt und stieß regelmäßig 
auf großes Interesse bei Lehr-
kräften, Schulsozialpädagogen/in-
nen, Schulpsychologen/innen und 
Fachkräften aus der Jugendhilfe. 
Einige der Teilnehmer/innen ha-
ben daraufhin die Methode e inge-
setzt und nach eigenen Berichten 
bereits Erfolge erzielt. 

Ein eintägiger Workshop mit 

Trainingselementen bietet die 

Chance, die Methode intensiv 

kennenzulernen und sich mit der 

Anwendung vertraut zu machen. 

Darum hat die AJS gemeinsam mit 

Fairaend - Praxis für Konfliktbera-

tung, Mediation, Supervision und 

Weiterbildung, Köln, in den letzten 

zwei Jahren sieben Workshops für 

jeweils 18 Personen durchgeführt. 

Zwei weitere Workshops finden am 

11.06.2008 und am 06.11.2008 in 

Köln statt. (Ausschreibung und 

Anmeldung unter www.ajs.nrw.de 

– Veranstaltungen.)

Fazit
Die Teilnehmer/innen der 

Workshops waren bislang durch-
gängig sehr zufrieden und hoch 
motiviert, das Verfahren in ihrem 
Schulalltag – als Lehrer/in oder 
Schulsozialarbeiter/in – umzu-
setzen. Angesprochen fühlen 
sich die pädagogischen Kräfte 
insbesondere von der klaren Struk-
turierung der Vorgehensweise und 
der unkomplizierten Anwend-
barkeit im Rahmen des Systems 
Schule. Positiv zu bewerten ist 
zudem, dass der Ansatz innerhalb 
eines einzigen Fortbildungstages 
so vermittelt werden kann, dass 
Pädagogen und Pädagoginnen ihn 
im Falle von Mobbing erfolgreich 
anwenden können.

Die bisherigen Erfahrungen 
von Schulen mit dem Interventi-
onsansatz scheinen außerordent-
lich positiv zu sein. Seitens der 
Schulsozialarbeit und der Lehr-
kräfte wird rückgemeldet, dass der 
Ansatz in der Praxis angewendet 
wurde und das Mobbing in vielen 
Fällen zur Zufriedenheit gestoppt 
werden konnte. Erste evaluatori-
sche Ergebnisse der Projektträger 
sprechen von einer Erfolgsquote 
von ca. 80 %, was im Falle von 
Mobbing als sehr hoch einzuschät-
zen ist. Bislang zeigt sich, dass es 
auf alle Fälle sinnvoll ist zu versu-
chen, einen Mobbingfall auf diese 
Weise zu lösen. Wenn dieser Weg 
nicht erfolgreich ist, besteht noch 
immer die Möglichkeit, andere 
Verfahren wie Schulkonferenzen, 
Schulverweise, etc. einzusetzen. 

Carmen Trenz (AJS)
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02 21 / 92 13 92-33 
mo., di., mi.  9 – 17 Uhr         
do.  9 – 19 Uhr 
fr.  9 – 15 Uhr e-mail: auskunft@mail.ajs.nrw.de

Gegen Mobbing und Bullying

Erfahrungen mit dem „No Blame Approach“
Verbreitung von 
Mobbing und 
Reaktionsmöglichkeiten

Die aktuelle Forschung in 
Deutschland zum Thema Mobbing 
zeigt, dass an den Grund- und wei-
terführenden Schulen eine große 
Zahl von Kindern und Jugendli-
chen teilweise massiv gemobbt 
wird. Mobbing bzw. Bullying hat 
es schon immer in beträchtlichem 
Ausmaß gegeben, aber lange Zeit 
wurde das Problem kaum wahr-
genommen und zu wenig dagegen 
unternommen.

Die breite öffentliche Thema-
tisierung des Problems Mobbing 
im Kindes- und Jugendalter hat 
zu einer höheren und sensibleren 
Wahrnehmung bei Eltern und Päd-
agoginnen und Pädagogen geführt. 
Insbesondere wurde erkannt, 
wie sehr gemobbte Kinder und 
Jugendliche unter den Schikanen 
leiden und das manchmal über 
viele Jahre und teilweise auch 
noch als Erwachsene.

Weithin geblieben ist die Rat-
losigkeit, was Erwachsene, meist 
die Lehrerinnen und Lehrer, tun 

können, damit das Mobben auf-
hört bzw. Mobbingprozesse ge-
stoppt werden. Zudem hat die 
Münchener Forschergruppe um 
Mechthild Schäfer und Stefan 
Korn herausgefunden, dass viele 
Interventionen wirkungslos und 
im schlimmeren Fall sogar schäd-

lich sind.

Der „No Blame Approach“: 
Ein wirksamer 
Interventionsansatz

Der „No Blame Approach“ 
stammt aus England und wurde 
bisher in der Schweiz und neu-
erdings auch in Deutschland mit 
erstaunlichem Erfolg in der schu-
lischen Praxis eingesetzt.

Die Methode beruht auf einem 
lösungsorientierten Ansatz. Es 
wird nicht gefragt, wie und warum 
gemobbt wurde, sondern die Auf-
merksamkeit und Interventionen 
sind darauf gerichtet, dass das 
Mobben aufhört. 

Die Täter werden – ohne 
Schuldzuweisung und ohne be-
straft zu werden – in die Lösung 
eingebu den. Schuldzuweisungen 

und Strafen führen 
erfahrungsmäßig in 
vielen Fällen dazu, 
dass die Mobber aus 
Rache noch subtiler 
und oft auch mas-
siver mobben. Aus 
diesem Grund sind 
auch die Opfer meist 
nur daran interessiert, 
dass das Mobben auf-
hört, nicht aber an 
der Bestrafung der 
Täter. Außerdem soll 
den Tätern die Chan-
ce gegeben werden, 
an guten Lösungen 
mitzuarbeiten. Damit 
haben sie weiterhin 
die Gelegenheit, ak-
tiv zu sein und ihren 
Einfluss geltend zu 

machen, allerdings dieses Mal 
mit positiven Effekten. Aus der 
Mobbingforschung weiß man, 
dass die Täter besonders daran 
interessiert sind, Aufmerksamkeit 
zu bekommen. Als Teil einer Un-
terstützergruppe, die nur aus 6 – 8 
Schüler/innen besteht, erhalten sie 
besondere Beachtung.

Neben den genannten Vorzügen 
des NBA spricht für die Methode, 
dass sie zeitlich nicht sehr aufwän-
dig und klar strukturiert ist.

Erfahrungen mit dem 
Workshop zum 
„No Blame Approach“

Auf drei großen Tagungen der 
Arbeitsgemeinschaft Kinder- und 
Jugendschutz Landesstelle NRW 
(AJS) zum Thema Mobbing in 
den Jahren 2005 und 2006 mit 
insgesamt rund 700 Teilnehmer/
innen wurde die Methode „No 
Blame Approach“ im Rahmen von 
zweistündigen Arbeitsgruppen 
vorgestellt und stieß regelmäßig 
auf großes Interesse bei Lehr-
kräften, Schulsozialpädagogen/in-
nen, Schulpsychologen/innen und 
Fachkräften aus der Jugendhilfe. 
Einige der Teilnehmer/innen ha-
ben daraufhin die Methode e inge-
setzt und nach eigenen Berichten 
bereits Erfolge erzielt. 

Ein eintägiger Workshop mit 

Trainingselementen bietet die 

Chance, die Methode intensiv 

kennenzulernen und sich mit der 

Anwendung vertraut zu machen. 

Darum hat die AJS gemeinsam mit 

Fairaend - Praxis für Konfliktbera-

tung, Mediation, Supervision und 

Weiterbildung, Köln, in den letzten 

zwei Jahren sieben Workshops für 

jeweils 18 Personen durchgeführt. 

Zwei weitere Workshops finden am 

11.06.2008 und am 06.11.2008 in 

Köln statt. (Ausschreibung und 

Anmeldung unter www.ajs.nrw.de 

– Veranstaltungen.)

Fazit
Die Teilnehmer/innen der 

Workshops waren bislang durch-
gängig sehr zufrieden und hoch 
motiviert, das Verfahren in ihrem 
Schulalltag – als Lehrer/in oder 
Schulsozialarbeiter/in – umzu-
setzen. Angesprochen fühlen 
sich die pädagogischen Kräfte 
insbesondere von der klaren Struk-
turierung der Vorgehensweise und 
der unkomplizierten Anwend-
barkeit im Rahmen des Systems 
Schule. Positiv zu bewerten ist 
zudem, dass der Ansatz innerhalb 
eines einzigen Fortbildungstages 
so vermittelt werden kann, dass 
Pädagogen und Pädagoginnen ihn 
im Falle von Mobbing erfolgreich 
anwenden können.

Die bisherigen Erfahrungen 
von Schulen mit dem Interventi-
onsansatz scheinen außerordent-
lich positiv zu sein. Seitens der 
Schulsozialarbeit und der Lehr-
kräfte wird rückgemeldet, dass der 
Ansatz in der Praxis angewendet 
wurde und das Mobbing in vielen 
Fällen zur Zufriedenheit gestoppt 
werden konnte. Erste evaluatori-
sche Ergebnisse der Projektträger 
sprechen von einer Erfolgsquote 
von ca. 80 %, was im Falle von 
Mobbing als sehr hoch einzuschät-
zen ist. Bislang zeigt sich, dass es 
auf alle Fälle sinnvoll ist zu versu-
chen, einen Mobbingfall auf diese 
Weise zu lösen. Wenn dieser Weg 
nicht erfolgreich ist, besteht noch 
immer die Möglichkeit, andere 
Verfahren wie Schulkonferenzen, 
Schulverweise, etc. einzusetzen. 

Carmen Trenz (AJS)

http://www.ajs.nrw.de/
mailto:auskunft@mail.ajs.nrw.de
http://www.ajs.nrw.de/
http://www.ajs.nrw.de/
mailto:auskunft@mail.ajs.nrw.de
http://www.ajs.nrw.de/
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„Hier konnte ich wieder Kind sein“
Eindrücke von einem Besuch im Modellprojekt „Chance“       
für junge Straftäter

Zwei junge Männer, beide 
aus zugewanderten Familien, 
führten uns (Fachreferenten für 
Gewaltprävention aus mehre-
ren Landesstellen Jugendschutz) 
durch das Gelände 
des ehemaligen 
Zisterzienserklos-
ters Frauental. Das 
Kloster  is t  sei t 
2003 eine Jugend-
hilfeeinrichtung 
des Christlichen 
Jugenddorfwerks 
Deutschland e.V. 
(CJD), die fünf-
zehn verurteilten 
Mehrfachstraftä-
tern zwischen 14 
und 18 Jahren die 
Chance bietet, ihr Leben zu ver-
ändern – und dabei auf Mauern 
völlig verzichtet. Einer der bei-
den, ein junger Mann türkischer 
Herkunft (ich nenne ihn Mustafa), 
ist der derzeitige Sprecher des 
Jugenddorfrates und beeindruckte 
durch seine offene und ernsthafte 
Art. Anschaulich schilderte er 
das tägliche Zusammenleben 
der Jugendlichen, ihre Erfahrun-
gen, Fortschritte, Rückschläge, 
Ängste, Hoffnungen und Erfolge.

Der andere junge Mann ist 
Marokkaner, nennen wir ihn „Ah-
met“, und seit ein paar Monaten in 
die Freiheit entlassen. Ehemalige 
Projektler können hin und wieder 
ins Kloster kommen, um ihre 
Erfahrungen im Projekt „Chance“ 
für ein paar Tage aufzufrischen 
und um nochmals den Halt in der 
Gemeinschaft der Jugendlichen 
und Pädagogen zu spüren. Wie 
bedeutsam die Atmosphäre in die-
ser Gemeinschaft für die jungen 
Männer sein kann, wurde uns mit 
ein paar, fast beiläufig gesproche-
nen Worten von Ahmet begreifbar: 
„Hier kann ich wieder Kind sein.“ 
Auf unser Nachfragen, was er 
damit meint, sagte er: „Draußen 
muss man immer cool und ab-
gebrüht sein, aber hier kann ich 

wieder lachen wie ein Kind.“ Was 
für ein Anpassungsdruck muss in 
solchen Jugendcliquen herrschen, 
mit welch fatalen Folgen für die 
Betroffenen –Täter wie Opfer! 

Wenn Ahmet 
nicht nach Creg-
lingen gekommen 
wäre, hätte er sei-
ne Haftzeit in der 
JVA Adelheim ab-
gesessen und dort 
die gleiche brutale 
Subkultur erlebt 
wie sie auf der 
Straße herrscht. Er 
hätte nicht erfahren 
können, wie gut es 
einem gehen kann, 
wenn man eine 

„positive Jugendkultur“ mit einer 
positiven Orientierung erlebt. 

Eine „positive Jugendkultur“ 
will man im Projekt „Chance“ 
mit einem gruppenpädagogischen 
Ansatz erreichen. Bei diesem steht 
die Peer-Group und nicht wie 
sonst oft üblich die Beziehung 
zwischen dem Erzieher und dem 
Jugendlichen im Zentrum der 
pädagogischen Arbeit. Begründet 
wird dieser Ansatz damit, dass 
im Jugendalter die Gruppe der 
Gleichaltrigen den stärksten Sozi-
alisationseinfluss ausübt, bei devi-
anten Jugendlichen leider meist im 
problematischen Sinn, die Grup-
pe sozusagen als Risikofaktor. 

Im Projekt „Chance“ soll das 
umgedreht werden. Mit Unter-
stützung eines intensiven päda-
gogischen Trainingsprogramms 
dient die Gruppe als Übungsfeld 
dafür, dass die Jugendlichen ler-
nen, zunehmend Verantwortung 
für ihr Handeln und später auch 
für die anderen zu übernehmen. 
Grundhaltungen sind Fairness und 
Gerechtigkeit. Es wurde ein kla-
res Anreizsystem geschaffen, bei 
dem positive und problematische 
Handlungen mit Punkten bewertet 
und mit Vergünstigungen und Frei-
räumen, zum Beispiel Ausflügen, 

belohnt werden. Bei Verfehlungen 
sind Rückstufungen vorgesehen. 
Als Verhaltensorientierung dient 
ein Regel- und Normensystem, 
das im Laufe der Jahre mit den 
Jugendlichen gemeinsam weiter-
entwickelt wurde und wird. Die 
Jugendlichen sollen sich gegen-
seitig beraten und unterstützen. 
Dazu gehört, die Jugendlichen mit 
ihrem nicht akzeptablen Verhalten 
zu konfrontieren und pro-soziales 
Verhalten zu verstärken. Regelmä-
ßiges Feedback gibt es darüber 
hinaus in Form von Tagesbewer-
tungen. Das pädagogische Trai-
ning beinhaltet tägliche Gruppen-
gespräche sowie zweimal täglich 
gruppendynamische Trainings. 
Demokratische Gremien sind die 
„Vollversammlung der gerechten 
Gemeinschaft“ und das „Fairness-
komitee“. In der Vollversammlung 
werden Fragen der Organisation 
und der Alltagsgestaltung be-
sprochen und jeder – Jugendliche 
wie Erwachsene – hat dort eine 
Stimme. Das „Fairnesskomitee“ 
(Sprecher des Jugenddorfrates, 
ein weiterer Jugendvertreter und 
der pädagogische Leiter) bear-
beitet Beschwerden, Konflikte, 
Bitten etc.

Es gibt eine herausragende 
gemeinsame Aufgabe: den Um-
bau und die Instandsetzung des 
Klosters, also die Schaffung von 
attraktiven Wohn-, Ausbildungs- 
und Arbeitsräumen. Hier werden 
handwerkliche Kompetenzen 
und Arbeitstugenden gefördert. 
Das gemeinsame Projekt bietet 
außerdem die Möglichkeit zur 
Identifikation mit der Einrich-
tung. Der klar strukturierte Alltag 
besteht aus Sport, Schulunter-
richt, Putz- und Arbeitseinsätzen, 
Ausbildungen, künstlerischen 
Freizeitgruppen. 

Uns hat der Besuch beim Pro-
jekt „Chance“ beeindruckt, nicht 
zuletzt aufgrund der Begegnun-
gen mit den jungen Männern. 
Überzeugend waren aber auch 
die Eindrücke im Hinblick auf 

das pädagogischen Personal, vor 
allem das Gespräch mit Angela 
von Manteuffel, die geduldig 
unsere Fragen beantwortete und 
uns durch ihre persönliche Aus-
strahlung vermittelte, mit welch 
großem Engagement, fachlicher 
Kompetenz und nicht zuletzt Re-
spekt den Jugendlichen gegenüber 
in Creglingen gearbeitet wird.

Zum Schluss möchte ich aber 
nicht verschweigen, dass mich ge-
rade eine Pressemeldung erreicht 
hat, wonach Wissenschaftler dem 
Projekt „Chance“, das außer in 
Creglingen auch im Jugendhof 
Seehaus in Leonberg durchge-
führt wird, eine „durchwachsene 
Bilanz“ bescheinigen (Frankfurter 
Rundschau vom 17.10.2008). Die 
mit der Evaluation beauftragten 
Kriminologen Dieter Dölling, Uni-
versität Heidelberg, und Hans-Jür-
gen Kerner, Universität Tübingen, 
sind zwar der Auffassung, dass im 
Projekt eine „außerordentlich in-
tensive Erziehungsarbeit“ geleistet 
werde, aber es sei nicht damit zu 
rechnen, „dass eine grundsätzliche 
Umorientierung stattfinde“. Laut 
Kerner gingen 47 Prozent freiwil-
lig in den Knast zurück, weil ihnen 
der Tagesablauf zu stressig sei. 
Positiv sei aber in jedem Fall, dass 
die jugendlichen Straftäter „keine 
Subkultur“ aufgebaut hätten. Au-
ßerdem ist die Rückfallquote mit 
43 Prozent niedriger als im JVA 
Regelvollzug. Die Mitarbeiter des 
Vereins „Projekt Chance“ selbst 
sind davon überzeugt, dass ihr 
„Konzept sich bewährt habe, auch 
wenn es keine Wunder vollbringen 
könne“.     www.cjd-creglingen.de

Carmen Trenz (AJS)

Carmen Trenz
ist Referentin bei der AJS

für Gewaltprävention/
Jugendkriminalität

Die Broschüre kann bei der AJS 
bestellt werden (siehe Seite 15)
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Orte und Ansätze der Prävention
In Deutschland gibt es eine kaum zu über-

blickende Zahl von Maßnahmen, Projekten 
und Programmen, die gewaltpräventiv wirken 
wollen. Die meisten Projekte sind im Bereich 
Schule angesiedelt. Daneben gibt es gibt fami-
lienunterstützende Maßnahmen, Programme 
in KITAS und in der Kinder- und Jugendhilfe 
bzw. im Freizeitbereich.

Familienbezogene Prävention
Familienunterstützende Maßnahmen sollen 

die erzieherischen Kompetenzen der Eltern 
verbessern und die Beziehung 
und Bindung zu den Kindern 
vertiefen.

Neben Erziehungsberatung 
und Bildungsangeboten z. B. 
in Form von Elternabenden, El-
ternbriefen gibt es seit einigen 
Jahren spezielle Elternkurse 
bzw. Elterntrainings. Am be-
kanntesten sind die Programme 
„Starke Eltern – starke Kinder“ 
des Deutschen Kinderschutz-
bundes, Triple P und das STEP-
Elterntraining.

Laut Lösel (2006) wurden 
in Deutschland mehr als 85 % der Eltern-
bildungsmaßnahmen nicht evaluiert. In den 
USA dagegen wurde die Wirksamkeit von 
Elterntrainings belegt, wobei vor allem frühe 
Programme (Schwangerschaft, Säuglingsalter) 
langfristige Erfolge hatten. 

In einer Analyse deutscher Elternkurse 
fand Lösel heraus, dass vor allem Eltern 
mit jüngeren Kindern von Erziehungskursen 
profitierten. Bei den Jugendlichen dagegen er-
wiesen sich kognitiv-verhaltenstherapeutische 
Trainings mit Peers als wirksamer, was damit 
zu erklären ist, dass diese Altersgruppe mehr 
von ihren Altersgenossen als von den Eltern 
beeinflusst wird. (Stiftung Deutschland Forum 
für Kriminalprävention (DFK), 2008)

Eine Schwierigkeit besteht darin, Risikofa-
milien für Unterstützungsprogramme zu inte-
ressieren. Das hat mit Stigmatisierungseffekten 
und Versagensängsten bei den betroffenen 
Eltern zu tun. Hier besteht ein großer Bedarf an 
neuen aufsuchenden Konzepten. Entscheidend 
aber ist vor allem die Qualifikation der Fach-
kräfte: Sie brauchen eine hohe kommunikative 

Kompetenz, müssen Eltern wertschätzen und 
ihre Ressourcen wahrnehmen und anerkennen. 

Prävention im Kindergarten
Die Förderung der sozialen und emotionalen 

Kompetenzen besonders in den ersten sechs 
Lebensjahren ist von großer Bedeutung. In 
diesem Alter werden entscheidende Weichen 
gestellt, auch wenn Probleme oft erst in der 
Pubertät massiv sichtbar werden. 

Für den Vorschulbereich gibt es neben regio-
nalen Angeboten einige standardisierte soziale 
Lernprogramme. Zu den bekanntesten gehören 

FAUSTLOS und Papilio. Die 
Programme werden von den Er-
zieher/innen selbst durchgeführt, 
nachdem sie eine meist eintägige 
Schulung erhalten haben. Letzt-
lich sind sie der Schlüssel für den 
Erfolg eines Programms, denn 
die Wirksamkeit von Trainings-
programmen ist abhängig von 
den Personen, die sie umsetzen. 

Der Kindergarten ist der Ort, 
an dem Familien am ehesten 
erreicht werden können. Deshalb 
gehört verstärkte Elternarbeit zu 
den Aufgaben der neu geschaf-

fenen Familienzentren. Außerdem braucht 
eine wirksame Gewaltprävention die gute 
Vernetzung mit anderen sozialen Diensten im 
Stadtteil.

Auch im Kindergarten kommt es entschei-
dend auf die Qualifikation der Erzieher/-innen 
an. Sie brauchen aber auch mehr Zeit für die 
Arbeit mit einzelnen Kindern, der Gruppe, den 
Eltern sowie für die eigene Fortbildung – also 
kleinere Gruppen.

Ein weiteres Problem sehen Fachleute darin, 
dass in KITAS fast nur Frauen erziehen. Für 
die Jungen wäre es wichtig, sozial-kompetente 
männliche Vorbilder zu haben. 

Prävention in der Schule
Es gibt kaum noch Schulen ohne Ange-

bote zur Gewaltprävention. Verbreitet sind 
Konfliktlösungsprogramme wie Schüler-
Streitschlichtung. Die Evaluationsstudie „Me-
diation an Schulen“ hat belegt, dass ein 
Mediationsprojekt am ehesten erfolgreich ist, 
wenn es in ein umfassendes Schulprogramm 
eingebunden ist. Notwendig ist „die Verknüp-

fung des Mediationsprojektes mit anderen Pro-
jekten der Gewaltprävention und/oder mit der 
Durchführung von Trainings zu sozialen bzw. 
Konfliktlösungskompetenzen für alle Schüler/
innen“ (Behn u. a., 2006). 

Ebenfalls zahlreich sind Aktions- oder 
Projekttage, die zwar auf Probleme hinweisen 
können, aber keine langfristigen Verhaltensän-
derungen bewirken. 

Daneben gibt es sozial-kognitive Verhal-
tenstrainings (zum Beispiel FAUSTLOS für 
Grundschulen, das Sozialtraining „Fairplayer“, 
das Buddy-Projekt), die Übungsmaterialien 
bereitstellen. 

Von solchen Sozialen Trainingsprogram-
men, die alle Kinder einbeziehen, scheinen 
nach den vorliegenden Analysen vor allem jün-
gere Schüler und Kinder aus sozial schwachen 
Familien zu profitieren (DFK).

Belegt wurde in mehreren Studien, dass 
ein positives Klassen- und Schulklima für die 
Gewaltprävention von großer Bedeutung ist. 

Neben universellen Präventionsansätzen 
gibt es Programme für Risikogruppen. Zu den 
bekanntesten Programmen zählt das kognitiv-
verhaltenstherapeutische Coolness-Training 
für Kinder und Jugendliche mit erhöhter Ag-
gressivitätsneigung.

Weitere spezielle Programme sind Selbstbe-
hauptungstrainings meist für die Zielgruppe 
der opfergefährdeten Kinder, häufig Mädchen. 
Diese sollen lernen, sich in bedrohlichen Situ-
ationen angemessen zu verhalten.

Deeskalations- und Zivilcouragetrainings 
richten sich hauptsächlich an die scheinbar 
unbeteiligten Beobachter konfliktträchtiger 
Situationen. Darin wird vermittelt, solche Si-
tuationen einzuschätzen, zu deeskalieren und 
somit selbst Verantwortung zu übernehmen.

Unterstützung durch sozialpädagogische 
und psychologische Fachkräfte

In NRW hat die Zahl an Schulsozialarbeiter/
innen und Schulpsychologen in den letzten Jah-
ren zugenommen. Beide Berufsgruppen haben 
ein breites Aufgabengebiet: Sie sind Ansprech-
partner für Lehrkräfte, Schüler/innen und El-
tern, sie können gewaltpräventive Projekte und 
Programme unterstützen und die Vernetzung 
mit anderen Stellen im Stadtteil voranbringen.

Allerdings ist ihre Zahl noch immer viel 
zu gering. Der Ausbau dieser Spezialdienste 

Gewaltprävention 
bei Kindern und Jugendlichen in NRW

Carmen Trenz
Referentin bei der AJS NRW

für Gewaltprävention/
Jugendkriminalität
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sollte daher ein wichtiges Anliegen für die 
Zukunft sein. 

Prävention in der Freizeit und im 
sozialen Umfeld

Typische Jugendhilfeangebote mit prä-
ventiven Anteilen sind die Betreuung in Ju-
gendzentren, aufsuchende Arbeit im Stadtteil 
(Streetwork), Fanbetreuung, Angebote im Rah-
men des Jugendschutzes. In einer Umfrage der 
AJS im Jahr 2005 haben von 114 Jugendschutz-
fachkräften 94 angegeben, dass sie Gewaltprä-
vention/Anti-Gewalt-Trainings durchführen. 
Weitere Freizeitangebote mit gewaltpräventiven 
Anteilen sind Sportangebote, körper- und erleb-
nisorientierte Programme (zum Beispiel Mitter-
nachtssport), geschlechtsspezifische Gruppen, 
etwa Selbstbehauptungskurse für Mädchen und 
die Jungenarbeit. Geschlechtsdifferenzierte An-
gebote sind leider jedoch noch die Ausnahme.

Für die Angebotsgestaltung im Rahmen der 
Kinder- und Jugendhilfe ist die Jugendhilfepla-
nung in den Kommunen zuständig. Sinnvoll 
wäre ein Gesamtkonzept für Gewaltpräven-
tionsmaßnahmen in jeder Kommune, in dem 
die verschiedenen Maßnahmen aufeinander 
abgestimmt sind. Eine Fachstelle für Gewalt-
prävention (wie in Düsseldorf) könnte die 
Qualifizierung und Steuerung fördern. 

Eine zunehmende Bedeutung in der Ge-
waltprävention haben Trainings, die sich an 
der konfrontativen Pädagogik orientieren. Die 
Jugendlichen werden mit ihrer Gewalttätigkeit 
teilweise massiv konfrontiert, Rechtfertigungen 
werden nicht akzeptiert. Die konfrontative Pä-
dagogik ist nicht unumstritten, die Diskussion 
ist in vollem Gange. Allerdings hat sich als 
Minimalkonsens die Einsicht durchgesetzt, 
dass nur auf der Grundlage von Wertschätzung 
Menschen so vehement mit ihrem Verhalten 
konfrontiert werden dürfen. Außerdem muss 
Konfrontation begleitet sein von unterstüt-
zenden Angeboten.

Niedrigschwellige Angebote für jugend-
liche Opfer von Gewalt sind bislang kaum 
vorhanden. Den Täter-Opfer-Ausgleich gibt 
es vorwiegend bei regionalen Straftätern, nur 
selten in der Schule oder Jugendhilfe.

Kritische Aspekte 
l Projektförderung und die damit verbun-

dene zeitliche Befristung pädagogischer 
Arbeit führt zu Diskontinuität. Prävention 
aber braucht dauerhafte Strukturen.

l Finanzierung von Maßnahmen ist oft ge-
koppelt an spektakuläre Ereignisse. Das 
führt zu Aktionismus.

l  Vielfältige Jugendkulturen, Jugendliche mit
Migrationshintergrund erfordern neue pä-
dagogische Konzepte.

l Viele Angebote sind zu sprachlastig. Für 
jüngere Kinder sowie Kinder und Jugend-
liche aus unterprivilegierten Familien sind 
körper-, bewegungs- und erlebnisorientierte 
Strategien oft geeigneter.

Zusammenfassung und   
Anregungen zur Weiterentwicklung 

1. Qualifikationen der Pädagogen/innen –  
 Aus- und Fortbildung der pädagogischen
  Fachkräfte

Gewaltprävention steht und fällt mit der 
Kompetenz der pädagogischen Fachkräfte. 
Sie müssen bereits in ihrer Fachausbildung 
auf die Erfordernisse des Alltags vorberei-
tet werden. Berufsbegleitend brauchen sie 
Unterstützung durch Fortbildung, Beratung 
und Supervision.

2.  Frühzeitigkeit
Erfolgreiche Prävention setzt frühzeitig an. 
Darum haben Familienprogramme und Pro-
gramme in Kindergarten und Grundschule 
eine große Bedeutung. Notwendig sind 
universelle Programme zur Förderung der 

sozialen und emotionalen Kompetenzen, 
aber besonders wichtig sind spezielle 
Programme für Kinder, die schon früh 
Verhaltensauffälligkeiten zeigen. 

3. Mehr-Ebenen-Ansätze bzw. multimoda- 
 le Maßnahmen

Am effektivsten sind Programme, die 
auf mehreren Ebenen ansetzen, weil sie 
damit verschiedene Risikofaktoren (für 
aggressives Verhalten) beeinflussen kön-
nen. Zu einem Gesamtkonzept gehören ein 
gutes Konfliktmanagement, einheitliche 
Verhaltensregeln und ihre konsequente 
Anwendung, kontinuierliche Förderung der 
sozialen Kompetenzen, die Zusammenarbeit 
zwischen Fachkräften, Kindern, Jugend-
lichen sowie Eltern, ein lebendiges Schul-, 
Jugendhaus- oder Kindergartenleben, Hil-
festellungen für Opfer von Gewalt und eine 
gute Zusammenarbeit mit anderen Partnern 
(Jugendhilfe, Verbände und Vereine, Bera-
tungsstellen, Polizei etc.) 

4.  Strukturelle Verankerung, Langfristig- 
 keit und Nachhaltigkeit

Kurzfristige Projekte sind nicht wirksam. 
Präventive Maßnahmen müssen strukturell 
im Erziehungssystem verankert werden. 
Auch einzelne soziale Kompetenztrainings 
bewirken wenig, wenn sie nur einmalig 
durchgeführt werden. Trainingsinhalte 
müssen kontinuierlich aufgefrischt werden.

5. Klarstellung von Verhaltensregeln
Ein Schwerpunkt eines jeden gewaltprä-
ventiven Programms ist die Setzung und 
Anwendung konkreter, angemessener und 
eindeutiger Verhaltensregeln.

6.  Geschlechtsspezifische Ausrichtung
Vor allem bei älteren Kindern und Ju-
gendlichen ist es notwendig, die Ange-
bote geschlechtsspezifisch auszurichten. 

7.  Zeitliche Ressourcen Pädagogen/-innen
brauchen Zeit für Gruppen-, Klassen- und 
Einzelgespräche mit auffälligen (oder auch 
besonders unauffälligen) Kindern und Ju-
gendlichen, um Probleme oder ungelöste 
Konflikte zu bearbeiten. Sie brauchen Zeit 
für die Durchführung, Vor- und Nachberei-
tung von Trainings und anderen präventiven 
Maßnahmen. Sie brauchen Zeit für die Zu-
sammenarbeit mit anderen Berufsgruppen.

8.  Fremd- oder Selbstevaluation
Es ist unverzichtbar, dass diejenigen, die 
gewaltpräventiv arbeiten, ihre Arbeit kon-
tinuierlich auf Wirksamkeit hin überprüfen, 
reflektieren und fortentwickeln. 

Carmen Trenz (AJS)aus: DIE WELT
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Vielversprechendes Instrument oder Irrweg   
der Kriminalprävention?
Das Projekt ‚Kurve kriegen’ der nordrhein-westfälischen Polizei

Mit dem neuen Projekt „Kurve 
kriegen“ des NRW-Innenministeri-
ums (Start: 1.9.) beschäftigte sich 
am 23. Mai ein Informations- und 
Diskussionsabend in der Uni-
versität zu Köln. 
Referent war der 
Innenminister Ralf 
Jäger persönlich, 
und er stellte sich 
im Anschluss an 
seinen Vortrag den 
in der Mehrzahl 
kritischen Fragen. 
Eingeladen hatte 
die Deutsche Ver-
einigung für Ju-
gendgerichte und 
Jugendgerichtshil-
fen (DVJJ) Regi-
onalgruppe Nordrhein und der 
Strafrechtsausschuss des Kölner 
Anwaltsvereins. Teilnehmer/innen 
der gut besuchten Veranstaltung 
kamen aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe, von Polizei und Justiz. 

Ralf Jäger informierte zunächst 
über die Ausgangsüberlegungen 
und Zielsetzung des Programms 
„Kurve kriegen“. Laut Jäger ba-
siert das Projekt auf den Empfeh-
lungen der NRW-Enquetekommis-
sion „Prävention“ (wir berichteten 
im AJS FORUM 1-2011). Dort 
wurden Früherkennung und frühe 
Hilfen als notwendige Präventi-
onsstrategie angemahnt. Mit der 
Einrichtung des Projektes – Mo-
dellstandorte sind Köln, Aachen, 
Bielefeld, Duisburg, Dortmund, 
Hagen, der Kreis Wesel und der 
Rhein-Erft-Kreis - will die Polizei 
in NRW verhindern, dass gefähr-
dete Kinder und Jugendliche 
zu Intensivstraftätern werden. 
Zielgruppen sind daher acht- bis 
fünfzehnjährige, vorwiegend straf-
unmündige Jungen und Mädchen, 
die bereits mehrfach mit Straftaten 
aufgefallen sind. 

Als Richtschnur für die Auf-
nahme ins Programm gelten min-
destens eine Gewalttat oder drei 
schwere Eigentumsdelikte im zu-

rückliegenden Jahr. Diese Kinder 
sollen zwei Jahre intensiv betreut 
werden in der Hoffnung, dass da-
mit eine drohende kriminelle Ent-
wicklung frühzeitig abgewendet 

werden kann. Die 
pädagogischen und 
psychologischen 
Maßnahmen sollen 
individuell auf die 
persönliche Proble-
matik zugeschnit-
ten sein – denkbar 
sind zum Beispiel 
S o z i a l e s -  o d e r 
Coolness-Training, 
Lernhilfen oder 
auch ein Sportkurs. 
Die Angebote sol-
len rasch vermit-

telt, sonst oft übliche Wartzeiten 
verkürzt und Abläufe beschleunigt 
werden. Auf jede Straftat soll 
umgehend pädagogisch reagiert 
werden. Die Teilnahme am Projekt 
ist freiwillig – immerhin handelt 
es sich um strafunmündige Kin-
der. Die Eltern müssen daher für 
die Teilnahme motiviert und sie 
müssen in die Arbeit einbezogen 
werden.

Minister Jäger betonte, dass das 
Projekt „Kurve kriegen“ nicht in 
Konkurrenz, sondern in Ergän-
zung zu bisherigen Jugendhilfe-
maßnahmen stehe. Vorgesehen 
ist eine gemeinsame Umsetzung 
des Programms durch Polizei und 
Kommunen. Die pädagogischen 
Maßnahmen und therapeutischen 
Hilfen sollen wie bisher über das 
zuständige Jugendamt geleistet 
werden. Damit die Kommunen 
nicht zusätzlich finanziell belastet 
werden, stellt das Innenministeri-
um ab 2012 pro Jahr 9 Mio. (2011: 
4,75 Mio.) für Personal- und 
Sachkosten an den acht Modell-
standorten zur Verfügung.

Geplant ist, in jedem Modell-
standort eine pädagogische oder 
psychologische Fachkraft in das 
Polizeiteam einzubinden. Die 
Fachkräfte sollen möglichst von 

einem freien Träger der Jugend-
hilfe für diese Aufgabe freigestellt 
und von der Polizei per Dienstver-
trag für die zweijährige Projektzeit 
angestellt werden. Dienstort und 
Federführung des Programms 
liegen also bei der Polizei. Diese 
„behält dadurch auch die Wirk-
samkeit der Hilfemaßnahmen 
kontinuierlich im Blick“ (Presse-
information des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales NRW 
vom 01.04.2011). 

Abschließend betonte Jäger, 
dass er nicht über Strukturen 
und Zuständigkeiten diskutieren 
möchte, aber genau diese Punkte 
stießen auf erhebliche Kritik in 
der anschließenden Diskussion. 
Der Kriminologe Prof. Michael 
Walter befürchtet die Dominanz 
von polizeilichen Ordnungsvor-
stellungen und damit eine, auch 
rechtsstaatlich problematische 
„Verpolizeilichung“ der Gesell-
schaft. Von vielen wurde massive 
Kritik an der Federführung durch 
die Polizei und dem darin zum 
Ausdruck gebrachten Misstrauen 
des Innenministeriums gegenüber 
der Kinder- und Jugendhilfe bzw. 
den kommunalen Kämmerern 
geäußert. Jäger begründete die 
Ansiedlung des Projekts bei der 
Polizei mit dem „Opferschutz“, 
der – so konnte man es heraushö-
ren - durch die Jugendhilfe nicht 
ausreichend gewährleistet sei. 
Einige Teilnehmer wiesen dieses 
ihrer Meinung nach “Ausspielen“ 
von Opferschutz (Polizei) und 
Täterprävention (Jugendhilfe) 
entschieden zurück. Auch die Ju-
gendhilfe habe die Opfer im Blick.

Weitgehend einig waren sich 
die anwesenden Fachkräfte, dass 
viele Kommunen zu wenig Mittel 
für notwendige Jugendhilfemaß-
nahmen haben. Das führe dazu, 
dass auch für die kleine Gruppe der 
intensiv delinquenten Kinder Geld 
fehle. Das Projekt „Kurve kriegen“ 
– das im Wesentlichen aus der Ko-
ordination, der Netzwerkbildung 

und der Zurverfügungstellung von 
Geldern besteht – hätte man bei 
der Jugendhilfe ansiedeln können 
und müssen. Selbst das Misstrauen 
gegenüber den kommunalen Käm-
merern hätte man berücksichtigen 
können, indem man den Modell-
kommunen projektbezogene Geld-
er zur Verfügung gestellt hätte.

Die Problemanalyse von Ralf 
Jäger, wonach die Steuerung nach 
dem Jugendhilfeplan in den Kom-
munen oft unzureichend verlaufe, 
wurde unter anderem von Prof. 
Walkenhorst geteilt. Die Struk-
turprobleme in den Institutionen 
ähnelten häufig den mangelhaften 
Strukturen in den betroffenen Fa-
milien. Aber wo läge der Mehrwert 
bei einer Federführung durch die 
Polizei? Die Polizei wolle schein-
bar kontrollieren und überwachen. 
Damit aber würden wieder einmal 
Verantwortung und Zuständigkeit 
hin- und hergeschoben. Andere 
Teilnehmer sahen in der Initiative 
des Innenministeriums ein Zurück-
fallen in Zeiten, in denen sich die 
Polizei für alles zuständig fühlte. 
Immerhin habe man in NRW eine 
Strategie und einen entsprechenden 
Erlass, wonach die Polizei nicht 
für Pädagogisches zuständig sei. 

Es tauchte die Frage auf, warum 
sich nicht auch Jugend- und Schul-
ministerium an einem solchen Pro-
jekt beteiligen und gemeinsam das 
Projektgeld zur Verfügung stellen. 
Schließlich empfehle es sich ja 
auch vor Ort, dass Jugendhilfe, 
Polizei und Schule gemeinsam 
mittelgebundene Projekte entwi-
ckeln und durchführen.

Sozusagen als Antwort auf die 
Diskussion betonte Innenminister 
Ralf Jäger abschließend, dass er 
sich am Ende der zweijährigen 
Laufzeit des Modellprojektes 
wünsche, dass eine Umschichtung 
der Aufgaben auf die Jugendhilfe 
erfolge. Zunächst soll aber die 
geplante wissenschaftliche Eva-
luation abgewartet werden.

 Carmen Trenz (AJS)

Carmen Trenz
Referentin bei der AJS NRW

für Gewaltprävention/
Jugendkriminalität
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1. Ich beschreibe konkret, was ich beobachte,   
und zwar ohne Bewertung: Z. B. „Die Kleider 

liegen auf dem Boden“. Abwertende Begriffe („Du bist 
schlampig“) oder Verallgemeinerungen („Nie räumst 
Du dein Zimmer auf“) führen meistens beim anderen 
zur Abwehr oder zum Gegenangriff.

2. Ich spreche das Gefühl aus, das ich im Moment 
verspüre, jedoch ohne den anderen dafür 

verantwortlich zu machen Zum Beispiel: „Ich mache 
mir Sorgen“, „Ich fühle mich hilflos“. Der andere kann 
mein Gefühl besser annehmen, wenn er sich nicht 
beschuldigt fühlt. 

3. Herausgefunden werden soll, welches Bedürfnis 
durch das Verhalten oder die Situation nicht 

erfüllt bzw. frustriert wurde. Auch hier geht es wieder 
darum, das Bedürfnis ohne Vorwurf zu benennen. Bei-
spiel: „Ich bin sauer, weil  mir ein ordentliches Zuhause 
wichtig ist“, „…weil ich Verlässlichkeit brauche“. 

4. Am Ende des Gesprächs soll der Konfliktpartner 
eine konkrete Bitte, einen erfüllbaren Wunsch 

äußern, z. B. „Ich wünsche mir, dass Du verstehst, dass 
ich mir Sorgen mache“. Diese Bitte darf nicht mit Druck 
(Androhung von Sanktionen) verbunden sein, sonst ist 
es eine Forderung und keine Bitte. Wenn die Bitte erfüllt 
wird, ist das ein Geschenk, und es ist schön, sich dafür 
zu bedanken. Dank ist eine Bereicherung des Lebens.

Diese Vier-Schritte-Methode hilft, sich sein 
Sprechen und Handeln bewusst zu machen und zu 
verändern. Im Grunde geht es darum, den Umgang 
miteinander –  die Beziehungen zum Beispiel zwischen 
Eltern, pädagogischen Fachkräften und Kindern und 
Jugendlichen – durch eine wertschätzende und bedürf-
nisorientierte Haltung positiv zu gestalten. 

Was Menschen verbindet 
und Konflikte löst
Das Konzept der „Gewaltfreien Kommunikation“

Marshall Rosenbergs Konzept für eine Gewaltfreie 
Kommunikation (GFK) rückt die Bedürfnisse jedes ein-
zelnen in den Mittelpunkt. Wenn die Grundbedürfnisse 
aller Menschen ernst genommen, verstanden und be-
rücksichtigt werden, ist es möglich, die Beziehungen 
zwischen den Menschen zu stärken und mitfühlend und 
respektvoll miteinander umzugehen. Besonders in Kon-
fliktsituationen ist es notwendig, sich selbst und den 
anderen zu verstehen: Was motiviert uns, so zu denken 
und zu handeln, wie wir es tun? Worum geht es eigent-
lich? Welches Bedürfnis liegt dem Verhalten zugrunde? 
Für Rosenberg ist jede Form von Gewalt Ausdruck 
eines unerfüllten Bedürfnisses – zum Beispiel des Be-
dürfnisses, beachtet oder akzeptiert zu werden. Wenn 
Menschen sich nicht verstanden fühlen, reagieren sie 
– besonders in emotional aufgeladenen Situationen – 
oft mit Vorwürfen, Beschuldigungen, Abwehr und 
Angriffen. Das führt eher zur Eskalation als zur Lösung 
von Konflikten. Einfühlung und Verständnis sowohl für 
die eigenen Bedürfnisse als auch für die des anderen – 
also Empathie und Wertschätzung – ermöglichen es, 
aus diesem Teufelskreislauf auszusteigen und in em-
pathischem Kontakt zu bleiben – eine Voraussetzung 
für konstruktive Konfliktlösungen.

Vier Schritte zur Veränderung des 
Kommunikationsverhaltens

Rosenberg hat ein „Vier-Schritte-Modell“ entwi-
ckelt, das helfen soll, sein eigenes  Kommunikations-
verhalten zu verändern. Ein Konfliktgespräch sollte 
folgendem Ablauf folgen:

Verbreitung
Die Grundsätze und 

Methoden der GFK sind 
heute weltweit und auch in 
Deutschland verbreitet und 
Bestandteil vieler Aus- und 
Fortbildungen für Fach-
kräfte, besonders im päda-
gogischen Bereich im Rah-
men von Gewaltpräventi-
on. Entsprechend gibt es 
überall Kindertagesstätten, 
Schulen, Einrichtungen der 
offenen und stationären 
Kinder- und Jugendhilfe, 
die sich für den Ansatz in-
teressieren, ihre Fachkräfte 
fortbilden und Trainings 
für Kinder und Jugendliche 
anbieten. Weitere Anwen-
dungsfelder sind Elternbil-
dung, Paarberatung sowie 
Coaching- und Therapie-
verfahren. Auch Firmen, 
Politische Organisationen 
und Diplomatie nutzen das 
Konzept zur Bearbeitung 
von Konflikten.

2016 werden der GFK-
Dachverband (D-A-CH e. V.) 
und die verschiedenen 
Netzwerke das 30-jährige 
Bestehen der „Gewalt-
freien Kommunikation“ in 
Deutschland feiern.

Cartoons: Sven Hartenstein
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trenz@mail.ajs.nrw.de

» Wenn wir unseren
Kindern vorleben,

wie sie für sich sorgen,
ohne andere zu verletzen,

lernen sie alles, was sie
zum Leben brauchen.«

Isolde Teschner, 
zertifizierte Trainerin für 

Gewal freie Kommunikation

Marshall Rosenberg
Der US-amerikanische Psychologe Marshall 

Rosenberg (geb. 1934 in Ohio/USA, gest. im Fe-
bruar 2015 in New Mexico/USA) wuchs in einer 
Arbeiterfamilie jüdischer Herkunft in einem Ghetto 
von Detroit auf und wurde früh Zeuge von Gewalt 
und Rassenunruhen. Seit Anfang der 1960er Jahre 
arbeitete er als Konflikttrainer und Mediator und 
war über viele Jahrzehnte ein international tätiger 
Vermittler in Konflikten. 1984 gründete Rosenberg 
das Internationale Center für gewaltfreie Kommu-
nikation in den USA. Mit dem von ihm entwickelten 
Konzept der Gewaltfreien Kommunikation, das in 
der Tradition der Klienten-zentrierten Gesprächs-
therapie seines Lehrers Carl Rodgers steht, lassen 
sich Differenzen bzw. Konflikte auf persönlichem, 
beruflichem und politischem Gebiet friedlich 
lösen. Rosenberg hatte in Alltagskonflikten, bei 
der Vermittlung rivalisierender Jugendbanden, 
bei Rassenunruhen und bei politischen Konflikten 
in Ländern Afrikas, Palästina, Israel, im ehema-
ligen Jugoslawien mit seinen Programmen und 
Trainings Erfolge. Mit der von ihm entwickelten 
Methode „Mutual Education“ begleitete er viele 
Schulen beratend, was zu einem erheblichen 
Rückgang von Gewalt führte. 

Am Anfang ist Erziehung
Rosenberg lag sehr daran, dass schon Kinder den 

wertschätzenden und lebensbejahenden Umgang 
miteinander in ihrem Umfeld erleben. Das könnte die 
Basis für eine dauerhaft friedfertige Gesellschaft sein. 
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Gemeinsam gegen Gewalt 
Deutsch-Niederländisches Seminar in Bocholt befaßte sich mit Programmen gegen Jugendgewalt

Gewalt unter Jugendlichen nimmt sowohl 
in Deutschland wie in den Niederlanden zu, 
wenn auch lange nicht so dramatisch, wie 
oft behauptet. In den Niederlanden ist der 
Anstieg nach Aussagen des niederländischen 
Kriminologen Albert Hauber noch etwas 
höher als in Deutschland.

Dies ist Ergebnis eines deutsch-nieder-
ländischen Seminars mit über einhundert 
Fachleuten aus beiden Ländern über das 
Problem Gewalt unter Jugendlichen und 
über Programme der Gewaltprävention am 
30. und 31. Oktober im Europa-Institut in 
Bocholt (Westfalen). Die Tagung wurde 
gemeinsam von der Arbeitsgemeinschaft 
Kinder- und Jugendschutz (AJS) Landesstel-
le NRW, dem Europa-Institut Bocholt, dem 
Europahaus Gelderland (NL) und der Stadt 
Bocholt (Jugendamt) veranstaltet und vom 
Land NRW (Jugendministerium und Staats-
kanzlei) sowie der Stadt Bocholt gefördert.

Die Ursachen für Gewalt sind vielfältig 
und in beiden Ländern ähnlich. Gewalt 
wächst in den Randlagen der Städte, wo 
sich die Probleme ballen. Weitere Ursachen: 
Konsumdruck, fehlende Integration junger 
Zuwanderer, zerrüttete Familienverhältnisse 
und eigene Gewalterfahrungen, Mißerfolge 
in der Schule, Alkohol und Drogen sowie 
Gewaltdarstellung und die Berichterstattung 
in den Medien. Hinzu kommt, daß Gewalt 
lange Zeit heruntergespielt und vielfach 
nicht rechtzeitig eingegriffen wurde, so der 
Kriminologe Albert Hauber.

Damit Jugendliche ihre Gewaltneigungen 
abbauen, müssen sie mit den Folgen kon-
frontiert werden. Dafür gibt es in Deutsch-
land und in den Niederlanden Anti-Aggres-
sions-Trainings und ähnliche Programme, 

die auf der Tagung vorgestellt und diskutiert 
wurden. Bei der Vorbeugung sind vor allem 
die Schulen und Jugendhilfeeinrichtungen 
gefragt. In Deutschland nehmen sogenannte 
Konfliktlotsen- und Streit-Schlichter-Pro-
gramme zu, in denen Jugendliche selbständig 
ihre Konflikte lösen oder bei Konflikten ihrer 
Mitschüler vermitteln. In einem niederlän-
dischen Beispiel leisten Polizisten gemein-
sam mit Sozialarbeitern Gewaltprävention 
in Schulen und machen Hausbesuche in 
Familien.

Klaus Schäfer, der Vertreter des Mini-
steriums für Frauen, Jugend, Familie und 
Gesundheit NRW, betonte die zentrale Rolle 
der Kindergärten: hohe Aggressivität begin-
ne fast immer schon im Vorschulalter. Hier 
frühzeitig zu reagieren, sei ein wesentlicher 
Baustein bei der Gewaltprävention. In NRW 
werde damit begonnen, die Erzieherinnen für 
diese Aufgabe zu schulen.

Der AJS-Vorsitzende Jürgen Jentsch MdL 
zeigte sich nach Ablauf der Veranstaltung zu-
versichtlich, daß die Vertreter beider Länder 
voneinander lernen konnten. In den Nieder-
landen beeindrucke, daß dort – womöglich 
aufgrund anderer Jugendhilfestrukturen 
– schnell und flexibel auf Jugendprobleme 
reagiert werde. Auch funktioniere die Zu-
sammenarbeit zwischen Jugendhilfe, Schule, 
Polizei und Justiz sehr gut. Niederländische 
Kollegen fanden die stärkere soziale Kon-
trolle in Deutschland positiv, da durch das 
rechtzeitige Reagieren auf Normverstöße 
verhinderte wurde, daß Gewalt sich verfestigt 
oder eskaliert.

Kontakt: Carmen Trenz,  AJS   
Tel. 0221/92 13 92-18

Carmen.Trenz@mail.ajs.nrw.de

● Motivation
Die Motivation der Studenten der GMS 

wird durch das Fördersystem positiv 
beeinflußt: (Ich weiß, wie ich etwas er-
reiche), Privilegien (sie geben mir etwas 
und ich kann etwas verlieren), Erziehung 
(Ich bin erfolgreich), Sport (Ich kann ge-
winnen), Respekt (Ich bin jemand), Stolz 
(Ich bin ein Teil der Erfolgreichen), für 
eine Sache sprechen (sie hören mich), 
Konfrontationen (sie lassen mich nicht 
fallen), Bestätigungen und Erfolg.

● Tägliches Programm
Das GMS-Programm geht davon 

aus, daß Langeweile die Jugendlichen 
in Schwierigkeiten bringt; darum wer-
den die Studenten den ganzen Tag 
lang beschäftigt. Das Tagesprogramm 
besteht aus Unterricht, Sport, “GGI” (s. 
u.), Aktivitäten und Reinigungsarbeiten. 
Das Programm verlangt viel körperliche 
Arbeit, deshalb serviert die GMS vier 
Mahlzeiten pro Tag. 

Jeden Tag gibt es eine Stunde lang 
“GGI”-Gruppen (12-15 Studenten) unter 
Führung der Gruppenverantwortlichen 
und des Teams mit Gesprächen über 
Probleme, Gefühle, Verwirrungen. Die 
Studenten sprechen über jedes mögliche 
Problem: Heimweh, mangelnde Motiva-
tion, Einschüchterung etc.

Jeden Abend vor dem Zubettgehen 
haben die Studenten ein Gruppentreffen 
unter Führung eines “Senior Coach”. 
Jeder Student der Einheit muß da sein. 
Thema ist das Programm für den näch-
sten Tag.

Neue Studenten sind etwas Beson-
deres aufgrund ihres Kulturschocks. 
Deshalb ist besondere Aufmerksamkeit 
nötig. 

Die Studenten sind konkurrenzorien-
tiert und haben viel körperliche Energie, 
so daß sie zweimal pro Tag eine gute 
Gelegenheit haben, ihre besonderen 
Fähigkeiten zu zeigen. Das kann ihnen 
persönlich eine Menge bringen, aber 
auch dem Team oder der Schule. Es 
gibt außerdem ein gutes Beispiel, wie 
sie ihre Freizeit nach dem Besuch der 
GMS nutzen können.

● Abreise
Vier Monate vor ihrer Abreise gehen 

die Studenten in die Abschlußgruppe, 
und sie erhalten ein Spezialtraining. 
Sie lernen, für sich selbst zu kochen 
(Einpersonen-Mahl) und sehen sich 
auch nach einem Haus und einer neuen 
Schule oder Arbeit um. Zusammen mit 
dem Team bauen sie ein neues soziales 

Leben auf. Das Team steht auch nach 
dem Besuch der GMS für besondere 
Angelegenheiten zur Verfügung.

● Zusammenfassung
GMS hat als Ziel die Verhaltensän-

derung, vom anti-sozialen zu einem 
Leben mit normalen sozialen Normen. 
Die Jugendlichen lernen Verantwortung 
für sich selbst, eine Gruppe und ihre 
Umgebung zu übernehmen. 

Jedermann weiß, daß viele junge 
Männer nichts mit ihrer Freizeit anzu-
fangen wissen. Deshalb legt GMS be-
sondere Aufmerksamkeit auf sportliche 
Aktivitäten.

Um nach GMS erfolgreich zu sein, 
ist es notwendig, sich um praktische, 
soziale und berufliche Fertigkeiten zu 
bemühen. 

Ziel ist es, daß die Studenten nach 
18 Monaten gehen und wissen, wie sie 
Verantwortung für sich akzeptieren und 
übernehmen. 

Ob sie gewinnen oder verlieren. 
Die Schulerfahrung; Sport oder be-

rufliche Ziele. Der Stolz, ein geachteter 
Mann zu sein. Die Notwendigkeit, Hilfe 
zu geben oder zu erfragen. Sich seiner 
speziellen Fähigkeiten bewußt zu sein. 
Einen Job zu bekommen.

Zu wissen, daß sie sich gut um sich 
selbst kümmern können, und auch wenn 
sie in Berührung mit schlechten Einflüs-
sen kommen sollten, sind sie fähig, ihre 
eigene gute Wahl zu treffen.

Der Text lag in englischer Fassung vor. Die 
Übersetzung erfolgte durch Ute Schneidereit 

und Carmen Trenz, beide AJS     
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Über ein besonderes Verhältnis
20 Jahre Zusammenarbeit Jugendhilfe und Polizei in NRW

Jubiläen im Kinder- und Jugendschutz fan-
den im letzten Jahr an mehreren Orten statt. 
Dies hing vor allem mit den beiden Jugend-
schutzgesetzen aus den Jahren 1951/1953 
zusammen. Damals bildeten sich im Bund und 
in den Ländern die Landesarbeitsstellen unter 
dem Namen „Aktion Jugendschutz“, um die 
Idee und Vorschriften der Jugendschutzgesetze 
in die Gesellschaft hineinzutragen. Das ist jetzt 
über 50 Jahre her. 

In der Mitte dieser Entwicklung, ungefähr 
vor 25 Jahren, stand das Prinzip Jugendschutz 
und die handelnden Organisationen, wie die 
Aktion Jugendschutz als Teil der Jugendhilfe, 
aber auch der polizeiliche Jugendschutz, unter 
schwerem Beschuss, weil der sogenannte 
Zeitgeist kaum noch etwas übrig hatte für den 
repressiven Teil des Jugendschutz. Alle hier 
anwesenden Alt-68er wissen, dass sich der Ju-
gendschutz wegen des Trends in den siebziger 
Jahren hin zur emanzipatorischen Pädagogik 
ständig rechtfertigen mußte. 

Der berühmte Erlass von 1978
Aber auch im Jugendschutz gibt es eine 

gewisse Dialektik: auf die herrschende Aktion 
folgt in zeitlichem Abstand die Reaktion. So 
auch Ende der 1970er Jahre. Plötzlich wurden 
Stimmen laut, die eine stärkere Gefährdung 
durch die steigende Zahl der tatverdächtigen 
Jugendlichen und Heranwachsenden befürchte-
ten. Damals hatte diese Zahl ein „bedrohliches 
Ausmaß“ erreicht (so der Gem. RdErl. d.IM, 
d. MAGS, d. JM u.d. KM vom August 1978 
! – MBl.NW. 1978 S. 1510) – der Anteil der Ju-
gendlichen und heranwachsenden Tatverdäch-
tigen lag zeitweise über einem Drittel an der 
Gesamtzahl aller Tatverdächtigen. Angesichts 
dieser Entwicklung war die Öffentlichkeit 
nach Auffassung der NRW-Landesregierung 
„in zunehmendem Maße beunruhigt“ (Gem.
RdErl. a.a.O.). Vor allem wurde die Tatsache 
als bedrohlich angesehen, dass ein großer Teil 
der erwachsenen schwerkriminellen Straftäter 
schon als Kinder oder Jugendliche kriminell 
in Erscheinung getreten war. Es wurde die 
Gefahr gesehen, „dass junge Menschen in die 
Kriminalität abgleiten, wenn nicht frühzeitig 
gezielte vorbeugende Maßnahmen einsetzen“ 
(Gem. RdErl. a.a.O.).

Eine lange Auseinandersetzung über diesen 
Erlaß war letztlich der Beginn für eine intensive 
vorbeugende Arbeit Ende der 1970er, Anfang 

der 1980er Jahre in der Jugend-Kriminal-Prä-
vention. An dieser Stelle will ich kurz auf die 
Auseinandersetzungen eingehen, die der Gem. 
Runderlaß von 1978 zur „Bekämpfung der 
Jugendkriminalität“ zur Folge hatte. Wenn fast 
ein Jahrzehnt das Prinzip „Jugendschutz“ nur 
widerwillig in Erziehung und Bildung wahr-
genommen worden war, ist es für staatliche 
und gesellschaftliche Stellen umso schwieriger, 
sich den neuen Entwicklungen anzupassen. 
Genau dies trat nach Veröffentlichung des 
Erlasses ein, indem weite Teile der Jugend-
hilfe das Ziel der Vorschrift, nämlich die 
Zusammenarbeit („das Zusammenwirken“) 
aller mit Jugendproblemen befaßten Behörden 
und Stellen zu fördern, zu unterstützen und zu 
stärken, in Frage stellten, weil sie nicht mit 
einer repressiv ausgerichteten Institution wie 
die der Polizei oder der Justiz so ohne weiteres 
zusammenarbeiten wollten. 

Besonders die im Erlass erhobene Forde-
rung nach Beteiligung der Jugendämter an den 
Kontrollen der Ordnungs- und Polizeibehörden 
stieß auf Kritik und Unverständnis, weil man 
als Jugendhilfemitarbeiter, der immer zurecht 
den Fördersaspekt im Auge haben sollte, nicht 
als Kontrolleur gegen Jugendliche gesehen 
werden wollte. Obwohl der Erlass von 1978 
ausweislich seiner Ausführungen unter Ziffer 
2.12 genau das Gegenteil erzielen wollte, näm-
lich dass die „Kontrollmaßnahmen durch die 
Mitwirkung des Jugendamtes nicht als gegen 
Jugendliche gerichtet empfunden werden“ 
(Rd.Erl. a.a.O.). An anderer Stelle war sogar 
die Meinung vertreten, dass durch solche „Be-
gegnungen“ der Kontakt zwischen gefährdeten 
Jugendlichen und dem Jugendamt ausgebaut 
und Ansatzpunkte für gezielte Hilfen geschaf-
fen werden könne.

1984: Neue Sachlichkeit
Wer sich noch an die damalige Situation 

erinnern kann, der weiß, wie hart und teilweise 
unversöhnlich – ohne Aussicht auf einen Kom-
promiss – die Auseinandersetzungen zunächst 
waren. Sie blockierten auch teilweise die wei-
tere Arbeit. Letzlich führte dies dazu, dass der 
Erlass von 1978 zwar nicht zurückgenommen 
wurde, gleichwohl sich längere Zeit in einer 
Art Schwebezustand befand. Man umging 
ihn – wie die berühmte Katze den heißen 
Brei. Erst allmählich fanden beide Seiten zum 
gemeinsamen Gespräch zurück mit der Folge, 
dass sechs Jahre später (1984) ein neuer Erlass 

herauskam, der Missverständnisse ausgeräumt 
und notwendige Änderungen vorgenommen 
hatte, mit dem beide Seiten leben konnten. 

Auffallend ist aber, dass sich der Inhalt 
des neuen Erlasses bei genauerem Hinsehen 
gar nicht so sehr vom ersten unterschied. 
Auch beim zweiten war das wichtigste Ziel 
formuliert, dass sich alle beteiligten Stellen 
um die Zusammenarbeit kümmern müssen, um 
vorbeugend gegen Jugendkriminalität wirken 
zu können. Der Jugendhilfe war weiterhin 
die Aufgabe zugewiesen worden, sich an den 
eher repressiven Maßnahmen der Polizei zu 
beteiligen (Stichwort: Kontrollen). Gleich-
zeitig sollte sie ihre fördernden Maßnahmen 
ausbauen. Wichtig aber war, dass der Erlass 
die Zusammenarbeit der unterschiedlichen 
Stellen nochmals als Verpflichtung vorsah. 

Absicht der Polizei war es, die Bekämpfung 
der Jugendkriminalität als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe zu betrachten. Die damit zu-
sammenhängenden Probleme können von der 
Polizei nicht alleine gelöst werden. „Man darf 
die Polizei nicht mit der Aufgabe allein lassen, 
sondern muss der Zusammenarbeit aller Stel-
len und Personen, der Polizei, der Jugendbe-
hörden, der Eltern wie der Opfer ausdrücklich 
zustimmen“, heißt es in einem Schreiben des 
damaligen Innenministers Schnoor vom 3. 
Februar 1981 an den Vorsitzenden der Jung-
sozialisten im Bezirk Niederrhein. In dem 
gleichen Schreiben, das sich vor allem gegen 
die „Diffamierung“ der Polizei von seiten der 
mehr aus der Jugendhilfe orientierten politi-
schen Gruppierungen richtete, wandte sich der 
Innenminister auch gegen den Vorwurf, dass 
der Runderlass von 1978 beabsichtigte, die 
in der Jugendarbeit tätigen Sozialpädagogen 
in die Rolle von Zuträgern für die Polizei zu 
drängen. Einige Kolleginnen und Kollegen in 
der Jugendhilfe fürchteten, dass das Jugend-
amt „ohne Gegenwehr seine pädagogischen 
und perspektivischen Ansätze an die Polizei 
abtritt“ (siehe FR vom 29.11.1984). Mancher 
forderte daher die Abschaffung des „polizei-
lichen Jugendarbeiters“. In Frankfurt lautete 
zum Beispiel ein Slogan der Jugendhilfe „Der 
Polizist ist nicht dein Sozialarbeiter – Infor-
mationen für den Kontakt mit der Polizei“ 
(FR a.a.O.). In den Unterlagen habe ich einen 
weiteren Artikel aus der FR gefunden, wonach 
sich die Polizei und das Jugendamt erst im 
Jahre 1992 näher gekommen seien (FR vom 
04.02.1992).

1/2004
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Beruhigung
Allmählich beruhigten sich die Wogen in 

NRW. Schon vor Veröffentlichung des 1984er 
Erlasses kam es zu ersten, wenn auch zunächst 
zaghaften Versuchen der Kontaktnahme zwi-
schen Polizei und Jugendhilfe. Den fruchtba-
ren Boden hierzu hatte einerseits das Treffen 
der Behörden-Leiter der Landesjugendämter 
Rheinland und Westfalen-Lippe, des Landes-
kriminalamtes und der Landeskriminalschule 
bereitet. Andererseits wurden gleichzeitig auf 
den informellen Treffen zwischen dem Landes-
kriminalamt und der AJS erste Überlegungen 
getroffen, wie der Anspruch nach Zusammen-
arbeit umgesetzt werden könnte. Ich erinnere 
mich noch an einen Hinweis meiner Kollegin 
Carmen Trenz nach einem solchen Treffen (es 
muss um das Jahr 1983 gewesen sein), dass 
jetzt Schluss sein müsse mit gegenseitigen 
Vorwürfen, die ein Fortkommen nur blockie-
ren würden. Vielmehr sei der Anspruch des 
Erlasses einzulösen, dass eine effektive Form 
der Zusammenarbeit gefunden werde. Ich höre 
noch heute ihren Hinweis, dass Prävention in 
erster Linie bedeute, zusammenzuarbeiten, 
sich abzusprechen, gemeinsame Aktionen zu 
planen und durchzuführen und zu einer dauer-
haften Kooperation zu kommen, dabei aber 
die eigenen Grenzen und unterschiedlichen 
Aufgaben zu beachten.

Die Folge war, dass sich ebenfalls 1983 
unterhalb der Ebene des Behörden-Leiter-
Treffens, initiiert von den verantwortlichen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Lan-
desjugendämter, des Landeskriminalamtes 
und der Landeskriminalschule sowie der 
zuständigen Referentin bei der AJS der Lan-
desarbeitskreis Sozialarbeit und Polizei NRW 
(LAK) bildete, wie er zunächst hieß. Erst 1991 
wurde die Eingrenzung auf „Landesarbeits-
kreis Jugendhilfe und Polizei“ vorgenommen, 
um den tatsächlichen Schwerpunkt deutlicher 
hervorzuheben. 

Der LAK verfolgt das Ziel, die Zusammen-
arbeit von Polizei und Jugendhilfe auf dem 
Gebiet des Kinder- und Jugendschutzes zu för-
dern, durch Austausch von Informationen und 
Erfahrungen, durch regelmäßige Absprachen 
und gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen. 
Voraussetzung für eine gute Zusammenarbeit 
ist der kontinuierliche Dialog, um Verständ-
nis und Akzeptanz für die unterschiedlichen 
Aufgaben von Jugendhilfe einerseits sowie 
der Polizei andererseits zu erreichen. Das 
Angebot landesweiter Arbeitstagungen wurde 
daher zu einem Schwerpunkt des LAK. Der 
Landesarbeitskreis selbst tagte regelmäßig 
(mindestens einmal im Jahr), informierte sich 
über aktuelle Entwicklungen in der Jugend-
kriminalität, später auch zu den Themen „Ge-

walt“ und „Gewaltprävention“ und zum Thema 
„Streetwork“ und beschloss, regelmäßig die 
Kolleginnen und Kollegen aus der Jugendhilfe, 
meist aus den kommunalen Jugendämtern, und 
von der Polizei (Kommissariate Vorbeugung – 
KV; früher Kriminal-Kommissariate-Vorbeu-
gung – KKV) zu gemeinsamen Fachtagungen 
zusammenzuführen – wenn es machbar war, 
jeweils zur Hälfte und jeweils in Form der 
Paarbildung aus einem kommunalen Bereich. 
So erfolgte im Jahre 1983 die erste Tagung des 
LAK im Kloster Langwaden bei Grevenbroich 
mit dem Generalthema, das uns danach immer 
wieder beschäftigt hat: Möglichkeiten und 
Grenzen der Zusammenarbeit.

Verständnis
Glaubt man den Berichten, so gab es erste 

Anzeichen eines entkrampften Verhältnisses 
zwischen Jugendhilfe/Sozialarbeit und Polizei, 
besonders auf dem im gleichen Jahr stattge-
fundenen Jugendgerichtstag. 

 Bei der Polizei war man sogar der Mei-
nung, dass sich relativ rasch ein Grundver-
ständnis auf beiden Seiten für die Arbeit des 
anderen entwickelt. Von Berührungsängsten 
sei bereits nach kurzer Zeit auf dem ersten 
Seminar nichts mehr zu merken gewesen. 
Im Gegenteil: es soll sich so was wie eine 
„Berührungssehnsucht“ zwischen beiden 
Lagern entwickelt haben. Es stellte sich 
nämlich heraus, dass eine der Hauptursachen 
vieler Missverständnisse die Unkenntnis der 
Aufgaben und Organisationen der jeweiligen 
anderen Dienste gewesen sei.

Themenspektrum
Zunächst war das Bedürfnis nach regelmä-

ßigem Austausch groß, so dass die Tagungen 

bis 1987 jährlich stattfanden; danach – bis auf 
1990 und 1991 – nur noch alle zwei bis drei 
Jahre. Dabei fällt auf, dass das Generalthema 
„Zusammenarbeit“ in den ersten drei Tagun-
gen (1983, 1984 und 1985) im Vordergrund 
stand, sozusagen als Auftakt zur Klärung des 
Verhältnisses von Jugendhilfe und Polizei 
bei der Kriminalprävention. Im Jahre 1986 
wurden zum erstenmal stärker Einzelthemen 
– wie Öffentlichkeitsarbeit, gemeinsame Prä-
ventionsveranstaltungen und Datenschutz in 
der Zusammenarbeit Jugendamt und Polizei 
– behandelt. Weitere Themen waren in den 
folgenden Jahren „Dauerausreisser“, „Prostitu-
ierte“, „Stricher“, „auffällige Jugendgruppen“ 
(1987); 1990 dann wegen der aktuellen Ent-
wicklung Fragen zum Rechtsextremismus, aber 
auch das Thema „Diversion“ und erstmalig 
„Streetwork“. Letztgenanntes wurde immer 
wieder aufgegriffen und auch bei der Ver-
anstaltung 2000 behandelt. Auch das 1990 in 
Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG) wurde behandelt, wie auch Fragen des 
Jugendgerichtsgesetzes (1991). Das Thema 
Gewalt stand zum erstenmal 1993 auf der 
Tagesordnung, wie auch das Thema „Sexueller 
Missbrauch“ neben den Themen „Straßenkin-
der“, „Umgang mit illegalen Drogen“, die 1997 
im Vordergrund standen. Aus der Aufstellung 
ist aber auch ersichtlich, dass wir uns 1995 
bei einer thematisch umfangreichen Tagung 
in Bonn mit der vernetzten Kriminalpräven-
tion vor Ort auseinandergesetzt haben, was 
einerseits wiederum Fragen zur Zusammen-
arbeit beinhaltete, andererseits aber auch die 
Diskussion über die Einordnung der sich neu 
konstitutierenden Kriminalpräventiven Räte 
und deren Verhältnis zu bzw. Abgleichung 
mit bestehenden Arbeitskreisen Kinder- und 
Jugendschutz.

aus: FR
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Engagement und seine Folgen
Positiv muss ich hervorheben, dass seit 

Beginn der Zusammenarbeit im Landesarbeits-
kreis ein ausgewogenes Verhältnis der Vor-
stellungen von Repression und von Förderung/
Unterstützung von delinquenten Kindern und 
Jugendlichen herrschte. Es waren sicherlich zu 
Beginn noch große Anstrengungen notwendig, 
um dem jeweils anderen die spezifischen Ziele 
und Arbeitsansätze deutlich zu machen. Als 
Teil der Jugendhilfe hatte ich auch immer den 
Eindruck, dass die Kolleginnen und Kollegen 
der Polizei den Grundsatz der Hilfe vor Strafe 
anerkannten, obwohl sie selbst naturgemäß 
das Hauptaugenmerk auf die Strafverfolgung 
legen müssen. Aber die zeitweise öffentlich 
stark favorisierte Forderungen nach mehr Re-
pression konnte sich nur sehr begrenzt durch-
setzen. Dies lag sicherlich auch daran, dass 
die Jugendhilfe in Deutschland den Grundsatz, 
dass schwierige und delinquente Kinder und 
Jugendliche zunächst und vor allem Hilfen 
beim Aufwachsen und Unterstützung bei 
Problemen brauchen, bis in weite Teile der 
Polizei plausibel machen konnte. An diesen 
Leitlinien richtet sich das Recht (Kinder- und 
Jugendhilferecht sowie das Jugendstrafrecht) 
aus. Trotz aller immer wieder auflodernden 
Debatten – die Grundlinien in der Realität 
der Kriminalprävention sind geblieben: Hilfe 
statt Strafe,  Vorrang der ambulanten Maß-
nahmen, Stigmatisierungen sollen vermieden 
und  Chancen für Kinder und Jugendliche 
ermöglicht werden (siehe DJI Bulletin 63, 
Sommer 2003).

Die Polizei – Dein Freund und 
Pädagoge (?)

Diese Entwicklung hatte im Laufe der Jahre 
eine aus der Sicht der Jugendhilfe fragwürdige 
Wendung genommen, als die Polizei nunmehr 
bei sich einen besonderen pädagogischen Im-
petus entdeckte. Dieser verführte sie dazu, auf 
breiter Front ein eher pädagogisches Programm 
anzubieten, so dass die originären Stellen, wie 
die Jugendhilfe/Jugendarbeit/der erzieherische 
Jugendschutz staunend vor dieser Entwicklung 
standen und auch noch immer stehen. In der 
Ausgabe 2/1999 des AJS FORUM wurde 
dieses Thema aufgegriffen und dort konnte 
man lesen, dass Polizeibeamte Jugendliche 
auf der Straße betreuen, Anti-Gewalt-Ju-
gendgruppen anbieten, Streit-Schlichter-Pro-
gramme an Schulen ein und Elternabende zu 
Erziehungsfragen durchführen. Zwar erfolge 
vieles in Zusammenarbeit mit Fachleuten aus 
der Jugendhilfe, aus Sportvereinen oder aus 
den Schulen. Immer häufiger aber, so scheint 
es, übernehmen Polizeibeamte eigenständig 

originär pädagogische Aufgaben, die an sich 
nichts Neues darstellen und beispielsweise 
von der Jugendarbeit traditionsgemäß immer 
schon angeboten werden.

Diese „Grenzüberschreitung“ haben natür-
lich nachvollziehbare Gründe: Tagtäglich und 
hautnah erleben Polizisten am ehesten die 
„Schattenseiten“ der Gesellschaft: desolate 
Familienverhältnisse, leidvolle Kinderschick-
sale, Drogenelend und die schrecklichen 
Auswirkungen von Gewalt. Gelegentlich, so 
war im o.a. AJS FORUM weiter zu lesen, 
„diagnostizierten sie echtes (oder vermeint-
liches) Versagen von Institutionen wie der 
Jugendhilfe und der Schule und fühlen sich 
aufgerufen zu handeln“. 

Ich weiß, dass ich hier einen Punkt anspre-
che, der bei der Jugendhilfe sehr kritisch ge-
sehen wird, auf der anderen Seite aber auch bei 
der Polizei hin und wieder zu Fragen führt, ob 
denn dies alles zu den Aufgaben der Polizei ge-
höre, was in dem Bereich in den letzten Jahren 
aufgebaut worden ist. In einer Stellungnahme 
des Landeskriminalamtes auf den Artikel im 
AJS FORUM wurde darauf hingewiesen, dass 
die pädagogischen und erlebnisorientierten 
Maßnahmen von der Polizei „im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten unterstützt werden können“ 
(siehe AJS FORUM 3/99 S. 7). Dies kann aber 
nicht die Durchführung einer Freizeitmaßnah-
me in eigener Zuständigkeit sein. Die Über-
nahme von Aufgaben der Sozialarbeiter soll 
damit ebenso ausgeschlossen werden wie die 
Übernahme von Aufgaben der Lehrer, indem 
Präventionsbeamte eigenständig Unterrichts-
einheiten ohne inhaltliche Beteiligung von 
Lehrern durchführen. Die Unterstützung der 
Polizei findet dort ihre Grenzen, wo originäre 
Aufgaben anderer Verantwortungsträger über-
nommen werden sollen.

Neue „Präventive Räte“ 
Zu einer neuen Herausforderung der Ju-

gendhilfe, besonders für die schon seit Jahr-
zehnten bestehenden örtlichen Arbeitskreise 
Kinder- und Jugendschutz unter Führung 
der Jugendämter, wurden die seit Beginn der 
1990er Jahre sich entwickelnden Kriminalprä-
ventiven Räte etc. Parallel dazu kamen weitere 
Arbeitsgemeinschaften/Arbeitskreise hinzu, 
die sich mit Einzelfragen des Jugendschutzes 
auseinandersetzen sollten: wie die Arbeits-
kreise/Netzwerke gegen Gewalt im Umfeld 
an Schulen oder zum Thema „Sexueller 
Mißbrauch“. Im Sinne des gesamtgesellschaft-
lichen Ansatzes sollte Kriminalprävention 
auf eine noch breitere Basis gestellt werden. 
Jugendkriminalität oder Gewalt unter Jugend-
lichen spielen seitdem in diesen Gremien einen 
Aspekt unter mehreren. Einige Arbeitskreise 

Jugendschutz der Jugendhilfe fühlten sich 
an den Rand gedrängt und reduzierten ihre 
Tätigkeit oder stellten sie ein; andere Arbeits-
kreise gingen in die Kriminalpräventiven Räte 
auf. Auch ist zu beobachten, dass in einigen 
Kommunen die Arbeitskreise Jugendschutz 
bestehen blieben und weiterhin als Arbeitskreis 
für die (Jugend-)Kriminalprävention schlecht-
hin arbeiten.

Ich kann mich nicht des Eindrucks erwehren, 
dass hier etwas zuviel des guten getan worden 
ist. Seitdem sind weder die Kreise noch die 
Themen, die eine jugendspezifische Substanz 
haben, so ohne weiteres zu orten. Alle Pro-
bleme sind nunmehr miteinander verwoben. 
Was von der Ursachenanalyse zwar richtig 
erscheinen mag, ist aber vom Gesichtspunkt 
besonderer Reaktionsformen auf jugendliche 
Delinquenz her gesehen zu undifferenziert. Die 
weiterhin hohe Tatverdächtigenbelastungszahl 
(TVBZ) sollte Anlass sein, bei der Behandlung 
des Problems Jugendkriminalität, Gewalt etc. 
besonders arbeitsteilig vorzugehen.

Auch erfuhr das Wort „Prävention“ seit 
Ende der 1980er Jahre eine besonders hohe 
Wertschätzung. Seitdem kann man sich kaum 
vor präventiven Bemühungen retten. Das ge-
samte Leben, so scheint es, ist der Prävention 
untergeordnet. Unter dem Druck der öffentli-
chen Meinung diskutierte nunmehr auch die 
Jugendarbeit ihre bis dahin selbstverständliche 
Freizeitarbeit als besonderes Angebot der Prä-
vention. Mittlerweile wird aber an der infla-
tionären Verwendung des Begriffs Prävention 
zunehmend Kritik laut, zumindest in der Ju-
gendarbeit. Selbstverständliche pädagogische 
Angebote haben nichts mit einer besonderen 
Prävention zu tun. Kinder und Jugendliche 
sollen in der Jugendarbeit Spaß haben, sich 
sozusagen zweckfrei betätigen und darüber 
hinaus natürlich auch gefördert werden.

Die regelmäßigen Treffen und Arbeitstagun-
gen haben dazu beigetragen, dass die Koope-
ration zwischen beiden Bereichen Jugendhilfe 
und Polizei seit vielen Jahren fest verankert 
ist und zu einer Vielzahl von gemeinsamen 
Aktivitäten auch auf kommunaler Ebene ge-
führt hat. Die Sprachlosigkeit zu Beginn der 
Auseinandersetzungen und das vorsichtige He-
rantasten im Laufe der 1980er Jahre scheinen 
überwunden zu sein. Manchmal, so scheint es, 
fehlt ein wenig das Salz in der Suppe, sprich 
der kritische Dialog wie in früheren Jahren. Zu 
vieles läuft zu reibungslos.

Jan Lieven (AJS)
Der Artikel stellt das (gekürzte) Redemanuskript 

auf der Jahrestagung des LAK Jugendhilfe und 
Polizei NRW am 1. Oktober 2003 
im Europa-Institut in Bocholt dar.
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Die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und Polizei 
Wie sieht sie aus? Welche rechtlichen Grundlagen sind vorhanden? Wo sind 
Verbesserungen notwendig? Eine Einschätzung der Landesstelle AJS - NRW

Erfolgreich kann (Jugendkriminalität)
Prä-vention nur sein, wenn viele gesellschaft-
liche Gruppen und Behörden zusammen-
arbeiten. Eine wichtige Rolle kommt dabei 
der Jugendhilfe und der Polizei zu. Beide 
haben einen präventiven Auftrag. Allerdings 
müssen die unterschiedlichen Aufgaben und 
Zuständigkeiten klar definiert und eingehalten 
werden. 

Kinder- und Jugendhilfe 
Der Präventionsauftrag der Jugendhilfe 

wird in § 1 Abs. 3. 3. Satz. SGB VIII (KJHG) 
deutlich formuliert: Kinder- und Jugendhilfe 
soll Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen. Diesen Auftrag greift der 
Gem.RdErl. „Kriminalitätsvorbeugung“ vom 
05.11.2002 auf und weist darauf hin, dass der 
Schutz von Kindern und Jugendlichen im we-
sentlichen Prävention ist und durch freie und 
öffentliche Träger der Jugendhilfe wahrgenom-
men wird. Auch der Gem. RdErl. „Verhütung 
und Bekämpfung der Jugendkriminalität“ vom 
2.11.2004 sieht die Beteiligung der Jugen-
dämter und Träger der freien Jugendhilfe bei 
der Prävention vor.

 Speziell der erzieherische Kinder- und 
Jugendschutz (§ 14 SGB VIII) soll junge 
Menschen vor gefährdenden Einflüssen schüt-
zen und damit Fehlentwicklungen (u.a. der 
Begehung von Straftaten) vorbeugen. Auch 
das Jugendschutzgesetz (JuSchG) intendiert 
Prävention, indem es Erwachsene veranlaßt, 
Kinder und Jugendliche von gefährdenden 
Einflüssen fernzuhalten.

Neben dem erzieherischen und gesetzlichen 
Jugendschutz bietet das Jugendhilfegesetz eine 
breite Palette von Förderleistungen im Rahmen 
von Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit oder 
Hilfen zur Erziehung, die zugleich präventiv 
wirken, indem sie dazu beitragen, dass Kinder 
und Jugendliche sich zu eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten 
entwickeln können. 

Im Bereich von Erziehung und Bildung 
generell kommt der Kinder- und Jugendhilfe 
eine Querschnittsaufgabe zu. Sie unterstützt 
Familien und Schulen in ihrem Anliegen, die 
Entwicklung junger Menschen zu begleiten 
und zu fördern. Dazu muß die gesamte Lebens-
welt von Kindern und Jugendlichen berück-
sichtigt werden, was nur in Zusammenarbeit 

aller für junge Menschen verantwortlichen 
Behörden und gesellschaftlichen Gruppen 
erreicht werden kann.

Polizei
Gemäß § 1 Polizeigesetz NRW hat die 

Polizei neben ihrem Strafverfolgungsauftrag 
die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit abzuwehren (Gefahrenabwehr) sowie 
andere Behörden mit Vollzugs- oder Amtshilfe 
zu unterstützen. Für die Gefahrenabwehr sind 
nicht alleine die Polizei, sondern weitere Be-
hörden wie zum Beispiel die Ordnungs- und 
Jugendbehörden zuständig. Wird die an sich 
zuständige Behörde nicht oder nicht rechtzeitig 
tätig, muß die Polizei im Rahmen ihrer Eilzu-
ständigkeit zunächst aktiv werden. 

Aus dem Auftrag zur Gefahrenabwehr leitet 
die Polizei ihren Präventionsauftrag ab. Weil 
die Sicherheit der Bevölkerung einen hohen 
gesellschaftlichen Stellenwert und die Folgen 
für die Opfer von Straftaten gravierend sein 
können, wird der Prävention von der Polizei 
höchste Priorität eingeräumt. Besonders im 
Hinblick auf junge Menschen folgt die Polizei 
dem Grundsatz „Prävention geht vor Repres-
sion“ (vgl. Vorwort zur Polizeidienstvorschrift 
(PDV) 382 „Bearbeitung von Jugendsachen“). 
Dabei soll die Polizei im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten sowohl Gefahren abwehren, die 
Minderjährigen drohen als auch solche, die 
von ihnen ausgehen. Der Runderlaß „Krimina-
litätsvorbeugung durch die Polizei“ des Innen-
ministeriums NRW vom 18.08.1993 beschreibt 
die Zuständigkeiten und Organisation bei der 
Kriminalitätsvorbeugung auf kommunaler und 
auf Landesebene. Anfang der 1990er Jahre 
wurden bei allen Kreispolizeibehörden Kom-
missariate Vorbeugung eingerichtet, in denen 
eigens geschulte Beamtinnen und Beamte, die 
überwiegend von der Bearbeitung von Strafsa-
chen freigestellt sind (das Legalitätsprinzip/
der Strafverfolgungszwang bleibt bestehen), 
Prävention leisten und die Präventionsmaß-
nahmen anderer Behörden und Organisationen 
unterstützen sollen.

1998 einigten sich die Landeskriminalämter 
und das Bundeskriminalamt bundesweit auf 
ein gemeinsames Präventionsverständnis: In 
den „Leitlinien Polizeiliche Kriminalpräven-
tion“ vom 17.09.1998 wurden die Aufgaben 
der Polizei im kriminalpräventiven Bereich 

folgendermaßen beschrieben: Verantwortliche 
auf kriminalitätsrelevante Probleme hinweisen, 
polizeiliche Informationen (Kriminalitätsla-
gebilder, technische und verhaltensorientierte 
Beratung) weitergeben und auf gemeinsame 
Präventionsmaßnahmen hinwirken. Deutlich 
werden die Grenzen der polizeilichen Präventi-
on aufgezeigt: „Mitwirkung an übergreifenden 
Präventionsmaßnahmen bedeutet für die Poli-
zei nicht die Übernahme kriminalpräventiver 
Aufgaben anderer Verantwortungsträger“. 
Auch das Landeskriminalamt NRW vertritt 
die Auffassung, dass polizeiliche Präventions-
beamte weder eigenständig erlebnisorientierte 
Freizeiten durchführen noch Unterricht ohne 
inhaltliche Beteiligung von Lehrern durch-
führen sollen (vgl. Georg Kriener, ehemaliger 
Leiter des Dezernats Vorbeugung im LKA, im 
AJS FORUM 3/1997).

Zusammenarbeit in den Kommunen 
Wegen der Ende der 1970er Jahre gestie-

genen registrierten Jugendkriminalität wurde 
damals beschlossen, die Kriminalitätspräven-
tion durch eine Verbesserung der Zusammenar-
beit verschiedener Behörden und Verbände zu 
intensivieren. Der dazu erstellte Gem.Rd.Erl. 
zur „Bekämpfung der Jugendkriminalität“ von 
1978 (überarbeitete Fassungen 1984, 1996 und 
2004), stieß in weiten Teilen der Jugendhilfe 
zunächst auf Skepsis und vielerorts auch auf 
Ablehnung. Dennoch entstanden infolge des 
Erlasses in vielen Kommunen Arbeitskreise 
in der Regel unter Federführung des Jugen-
damtes, die sich „Arbeitskreis Jugendschutz“ 
oder Arbeitskreis „Bekämpfung der Jugend-
kriminalität“ nannten. Diskutiert wurde die 
örtliche Gefährdungsproblematik, es wurden 
Präventionsstrategien und Projekte geplant 
und Absprachen über Jugendschutzkontrollen 
getroffen.

In den 1990er Jahren kamen zu den Arbeits-
kreisen weitere kriminalpräventive Gremien 
bzw. Räte (Stichwort: Kommunale Kriminal-
prävention) hinzu, die im Gegensatz zu den 
erwähnten Arbeitskreisen meist unter Leitung 
der Polizei stattfinden. Diese vertritt allerdings 
den Wunsch, dass längerfristig die Kommunen 
die Federführung übernehmen. Die Arbeits-
kreise Jugendschutz u. ä. blieben teilweise 
bestehen, viele lösten sich auf oder wurden in 
die Kriminalpräventiven Gremien integriert. 

Dokumentation
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Daneben gibt es in vielen Kommunen weitere 
Arbeitskreise zu Einzelthemen wie „Netzwerke 
gegen Gewalt an Schulen“ oder zum „sexuellen 
Mißbrauch“.

Insbesondere seit Einführung der Kom-
missariate Vorbeugung bei den Kreispolizei-
behörden wird die Polizei – so der Eindruck 
aus Gesprächen mit Polizeibeamten und 
Fachkräften des kommunalen Kinder- und 
Jugendschutzes - immer stärker eigenständig, 
auch ohne Mitwirkung von pädagogischen 
Stellen, im erzieherischen Bereich aktiv. 

Auf Landesebene
Auch auf Landesebene wird kooperiert 

und die Zusammenarbeit in den Kommunen 
unterstützt. Ein Gremium ist die Intermini-
sterielle Arbeitsgruppe zur Verhütung und 
Bekämpfung der Jugendkriminalität, ab 1992 
in Interministerielle Arbeitsgruppe Kriminali-
tätsvorbeugung (IAK) umbenannt.

1984 wurde auf Initiative der AJS und des 
Landeskriminalamtes der Landesarbeitskreis 
„Jugendhilfe und Polizei“ gegründet, der 
sich 1991 in LAK „Jugendhilfe und Polizei“ 
umbenannte. Seither fanden insgesamt 12 
Tagungen statt, die vom Landesarbeitskreis 
Jugendhilfe und Polizei unter Federführung je-
weils eines der Mitglieder durchgeführt wurde.

Anfangs ging es vorwiegend darum, die 
Berufsfelder der anderen Profession kennen-
zulernen, Vorurteile und Berührungsängste ab-
zubauen, Modelle der Zusammenarbeit zu ent-
wickeln und Absprachen über Zuständigkeiten 
zu treffen. Nachdem die Zusammenarbeit 
zumindest im Bereich der Prävention selbst-
verständlicher wurde, rückte die gemeinsame 
Fortbildung zu Themen wie Gewaltprävention, 
sexueller Mißbrauch, Rechtsextremismus, Dro-
gen, Straßenkinder u. a. in den Vordergrund.

Im Juni 2004 zog der Landesarbeitskreis 
nach 20 Jahren eine Zwischenbilanz und legte 
die Schwerpunkte für seine zukünftige Arbeit 
fest. Der LAK will sich in Zukunft einem Pi-
lotthema über einen längeren Zeitraum hinweg 
widmen. Für das nächste Jahr steht das Thema 
„Kinder in schwierigen Lebenssituationen“ im 
Mittelpunkt. Am 8. März 2006 findet dazu eine 
Fachtagung in Köln statt. 

Einbezogen werden soll der Bereich „Schu-
le“. Eine klare Aufgabenverteilung im Hinblick 
auf die Präventionspartner Polizei und Jugend-
hilfe soll erarbeitet werden. Außerdem sollen 
Qualitätsstandards für Prävention entwickelt 
werden. 

Seit dem Sommer 2002 gibt es auf Initiative 
des Landes den Landespräventionsrat NRW. 
Dieser hat den Auftrag, die Zusammenarbeit 

der unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen im Hinblick auf eine effektive Krimi-
nalprävention zu fördern. Dabei sind Jugend-
hilfe und Polizei nur zwei Institutionen unter 
vielen. Der Landespräventionsrat besteht aus 
dem Rat, in den 20 ehrenamtliche Mitglieder 
berufen wurden, und aus der Geschäftsstelle 
in Düsseldorf. 

Kritische Anmerkungen
Die verschiedenen Aktivitäten auf Landes-

ebene (Erlasse der zuständigen Ministerien, 
IAK, LAK Jugendhilfe und Polizei), im be-
sonderen die regelmäßigen Arbeitstagungen 
des LAK, haben dazu beigetragen, dass 
die Kooperation zwischen Fachkräften des 
Jugendschutzes und der Polizei in vielen 
Kommunen verankert ist und zu einer Vielzahl 
an Absprachen und gemeinsamen Projekten 
geführt hat. Abgebaut wurden Vorurteile und 
Berührungsängste auf Seiten der Polizei und 
der präventiv orientierten Jugendhilfe. Das 
Verständnis für die Notwendigkeit von er-
zieherischer Prävention bei den polizeilichen 
Kommissariaten Vorbeugung ist erheblich 
gestiegen.

Es ist aber zu vermuten, dass es zwischen 
anderen Fachdiensten – etwa bei Mitarbeiter/
innen der Jugendarbeit und bei Polizeibeam-
ten, die mit der Strafverfolgung betraut sind - 
seltener zu Austausch und Absprachen kommt. 
Hier könnten die landeszentralen Gremien 
weitere Anstöße geben.

Kritisch zu sehen ist nach unserer Einschät-
zung die Unübersichtlichkeit der Kriminalprä-
ventiven Gremien und Arbeitskreise in man-
chen Kommunen. Es kann vermutet werden, 
dass durch das Nebeneinander von präventiven 
Arbeitskreisen, Runden Tischen, Netzwerken, 
Ordnungspartnerschaften u. ä. mit ähnlichen 
Zielsetzungen die begrenzten finanziellen und 
personellen Ressourcen nicht sinnvoll genutzt 
werden. Aufgabe des Landes könnte sein, 
durch entsprechende Verwaltungsrichtlinien 
die Gremienstruktur auf kommunaler Ebene 
einheitlich zu regeln.

Seit einigen Jahren ist zu beobachten, dass 
die Polizei – im Gegensatz zu den erwähnten 
Leitlinien – im Rahmen ihrer Präventions-
bemühungen verstärkt eigenständig pädago-
gische Aufgaben übernimmt und zum Beispiel 
Sozialtrainings, Streitschlichterprojekte oder 
erlebnis- und sportpädagogische Programme 
und Aktionen, vielfach an Schulen, anbietet. 
Dies wird zu Recht von manchen Fachkräften 
der Jugendhilfe kritisiert, die für diese Aufga-
ben zuständig und dafür auch ausgebildet sind. 
Nach unseren Informationen gibt es hierzu 
Kritik auch aus den eigenen Reihen der Polizei, 

die sich angesichts pädagogischer Aufgaben-
stellungen teilweise überfordert fühlen. Es ist 
daher dringend erforderlich, Abgrenzungen 
zwischen polizeilichem und pädagogischem 
Auftrag vorzunehmen und klare  Rollenzutei-
lungen festzulegen.

Ebenfalls seit einigen Jahren ist eine ge-
stiegene Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
zwischen Schulen und Polizei festzustellen. 
Die Polizei geht verstärkt auf Schulen zu, und 
umgekehrt nehmen die Schulen im Falle von 
problematischem Schülerverhalten wie Straf-
fälligkeit oder Schuleschwänzen immer öfter 
den Kontakt zur Polizei auf. Die Jugendhilfe 
– so scheint es – wird als Ansprechpartner 
seltener in Anspruch genommen. Ein Grund 
hierfür könnte zum einen in der aktiven Zuge-
hensweise der Polizei liegen, aber auch darauf 
zurückzuführen sein, dass für die Schulen die 
Organisationsstruktur der Polizei – Kommis-
sariat Vorbeugung – transparenter ist als die 
Strukturen der Jugendhilfe mit den verschie-
denen Abteilungen des Jugendamtes und den 
Angeboten der freien Verbände.

Fazit
Wer die Querschnittsaufgabe der Kinder- 

und Jugendhilfe im Rahmen von Erziehung und 
Prävention ernstnimmt, muß die Zusammenar-
beit von Jugendhilfe und Polizei unterstützen. 
Diese Zusammenarbeit muß ergänzt werden um 
Kooperation mit weiteren zentralen Einrich-
tungen wie Schule und Justiz. Die Jugendhilfe 
muß von sich aus mehr als bisher den Kontakt 
zu diesen Stellen suchen und ihre Angebote 
transparent machen und dafür werben.

Die Erstellung von Leitlinien zur Zusam-
menarbeit könnte für die Praxis mehr Klarheit 
über die unterschiedlichen Zuständigkeiten 
und Aufgaben von Jugendhilfe und Polizei im 
gesetzlichen und erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz bereitstellen. Hilfreich wäre es, 
wenn der Jugendschutz zuvor Richtlinien für 
die eigene Präventionsarbeit entwickelt. 

Angehende sozialpädagogische Fachkräfte 
und Polizeibeamte sollten schon in der Aus-
bildung bzw. im Studium auf die Zusammen-
arbeit vorbereitet werden. Dies müßte in den 
jeweiligen Lehrplänen verankert werden. Ein 
Positionspapier hierzu wurde von der Stiftung 
Deutsches Forum für Kriminalprävention 
(DFK) veröffentlicht. Der Bericht „Förderung 
von Vernetzung und Kooperation durch Aus-, 
Fort- und Weiterbildung am Beispiel von Po-
lizei und Jugendsozialarbeit in der Gewaltprä-
vention“ kann unter www.kriminalpraeven-ti-
on.de als PDF-Datei downgeloaded werden.

Carmen Trenz /AJS 
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 Arbeitsgemeinschaft       
 Kinder- und Jugendschutz 
 Landesstelle Nordrhein-Westfalen e.V. 
 Poststraße 15 - 23 • 50676 Köln    
 Telefax 0221/92 13 92-20    
 www.ajs.nrw.de

 Die AJS wird gefördert vom 

Wann oder wie lange in die Disco?

Welche Computerspiele ab welchem Alter?

Welcher Film ab welchem Alter? 

Fragen zum Jugendschutz?

Telefon-Hotline: 
02 21 / 92 13 92-33 
mo., di., mi.  9 – 17 Uhr         
do.  9 – 19 Uhr 
fr.  9 – 15 Uhr e-mail: auskunft@mail.ajs.nrw.de

7

Aktuell

4/2007

Bekämpfung der Jugendkriminalität 

Polizeierlass, Schulerlass?        
Der neue Runderlass sorgt für Zündstoff 

Die Schule nennt ihn „Po-
lizeierlass“, die Polizei spricht 
vom „Schulerlass“, so kürzlich 
Vertreter beider Organisationen 
auf einem Fachtag des Kölner 
Netzwerkes „Mut gegen Gewalt 
in Porz“. Gleich mit welchem Eti-
kett der Erlass versehen wird - in 
Köln-Porz fanden die Mitarbeiter/
innen verschiedener Schulen, der 
Polizei und auch der Jugendhilfe 
vor allem lobende Worte für den 
neuen Runderlass, weil er eine 
gute Grundlage für den Aufbau 
eines kommunalen Netzwerkes 
liefert. Dass das schon aufgrund 
früherer Erlasse – zum einen der 
jetzt aufgehobene Gem.RdErl. 
„Verhütung und Bekämpfung der 
Jugendkriminalität“ von 2004 
und der geltende Gem. RdErl. 
„Kriminalitätsvorbeugung“ vom 
05.11.2002 – möglich war, zeigt 
das Kölner Beispiel allerdings 
auch: In Köln-Porz existiert das 
Netzwerk seit sieben Jahren und 
ist im Laufe der Zeit immer en-
ger und erfolgreicher geworden. 
Problemfälle können meist im 
vertrauensvollen Miteinander 
gelöst werden und haben eher 
zur verbesserten Prävention als 
zu einer verschärften Repression 
geführt.

Für Zündstoff sorgte mögli-
cherweise vor allem die Presse-
mitteilung des Innenministeriums 
vom 05.10.2007, in der als we-
sentliche Neuerung des Erlasses 
hervorgehoben wird, dass die 
Schulen zukünftig bestimmte 
Straftaten von Schülern anzeigen 
müssen und umgekehrt die Polizei 
die Schulen über kriminelles Ver-
halten von Schülern informieren 
muss. Lehrerverbände wie die 
Lehrergewerkschaft GEW und 
der Philologenverband befürchten 
daher, dass Schulen in NRW zu 
Überwachungsanstalten gemacht 
werden sollen. Auch der Landes-
elternrat und der Vorsitzende der 
Landeselternschaftskonferenz, 
Eberhard Kwiatowski, äußerten 

die Sorge, dass durch die Vor-
schriften des Erlasses Misstrauen 
zwischen Lehrerschaft und Schü-
ler/innen gesät werde.

Wie schon die Vertreter des 
Porzer Netzwerkes und des Kölner 
Jugendamtes setzt auch Christian 
Lüders, Abteilungsleiter für Ju-
gend und Jugendhilfe im Deut-
schen Jugendinstitut in München, 
andere Akzente. Auf einem Kon-
gress über Strategien der Gewalt-
prävention kürzlich in Berlin lobte 
er den nordrhein-westfälischen 
Erlass, weil er die Weiterentwick-
lung von Kooperationsstrukturen 
ermöglicht. Ohne institutionelle 
Absicherung basiere die Zusam-
menarbeit oft nur auf dem indi-
viduellen Engagement einzelner. 
Das aber verhindert die notwen-
dige langfristige Kooperation.

Was also kann der Erlass leisten?
Wie kann er sinnvoll genutzt 
werden? 
Was ist problematisch?

1. Stärkung der Zusam-  
 menarbeit zwischen   
 Jugendhilfe und Schulen 
 und zwischen Jugend- 
 hilfe und Polizei

Der Erlass fördert die Koo-
peration zwischen Jugendhilfe, 
Schulen, Polizei und Justiz. Die 
Zusammenarbeit zwischen der 
Polizei und vielen Schulen ist 
schon seit mehreren Jahren im-
mer intensiver geworden. Der 
jetzige Erlass richtet die Aufmerk-
samkeit mehr als bisher auf die 
Rolle der Jugendämter und der 
freien Träger der Jugendhilfe 
im Hinblick auf die Kooperation 
mit Schulen und mit der Polizei. 
Hervorgehoben wird ihre wichtige 
Rolle in der Präventionsarbeit und 
bei der Hilfestellung für Kinder 
und Jugendliche in schwierigen 
Lebenslagen. Bei der Bildung von 
präventiven Netzwerken sollen die 
Jugendämter eine koordinierende 
und damit auch moderierende 

Rolle übernehmen. Sie sollen die 
beteiligten Institutionen beraten, 
unterstützen und auf die gemein-
same Erreichung von Zielen 
und Umsetzung von Leitlinien 
hinwirken.

Die Jugendämter werden ex-
plizit als - pädagogische - An-
sprechpartner für Schulen genannt 
und es wird empfohlen, dass die 
Mitarbeiter/innen in den Jugend-
ämtern ihrerseits Schulen auch 
ohne konkreten Anlass aufsuchen 
und gegebenenfalls Sprechstun-
den anbieten. Lehrkräften wird 
der Besuch von Fortbildungsver-
anstaltungen des Jugendamtes 
empfohlen, Lehramtsanwärter/
innen sollen die Zusammenarbeit 
mit Jugendämtern kennenler-
nen. Im Erlass wird gefordert, 
dass Schulen die Jugendämter 
– zunächst bis zur Klärung an-
onymisiert - informieren, wenn 
sie einen hinreichenden Verdacht 
haben, dass eine Schülerin oder 
ein Schüler vernachlässigt oder 
misshandelt wird.

Der Erlass betont die Notwen-
digkeit eines besonders engen 
Kontakts zwischen Jugendhilfe 
und Polizei. Die Polizei soll die 
Jugendämter über jugendgefähr-
dende Orte und über gefährdete 
Kinder und Jugendliche 
unterrichten und das beson-
ders rasch, wenn während 
der Ermittlungen deutlich 
wird, dass erzieherisch ge-
handelt werden muss.

2. Erstattung von 
Anzeigen

Die besondere Hervor-
hebung der Anzeigepflicht 
von Schulleitungen, die 
Aufzählung eines Kata-
logs von anzeigepflichtigen 
Straftaten und die Mittei-
lung an die Schulen über 
Straftaten von Schüler/in-
nen durch die Polizei führte 
zu einer erheblichen Verun-

sicherung der Lehrerschaft und 
auch bei den Eltern. Dabei dürfte 
es schon in der Vergangenheit die 
Regel gewesen sein, dass Schu-
len schwere Straftaten angezeigt 
haben. Die allermeisten Schüler-
vergehen und minderschwere De-
likte sollten aber nach wie vor mit 
pädagogischen Maßnahmen und 
falls nötig mit den schuleigenen 
Sanktionsmöglichkeiten geregelt 
werden. Keinesfalls sinnvoll ist 
es, wenn Schulen nach Schema F 
die genannten Straftaten einfach 
nur anzeigen. Vermutlich wäre 
auch die Polizei hoffnungslos 
überfordert, wenn die Schulen 
jede Straftat der aufgezählten Art 
anzeigen würden.

Wenn es aber gelingt, vor Ort 
in kommunalen Netzwerken eine 
wirklich vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zu schaffen, die von 
gegenseitigem Respekt vor den 
Kompetenzen der jeweils anderen 
Professionen geprägt ist, wird es 
gelingen, Lösungen zu finden, die 
dem jeweiligen Einzelfall gerecht 
werden und sowohl dem Opfer wie 
dem Täter die notwendige Hilfe 
zuteil werden lassen.

 Carmen Trenz (AJS)
Der Text des Erlasses steht unter 

http://www.ajs.nrw.de/juschure/pdf/
MBL41-2.pdf

Aktuell

Der Runderlass wurde  
2014 veröffentlicht und 
ist unter folgendem Link 
nachzulesen:

Ministerialblatt (MBI. NRW), 
Ausgabe 2014 Nr. 25  
vom 5.9.2014 Seite 485-510

http://www.ajs.nrw.de/juschure/pdf/MBL41-2.pdf
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4

Thema

2-3/2012

Was soll mit den unter 14-Jährigen, die 
bereits im kindlichen Alter mehrfache sowie 
auch schwere Straftaten begehen, geschehen? 
U.a. diese Frage diskutieren am 25. April rund 
260 Fachkräfte aus dem Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe, Schule/Schulsozialarbeit und 
Polizei im Horion-Haus des Landschaftsver-
bandes Rheinland in Köln. Angemeldet hatten 
sich 430 Personen, das Interesse war immens. 
Neben Fachvorträgen boten sechs Workshops 
viel Gelegenheit, mehr über die Praxis von 
Prävention, Intervention und Netzwerkarbeit 
zu erfahren. Veranstaltet wurde die Tagung vom 
Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei, Schule 
Nordrhein-Westfalen (LAK-NRW), dem die drei 
Landesstellen Jugendschutz, die beiden NRW-
Landesjugendämter, das Landeskriminalamt, 
das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung 
und Personalangelegenheiten der Polizei und 
das Ministerium für Schule und Weiterbildung 
angehören. Die organisatorische Federführung 
dieser 17. Tagung des LAK-NRW lag bei der  
Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz 
Landesstelle NRW (AJS NRW e.V.).

Thema „brennt unter den Nägeln“
Jürgen Jentsch, Vorsitzender der AJS NRW 

e.V., stellte in seiner Begrüßung fest, dass die 
große Nachfrage zeige, dass das Thema den 
Fachkräften unter den Nägeln brennt. Die 
Gruppe von sehr verhaltensauffälligen Kindern 
fordere ihre Erzieher in besonderem Maße 
und auch Pädagogen fühlten sich gelegentlich 
überfordert. Daher bräuchten Fachkräfte Rat 
und Unterstützung durch Fortbildung und 
Supervision. Viele Probleme ließen sich nur 
gemeinsam lösen, eine fundierte Netzwerk-

„Frühe Hilfen statt später Strafen – was tun mit den unter 14-Jährigen?“:  
Fachtagung thematisierte Kinder unter der Strafmündigkeitsgrenze

Netzwerke können 
verhindern, was Kinder 
straffällig macht

arbeit und verlässliche Kooperationen seien 
unverzichtbar.

Prävention gelingt nur im 
Zusammenspiel

Auch Dieter Göbel, Fachbereichsleiter Ju-
gend beim LVR-Landesjugendamt Rheinland, 
räumte ein, dass die sozialpädagogisch ausge-
richtete Jugendhilfe oft große Schwierigkeiten 
habe, diesen Jugendlichen mit einer meist 
ausgeprägten Dissozialität und fehlender Em-
pathie zu begegnen. In diesem Zusammenhang 
falle oft der Begriff „Systemsprenger“. Damit 
gemeint seien Kinder und Jugendliche, die 
zwischen Jugendhilfe und Jugendpsychiatrie 
stetig hin und her pendeln, oftmals, weil bei-
de Institutionen, auch wegen institutioneller 
finanzieller Schranken, diese Jugendlichen 
hin und her schieben und keiner ihnen mit 
Hilfeangeboten gerecht werden kann.

Den Weg der Prävention einzuschlagen sei, 
so Göbel, „richtig und alternativlos“. Allerdings 
warnte Göbel davor zu glauben, dass man über 
einen präventiven Ansatz alles sozialschädliche 
Verhalten beseitigen kann. Dies würde bedeu-
ten, dass man betroffene Familien unter eine 
permanente sozialstaatliche Kontrolle stellen 
würde. Das aber sei „nicht wünschenswert“. 
Außerdem müsse bedacht werden, dass kom-
plexe Einflussfaktoren einfache Lösungen 
nicht zulassen. Viele Einflüsse lägen außerhalb 
der Bereiche, die Kommunen, Jugendämter, 
Schulen und die Polizei gestalten könnten.

Sowohl Göbel wie auch Ministerialdirigent 
Manfred Walhorn, Leiter der Abteilung Kin-
der und Jugend im Ministerium für Familie, 

Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes 
Nordrhein-Westfalen, machten in ihren Gruß-
worten deutlich, dass kein Kind als Täter 
geboren werde. Verändert werden müssten 
die sozialen Missstände, die Kinder in solche 
Schwierigkeiten bringen. Walhorn empfahl, 
mit Hilfe einer verbesserten Kooperation die 
Familien möglichst früh zu erreichen, um sie 
auf nicht stigmatisierende Weise zu unterstüt-
zen. Walhorn wünschte den pädagogischen 
Fachkräften, dass sie sich die dazu notwendige 
Frustrationstoleranz erhalten und durch Koo-
perationen die Erfolge ihrer Arbeit verstärken.

Prävention wirkt: Weniger junge 
Tatverdächtige

Walhorn verwies auf leicht zurückge-
hende Zahlen bei den Gewalttaten von unter 
14-Jährigen seit 2009. Zuletzt wurden 2475 
Gewalttaten von Kindern ausgeübt. Dies sei 
immer noch eine zu hohe Zahl, aber zugleich 
auch die niedrigste Anzahl von tatverdächtigen 
Kindern seit Ende der 90er-Jahre. Er werte 
das als Signal, dass präventive Tätigkeit und 
Zusammenarbeit wirken. Dazu gehöre auch der 
Bildungsbereich. U. a. hierfür seien Konzepte 
und Maßnahmen im Kinder- und Jugendför-
derplan festgeschrieben. „Wir halten es für 
wichtig, Akteure verlässlich zu fördern, weil 
diese Arbeit nur Erfolg haben kann, wenn man 
einen langen Atem hat“, so Walhorn. 

„Patrick. Eine Fallgeschichte“
Die Journalistin Ingrid Eißele vom Nach-

richtenmagazin Stern aus Weinstadt in Baden-
Württemberg beschrieb eindrucksvoll und 
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aufrüttelnd die Lebensgeschichte eines jungen 
Mannes, der im Alter von 20 Jahren so massiv 
ausrastete, dass er gemeinsam mit drei wei-
teren Tätern/innen einen Menschen beinahe 
umbrachte. Die Autorin hat „Patrick“ vier 
Jahre nach der Tat in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt der JVA aufgesucht und interviewt. In 
ihrem Bericht gab sie Einblicke in die famili-
äre Situation, Sequenzen der Erziehung und 
Gewalterleben im sozialen Umfeld. Faktoren 
wie Alkohol, Pubertät, erste Liebe sowie das 
Streben nach Anerkennung spielten eine Rolle, 
ebenso das „Abhängen“ mit der Clique. Es 
wurde deutlich: Patricks Entwicklung und noch 
junge Biografie war von Krisen geprägt. The-
matisiert wurde die fehlende Aufmerksamkeit 
für den Jungen in einer kinderreichen Familie, 
eine phasenweise überforderte Mutter, der 
alkoholkranke Vater, die Trennung der Eltern. 
Außerdem beschrieb Eißele die Dynamik in der 
Gruppe und die Rolle der Mädchen, die an der 
Tat beteiligt waren. Sie warf Fragen auf, unter 
anderem nach der Verantwortung, denn Patrick 
war schon in jungen Jahren kein unbeschrie-
benes Blatt mehr. Hätte ein genaueres Hinsehen 
nicht Schlimmeres vermeiden können?

Spurensuche:  
„Was macht Kinder zu Tätern?“

Die Diplom-Psychologin und Psychothe-
rapeutin Dr. Ute Projahn, Leiterin der Wohn-
gruppen Euskirchen der LVR-Jugendhilfe 
Rheinland, griff den „Fall Patrick“ auf und 
analysierte ihn hinsichtlich der Fragestellung: 
„Was macht Kinder zu Tätern?“ Sie gab ver-
schiedene psychologische Erklärungsversuche 
anhand konkreter Fälle von Kinder- und Ju-
gendgewalt und zeigte „Spuren“ auf, die auf 
mögliche Ursachen und Gründe hinweisen. 
Neben der Analyse der familiären Situation 
beleuchtete Projahn in ihrem Vortrag eingehend 
die Gruppe als Auslöser von Gewalt und die 
Rolle der beteiligten Mädchen. Faktoren wie 
Alkohol, Eifersucht, psychische Einschrän-
kungen bzw. Probleme der Einzelnen können 
dazu führen, dass sich eine Situation „auflädt“ 
und schließlich ein „Looser“ bzw. ein Schuldi-
ger gefunden werden muss. 

Weiterhin rückte sie Kooperationsformen 
zwischen Jugendhilfe, Justiz und Kinder- und 
Jugendpsychiatrie in den Mittelpunkt. Diese 
drei Systeme müssten sich im Rahmen von 
Kooperationen stets hinterfragen, welche ge-
meinsamen Ziele sie verfolgen. Kontinuierliche 
fachliche Schulungen und Supervisionen sowie 
kollegiale Beratungen seien notwendig. 

„Kinder sind keine Teamplayer mehr“
Projahn stellte fest, dass immer weniger Kin-

der und Jugendliche zu Gefühlen wie Mitleid in 

der Lage sind. Der steigende Konkurrenz- und 
Leistungsdruck in der heutigen Gesellschaft 
trage dazu bei, dass Kinder keine Teamplayer 
mehr seien. Kinder aber müssten lernen, Sieger 
und Verlierer sein zu können, Frustrationen zu 
ertragen. Kinder, die emotional alleingelassen 
sind, rasten regelrecht aus, wenn sie nicht das 
bekommen was sie sich vorstellen. Angesichts 
negativ geprägter Biografien von auffällig ge-
wordenen Kindern und Jugendlichen stünden 
Profis in der Kinder- und Jugendhilfe vor groß-
en Herausforderungen. Insbesondere gehe es 
auch darum, Berührungsängste abzubauen und 
die eigene Arbeit stets zu hinterfragen: „Was 
haben wir als Profis in unseren Arbeitsfeldern 
für eine Streitkultur? Können wir zuhören 
und unsere Zuneigung zeigen, Wut ertragen, 
können wir verzeihen? Wie schaffen wir es als 
Erwachsene, Kinder dazu zu motivieren und zu 

Gemäß der Devise „Frühe Hilfe statt späte 
Härte“ sollen Kinder und Jugendliche im 
Alter zwischen acht und 15 Jahren, die bereits 
rechtswidrige Delikte begangen haben (z.B. 
eine Gewalttat oder schwere Eigentumsdelikte) 
und deren Lebensumstände zudem problembe-
lastet sind, nachhaltig vor einem dauerhaften 
Abgleiten in die Kriminalität bewahrt werden. 
Es soll vermieden werden, dass aus ersten 
delinquenten Auffälligkeiten eine kriminelle 
Karriere entsteht. Durch ein strukturiertes 
Verfahren wird versucht, die Gefährdung von 
bisher wenig auffällig gewordenen Kindern zu 
erkennen, um sodann gezielte frühe Hilfe anzu-
bieten, anstatt mit späten Strafen zu reagieren. 
Die Teilnahme an dem Programm ist freiwillig 
und kann nur mit der schriftlichen Einwilligung 
der Sorgeberechtigten erfolgen.

In den Projektteams der Polizei sind pä-
dagogische Fachkräfte wie Sozialpädagogen, 
Sozialarbeiter, Erziehungswissenschaftler 
oder Psychologen mittels Dienstverträgen 
eingebunden, die verlässliche Ansprechpartner 
für Familien und vor allem für die Kinder sein 
sollen. Die drei wesentlichen Aufgaben der 
pädagogischen Fachkraft sind die aufsuchende 
Arbeit, das Fallmanagement und die Netzwerk-
arbeit. Die pädagogischen Fachkräfte seien die 
Bindeglieder zwischen Polizei und Jugendamt 
und koordinieren die Netzwerkarbeit. Die ange-
botenen Hilfen, die von regionalen Anbietern 
geleistet werden, reichten vom Anti-Aggressi-
onstraining über Lernhilfen und Sprach- und 
Sportangebote bis hin zu Elterntrainings. Die 
Resonanz der Eltern sei insgesamt positiv. Das 
Projekt werde von Seiten des Instituts für Psy-
chologie der Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel evaluiert.

Workshops thematisierten die Praxis
In sechs Workshops wurden neben Fachin-

formationen auch beispielhafte Kooperationen, 
Netzwerke und Projekte – insbesondere für den 
Bereich Schule – vorgestellt.

Melanie Garbas,
Freie Journalistin, Waltrop

Eine Gesamtdokumentation in Form einer 
DVD erscheint in wenigen Wochen.  

Besonders hinweisen möchten wir auf die 
Wiederholung der Tagung am 20. November 

2012 in Münster. Programm und Anmeldefor-
mular stehen nach den Sommerferien unter  

www.ajs.nrw.de (Aktuelles) 

„Wir reden von Fällen, aber 

eigentlich geht es doch um die 

Kinder. In ihrem Interesse müsste 

man an einem Strang ziehen und 

alle Kompetenzen und Kräfte 

bündeln, so dass ihnen rechtzeitig 

größtmögliche Unterstützung und 

individuelle Hilfe zuteil wird. 

begeistern, etwas Gemeinsames mit anderen 
und möglicherweise auch mit uns zu tun?“

Projahns Wunsch an die Fachkräfte: „Was 
Kinder und Jugendliche brauchen, sind ver-
lässliche, humorvolle, kreative und mutige 
Menschen, die ihnen begegnen wollen, notfalls 
aber auch im Wege stehen, wenn es sich um 
einen Irrweg oder eine Sackgasse handelt“.

NRW-Initiative „Kurve kriegen“
Ministerialrat Peter Beckmann und Hei-

ke Pohlmann, Referat „Projekt Prävention 
Jugendkriminalität“ (PPJ), Ministerium für 
Inneres und Kommunales des Landes NRW, 
berichteten im Rahmen ihres Vortrags über 
„erste Erfahrungen“ bei der Durchführung der 
NRW-Initiative „Kurve kriegen – Dem Leben 
eine neue Richtung geben“. Mit Hilfe der dieser 
Initiative des Landes NRW soll verhindert wer-
den, dass gefährdete Kinder und Jugendliche 
dauerhaft auf die schiefe Bahn geraten. Bereits 
wenige Monate nach dem Auftakt nehmen 153 
Kinder im Alter zwischen acht und 14 Jahren 
(davon 134 männlich und 19 weiblich) an 
dem Programm der Polizei teil (Stand April 
2012). 2011 ist die NRW-Initiative in den acht 
Modellregionen Aachen, Bielefeld, Dortmund, 
Duisburg, Hagen, Köln, dem Rhein-Erft-Kreis 
und dem Kreis Wesel gestartet.
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Was soll mit den unter 14-Jährigen, die 
bereits im kindlichen Alter mehrfache sowie 
auch schwere Straftaten begehen, geschehen? 
U.a. diese Frage diskutieren am 25. April rund 
260 Fachkräfte aus dem Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe, Schule/Schulsozialarbeit und 
Polizei im Horion-Haus des Landschaftsver-
bandes Rheinland in Köln. Angemeldet hatten 
sich 430 Personen, das Interesse war immens. 
Neben Fachvorträgen boten sechs Workshops 
viel Gelegenheit, mehr über die Praxis von 
Prävention, Intervention und Netzwerkarbeit 
zu erfahren. Veranstaltet wurde die Tagung vom 
Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei, Schule 
Nordrhein-Westfalen (LAK-NRW), dem die drei 
Landesstellen Jugendschutz, die beiden NRW-
Landesjugendämter, das Landeskriminalamt, 
das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung 
und Personalangelegenheiten der Polizei und 
das Ministerium für Schule und Weiterbildung 
angehören. Die organisatorische Federführung 
dieser 17. Tagung des LAK-NRW lag bei der  
Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz 
Landesstelle NRW (AJS NRW e.V.).

Thema „brennt unter den Nägeln“
Jürgen Jentsch, Vorsitzender der AJS NRW 

e.V., stellte in seiner Begrüßung fest, dass die 
große Nachfrage zeige, dass das Thema den 
Fachkräften unter den Nägeln brennt. Die 
Gruppe von sehr verhaltensauffälligen Kindern 
fordere ihre Erzieher in besonderem Maße 
und auch Pädagogen fühlten sich gelegentlich 
überfordert. Daher bräuchten Fachkräfte Rat 
und Unterstützung durch Fortbildung und 
Supervision. Viele Probleme ließen sich nur 
gemeinsam lösen, eine fundierte Netzwerk-

„Frühe Hilfen statt später Strafen – was tun mit den unter 14-Jährigen?“:  
Fachtagung thematisierte Kinder unter der Strafmündigkeitsgrenze

Netzwerke können 
verhindern, was Kinder 
straffällig macht

arbeit und verlässliche Kooperationen seien 
unverzichtbar.

Prävention gelingt nur im 
Zusammenspiel

Auch Dieter Göbel, Fachbereichsleiter Ju-
gend beim LVR-Landesjugendamt Rheinland, 
räumte ein, dass die sozialpädagogisch ausge-
richtete Jugendhilfe oft große Schwierigkeiten 
habe, diesen Jugendlichen mit einer meist 
ausgeprägten Dissozialität und fehlender Em-
pathie zu begegnen. In diesem Zusammenhang 
falle oft der Begriff „Systemsprenger“. Damit 
gemeint seien Kinder und Jugendliche, die 
zwischen Jugendhilfe und Jugendpsychiatrie 
stetig hin und her pendeln, oftmals, weil bei-
de Institutionen, auch wegen institutioneller 
finanzieller Schranken, diese Jugendlichen 
hin und her schieben und keiner ihnen mit 
Hilfeangeboten gerecht werden kann.

Den Weg der Prävention einzuschlagen sei, 
so Göbel, „richtig und alternativlos“. Allerdings 
warnte Göbel davor zu glauben, dass man über 
einen präventiven Ansatz alles sozialschädliche 
Verhalten beseitigen kann. Dies würde bedeu-
ten, dass man betroffene Familien unter eine 
permanente sozialstaatliche Kontrolle stellen 
würde. Das aber sei „nicht wünschenswert“. 
Außerdem müsse bedacht werden, dass kom-
plexe Einflussfaktoren einfache Lösungen 
nicht zulassen. Viele Einflüsse lägen außerhalb 
der Bereiche, die Kommunen, Jugendämter, 
Schulen und die Polizei gestalten könnten.

Sowohl Göbel wie auch Ministerialdirigent 
Manfred Walhorn, Leiter der Abteilung Kin-
der und Jugend im Ministerium für Familie, 

Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes 
Nordrhein-Westfalen, machten in ihren Gruß-
worten deutlich, dass kein Kind als Täter 
geboren werde. Verändert werden müssten 
die sozialen Missstände, die Kinder in solche 
Schwierigkeiten bringen. Walhorn empfahl, 
mit Hilfe einer verbesserten Kooperation die 
Familien möglichst früh zu erreichen, um sie 
auf nicht stigmatisierende Weise zu unterstüt-
zen. Walhorn wünschte den pädagogischen 
Fachkräften, dass sie sich die dazu notwendige 
Frustrationstoleranz erhalten und durch Koo-
perationen die Erfolge ihrer Arbeit verstärken.

Prävention wirkt: Weniger junge 
Tatverdächtige

Walhorn verwies auf leicht zurückge-
hende Zahlen bei den Gewalttaten von unter 
14-Jährigen seit 2009. Zuletzt wurden 2475 
Gewalttaten von Kindern ausgeübt. Dies sei 
immer noch eine zu hohe Zahl, aber zugleich 
auch die niedrigste Anzahl von tatverdächtigen 
Kindern seit Ende der 90er-Jahre. Er werte 
das als Signal, dass präventive Tätigkeit und 
Zusammenarbeit wirken. Dazu gehöre auch der 
Bildungsbereich. U. a. hierfür seien Konzepte 
und Maßnahmen im Kinder- und Jugendför-
derplan festgeschrieben. „Wir halten es für 
wichtig, Akteure verlässlich zu fördern, weil 
diese Arbeit nur Erfolg haben kann, wenn man 
einen langen Atem hat“, so Walhorn. 

„Patrick. Eine Fallgeschichte“
Die Journalistin Ingrid Eißele vom Nach-

richtenmagazin Stern aus Weinstadt in Baden-
Württemberg beschrieb eindrucksvoll und 
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aufrüttelnd die Lebensgeschichte eines jungen 
Mannes, der im Alter von 20 Jahren so massiv 
ausrastete, dass er gemeinsam mit drei wei-
teren Tätern/innen einen Menschen beinahe 
umbrachte. Die Autorin hat „Patrick“ vier 
Jahre nach der Tat in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt der JVA aufgesucht und interviewt. In 
ihrem Bericht gab sie Einblicke in die famili-
äre Situation, Sequenzen der Erziehung und 
Gewalterleben im sozialen Umfeld. Faktoren 
wie Alkohol, Pubertät, erste Liebe sowie das 
Streben nach Anerkennung spielten eine Rolle, 
ebenso das „Abhängen“ mit der Clique. Es 
wurde deutlich: Patricks Entwicklung und noch 
junge Biografie war von Krisen geprägt. The-
matisiert wurde die fehlende Aufmerksamkeit 
für den Jungen in einer kinderreichen Familie, 
eine phasenweise überforderte Mutter, der 
alkoholkranke Vater, die Trennung der Eltern. 
Außerdem beschrieb Eißele die Dynamik in der 
Gruppe und die Rolle der Mädchen, die an der 
Tat beteiligt waren. Sie warf Fragen auf, unter 
anderem nach der Verantwortung, denn Patrick 
war schon in jungen Jahren kein unbeschrie-
benes Blatt mehr. Hätte ein genaueres Hinsehen 
nicht Schlimmeres vermeiden können?

Spurensuche:  
„Was macht Kinder zu Tätern?“

Die Diplom-Psychologin und Psychothe-
rapeutin Dr. Ute Projahn, Leiterin der Wohn-
gruppen Euskirchen der LVR-Jugendhilfe 
Rheinland, griff den „Fall Patrick“ auf und 
analysierte ihn hinsichtlich der Fragestellung: 
„Was macht Kinder zu Tätern?“ Sie gab ver-
schiedene psychologische Erklärungsversuche 
anhand konkreter Fälle von Kinder- und Ju-
gendgewalt und zeigte „Spuren“ auf, die auf 
mögliche Ursachen und Gründe hinweisen. 
Neben der Analyse der familiären Situation 
beleuchtete Projahn in ihrem Vortrag eingehend 
die Gruppe als Auslöser von Gewalt und die 
Rolle der beteiligten Mädchen. Faktoren wie 
Alkohol, Eifersucht, psychische Einschrän-
kungen bzw. Probleme der Einzelnen können 
dazu führen, dass sich eine Situation „auflädt“ 
und schließlich ein „Looser“ bzw. ein Schuldi-
ger gefunden werden muss. 

Weiterhin rückte sie Kooperationsformen 
zwischen Jugendhilfe, Justiz und Kinder- und 
Jugendpsychiatrie in den Mittelpunkt. Diese 
drei Systeme müssten sich im Rahmen von 
Kooperationen stets hinterfragen, welche ge-
meinsamen Ziele sie verfolgen. Kontinuierliche 
fachliche Schulungen und Supervisionen sowie 
kollegiale Beratungen seien notwendig. 

„Kinder sind keine Teamplayer mehr“
Projahn stellte fest, dass immer weniger Kin-

der und Jugendliche zu Gefühlen wie Mitleid in 

der Lage sind. Der steigende Konkurrenz- und 
Leistungsdruck in der heutigen Gesellschaft 
trage dazu bei, dass Kinder keine Teamplayer 
mehr seien. Kinder aber müssten lernen, Sieger 
und Verlierer sein zu können, Frustrationen zu 
ertragen. Kinder, die emotional alleingelassen 
sind, rasten regelrecht aus, wenn sie nicht das 
bekommen was sie sich vorstellen. Angesichts 
negativ geprägter Biografien von auffällig ge-
wordenen Kindern und Jugendlichen stünden 
Profis in der Kinder- und Jugendhilfe vor groß-
en Herausforderungen. Insbesondere gehe es 
auch darum, Berührungsängste abzubauen und 
die eigene Arbeit stets zu hinterfragen: „Was 
haben wir als Profis in unseren Arbeitsfeldern 
für eine Streitkultur? Können wir zuhören 
und unsere Zuneigung zeigen, Wut ertragen, 
können wir verzeihen? Wie schaffen wir es als 
Erwachsene, Kinder dazu zu motivieren und zu 

Gemäß der Devise „Frühe Hilfe statt späte 
Härte“ sollen Kinder und Jugendliche im 
Alter zwischen acht und 15 Jahren, die bereits 
rechtswidrige Delikte begangen haben (z.B. 
eine Gewalttat oder schwere Eigentumsdelikte) 
und deren Lebensumstände zudem problembe-
lastet sind, nachhaltig vor einem dauerhaften 
Abgleiten in die Kriminalität bewahrt werden. 
Es soll vermieden werden, dass aus ersten 
delinquenten Auffälligkeiten eine kriminelle 
Karriere entsteht. Durch ein strukturiertes 
Verfahren wird versucht, die Gefährdung von 
bisher wenig auffällig gewordenen Kindern zu 
erkennen, um sodann gezielte frühe Hilfe anzu-
bieten, anstatt mit späten Strafen zu reagieren. 
Die Teilnahme an dem Programm ist freiwillig 
und kann nur mit der schriftlichen Einwilligung 
der Sorgeberechtigten erfolgen.

In den Projektteams der Polizei sind pä-
dagogische Fachkräfte wie Sozialpädagogen, 
Sozialarbeiter, Erziehungswissenschaftler 
oder Psychologen mittels Dienstverträgen 
eingebunden, die verlässliche Ansprechpartner 
für Familien und vor allem für die Kinder sein 
sollen. Die drei wesentlichen Aufgaben der 
pädagogischen Fachkraft sind die aufsuchende 
Arbeit, das Fallmanagement und die Netzwerk-
arbeit. Die pädagogischen Fachkräfte seien die 
Bindeglieder zwischen Polizei und Jugendamt 
und koordinieren die Netzwerkarbeit. Die ange-
botenen Hilfen, die von regionalen Anbietern 
geleistet werden, reichten vom Anti-Aggressi-
onstraining über Lernhilfen und Sprach- und 
Sportangebote bis hin zu Elterntrainings. Die 
Resonanz der Eltern sei insgesamt positiv. Das 
Projekt werde von Seiten des Instituts für Psy-
chologie der Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel evaluiert.

Workshops thematisierten die Praxis
In sechs Workshops wurden neben Fachin-

formationen auch beispielhafte Kooperationen, 
Netzwerke und Projekte – insbesondere für den 
Bereich Schule – vorgestellt.

Melanie Garbas,
Freie Journalistin, Waltrop

Eine Gesamtdokumentation in Form einer 
DVD erscheint in wenigen Wochen.  

Besonders hinweisen möchten wir auf die 
Wiederholung der Tagung am 20. November 

2012 in Münster. Programm und Anmeldefor-
mular stehen nach den Sommerferien unter  

www.ajs.nrw.de (Aktuelles) 

„Wir reden von Fällen, aber 

eigentlich geht es doch um die 

Kinder. In ihrem Interesse müsste 

man an einem Strang ziehen und 

alle Kompetenzen und Kräfte 

bündeln, so dass ihnen rechtzeitig 

größtmögliche Unterstützung und 

individuelle Hilfe zuteil wird. 

begeistern, etwas Gemeinsames mit anderen 
und möglicherweise auch mit uns zu tun?“

Projahns Wunsch an die Fachkräfte: „Was 
Kinder und Jugendliche brauchen, sind ver-
lässliche, humorvolle, kreative und mutige 
Menschen, die ihnen begegnen wollen, notfalls 
aber auch im Wege stehen, wenn es sich um 
einen Irrweg oder eine Sackgasse handelt“.

NRW-Initiative „Kurve kriegen“
Ministerialrat Peter Beckmann und Hei-

ke Pohlmann, Referat „Projekt Prävention 
Jugendkriminalität“ (PPJ), Ministerium für 
Inneres und Kommunales des Landes NRW, 
berichteten im Rahmen ihres Vortrags über 
„erste Erfahrungen“ bei der Durchführung der 
NRW-Initiative „Kurve kriegen – Dem Leben 
eine neue Richtung geben“. Mit Hilfe der dieser 
Initiative des Landes NRW soll verhindert wer-
den, dass gefährdete Kinder und Jugendliche 
dauerhaft auf die schiefe Bahn geraten. Bereits 
wenige Monate nach dem Auftakt nehmen 153 
Kinder im Alter zwischen acht und 14 Jahren 
(davon 134 männlich und 19 weiblich) an 
dem Programm der Polizei teil (Stand April 
2012). 2011 ist die NRW-Initiative in den acht 
Modellregionen Aachen, Bielefeld, Dortmund, 
Duisburg, Hagen, Köln, dem Rhein-Erft-Kreis 
und dem Kreis Wesel gestartet.
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Vorurteile und Berührungsängste abbauen
30 Jahre Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei und Schule NRW

„Es braucht ein ganzes Dorf, um ein 
Kind zu erziehen.“ Die moderne Um-
setzung dieser afrikanischen Erkenntnis 
ist im Bereich Gewaltprävention ein 
örtliches Netzwerk. Um Kinder und Ju-
gendliche in Risiko- und Gefährdungs-
lagen und ihre Familien wirksam zu 
unterstützen, ist eine abgestimmte gute 
Zusammenarbeit zwischen Schulen, Ju-
gendämtern, freien Jugendhilfeträgern, 
der Polizei und weiteren Partnern eine 
wichtige Grundlage, z. B. in örtlichen 
Präventionsnetzwerken. Gemeinsam 
können Probleme frühzeitig erkannt und 
Präventionsmaßnahmen ergriffen werden, 
die von allen getragen werden und einander 
ergänzen. 

Der Landesarbeitskreis Jugendhilfe, Polizei 
und Schule NRW (LAK-NRW) hat sich zum 
Ziel gesetzt, die Lehrkräfte und Fachkräfte 
vor Ort in den Schulen, Kinder- und Ju-
gendeinrichtungen, in den Polizeibehörden 
sowie in den kommunalen Gremien und 
Netzwerken bei der Bewältigung von Jugend-
problemen und Verhaltensauffälligkeiten und 
besonders bei der Prävention zu unterstützen. 
Im Landesarbeitskreis sind seit dem Grün-
dungsjahr 1984 die landeszentralen Träger der 
Jugendhilfe (Schwerpunkt Jugendschutz) wie 
die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugend-
schutz (AJS) NRW und die beiden Landes-
jugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe 
vertreten. Mitbegründer und aktiver Partner 
ist von Anfang an die Polizei mit dem Lan-
deskriminalamt NRW und dem Landesamt 
für Aus- und Fortbildung. Seit 2004 ist der 
Bereich Schule, vertreten durch das Schul-
ministerium NRW, im Landesarbeitskreis 
aktiv eingebunden. Dies unterstreicht noch 
einmal die Bedeutung der Schule für die 
Jugendkriminalitäts- und Gewaltprävention. 
2011 wurde der Landesarbeitskreis nochmals 
erweitert um die Projektgruppe Prävention 
Jugendkriminalität im Innenministerium.

Gegenseitiges Misstrauen
Anlass, den LAK-NRW ins Leben zu 

rufen, waren häufige Konflikte zwischen 
Sozialpädagogen/-innen und Polizeibeamten/ 
-innen in den 1970er und 1980er Jahren. Diese 
traten besonders in den sensiblen Bereichen 
von Jugendauffälligkeiten (u. a. Drogen, Graf-
fiti, Straßencliquen) und Straftaten auf und 
erschwerten eine sinnvolle Lösung von Pro-
blemen, verhinderten diese sogar. Auf beiden 

Seiten waren Vorurteile, Berührungsängste 
und gegenseitiges Misstrauen verbreitet. 
Der ursprünglich  „Sozialarbeit und Polizei“ 
genannte Landesarbeitskreis hatte daher 
zunächst das Ziel, dass die Fachkräfte der 
Jugendhilfe und der Polizei bei gemeinsamen 
Tagungen die Aufgaben und Ziele der jeweils 
anderen Profession besser kennenlernen, 
Vorurteile und Berührungsängste abbauen 
und Modelle der Zusammenarbeit – unter 
Wahrung ihrer unterschiedlichen Aufgaben – 
entwickeln können. Es wuchs die Erkenntnis, 
dass auffälliges und schädigendes Verhalten 
junger Menschen weder allein mit polizeilich-
repressiven noch mit Mitteln der Kinder- und 
Jugendhilfe zu lösen sind. Im gegenseitigen 
Dialog wurden sukzessive Leitlinien für ein 
abgestimmtes Vorgehen entwickelt. Außer-
dem wurde die Polizei mit der Einrichtung 
von Kommissariaten Vorbeugung auch selbst 
im präventiven Bereich aktiv.

Als in den 1990er Jahren Gewaltvor-
kommnisse an Schulen zunehmend öffentlich 
diskutiert und in mehreren Studien empirisch 
untersucht wurden, verstärkten die Schulen 
ihre (gewalt-)präventiven Aktivitäten. Ge-
meinsam mit Jugendhilfe, Polizei und weiteren 
regionalen Partnern entwickelten viele Schu-
len Konzepte und Projekte der Prävention von 
Kriminalität, Gewalt, sexueller Gewalt, Sucht 
oder Rechtsextremismus.

Heute ist ein Ziel des Landesarbeits-
kreises erreicht: In nahezu allen nord-
rhein-westfälischen Kommunen gibt es 
Örtliche Netzwerke und Runde Tische 
zur Kriminalitäts- oder Gewaltpräven-
tion, an denen alle an der Erziehung 
beteiligten Institutionen mitwirken. 
Da Qualität und Erfolg kommunaler 
Netzwerke jedoch erheblich von per-
sönlichen Voraussetzungen seiner Mit-
glieder und strukturellen Bedingungen 
abhängt, hat der LAK-NRW 2010 in 
Münster mit 180 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern im Rahmen eines Worldcafès 
über das Thema „Vom Nebeneinander zum 
Miteinander – Netzwerke gegen Gewalt – 
Impulse für Schulen, Jugendhilfe und Polizei“ 
diskutiert und dabei Qualitätskriterien für 
gute Netzwerkarbeit identifiziert: Klare Zu-
ständigkeiten, feste Ansprechpartner, gemein-
same Ziele und Projekte, regelmäßige Treffen, 
Kontinuität, motivierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, Kontakte auf Augenhöhe, Ver-
trauen, Verlässlichkeit. Diese Merkmale kenn-
zeichnen in hohem Maße auch die Arbeit des 
Landesarbeitskreises Jugendhilfe, Polizei und 
Schule und erklären, warum er nach 30 Jahren 
noch immer äußerst konstruktiv und erfolg-
reich arbeitet – und alle gerne mitwirken!

Die rechtliche Grundlage der Kooperation 
in NRW bestand insbesondere im Gemein-
samen Runderlass „Zusammenarbeit bei der 
Verhütung und Bekämpfung der Jugendkri-
minalität“ der Innen- und des Justizministeri-
ums, des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales, des Jugendministeriums und des 
Schulministeriums vom 31.08.2007, der  2014 
überarbeitet wurde (siehe Kasten rechts). 
Auch § 5 des Schulgesetzes NRW fordert die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit aller mit 
Jugendproblemen befassten Behörden, staat-
lichen und nicht staatlichen Stellen. 

Der LAK-NRW trifft sich vier bis fünf 
Mal pro Jahr. Die Mitglieder tauschen 
sich über aktuelle Entwicklungen bei den 
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Jugendgefährdungen aus und erörtern, wel-
che Gegenmaßnahmen sinnvoll sind. Die 
Fachkräfte der Jugendhilfe und Schule geben 
fachliche Stellungnahmen zu polizeilichen 
Präventionsstrategien und -materialien (u. 
a. zu Filmen, didaktischen Materialien), die 
etwa im Rahmen des Programms Polizeiliche 
Kriminalprävention (ProPK) erstellt wurden.

Gelungene Vernetzung
Seit Bestehen des Landesarbeitskreises 

Jugendhilfe, Polizei, Schule NRW steht im 
Mittelpunkt der Arbeit, sich gemeinsam 
fortzubilden bei Tagungen und großen Kon-
gressen zu Themen wie Gewaltprävention, 
Kinderdelinquenz, Prävention von Extre-
mismus und Islamismus, von sexueller und 
häuslicher Gewalt, Datenschutz, Suchtprä-
vention. Dabei wechselt die Federführung 
der Veranstaltungen zwischen den beteiligten 
Organisationen. Die bislang 19 landesweiten 
interdisziplinären Tagungen haben zu den ver-
schiedenen Themen jeweils einen kompakten 
Überblick über die neueste Forschungslage 
gegeben, „best-practice“-Modelle vermittelt 
und den Erfahrungsaustausch unter den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern aus Schule, 
Jugendhilfe und Polizei ermöglicht. Vor allem 
aber werden immer gelungene Beispiele der 
Vernetzung vorgestellt. 

Für den schulischen Bereich sicherlich 
besonders interessant waren die folgenden 
Veranstaltungen:

1 “Damit Gewalt nicht Schule macht – 
erfolgreiche Strategien – gemeinsames 

Handeln“ (2-tägige Tagung, 2008, Selm). 
Unter anderem wurde über die Ergebnisse 
einer bundesweiten Evaluationsstudie zur 
Mediation an Schulen berichtet und ein For-
schungsüberblick über Amoktaten gegeben. 
In vielen Workshops wurden Projekte wie das 
Duisburger Krisenteam, ein abgestimmtes 
Handeln bei Schulverweigerung in Köln-
Porz oder Jungenarbeit mit jugendlichen 
Migranten vorgestellt und diskutiert.

2 „Frühe Hilfen statt später Strafen – was 
tun mit den unter 15-Jährigen“ (2012, 

Köln, wegen großen Interesses wiederholt 
2012, Münster). An der Lebensgeschichte von 
„Patrick“ zeichneten die STERN-Journalistin 
Ingrid Eissele und die Psychologin Dr. Ute 
Projahn nach, aufgrund welcher Ereignisse 
und Belastungen junge Menschen zu Gewalt-
tätern werden. Und welche Hilfen und Ko-
operationen die Entwicklung vielleicht hätten 
beeinflussen können. In Workshops wurden 
u. a. die Vernetzung von Schule und Jugend-
hilfe durch Fallkonferenzen in Iserlohn, ein 
vernetztes  Präventionsprojekt gegen Ju-
gendkriminalität in Münster-Coerde und die 

NRW-Initiative „Kurve kriegen“ präsentiert, 
bei dem Jugendhilfe und Polizei strafunmün-
dige Kinder, die bereits durch Gewalt aufge-
fallen sind, sowie ihre Familien unterstützen.

3 „Jung. Krass. (un-)demokratisch – Radi-
kalisierung von Jugendlichen vorbeugen“ 

(2-tägige Tagung, 2014, Selm). Da extre-
mistische Aussagen und Abwertungen von 
Menschengruppen an vielen Schulen Alltag 
sind, vermittelte die gut besuchte 2-tägige 
Veranstaltung aktuelles Fachwissen zu den 
Strukturen und (zunehmend digitalen) Ak-
tivitäten von deutschen und migrantischen 
Rechtsextremen und radikalen Salafisten. 
In vielen Workshops und Foren konnten 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Hand-

Wichtige Grundlage für die kommunale Zusammenarbeit
Der Gemeinsame Runderlass (Gem. RdErl.) „Zusammenarbeit bei der Verhütung 

und Bekämpfung der Jugendkriminalität“ von Innen-, Justiz-, Gesundheits-, Familien/
Jugend- und Schulministerium ist seit dem 01.09.2014 wieder in Kraft. Er wurde 2007 
erstmalig veröffentlicht und für die jetzige Fassung in Teilen überarbeitet. Schon in 
seiner ersten Fassung bot der Gem.RdErl. eine gute Grundlage, um örtliche Koopera-
tionsstrukturen bei der Prävention und Rückfallverhütung von Jugendkriminalität zu 
etablieren. Der überabeitete Erlass ist noch stärker auf Prävention ausgerichtet als sein 
Vorgänger, was aus Sicht der Kinder- und Jugendhilfe zu begrüßen ist. 

Der Erlass empfiehlt frühe Maßnahmen der Primärprävention (schon im Vorschul-
alter) und bei Gefährdungslagen die frühzeitige Vermittlung der Kinder, Jugendlichen 
und ihrer Familien in geeignete Hilfen, um negativen Entwicklungen effektiv vorzubeu-
gen. Dazu müssen alle verantwortlichen Institutionen in einem kommunalen Netzwerk 
vertrauensvoll zusammenarbeiten. Solche Netzwerke sind bereits verbreitet, sollten 
aber, so der Erlass, weiter intensiviert werden. Die Aufgabe der Jugendämter ist es, die 
Aktivitäten vor Ort zu koordinieren und darauf hinzuwirken, dass die Netzwerkpartner 
Ziele und Leitlinien vereinbaren.

Erfreulich ist, dass der aktuelle Erlass ausdrücklich erwähnt, dass „die berechtigten 
Ansprüche potentieller und konkreter Opfer von Gewalt“ besonders berücksichtigt 
werden sollten. 

Nachdem der vorherige Erlass vor allem in Schulen auf Kritik gestoßen war, for-
muliert dieser Erlass sehr viel klarer und erzieherischer, wie Schulen vorgehen sollen, 
wenn gegen Schüler/-innen der Verdacht einer strafbaren Handlung besteht. Bezieht 
sich der Verdacht auf ein Verbrechen, muss die Schule – wie jede Bürgerin, jeder Bürger 
auch – die Strafverfolgungsbehörden benachrichtigen. Bei sonstigen Vergehen prüft 
die Schulleitung, ob „pädagogische/schulpsychologische Unterstützung, erzieherische 
Einwirkung beziehungsweise Ordnungsmaßnahmen ausreichen“ oder bei schweren 
Straftaten – u. a. gefährliche Körperverletzung, Einbruchsdiebstahl, erhebliche Fälle 
von Bedrohung oder Nötigung – Polizei oder Staatsanwaltschaft benachrichtigt werden 
müssen. Aber auch in solchen Fällen bleibt der Erziehungsauftrag der Schule erhalten. 

Anders als zuvor darf im Falle einer Anzeige ausschließlich die Polizei die Erzie-
hungsberechtigten der tatverdächtigen Schüler/-innen und der Opfer informieren. In 
den übrigen Fällen benachrichtigt die Schule selbst die Erziehungsberechtigten der 
Tatverdächtigen wie auch der Opfer, damit diese gegebenenfalls selbst Anzeige erstatten 
oder zivilrechtliche Ansprüche geltend machen können.

Wesentlich ausführlicher beschreibt der aktuelle Erlass, wie die Schule beim Verdacht 
auf Kindeswohlgefährdung vorgehen muss. Generell haben Lehrkräfte einen Anspruch 
auf Beratung durch eine Jugendhilfefachkraft. Außerdem wird festgelegt, in welchen 
Fällen die Schulleitung befugt ist, das Jugendamt entweder anonymisiert oder bei Gefahr 
mit den erforderlichen Daten zu informieren.

Der Erlass ist im Ministerialblatt Ausgabe 2014 Nr. 25 vom 05.09.2014 veröffentlicht.
Carmen Trenz

74/2014

lungsoptionen gegen und zur Prävention von 
Extremismus kennenlernen. Angeboten wur-
den beispielsweise vernetzte Stadtteilprojekte, 
Trainings gegen Stammtischparolen oder zur 
Akzeptanz von Unterschiedlichkeit.

Die langjährige kontinuierliche Arbeit des 
LAK-NRW hat dazu beigetragen, dass die 
Zusammenarbeit von Kinder- und Jugend-
hilfe, Polizei und Schulen in den nordrhein-
westfälischen Kommunen optimiert und 
fest verankert ist. Auch zukünftig wird der 
LAK-NRW die themenbezogene Weiterent-
wicklung von Kooperation und Vernetzung 
unterstützen und begleiten.

Carmen Trenz (AJS) / Torsten Rex (MSW)
Dieser Text ist bereits erschienen in Schule NRW 10/14.
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ein „Coolness- und Deeskalationstraining“ 
für den Bereich der weiterführenden Schulen 
führen den Weg der Gewaltprävention fort.

Wohlfühlbereich für Kinder
Das Präventions- und Handlungskonzept 
setzt zudem außerhalb von Schule und Kin-
dergarten an. So gehören groß angelegte 
Jugendschutzkontrollen sowie Aufklärungs- 
und Öffentlichkeitskampagnen im Bereich 
„Alkohol und Gewalt“ ebenso zum Konzept 
wie der Projektbaustein „Sichere Räume 
für Kinder“. Unterschiedliche Aktionen in 
den verschiedenen Stadtteilen und Schulen 
sollen für die Kinder einen „gesicherten 
Wohlfühlbereich“ schaffen. Der Kinder- und 
Jugendpreis für Zivilcourage „MarleKiN macht 
Mut“, der seit 2011 als Preis des Marler Kinder 
Netzwerkes (MarleKiN) durch die Stadt Marl 
verliehen wird, rundet das Gesamtkonzept ab. 
Mit dem Preis werden Kinder und Jugendliche 
geehrt, die sich in besonderer Weise für ande-
re eingesetzt oder ihre Hilfe angeboten haben.

Mittlerweile haben sich die Projektinhalte 
erweitert und modernisiert. Beispielsweise 
greift das Projekt die Rechtsradikalisierung 

und salafistische Radikalisierung 
von Jugendlichen präventiv auf. 
Dabei setzen die Verantwort-
lichen auf die Stärkung von 
Kindern und Jugendlichen, um 
sie für Botschaften dieser Grup-
pen unempfänglich zu machen. 

Erstellt worden ist das Präven-
tions- und Handlungskonzept 
von der vom Kinder- und Ju-

Gemeinsam gegen Gewalt in Marl
„Präventions- und Handlungskonzept gegen Gewalt in Marl“ wird fortgeschrieben

Prävention gegen Gewalt wird in Marl groß 
geschrieben. Seit fünf Jahren arbeitet die 
Stadt mit einem nachhaltig angelegten 
„Präventions- und Handlungskonzept ge-
gen Gewalt“. Kinder und Jugendliche wie 
Multiplikator/-innen können sich in verschie-
densten Projekten, Workshops und Trainings 
mit dem Thema Gewalt auseinandersetzen 
und Konfliktlösungsstrategien erproben. 
Jetzt ist die Arbeit der vergangenen Jahre 
in einer gemeinsamen Sitzung von Kinder- 
und Jugendhilfeausschuss, Schulausschuss 
und Sozialausschuss vorgestellt worden. 
Einstimmiger Beschluss: Das Projekt wird 
weitergeführt. Der Rat der Stadt Marl hat dies 
aufgegriffen und das Projekt für den Zeitraum 
2015 bis 2020 fortgeschrieben. 

Zum Konzept gehören neben detaillierten 
Analysen und Bewertungen zur Kinder- 
und Jugendgewalt konkrete Maßnahmen 
und Standards zur Gewaltreduzierung. Mit 
speziellen Trainingsangeboten in Kinderta-
geseinrichtungen und einem Beratungs- und 
Informationsangebot für junge Eltern setzt 
das Konzept bereits im Vorschulalter erste 
Akzente. Körperbezogene Trainingsangebote 
im Grundschulalter sowie 

8 1/2016FORUM

Dimitria Bouzikou (AJS)
bouzikou@mail.ajs.nrw.de

gendhilfeausschuss beauftragten „Fach-
gruppe für Kinder- und Jugendgewalt“. 
Dem Expertengremium gehörten rund 20 
Fachkräfte aus verschiedenen Abteilungen 
des Jugendamtes und von freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe, der Polizei, den 
Schulen, Kitas, Familienbildungsstätten und 
Beratungsstellen an. Zwar gab es in Marl schon 
vor 2010 zahlreiche Projekte und Maßnahmen 
der Gewaltprävention in Kitas und Schulen, 
aber das vorgelegte ganzheitliche Konzept 
ermöglicht es, die Maßnahmen noch mehr auf-
einander abzustimmen und zu vernetzen. Dies 
hat 2013 auch Innenmimister Ralf Jäger zum 
Anlass genommen, der gesamten Fachgruppe, 
der Polizeipräsidentin Recklinghausens sowie 
dem Marler Bürgermeister den „Landespreis 
für Innere Sicherheit 2012“ zu verleihen. 

Die Beteiligten im Netzwerk und der Koor-
dinator und Ansprechpartner des Projektes 
Uli Häring vom ESM-Jugendbüro stellen 
gerne das komplette schriftliche Konzept 
sowie eine verkürzte Präsentation als PDF 
zur Nutzung zur Verfügung, damit andere 
Kommunen oder Einrichtungen von den 
Erfahrungen und Inhalten profitieren kön-
nen. Bei Interesse wenden Sie sich bitte an: 
jugendbuero@esm.de.
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Gewalt-und Jugendkriminalitätsprävention

• Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 
 https://www.dji.de/index.php?id=405 

• Bundeszentrale für politische Bildung. Jugendkriminalität - Zahlen und Fakten 
 http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/gangsterlaeufer/203562/zahlen-und-fakten?p=all 

• Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention (DFK) 
 https://www.kriminalpraevention.de/gewaltpraevention.html 

• Landespräventionsstelle gegen Gewalt und Cybergewalt an Schulen in NRW 
 https://www2.duesseldorf.de/lps.html 

• Landtag NRW, Bericht der Enquetekommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für eine    
 effektive Präventionspolitik in Nordrhein-Westfalen 
 https://landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_I/I.1/EK/EKALT/14_EK_III/Abschlussbericht/EK_Praevention_ 
 Abschlussbericht.pdf 

• Grüne Liste Prävention – CTC - Datenbank empfohlener Präventionsprogramme  
 www.gruene-liste-praevention.de/nano.cms/datenbank/information 

• Landesarbeitsgemeinschaft der Fanprojekte NRW e. V. 
 http://www.lag-fanprojekte-nrw.de/

Sexualisierte Gewalt

• Förderverein Kinderschutzportal e.V. 
 www.gewaltpraevention-muenster.de/kinderschutzportal.html 

• Kein Raum für Missbrauch 
 www.gewaltpraevention-muenster.de/kinderschutzportal.html 

• N.I.N.A. – die Nationale Infoline, Netzwerk und Anlaufstelle zu sexueller Gewalt an Mädchen und Jungen
 www.nina-info.de 

• Trau Dich! 
 www.trau-dich.de 

• Theaterpädagogische Werkstatt  
 www.theaterpaed-werkstatt.de

• Deutsche Gesellschaft für Prävention und Intervention bei Kindesmisshandlung und –Vernachlässigung
   www.dgfpi.de   

Medien

• Angebot der Polizei informiert über Medienkompetenz 
 http://www.polizei-beratung.de/themen-und-tipps/gefahren-im-internet/

• „iRights.info – Urheberrechte in der digitalen Welt“  
 https://irights.info 

• Handysektor - Sicherheit in mobilen Netzen  
 www.handysektor.de 

 

Linksammlung
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• Juuuport – Dein Schutz im Web! / Peer-Beratung 
 www.juuuport.de

• Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest (mpfs) 
 www.mpfs.de 

• Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) 
 www.spio-fsk.de

• Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK) 
 www.usk.de 

Extremismus 

• Radikalisierungsdienst der BpB  
 www.bpb.de/politik/extremismus/radikalisierungspraevention

• Salafismus in Deutschland - Forschungsstand und Wissenstransfer 
 https://salafismus.hsfk.de 

• Informationen und Materialien für die Praxis - ufuq 
 www.ufuq.de 

• Forschungsergebnisse des BKA zu Extremismus und Terrorismus 
 https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Forschung/ForschungsprojekteUndErgebnisse/   
 TerrorismusExtremismus/Forschungsprojekte/forschungsprojekte_node.html 

• Sprache, Symbole und Style - MIK NRW 
 http://www.mik.nrw.de/fileadmin/user_upload/Redakteure/Verfassungsschutz/Dokumente/   
 Broschueren/Extremistischer_Salafismus_als_Jugendkultur_6ueberarbAufl_Internet.pdf 

• Islamismus im Netz und Dschihadisten rekrutieren Kinder über Apps und Dschihadisten werben   
 um Mädchen und junge Frauen von Jugendschutz.net 
 http://www.hass-im-netz.info/fileadmin/hass_im_netz/documents/Islamismus_im_Internet.pdf 

Hate Speeche

• No Hate Speech Movement der Neuen Deutschen Medienmacher  
 https://no-hate-speech.de/de/

• Amadeu Antonio Stiftung  
 www.amadeu-antonio-stiftung.de

• debate dehate – Für demokratische Kultur  
 debate-dehate.com

• Jugendschutz.net

• Hass im Netz 
 hass-im-netz.info

• Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen  
 www.lfm-nrw.de 

• Klicksafe.de 

• Grimme-Institut  
 www.grimme-institut.de 
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JugendschutzQuiz 
100 Karten mit Fragen zum gesetzlichen  
Jugendschutz, zum Jugendarbeitsschutz,  
zum Jugendmedienschutz usw.   

Die Jugendschutz-Tabelle  
in sechs Sprachen 
Faltblatt, Wissensvermittlung über Sprach- 
grenzen hinweg, im Spielkartenformat, 
Deutsch, Türkisch, Russisch,  
Polnisch, Französisch und Englisch, 8 S.

Jugendschutz-Info  
Antworten auf die wichtigsten Fragen  
rund um das Jugendschutzgesetz und den  
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag  
32 S., (DIN A6 Postkartenformat),  
5. Auflage, 2016 

Das Jugendschutzgesetz  
mit Erläuterungen 
Gesetzestext (Stand 1.4.2016) 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen 
74 S., 23. Auflage, 2016   
 
    

Drehscheibe:  
Rund um die Jugendschutzgesetze  
Komprimiertes Wissen auf „spielerische Art“  
vermittelt. Alles Wichtige zum JuSchG,  
JArbSchG, KindArbSchV, FSK, USK, ASK 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen  

Kurz und Knapp –  
Das Jugendschutzgesetz in 10 Sprachen 
Heft mit dem Jugendschutzgesetz in  
Tabellenform in 10 Sprachen: Deutsch •  
Arabisch • Englisch • Farsi • Französisch • 
Kurmandschi • Polnisch • Russisch •  
Spanisch • Türkisch. Herausgegeben vom 
Drei-W-Verlag, Essen, 12 S., 5. Auflage, 2017

Feste Feiern und Jugendschutz  
Tipps und rechtliche Grundlagen zur  
Planung und Durchführung von erfolg- 
reichen Festen 
Herausgegeben von der BAJ, Berlin 
16 S., 9. Auflage, 2016

Herausforderung SALAFISMUS
Informationen für Eltern und Fachkräfte
16 S., 3. Auflage, 2017

Trainings für Kinder und Jugendliche 
gegen Grenzverletzungen und sexuelle 
Übergriffe 
Qualitätsstandards für Fachkräfte und 
Eltern   
20 S., 2. Auflage, 2017

Mobbing unter  
Kindern und Jugendlichen 
Informationen und Hinweise für den  
Umgang mit Mobbingbetroffenen und  
Mobbern  
36 S., 7. Auflage, 2013

Computer-Spiele in der Familie  
Tipps für Eltern
in leichter Sprache
20 S., 2017

Cyber-Mobbing 
Informationen für Eltern und Fachkräfte  
24 S., 3. Auflage, 2015

Persönlichkeit stärken und schützen  
Jugendschutz im Internet  
Informationen für Eltern  
24 S., 2013

Gewalt auf Handys 
Informationen und rechtliche Hinweise 
zur  Handynutzung von Kindern und  
Jugendlichen 
16 S., 6. Auflage, 2010   
   

Kinder sicher im Netz 
Gegen Pädosexuelle im Internet –  
Informationen für Eltern und Fachkräfte 
16 S., 3. Auflage, 2010

Gegen sexuellen Missbrauch  
an Mädchen und Jungen 
Ein Ratgeber für Mütter und Väter über 
Symptome, Ursachen und Vorbeugung  
der sexuellen Gewalt an Kindern 
52 S., 14. Auflage, 2014 

JuSchG
mit Erläuterungen

DREI-W-VERLAG

    Das 
Jugend-

schutzgesetz

JAN LIEVEN

JuSchG
mit Erläuterungen

Stand April 2016

DREI-W-VERLAG

Stichwortverzeichnis 
JuSchG mit Erläuterungen

bitte aufklappen 

Wichtige Internetseiten zum JuSchG

Bundes- und Landesstellen Kinder- und Jugendschutz
(Aktion Jugendschutz)
www.jugendschutz.de

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM)   
(Indizierung) 
www.bundespruefstelle.de

Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) 
(Alterskennzeichnung Kino- und Videofilme) 
www.fsk.de

Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK) 
(Alterskennzeichnung Computerspiele) 
www.usk.de

Automaten Selbstkontrolle (ASK) 
(Alterskennzeichnung Automatenspiele) 
www.automaten-selbstkontrolle.de

Aktuelle Nachrichten zum Jugendschutz
(Drei-W-Verlag)
www.jugendschutz-info.de

Tipps und rechtliche 
Grundlagen 
zur Planung und 
Durchführung von 
erfolgreichen Festen
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Sebastian Gutknecht

und Jugendschutz

Abi-Feten

Vereinsfeste

Straßenfeste

Karnevalsveranstaltungen

Abschlussbälle

Schützenfeste

Scheunenfeten

Brauchtumsfeiern

Schulfeste

Discos

Vereinsfeiern

und vieles mehr
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Jugendschutz-Info
fragen und Antworten zum neuen Jugendschutzgesetz (Juschg)
und zum Jugendmedienschutz-staatsvertrag (JMstV)

ein Leitfaden für eltern ... 
... Jugendliche und fachkräfte der Jugendarbeit
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Gewalt 

DREI-W-VERLAG

Handysauf 

Sebastian Gutknecht

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
sc

hu
le

, J
ug

en
dh

ilf
e 

un
d 

el
te

rn
 

1014 Gewalt auf Handy 6Aufl.indd   1 09.11.10   13:49

DREI-W-VERLAG                                  Susanne Philipp

PERSÖnlIChKEIt	
stärken	und	schützen	
	 	
	 	 	

	

Informationen	für	Eltern

Jugendschutz	
im	Internet

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
el

te
rn

 u
nd

 F
ac

hk
rä

ft
e

DREI-W-VERLAG

Cyber-
Mobbing

GEGEN 
sexuellen 
Missbrauch 
an Mädchen 
und Jungen

Ei
n 

Ra
tg

eb
er

 fü
r 

M
üt

te
r 

un
d 

Vä
te

r

DREI-W-VERLAG

Herausgeber:

SXM-Cover15.indd   1 08.12.14   10:12

KURZ  KNAPP 
Das Jugendschutzgesetz  

in 10 Sprachen

DE
UTS

CH

EN
GLI
SCH

RU
SSI
SCH

POL
NIS
CH

FA
RSI

KUR
MA

NDS
CH
I

AR
AB
ISC
H

SPA
NIS
CH

FR
AN
ZO
SIS
CH..

TUR
KISC

H
..

U
N
D

5500 AJS.indd   1 09.12.15   10:11

Weitere Infos und Bestellung:

www.ajs.nrw.de

Die Salafisten 

werden gewaltbereiter!
Kann man      „die Salafisten“ verbieten?

Verfassungsschutz rechnet  

mit 7000 Salafisten
Aussteiger aus Salafisten-Szene:  ALLAH IM KOPFBald jeder

8. Schüler 
in NRW Salafist?

Versagen die Schulen im  Kampf gegen den Salafismus?

Weibliche Islamisten: Der Irrweg der  Dschihad-Bräute

Salafistische Zentren 
 in allen großen  

deutschen Städten

Schon Sechsjährige hetzen in der Schule
Verfassungsschutz 

gegen Salafisten 

in Flüchtlingsheimen

Polizei stürmt

Salafisten-Verein

Der Salafismus 
als „Durchlauferhitzer“

 zum Terrorismus

Immer mehr  
Dschihad-Krieger  
in Deutschland

Ein Projekt der

Herausforderung
SALAFISMUS

Computer-Spiele 
in der Familie
Tipps für Eltern

170116_Games_LeichteSprache_Layout_RZ.indd   1 16.01.17   09:49

1

Trainings für Kinder 
und Jugendliche gegen 
Grenzverletzungen 
und sexuelle Übergriffe
Qualitätsstandards 
für Fachkräfte und Eltern

170927_RZ2_AJS_abersicher_Quali_Verteidigung.indd   1 27.09.17   16:00

http://www.jugendschutz.de/
http://www.bundespruefstelle.de/
http://www.fsk.de/
http://www.usk.de/
http://www.automaten-selbstkontrolle.de/
http://www.jugendschutz-info.de/


245

JugendschutzQuiz 
100 Karten mit Fragen zum gesetzlichen  
Jugendschutz, zum Jugendarbeitsschutz,  
zum Jugendmedienschutz usw.   

Die Jugendschutz-Tabelle  
in sechs Sprachen 
Faltblatt, Wissensvermittlung über Sprach- 
grenzen hinweg, im Spielkartenformat, 
Deutsch, Türkisch, Russisch,  
Polnisch, Französisch und Englisch, 8 S.

Jugendschutz-Info  
Antworten auf die wichtigsten Fragen  
rund um das Jugendschutzgesetz und den  
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag  
32 S., (DIN A6 Postkartenformat),  
5. Auflage, 2016 

Das Jugendschutzgesetz  
mit Erläuterungen 
Gesetzestext (Stand 1.4.2016) 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen 
74 S., 23. Auflage, 2016   
 
    

Drehscheibe:  
Rund um die Jugendschutzgesetze  
Komprimiertes Wissen auf „spielerische Art“  
vermittelt. Alles Wichtige zum JuSchG,  
JArbSchG, KindArbSchV, FSK, USK, ASK 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen  

Kurz und Knapp –  
Das Jugendschutzgesetz in 10 Sprachen 
Heft mit dem Jugendschutzgesetz in  
Tabellenform in 10 Sprachen: Deutsch •  
Arabisch • Englisch • Farsi • Französisch • 
Kurmandschi • Polnisch • Russisch •  
Spanisch • Türkisch. Herausgegeben vom 
Drei-W-Verlag, Essen, 12 S., 5. Auflage, 2017

Feste Feiern und Jugendschutz  
Tipps und rechtliche Grundlagen zur  
Planung und Durchführung von erfolg- 
reichen Festen 
Herausgegeben von der BAJ, Berlin 
16 S., 9. Auflage, 2016

Herausforderung SALAFISMUS
Informationen für Eltern und Fachkräfte
16 S., 3. Auflage, 2017

Trainings für Kinder und Jugendliche 
gegen Grenzverletzungen und sexuelle 
Übergriffe 
Qualitätsstandards für Fachkräfte und 
Eltern   
20 S., 2. Auflage, 2017

Mobbing unter  
Kindern und Jugendlichen 
Informationen und Hinweise für den  
Umgang mit Mobbingbetroffenen und  
Mobbern  
36 S., 7. Auflage, 2013

Computer-Spiele in der Familie  
Tipps für Eltern
in leichter Sprache
20 S., 2017

Cyber-Mobbing 
Informationen für Eltern und Fachkräfte  
24 S., 3. Auflage, 2015

Persönlichkeit stärken und schützen  
Jugendschutz im Internet  
Informationen für Eltern  
24 S., 2013

Gewalt auf Handys 
Informationen und rechtliche Hinweise 
zur  Handynutzung von Kindern und  
Jugendlichen 
16 S., 6. Auflage, 2010   
   

Kinder sicher im Netz 
Gegen Pädosexuelle im Internet –  
Informationen für Eltern und Fachkräfte 
16 S., 3. Auflage, 2010

Gegen sexuellen Missbrauch  
an Mädchen und Jungen 
Ein Ratgeber für Mütter und Väter über 
Symptome, Ursachen und Vorbeugung  
der sexuellen Gewalt an Kindern 
52 S., 14. Auflage, 2014 

JuSchG
mit Erläuterungen

DREI-W-VERLAG

    Das 
Jugend-

schutzgesetz

JAN LIEVEN

JuSchG
mit Erläuterungen

Stand April 2016

DREI-W-VERLAG

Stichwortverzeichnis 
JuSchG mit Erläuterungen

bitte aufklappen 

Wichtige Internetseiten zum JuSchG

Bundes- und Landesstellen Kinder- und Jugendschutz
(Aktion Jugendschutz)
www.jugendschutz.de

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM)   
(Indizierung) 
www.bundespruefstelle.de

Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) 
(Alterskennzeichnung Kino- und Videofilme) 
www.fsk.de

Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK) 
(Alterskennzeichnung Computerspiele) 
www.usk.de

Automaten Selbstkontrolle (ASK) 
(Alterskennzeichnung Automatenspiele) 
www.automaten-selbstkontrolle.de

Aktuelle Nachrichten zum Jugendschutz
(Drei-W-Verlag)
www.jugendschutz-info.de

Tipps und rechtliche 
Grundlagen 
zur Planung und 
Durchführung von 
erfolgreichen Festen

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
Ve

ra
ns

ta
lt

er
 u

nd
 J

ug
en

ds
ch

ut
zb

eh
ör

de
n

Sebastian Gutknecht

und Jugendschutz

Abi-Feten

Vereinsfeste

Straßenfeste

Karnevalsveranstaltungen

Abschlussbälle

Schützenfeste

Scheunenfeten

Brauchtumsfeiern

Schulfeste

Discos

Vereinsfeiern

und vieles mehr

DREI-W-VERLAG

FesTe
FeIern

1015 Feste Feiern 8Auflage neue Farbe.indd   1 23.05.13   17:53

Jugendschutz-Info
fragen und Antworten zum neuen Jugendschutzgesetz (Juschg)
und zum Jugendmedienschutz-staatsvertrag (JMstV)

ein Leitfaden für eltern ... 
... Jugendliche und fachkräfte der Jugendarbeit

3W JU INFO 3Aufl.indd   1 21.01.10   15:45

Gewalt 

DREI-W-VERLAG

Handysauf 

Sebastian Gutknecht

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
sc

hu
le

, J
ug

en
dh

ilf
e 

un
d 

el
te

rn
 

1014 Gewalt auf Handy 6Aufl.indd   1 09.11.10   13:49

DREI-W-VERLAG                                  Susanne Philipp

PERSÖnlIChKEIt	
stärken	und	schützen	
	 	
	 	 	

	

Informationen	für	Eltern

Jugendschutz	
im	Internet

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
el

te
rn

 u
nd

 F
ac

hk
rä

ft
e

DREI-W-VERLAG

Cyber-
Mobbing

GEGEN 
sexuellen 
Missbrauch 
an Mädchen 
und Jungen

Ei
n 

Ra
tg

eb
er

 fü
r 

M
üt

te
r 

un
d 

Vä
te

r

DREI-W-VERLAG

Herausgeber:

SXM-Cover15.indd   1 08.12.14   10:12

KURZ  KNAPP 
Das Jugendschutzgesetz  

in 10 Sprachen

DE
UTS

CH

EN
GLI
SCH

RU
SSI
SCH

POL
NIS
CH

FA
RSI

KUR
MA

NDS
CH
I

AR
AB
ISC
H

SPA
NIS
CH

FR
AN
ZO
SIS
CH..

TUR
KISC

H
..

U
N
D

5500 AJS.indd   1 09.12.15   10:11

Weitere Infos und Bestellung:

www.ajs.nrw.de

Die Salafisten 

werden gewaltbereiter!
Kann man      „die Salafisten“ verbieten?

Verfassungsschutz rechnet  

mit 7000 Salafisten
Aussteiger aus Salafisten-Szene:  ALLAH IM KOPFBald jeder

8. Schüler 
in NRW Salafist?

Versagen die Schulen im  Kampf gegen den Salafismus?

Weibliche Islamisten: Der Irrweg der  Dschihad-Bräute

Salafistische Zentren 
 in allen großen  

deutschen Städten

Schon Sechsjährige hetzen in der Schule
Verfassungsschutz 

gegen Salafisten 

in Flüchtlingsheimen

Polizei stürmt

Salafisten-Verein

Der Salafismus 
als „Durchlauferhitzer“

 zum Terrorismus

Immer mehr  
Dschihad-Krieger  
in Deutschland

Ein Projekt der

Herausforderung
SALAFISMUS

Computer-Spiele 
in der Familie
Tipps für Eltern

170116_Games_LeichteSprache_Layout_RZ.indd   1 16.01.17   09:49

1

Trainings für Kinder 
und Jugendliche gegen 
Grenzverletzungen 
und sexuelle Übergriffe
Qualitätsstandards 
für Fachkräfte und Eltern

170927_RZ2_AJS_abersicher_Quali_Verteidigung.indd   1 27.09.17   16:00

AN
H

AN
G 

| A
kt

ue
lle

 M
at

er
ia

lie
n 

de
r A

JS

JugendschutzQuiz 
100 Karten mit Fragen zum gesetzlichen  
Jugendschutz, zum Jugendarbeitsschutz,  
zum Jugendmedienschutz usw.   

Die Jugendschutz-Tabelle  
in sechs Sprachen 
Faltblatt, Wissensvermittlung über Sprach- 
grenzen hinweg, im Spielkartenformat, 
Deutsch, Türkisch, Russisch,  
Polnisch, Französisch und Englisch, 8 S.

Jugendschutz-Info  
Antworten auf die wichtigsten Fragen  
rund um das Jugendschutzgesetz und den  
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag  
32 S., (DIN A6 Postkartenformat),  
5. Auflage, 2016 

Das Jugendschutzgesetz  
mit Erläuterungen 
Gesetzestext (Stand 1.4.2016) 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen 
74 S., 23. Auflage, 2016   
 
    

Drehscheibe:  
Rund um die Jugendschutzgesetze  
Komprimiertes Wissen auf „spielerische Art“  
vermittelt. Alles Wichtige zum JuSchG,  
JArbSchG, KindArbSchV, FSK, USK, ASK 
Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen  

Kurz und Knapp –  
Das Jugendschutzgesetz in 10 Sprachen 
Heft mit dem Jugendschutzgesetz in  
Tabellenform in 10 Sprachen: Deutsch •  
Arabisch • Englisch • Farsi • Französisch • 
Kurmandschi • Polnisch • Russisch •  
Spanisch • Türkisch. Herausgegeben vom 
Drei-W-Verlag, Essen, 12 S., 5. Auflage, 2017

Feste Feiern und Jugendschutz  
Tipps und rechtliche Grundlagen zur  
Planung und Durchführung von erfolg- 
reichen Festen 
Herausgegeben von der BAJ, Berlin 
16 S., 9. Auflage, 2016

Herausforderung SALAFISMUS
Informationen für Eltern und Fachkräfte
16 S., 3. Auflage, 2017

Trainings für Kinder und Jugendliche 
gegen Grenzverletzungen und sexuelle 
Übergriffe 
Qualitätsstandards für Fachkräfte und 
Eltern   
20 S., 2. Auflage, 2017

Mobbing unter  
Kindern und Jugendlichen 
Informationen und Hinweise für den  
Umgang mit Mobbingbetroffenen und  
Mobbern  
36 S., 7. Auflage, 2013

Computer-Spiele in der Familie  
Tipps für Eltern
in leichter Sprache
20 S., 2017

Cyber-Mobbing 
Informationen für Eltern und Fachkräfte  
24 S., 3. Auflage, 2015

Persönlichkeit stärken und schützen  
Jugendschutz im Internet  
Informationen für Eltern  
24 S., 2013

Gewalt auf Handys 
Informationen und rechtliche Hinweise 
zur  Handynutzung von Kindern und  
Jugendlichen 
16 S., 6. Auflage, 2010   
   

Kinder sicher im Netz 
Gegen Pädosexuelle im Internet –  
Informationen für Eltern und Fachkräfte 
16 S., 3. Auflage, 2010

Gegen sexuellen Missbrauch  
an Mädchen und Jungen 
Ein Ratgeber für Mütter und Väter über 
Symptome, Ursachen und Vorbeugung  
der sexuellen Gewalt an Kindern 
52 S., 14. Auflage, 2014 

JuSchG
mit Erläuterungen

DREI-W-VERLAG

    Das 
Jugend-

schutzgesetz

JAN LIEVEN

JuSchG
mit Erläuterungen

Stand April 2016

DREI-W-VERLAG

Stichwortverzeichnis 
JuSchG mit Erläuterungen

bitte aufklappen 

Wichtige Internetseiten zum JuSchG

Bundes- und Landesstellen Kinder- und Jugendschutz
(Aktion Jugendschutz)
www.jugendschutz.de

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM)   
(Indizierung) 
www.bundespruefstelle.de

Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK) 
(Alterskennzeichnung Kino- und Videofilme) 
www.fsk.de

Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK) 
(Alterskennzeichnung Computerspiele) 
www.usk.de

Automaten Selbstkontrolle (ASK) 
(Alterskennzeichnung Automatenspiele) 
www.automaten-selbstkontrolle.de

Aktuelle Nachrichten zum Jugendschutz
(Drei-W-Verlag)
www.jugendschutz-info.de

Tipps und rechtliche 
Grundlagen 
zur Planung und 
Durchführung von 
erfolgreichen Festen

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
Ve

ra
ns

ta
lt

er
 u

nd
 J

ug
en

ds
ch

ut
zb

eh
ör

de
n

Sebastian Gutknecht

und Jugendschutz

Abi-Feten

Vereinsfeste

Straßenfeste

Karnevalsveranstaltungen

Abschlussbälle

Schützenfeste

Scheunenfeten

Brauchtumsfeiern

Schulfeste

Discos

Vereinsfeiern

und vieles mehr

DREI-W-VERLAG

FesTe
FeIern

1015 Feste Feiern 8Auflage neue Farbe.indd   1 23.05.13   17:53

Jugendschutz-Info
fragen und Antworten zum neuen Jugendschutzgesetz (Juschg)
und zum Jugendmedienschutz-staatsvertrag (JMstV)

ein Leitfaden für eltern ... 
... Jugendliche und fachkräfte der Jugendarbeit

3W JU INFO 3Aufl.indd   1 21.01.10   15:45

Gewalt 

DREI-W-VERLAG

Handysauf 

Sebastian Gutknecht

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
sc

hu
le

, J
ug

en
dh

ilf
e 

un
d 

el
te

rn
 

1014 Gewalt auf Handy 6Aufl.indd   1 09.11.10   13:49

DREI-W-VERLAG                                  Susanne Philipp

PERSÖnlIChKEIt	
stärken	und	schützen	
	 	
	 	 	

	

Informationen	für	Eltern

Jugendschutz	
im	Internet

In
fo

rm
at

io
ne

n 
fü

r 
el

te
rn

 u
nd

 F
ac

hk
rä

ft
e

DREI-W-VERLAG

Cyber-
Mobbing

GEGEN 
sexuellen 
Missbrauch 
an Mädchen 
und Jungen

Ei
n 

Ra
tg

eb
er

 fü
r 

M
üt

te
r 

un
d 

Vä
te

r

DREI-W-VERLAG

Herausgeber:

SXM-Cover15.indd   1 08.12.14   10:12

KURZ  KNAPP 
Das Jugendschutzgesetz  

in 10 Sprachen

DE
UTS

CH

EN
GLI
SCH

RU
SSI
SCH

POL
NIS
CH

FA
RSI

KUR
MA

NDS
CH
I

AR
AB
ISC
H

SPA
NIS
CH

FR
AN
ZO
SIS
CH..

TUR
KISC

H
..

U
N
D

5500 AJS.indd   1 09.12.15   10:11

Weitere Infos und Bestellung:

www.ajs.nrw.de

Die Salafisten 

werden gewaltbereiter!
Kann man      „die Salafisten“ verbieten?

Verfassungsschutz rechnet  

mit 7000 Salafisten
Aussteiger aus Salafisten-Szene:  ALLAH IM KOPFBald jeder

8. Schüler 
in NRW Salafist?

Versagen die Schulen im  Kampf gegen den Salafismus?

Weibliche Islamisten: Der Irrweg der  Dschihad-Bräute

Salafistische Zentren 
 in allen großen  

deutschen Städten

Schon Sechsjährige hetzen in der Schule
Verfassungsschutz 

gegen Salafisten 

in Flüchtlingsheimen

Polizei stürmt

Salafisten-Verein

Der Salafismus 
als „Durchlauferhitzer“

 zum Terrorismus

Immer mehr  
Dschihad-Krieger  
in Deutschland

Ein Projekt der

Herausforderung
SALAFISMUS

Computer-Spiele 
in der Familie
Tipps für Eltern

170116_Games_LeichteSprache_Layout_RZ.indd   1 16.01.17   09:49

1

Trainings für Kinder 
und Jugendliche gegen 
Grenzverletzungen 
und sexuelle Übergriffe
Qualitätsstandards 
für Fachkräfte und Eltern

170927_RZ2_AJS_abersicher_Quali_Verteidigung.indd   1 27.09.17   16:00

http://www.ajs.nrw.de/


246 246

Gewaltprävention in NRW
Reader mit Beiträgen der AJS von 1982 bis heute

19
82

-2
01

7 

Ge
w

al
tp

rä
ve

nt
io

n 
in

 N
RW

    
  •

    
  E

in
 R

ea
de

r m
it 

Be
itr

äg
en

 d
er

 A
JS

 a
us

 3
5 

Ja
hr

en

Reader Titel mit Bild.indd   1 01.12.17   14:52

ISBN 978-3-928168-00-7


